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Erste Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf,am Sonntag den 7. März 1897.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Bekenntnisse abgehaltenen Gottesdienstes
versammelten sich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaale des Ständehauses.

Um 12 Uhr 15 Minuten eröffnete der Königliche Landtagscommissarius, Oberpräsident
der Rheinprovinz, Wirklicher Geheimer Rath Herr Nasse den 40. Rheinischen Provinziallandtag
mit folgender Ansprache, welche die Mitglieder stehend entgegennahmen:

Hochgeehrte Herren!

Als KöniglicherCommisjarius habe ich die Ehre, den von Seiner Majestät dem Kaiser
und König hierher einberufenen 40. Provinziallandtag der Nheinprovinz zu begrüßen.

Es wird Ihnen gleich mir ein Herzensbedürfniß sein, zunächst auch an dieser Stelle in
ehrfurchtsvollsterDankbarkeit der Gnade zu gedenken,welche Ihre Majestäten der Kaiser und die
Kaiserin im Herbste des vorigen Jahres unserer Provinz durch AllerhöchstihrenBesuch unter
dem begeistertenJubel der Bevölkerung zu erweisen geruhten.

So Gott will, wirb im kommendenHerbste das hochragende Denkmal zur Enthüllung
gelangen, welches am Deutschen Eck zu Coblenz die Rheinprovinz dem Begründer des Deutschen
Reiches Wilhelm dem Großen zu errichten beschäftigtist. Daß Ihre Kaiserlichenund Königlichen
Majestäten der Enthüllungsfeier des Denkmals durch Ihre Anwesenheitdie höchste Weihe verleihen
wögen, das ist, dessen bin ich gewiß, eines jeden Rheinländers hoffnungsvoller Wunsch! (Bravo!)

In Erfüllung einer Ehrenpflicht lassen Sie ferner derjenigen Mitglieder des Provinzial-
landtags uns dankbar erinnern, welche seit Ihrer letzten Tagung dahingeschiedensind. Mögen
°ie neu eingetretenen Abgeordneten ihren Vorgängern nacheifern in treuer Sorge und fleißiger
"lbeit für der RheinischenLande Blühen und Gedeihen!

Die Königliche Staatsregierung erbittet Ihr Gutachten über den Entwurf einer Ver¬
ordnung, betreffenddie Ausführung des Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874 in der Rheinprovinz,
Im Uebrigcn nimmt die Staatsregierung Ihre Thätigkeit nur wegen einiger Wahlen für Ober¬
ersatzcommissionen in Anspruch.

Eine Vorlage wegen anderweiter Einrichtung der RheinischenGemeinbe-Forstverwaltuug
^"n ich Ihnen auch jetzt noch nicht unterbreiten. Es haben vielmehr die zuständigen Herren
Minister sich dahin ausgesprochen,daß die vom Provinziallandtage angeregte Bildung gemein¬
schaftlicher Oberförstereien für den Staats- und Gemeindewald im Hinblick auf die entgegen¬
stehenden finanziellen Schwierigkeitenzur Zeit für undurchführbar zu erachten fei.
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Der stetig fortschreitendenEntwickelungder GesammtverlMnisse unserer Provinz, meine
Herren, entspricht der erweiterte Umfang der für Ihre eigene Verwaltung gestellten Aufgaben.
In welchem Maße die einzelnen Zweige der Verwaltung an diefer gesteigerten Thätigkeit
betheiligt sind, werden Sie aus dein Ihnen vorliegenden Material ersehen. Ihre Sorge wird es
sein, für eine geordnete und gedeihliche Weiterführung der provinziellen Aufgaben die erforder¬
lichen Mittel uuter sorgsamer Abwägung des Bedürfnisses bereit zu stellen.

Aus den mannigfachen und gewichtigen Materien, welche hierbei im Einzelnen Ihre
Aufmerlfamkeit vorzugsweife erheischen werden, hebe ich insbesonderedie Vorlagen hervor, welche
Ihnen nach reiflichster Erwägung Ihr Provinzialausschuh auf dem Gebiete der Fürsorge für
die Geisteskrankenund Epileptische» unterbreitet. Ich hege das zuversichtlicheVertrauen, daß es
dem Provinzillllandtage auch in dieser so hoch bedeutsamen Angelegenheitgelingen wird, unbeirrt
durch die zurückliegendenAngriffe von sachlich nicht immer genügend unterrichteten Seiten und
nur geleitet von dem Gefühle ausgiebiger Pflichterfüllung und ernster Verantwortung die Rhei¬
nische Irrenpflege vorbildlich fo zu erhalten und zu fördern, wie dies der Grüße und Bedeutung
der Provinz traditionell entspricht.

Im Hinblick auf die immer noch mißliche Lage, in welcher sich die Landwirthschaft
treibende Bevölkerung befindet, werden Sie in dem Haushaltsetat für die Jahre 1897/99 mit
Befriedigung die Einstellung erhöhter Mittel für landwirthschaftlicheZwecke erblicken,zumal nun¬
mehr außer der Eifel auch in anderen unter besondersungünstigen VerhältnissenleidendenKreisen
eine kräftigere Förderung der Landeskultur unter Aufwendung staatlicher und provinzieller Mittel
erfolgen foll.

Dankbar begrüßt man es schließlichunter der lundwirthschaftlichenBevölkerung der
Provinz, daß durch eine engere Verbindung des Geschäftsbetriebes der communalen Sparkassen
mit der auch anderweit so regsam thätigen Landesbank der Nheinproviuz eine erfreuliche Erleichterung
und Stärkung des ländlichen Realkredits Platz zu greifen beginnt.

Wenn ich Ihnen nunmehr, meine Herren, beim Beginne Ihrer diesmaligen Tagung ein
herzliches „Glück auf" zurufe, fo zweifele ich uicht, daß Ihr in Einsicht und Opferwilligkeit bewährter
Sinn die Berathungen, welche sich zum ersten Male in dem prächtig ausgestaltetenSitzungssaals voll¬
ziehen, zu einem für unsere theuere Heimathvrovinz ersprießlichen Ende führen wird. Möge
Gottes Segen Ihre Arbeiten begleiten!

Auf Allerhöchsten Befehl erkläre ich den 40. Rheinischen Provinziallandtag hiermit
für eröffnet.

Nach § 32 der Provinzialordnung bitte ich nunmehr das an Jahren älteste Mitglied des
Provinziallandtages, den Vorsitz zu übernehmen. Soweit ich habe ermitteln können, ist dies
älteste Mitglied der Kaufmann und Stadtverordnete Herr Eifenlohr aus Barmen, der am
25. April 1816 geboren ist. Ist ein Aelterer da? — Ich darf annehmen, daß dies uicht der
Fall ist und ich bitte den Herrn Eifenlohr hiermit, den Vorsitz zu übernehmen.

Alterspräsident Eifenlohr: Ich möchte die beiden jüngsten Mitglieder des Landtages
bitten, das Schriftführeramt zu übernehmen. Soviel ich weiß, ist es Herr Guilleaume und
den zweiten Herrn kenne ich noch nicht. (Abgeordneter Landrath von Groote: Ich werde es
sein!) Wollen Sie die Güte haben, (Die Abgeordneten Guilleaume und von Groote nehmen
die Plätze der Schriftführer ein. Schriftführer Abgeordneter Guilleaume vollzieht hierauf
den Namensaufruf,)
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Meine Herren! Es fehlen also heute 21. Es ist die Liste festgestelltzum Zweckeder
Wahl des Herrn Präsidenten und des Herrn Vicepräsidenten.

Ich bitte Sie, meine verehrten Herren, stimmen Sie mit mir ein in ein begeistertes
Hoch der Liebe und Verehrung (die Mitglieder erheben sich) für unseren hochverehrtenKaiser und
König Wilhelm II.!

Wilhelm II. er lebe hoch und zum zweiten Male hoch und zum dritten Male hoch!
(Die Mitglieder stimmen begeistert in das Hoch ein.)

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich schlageIhnen vor, die Wahl des ersten Vor¬
sitzenden per Akklamation vorzunehmen (Beifall) und zwar durch Akklamation zu wählen den
Herrn Oberbürgermeister Vecker-Köln.(Beifall.)

Alterspräsident Eisenlohr: Meine Herren! Sie sind damit einverstanden, daß wir per
Akklamation den Herrn Oberbürgermeister Becker wählen, (Zustimmung) überhaupt die Wahl
per Akklamation vollziehen?

Alterspräsident Eisenlohr: Meine Herren! Ich frage den Herrn OberbürgermeisterBecker,
ob er die eben gethätigte Wahl per Akklamationannimmt.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich danke Ihnen für das mir auf's Neue bewiesene
Vertrauen und nehme die Wahl an, indem ich Sie bitte, mir die Amtsführung durch freundliche
Nachsicht Ihrerseits möglichst zu erleichtern. (Beifall.)

Alterspräsident Eisenlohr: Meine Herren! Nach dieser Erklärung bitte ich Sie, den
Herrn Vicepräsidentenzu wählen.

Abgeordneter Courth: Ich schlage zum stellvertretendenVorsitzendenden Herrn Grafen
von Fürslenberg-Stllmmheim vor und bitte, durch Akklamationdie Wahl zu vollziehen. (Beifall.)

AlterspräsidentEisenlohr: Meine Herren! Sie sind auch mit dieser Wahl per Akklamation
einverstanden? —

Dann frage ich den Herrn Grafen von Fürstenberg-Stammhein, ob Sie die Wahl zum
Vicepräsidenten annehmen?

Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich erkläre mich bereit, die
Wahl anzunehmen. Auch ich danke den Herren für das mir wiederholt zugedachte Ehrenamt und
"ehme dankend die Wahl an. Ich habe nur die Bitte hinzuzufügen, daß Sie mir, wie in der
vorigen Sitzung, auch in dieser wiederum Ihre Nachsicht in möglichst reichem Maaße zu Theil
werden lassen mögen.

Alterspräsident Eisenlohr: Meine Herren! Darf ich Sie nun bitten, 4 Schriftführer
W wählen.

Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die Schriftführer der
vorigen Session, nämlich die Herren AbgeordnetenLinz, Spiritus, Brüning lind Freiherr von
Coels, per Akklamationwieder zu wählen. (Beifall.)

Alterspräsident Eisenlohr: Sie sind einverstanden, meine Herren, mit der Wahl durch
Akklamation? (Zum Abgeordneten Becker): Herr Oberbürgermeister, Sie werden bann wohl die
Freundlichkeithaben, hier diesen Platz einzunehmen.

Die Herren Schriftführer nehmen die Wahl an; ich fetze das voraus. (Zustimmung.)
Vorsitzender Becker: Meine verehrten Herren! Indem ich hiermit den Vorsitz über¬

nehme, erlaube ich nur zunächst dem Herrn Landescommissariusdie Anzeige zu machen, daß sich
der Landtag seinen Vorstand gewählt hat.

1»
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Dann, meine Herren, spreche ich unserem hochverehrten Herrn Alterspräsidenten, (Beifall)
der bis hierher die Verhandlungen geführt hat, in Ihrer Aller Minen unseren aufrichtigstenDank
aus (Beifall) und bitte Sie, sich zum Zeichen Ihres Dankes von Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Abgeordneter Visen lohr: Meine Herren! Ich danke für die große Ehre, die Sie mir
dadurch erweisen. Ich danke herzlichst.

VorsitzenderBecker: Wir haben bisher, meine Herren, solange unser früherer hochuer-
ehrter Herr Vorsitzende, Seine Durchlaucht der Fürst zu Wied, durch Krankheit verhindert ist,
an unseren Berathungen Theil zu nehmen und hier den Vorsitz zu führen, bei jeder Vereinigung
ihm unser Bedauern ausgedrücktund den herzlichenWunsch damit verbunden, daß es ihm recht
bald vergönnt sein möge, hier wieder in unserer Mitte in alter treuer Weise seiues Amtes zu
walten. Ich möchte Sie bitten, mich zu ermächtigen, einen derartigen telegraphischen Gruß ihm
auch jetzt zugehen zu lassen. (Beifall.)

Das findet allseitige Billigung; ich werde darnach verfahren.
Nun, meine Herren, können wir in unsere Berathungen eintreten. Es geschieht das in

einem neu hergerichteten Saale, der nach allen Richtungen hin den UnbequemlichkeitenAbhülfe
schasst, unter denen wir bisher zum Theile zu leiden hatten.

Ich möchte deshalb, wie das auch schon der Herr Landtagscommissarius gethan hat,
unsere ersten Berathungen in diesem neuen Saale nicht anders beginnen, als, indem ich dem
Wunsche Ausdruck gebe, daß, so lange auch in diesem Saale die Berathungen des Landtages vor
sich gehen, sie jeder Zeit wie bisher getragen sein möchtenvon der Liebe zu Kaiser und Reich,
(Bravo!) von der treuen Anhänglichkeitan die Provinz, der wir alle angehören, und daß alle
Beschlüsse, die hier gefaßt werden mögen, der Provinz und ihrer Bewohnerschaft jeder Zeit zum
vollen Segen gereichenmögen. (Bravo!)

Dann, meine Herren, habe ich Ihnen das Verzeichnißderjenigen Personen mitzutheilen,
welche seit der vorigen Tagung des Provinziallandtages aus demselbenausgeschiedensind.

Es sind zunächstausgeschiedendurch Mandatsmederlegnng:
Porcher, KöniglicherLandrath, jetzt Negierungsrath in Berlin,
Graf von Vrühl, KöniglicherLandrath, jetzt Verwaltungsgerichtsdirektorin Sigmaringen,
Kühlwetter, Geheimer Regierungsrath und Stadtverordneter in Köln und
Graeff, Oberbergrath in Dortmund.

Außerdem sind durch Tod ausgeschieden:
Wilhelm Scheidt, Geheimer Commerzienrath aus Kettwig,
Wilhelm Rauten strauch, Gutsbesitzerund Oekonomierathaus Eitelsbach,
Freiherr Felix von Lo«, Gutsbesitzer in Tervorten,
Hubert Schlick, Gutsbesitzer in Holzweiler,
Clemens Hoffstadt, Gutsbesitzer in Vogelheim,
Rittergutsbesitzer Freiherr Max von Boeselager zu Peppenhoven, und endlich
Carl Franken, Gewerke in Essen.

Meine Herren! Ich bitte Sie, sich zum ehrenden Andenken an die Dahingeschiedenen von
Ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Dann, meine Herren, hätte ich Ihnen noch einige geschäftliche Mittheilungen zu machen.
Es ist ein Schreiben Seiner Excellenzdes Herrn Oberprästdentcn vom 2. b. M. ein¬

gegangen, nach welchem die Herren Prouinziallandtags-Abgeordneten Fürst zu Wied, Graf Eugen
von und zu Hoensbroech,Bürgermeister Schieß, Landrath 1)i-. von Sandt und Oberbürgermeister
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von Bohlen ihres körperlichenBefindens wegen verhindert sind, an den Sitzungen des Provinzial-
landtages theilzunehmen. Landrath Dr. von Sandt hat auch von Nizza aus telegraphischum
Urlaub fttr die Session gebeten.

Sodann ist ein Schreiben Seiner Excellenz des Herrn Oberpräsidenten vom 3. d. M.
eingegangen, welchem zufolge der Provinziallandtags-Abgeordnetc Gutsbesitzer Esser in Rodderhof
seine Theilnahme an den Verhandlungen des Provinziallandtages von einer Besserung seines
derzeitigen leibenden Zustandes abhängig gemacht hat.

Ferner liegt ein Schreiben des Herrn Geheimen Commerzienraths Krupp in Essen vor,
daß er während der ersten Tage des Provinziallandtages an den Sitzungen Theil zu nehmen
durch anderweite Inanspruchnahme verhindert sei.

Sodann hat der Herr Abgeordnete Commerzienrath Barteis aus Barmen gebeten, ihn
am 8. und 9. d. M. zu beurlauben, weil er durch geschäftliche Angelegenheitenan diesen Tagen
an der Theilnahme an den Sitzungen verhindert sei.

Weiterhin möchte ich Sie, meine Herren, bitten, sofern Sie die hier eingenommene
Wohnung noch nicht in die auf den, Landtagsbüreau offenlicgendeListe haben eintragen lassen,
das den geschäftlichen Mittheilungen beiliegende Formular gefälligst möglichstbald auszufüllen und
an das Landtagsbürcau gelangen zu lassen, damit das Verzeichnis;der Wohnungen der Herren
Abgeordneten bald gedruckt werden und die Zustellung der Einladungen ordnungsmäßig erfolgen
kann. Aus demselben Gesichtspunktemöchte ich Sie bitten, soforn Sie Ihren Platz noch nicht
mit Ihrer Karte gekennzeichnet haben, das auch möglichstbald zu thun, damit die Drucksachen,
die Ihnen in der Sitzung oder kurz vor der Sitzung zugestellt werden sollen, auf Ihren Platz
gelegt werden können.

Meine Herren! Die Verwaltung der Kunsthalle hat Eintrittskarten zum Befuch der
Kunsthalle übersandt, welche auf den Plätzen der Herren vertheilt sind. —

Der Vorstand des Künstlervereins „Malkasten" ladet die Mitglieder des Provinzial¬
landtages zum Besuch seines Lokals während der Dauer des Landtages ein. (Bravo!) Das
sind, meine Herren, die Mittheilungen, welche ich Ihnen machen wollte.

Ich bitte nun zunächstdie Herren Schriftführer, hier Platz zu nehmen.
Wir kommen dann zur Verlofung der Abtheilungen. Zu dem Zwecke, meine Herren,

werden die sämmtlichenNamen der Mitglieder des Hauses in diese Urne geworfen. (Geschieht.)
Meine Herren! Ich werde die Namen der einzelnenHerren aufrufen, und die beiden

Herren Schriftführer werden die Güte haben, die Herren in der Reihenfolge, wie sie aufgerufen
werden, in die I., 2., 3., 4. und 5. Abtheilung zu vertheilen. Ich beginne mit dem Aufruf.
(Der Aufruf findet statt.)

Meine Herren! Die Auslosung in die Abtheilungen ist beendet. Das Verzeichmßder
Abtheilungen wird Ihnen bis morgen früh zugehen. Ich möchte nun bitten, daß die Abtheilungen
sich morgen früh um 10 Uhr constituiren und zwar die 1. Abtheilung auf Zimmer XXII., die
2. Abtheilung auf Zimmer XX., die 3. Abtheilung auf Zimmer XVII., die 4. Abtheilung auf
Zimmer XIX. und die 5. Abtheilung auf Zimmer X. Das wird an den Zimmern verzeichnet
s"", welche Abtheilung in dem betreffenden Zimmer tagt, sodah die Herren, wenn sie tne
Nummer ihrer Abtheilung aus der ihnen zugehenden Abtheilungsliste ersehen haben, leicht das
Zimmer finden, wo ihre Abtheilung zusammentritt. Die Abtheilungen haben dann gemäß unserer
Geschäftsordnungeinen Vorsitzenden,einen Stellvertreter und einen Schriftführer zu wählen, und
dann, meine Herren, sind durch die Abtheilungen,nachdem sie sich constituirthaben, tne Comrmssionen
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zu wählen, die nach unserer Geschäftsordnung bestehen. Die Wahl dieser Commissionenwerden
die Abtheilungen vornehmen. Die Commissionenbestehen nach unserer Geschäftsordnung, wenn
nichts Anderes bestimmt wird, immer aus 15 Mitgliedern,und jede Abtheilung hat also in jede
Commission immer 3 Mitgliederzu wählen. Diejenigen Herren, auf welche diese Wahl fällt,
werden nun gebeten, sich zur Constituirung der Commissionenmorgen früh um 11 Uhr in dem
betreffendenZimmerzufammenzufinden.

Also um 10 Uhr constituiren sich die Abtheilungenund wählen die einzelnenCommissions¬
mitglieder, und die Commissionsmitgliederhaben sich um 11 Uhr in dem betreffenden Zimmer
und zwar die erste Fachcommifsionim ZimmerXXII, die zweite Fachcommissionim Zimmer
XX, die dritte Fachcommissionim Zimmer XVII, die Gcschäftsordnungscommissionauf Zimmer
X und die Wahlprüfungscommission auf Zimmer XIX zusammenzufinden und sich dort ihrer¬
seits als Commissionenwieder durch Wahl des Vorsitzenden,des Stellvertretersund des Schrift¬
führers zu constituiren. Die Zimmer werden ebenfalls durch Anschlag gekennzeichnet sein, sodaß
Sie nach der Richtung hin Irrthümern nicht unterworfen sein können.

Nun hat zur Commissionsbildungnoch ums Wort gebeten Herr Freiherr von Solemachcr-
Antweiler. Ich gebe ihm das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Die Zahl
unserer Commissionen und die Zahl der einzelnen Mitglieder in den Commissionen datirt noch
aus der Zeit in welcher der Landtag aus 75 Mitgliedern bestand, während er jetzt aus 145 besteht.
Die Folge davon würde nun sein, daß wenn diese Fachcommissioncn,deren es nur drei giebt,
aus je 15 Mitgliedern gewählt sind, 45 Herren sehr mit Thätigkeitüberlastet sind, während
100 eigentlich Nichts zu thun haben, und namentlich an den Tagen, wo keine Plenarsitzungen
stattfinden, mehr oder minder unnütz ihren Aufenthalt in Düsseldorf haben würden. (Heiterkeit.)
Meine Herren, dem läßt sich nun auf zweierlei Weise abhelfen: einmal dadurch, daß man mehr
Commifsionen bildet, oder auf eine andere Weise, indem man in die Commissionenmehr Mit¬
glieder wählt. Mehr Commissionenzu bilden, meine Herren, würde recht unpraktischsein, weil
unsere ganze Eintheilung bei der Centralstelle darauf eingerichtet ist, daß die Sachen nur in
diesen drei Fachcommissionenbearbeitet werden sollen, wegen der Vertretungder Beamten u. s. w-
Aber, meine Herren, ich würde es recht zweckmäßigfinden, wenn man die Commissionen
stärker macht. Nehmen Sie überhaupt doch nur den Fall an, daß, wenn die Abtheilungen
morgen zusammentreten, jede Abtheilung,die also aus ungefähr 30 oder aus 29 Mitgliedern
besteht, nun in eine Commission nur 3 Mitglieder wählen foll, während doch immerhin mehr
Herren sein werden, die entschieden den Wunsch haben, sich an den Arbeiten reger zu betheiligen.
(Sehr richtig!)

Aus allen diesen Gründen stelle ich den Antrag, daß die 3 Fachcommissionen-^
nämlich die Wahlprüfungscommission und die Geschäftsordnungscommissionwürden wol mit 15
genug haben - statt aus 15 aus 25 Mitgliedernbestehen. (Lebhafter Beifall,)

VorsitzenderBecker.' Das Wort hat zunächst der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Gegen die Vermehrung der Commissionen

würde ich mich aussprechen müssen wegen der Schwierigkeit meiner Anwesenheit in den einzelnen
Commissionenund meiner Vertretung. Dagegen halte ich die Vergrößerungder Zahl der Mit»
glieder allerdings auch für zweckmäßig. Dem würde ein Bedenken nicht entgegenstehen;vielmehr
würde ich dem Antragebeitreten.

Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Courth hat das Wort.
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Abgeordneter Courth: Ich wollte wir erlauben, mich den Antrag des Herrn von
Solemacher zu unterstützen. Es ist ja ein anerkennenswerther Andrang zu den Haupt-Fach¬
commissionen, daß nur 15 Mitglieder gewählt werden, führt dahin, daß z, B. von den 4 Düsseldorfer
Vertretern kein einziger in einer dieser Commissionenwar. Ich begrühe den Antrag mit Freuden.

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung über diese Frage. Meine Herren, wir kommenzur Abstimmung. Wenn ich Herrn
Freiherrn von Solemacher recht verstände!: habe, hat er den Antrag gestellt: erstens es bei der
Zahl von 15 Mitgliedern für die Geschäftsordnungscommissionuud die Wahlprüsungscommission
zu belassen,dagegen die Zahl der Mitglieder der 3 Fachcommissionen um je 5 also auf 20 für die
Commifsionzu verstärken (AbgeordneterFreiherr von Sole macher-Antw eiler: um je 10 auf
25, so daß jede Abtheilung 5 wählt!) — also von 15 auf 25 zu erhöhen — ist das der Antrag?
(Abgeordneter Freiherr von Solemachcr-Antwciler: Ja!) Gut, meine Herren, dann stimmen
wir darüber ab. Ich bitte diejenigen Herren (AbgeordneterMichels: darf ich noch um's Wort
bitten?) Ja, meine Herren, wir haben die Verhandlung geschlossen.Wenn Sie zur Fragestellung
etwas anführen wollen? —

Abgeordneter Carl Lueg: Ich wollte den Herrn Landesdirektor bitten, mitzutheilen, ob
in den einzelnen Sitzungszimmern auch für 30 Personen Platz ist, (Zuruf für 25) denn zu den
25 Personen kommen noch die Referenten vom Provinzialausschuß, Sekretäre :c. Nach meiner
Kenntniß sind die Zimmer nicht groß genug, um eine folche Anzahl aufnehmen zu können.

Landcsduettor Dr. Klein: Meine Herren! Diese Schwierigkeit wird sich beseitigen
lassen, indem man das Sitzungszimmer des Provinzialausschusseshinzunimmt. Der Sitzungssaal
für FachcommissionI Nr. XXII ist groß genug. Der an der äußeren Ecke liegende Sitzungssaal
für FllchcommissionIII ist ebenfalls groß genug. Es kann sich mithin um die Fachcommission
II handeln, deren bisheriges Sitzungszimmer allerdings für 25 Mitglieder zu klein sein würde.
Sollte sich das bestätigen, so würde man für diefe Fachcommifsion einen anderen Saal nehmen
'"üssen, was — wie bemerkt — sich ohne Schwierigkeitenbewerkstelligen läßt.

VorsitzenderVccker: Meine Herren! Dann kommen wir jetzt zur Abstimmuug. Alfo der
Antrag des Herrn Freiherrn von Solemacher geht dahin, jede der 3 Fachcommissionen von 15 auf
25 Mitglieder zu erhöhen, (Zuruf 20! Widerspruch) — von 15 Mitglieder auf 25 zu erhöhen.

Meine Herren! Ein anderer Antrag liegt nicht vor, als die Erhöhung von 15 auf 25.
Wer das nicht will, muß eben dagegen stimmen. Die Zeit, wo Anträge gestellt werden können,
'st vorbei; ich habe die Verhandlung schon geschlossen. (Abgeordneter Quack: Ich bitte um's
Wort!) Also es handelt sich nur um die Frage: soll die Erhöhung eintreten von 15 auf 25?
(AbgeordneterQuack: Ich möchte den Antrag stellen, daß die Erhöhung auf 20 eintritt.) Thut
m« sehr leid. Dieser Antrag kann nicht mehr gestelltwerden, er ist verspätet; die Verhandlung
ist geschlossen, jetzt wird abgestimmt, wir sind mitten in der Abstimmung, und da können keine
Anträge gestellt werden. Es kann sich nur noch um die Fragestellung handeln. (Unruhe.) Ich
bitte also diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn Freiherrn von Solemacher gemäß die
Mitgliederzahl für die Fachcommissionen von 15 auf 25 erhöhen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
- Meine Herren, bitte, bleiben Sie stehen; die Sache ist zweifelhaft. (Zuruf: Gegenprobe!)
Meine Herren, diejenigen Herren, welche stehen, bilden die Minderheit nach Auffassungder Schrift¬
führer. (Zustimmung.) Der Antrag ist also abgelehnt. (Heiterkeit.) Es bleibt also, meme
Herren, bei der Besetzungder Commissionenmit 15 Mitgliedern. (Mehrseitige Zurufe: Ich bitte
«ms Wort!)
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Abgeordneter Quack: Darf ich mir erlauben, jetzt den Antrag wieder aufzunehmen?
VorsitzenderBecker: Meine Herren! Bitte, erlauben Sie — ich möchte bitten, daß

Niemand spricht, bevor er von mir das Wort erhalten hat. Wir wollen erst die Rednerlistefeststellen.
Herr Freiherr von Plettenberg hat um's Wort gebeten. Hier waren auch noch zwei Herren: Herr
Quack, Herr Hardt und Herr Conze. Ich gebe zunächst Herrn Freiherrn von Plettenberg das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Ich stelle den Antrag, die Mit¬
gliederzahl von 15 auf 20 zu erhöhen. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Dann hat Herr Quack das Wort.
Abgeordneter Quack: Ich verzichteauf das Wort.
VorsitzenderBecker: Herr Quack verzichtet. Dann hat Herr Hardt das Wort.
Abgeordneter Hardt: Ich verzichte.
VorsitzenderBecker: Dann hat Herr Conze das Wort.
Abgeordneter Conze: Ich verzichte auch.
Vorsitzender Becker: Sie verzichten alle, meine Herren. Sonst meldet sich Niemand

zum Wort. Ich schließe die Verhandlung.
Wir kommennun nochmals zur Abstimmungund zwar über die Frage, ob die 3 Fach¬

commissionenum je 5 Mitglieder, also auf 20 Mitglieder, verstärkt werden sollen. Ich bitte
diejenigen Herren, welche diesem Antrage zustimmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die große Majorität. Meine Herren, ich stelle Ihr Ginverständniß fest. Sie werden also
morgen je 20 Mitglieder, also jede Abtheilung 4 Mitglieder in die Fachcommissionenzu wählen
haben, während bei den beiden anderen Commissionenje 3 zu wählen sind.

Dann, meine Herren, habe ich Ihnen noch zwei Mittheilungen zu machen.
Meine Herren! Vom Oberbürgermeistern»«!in Köln wird telephonischmitgetheilt, es

seien zwei Schreiben eingelaufen, eins von Sr. Excellenzdem Herrn Kultusminister, daß er sich
bei der Feier der Enthüllung der Figurcngruppe vor dem Ständehause durch Se. Excellenz den
Herrn Ober-Präsidenten vertreten lasse, und zweitens von Sr. Excellenzdem Herrn Minister des
Innern, daß er an der Theilnahme bei der Feier verhindert sei.

Dann, meine Herren, sind wir am Ende der Verhcmdlungsgegenständefür die heutige
Sitzung. Ich möchte Ihnen nunmehr vorschlagen,die nächste Plenarsitzung morgen um 11'/, Uhr,
also um 10 Uhr Constituirung der Abtheilungen und Wahl der Commissionsmitglieder, um
11 Uhr Constituirung der Commissionen,und um 11'/, Uhr unsere Plenarsitzung abzuhalten und
zwar mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für

das Etatsjahr 1894/95.
3. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für

das Etatsjahr 1895/96.
4. Vorbericht zu dem Hauptetat der Provinzialverwaltung der Rhcinprovinz sowie zu

den zu demselbengehörenden Etats der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten
für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1898 und vom 1. April 1898
bis 31. März 1899. — Dem Etatsheft vorgelegt.

5. Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis
31. März 1899.
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6. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensständ des Rheinischen
Provinzialuerbandes, und endlich

?. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.
Das, meine Herren, wären die Gegenstände, welche Ihnen für die morgige Sitzung

vurgefchlagenwerden.
Wenn von keiner Seite ein Bedenken laut wird, dann darf ich Ihr Einverständniß —

was hiermit geschieht — feststellen und damit sind wir am Ende unserer heutigen Sitzung.
Wir werden nunmehr die Denkmalscuthüllungvornehmen, welche um 2 Uhr stattfinden soll.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 1'/« Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf,am Montag deu 8. März 1897.

Beginn 11 Uhr 40 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:
1- Eingänge.
2- Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für das

Etatsjahr 1894/95.
3- Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für das

Etatsjahr 1895/96.
4- Vorbericht zu dem Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu

demselbengehörenden Etats der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für die Etat¬
jahre vom 1. April 189? bis 31. März 1898 und vom 1. April 1898 bis 31. März 1899,
— Dem Etatsheft vorgelegt.

5> Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etatöjahre vom 1. April 189? bis 31.
März 1899.

^- Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzial-
verbandes.

? Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung und habe Ihnen zunächst einige geschäft-
"che Mittheilungen zu machen.

Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für den heutigen Tag sind Herr Landrath Linz und Herr Oberbürger,

""ister Spiritus.
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Die Gesellschaft„Verein" beehrt sich, die Mitglieder des Provinziallandtages zum Be¬
suche einzuladen. Desgleichenhat eben der Vorstand des Kunstgewerbemuseumsfür die Herren
Mitglieder des Provinziallandtages Karten zum Besuche des Kunstgewerbemuseumsübersandt.
Dieselben werden, wenn das nicht schon geschehen ist, während der Sitzung an die Herren Mit¬
glieder vertheilt werden.

Die Industriellen der Brohl-OberzissenerStraße senden eine Entgegnung auf die Vorlage
des Provinzialausschusses wegen Aufhebung der Vorausleistungen der Beiträge für die Straßen¬
unterhaltung. Dieselbe wird vertheilt werden.

Das Verzeichnis;der Petitionen ist den Herren bereits zugegangen. Die Petitionen
werden den in der letzten Spalte dieses VerzeichnissesbezeichnetenFachcommissionenzu über¬
weisen sein.

Die Wahlprüfungs-Verhandlungcn über die Ersatzwahlen in den Kreisen Ruhrort und
Waldbroel, bezüglich deren der 39. Rheinische Provinziallandtag die Beschlußfassungausgesetzt
hatte, sowie die Wahlakten über die inzwischen stattgehabten 11 Ersatzwahlen liegen vor. Die¬
selben werden zunächst der Wahlprüfungscommifston zu überweisen sein. Ich darf annehmen,
daß Sie, meine Herren, mit diesen Vorschlägen einverstanden sind.

Dann wird es vielleichtfür viele von Ihnen von Wichtigkeitfein, zu wissen, wie die
Nestimmungen über die Plenarsitzungen für die nächsten Tage in Aussicht genommen sind. Da¬
nach soll, um den Commissionen,die Sie eben gewählt haben, Zeit zur Vorarbeit zu lassen, am
Mittwoch und Donnerstag keine Plenarsitzung stattfinden, und, um denjenigen Herren, welche
vielleichteinen der Tage, Donnerstag, zu Hause zubringen füllten, die Rückkehr möglichst zu
erleichtern,am Freitag die Plenarsitzung erst am Nachmittag anberaumt werden. Dann haben die
Commissionenalso 2 '<« Tage Zeit, um die größeren Vorlagen eingehend durchzubewthenund für
das Plenum vorzubereiten.

Voraussichtlichwerden wir am Donnerstag, nach einer kurzen Plenarsitzung, die um
11 Uhr beginnen soll, damit die Herren noch die Möglichkeit der Rückkehr nach Hause haben,
unsere Berathungen schließen können.

Das sind die Mittheilungen, die ich Ihnen in dieser Beziehung zu machen hätte.
Dann, meine Herren, haben, wie Sie wissen, die Abtheilungen sich heute Morgen um

10 Uhr constituirt. Ich werde Ihnen über die betreffenden Wahlen der Vorsitzenden, Stellver¬
treter u. s, w. Mittheilung machen lassen, damit Sie darüber unterrichtet sind. Das Verzeichnis,
der Abtheilungen, wie sie gebildet sind, wird Ihnen dann später im Druck zugehen. Es ist also
nicht nöthig, daß sämmtliche Mitglieder, die in die einzelnen Abtheilungen gekommen sind, hier
noch einmal verlesen werden. Das scheint nicht gewünscht zu werden. Dann bitte ich
wenigstens mitzutheilen, wie der Vorstand der einzelnen Abtheilungen gebildet ist.

Schriftführer Abgeordneter Linz (liest):

I. Abtheilung. Vorsitzender:Freiherr von Solemacher-Antweiler; stellvertretender
Vorsitzender: von Kühlwetter; Schriftführer: von Hagen; stellvertretender Schriftführer:
Dr. Venn.

II. Abtheilung. Vorsitzender: Dietze; stellvertretenderVorsitzender: von Monschaw;
Schriftführer: Freiherr von Dalwigl; stellvertretenderSchriftführer: Freiherr von Scheibler.

Hl. Abtheilung. Vorsitzender: Lindemann; stellvertretender Vorsitzender: Freiherr
von Coels; Schriftführer: Pastor; stellvertretenderSchriftführer: Dr. von Nell.
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IV. Abtheilung. Vorsitzender:Eisenlohr; stellvertretenderVorsitzender: Linz; Schrift«
sichrer: von Wätjen; stellvertretenderSchriftführer: Kunz.

V, Abtheilung. Vorsitzender:Meuser; stellvertretenderVorsitzender: Knebel; Schrift¬
führer: von Brenn in g; stellvertretenderSchriftführer: Schrakamp.

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Wenn es nicht gewünscht wird nehme ich also an,
daß Sie nns die Verlesung des Verzeichnisses des Mitglieder, die in die einzelnen Abtheilungen
gewählt sind, erlassen, Sie bekommen, wie gesagt, im Laufe des Tages die Nachweisung der
Abtheilungen im Druck zugefertigt.

Dann, »»eine Herren, haben sich eben die Commissionengebildel. Das Verzeichnis; liegt
mir aber noch nicht vor. Sobald es zusammengestelltist, werde ich mir erlauben, im Laufe der
Sitzung Ihnen die Mittheilung darüber zu machen.

Dann sind einige Eingänge zu Ihrer Kenntniß zu bringen. Zunächst ein Schreiben
Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten, daß er den Königlichen Negierungsrath Herrn
Stackmann als seinen Commissar zu den Sitzungen des Provinziallandtagcs und der Commissionen
anmeldet.

Dann ein Schreiben des Abgeordneten Freiherrn voll Stumm, welcherfür diefe Woche
um Urlaub bittet. Der Urlaub steht dem Haufe zu. Wenn kein Widerspruch erfolgt, nehme ich
an, daß er von Ihnen ertheilt ist.

Dann, meine Herren, ein Antrag Ncußel zur Ausführung des Fifchereigesetzes, Ich
bitte den Antrag zu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Linz (liest):
„Hoher Landtag wolle nachstehenden Zusatz zu § 3 des Entwurfes einer Verordnung,

betreffend die Ausführung des Fifchereigesetzes in der Nheinprouinz, und zwar
hinter Nr, 2 und vor Nr. 3, beschließen:

„Der Negierungspräsident kann jedoch auch für das eine oder andere der vorerwähnten
Gewässer, an welchem keine berufsmäßigen Fischer wohnen, die absolute Frühjahrs-
fchonzcit anordnen".

Gründe:
Die gewöhnlicheFrühjahrsfchonzeit ist deshalb eine unvollständige, weil an drei Tagen

jeder Woche gefischt werden darf. An diefen 3 Tagen kann der Fischzucht durch das Fangen der
laichenden Fische großer Schaden zugefügt werden. Eine absolute Frühjahrsschonzeithat man offenbar
^- wie auch aus dem Schlüsse des Einganges der vorgelegten Denkschrift(S. 22) hervorgeht —
wegen der berufsmäßigen Fischer nicht angeordnet. Wenn nun an einem der im §. 3 aufgeführten
Gewässer keine berufsmäßigen Fischer wohnen, so liegt auch kein Grund vor, die Schonzeit in
d°r obigen Weise zum Nachtheil der Fischzucht zu unterbrechen.

Es dürfte daher der obige Zufatzantwg vom hohen Provinziallandtag unbedenklichzu
genehmigensein."

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Der Antrag wird zweckmäßigerWeife mit der
Vorlage des ProvinzialausschusscsDruckfacheNr. 28 „Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses
'lber den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffend die Ausführung des Fifchereigesetzes m der
Nheinprouinz", zur Verhandlung kommen. Es fcheint das auch Ihre Meinung zu fein, ich darf
d°s feststellen und wird der Antrag dann zu dem Zwecke der II. Fachcommissionzu über¬
weisen sein.

Dann, meine Herren, tonnen wir in die Tagesordnung eintreten.
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Der erste Gegenstand der Tagesordnung ist bereits erledigt; es sind Eingänge.
Dann kämen wir zum zweiten und dritten Gegenstand der Tagesordnung:

„Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung für die Etatsjahre 1894/95 und 1895/96."

Berichterstatter ist Herr Dietze, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dietze: Meine Herren! In zwei ausführlichen Druckstücken

hat der Provinzialausschuß Ihnen den vorgeschriebeneu Bericht über die Etatsjahre 1894/95 und
1895/96 erstattet. Der Provinzialausschuß hat geglaubt, von einen» schriftlichen Bericht über
diefe beiden Druckstücke für dieses Jahr abfetzen zu können, weil die Zeit schon ein ganzes Jahr
hinter uns liegt und ein neues Jahr für die Verwaltung bereits eingetreten ist, worüber der
Herr Landesdirektor im nächstenPunkt der Tagesordnung ausführlich Bericht erstatten wird.

Wenn also nicht zu dein einen oder andern Punkt das Wort von Ihnen begehrt wird,
oder Aufklärungen verlangt werden, fo würde ich nur einen Antrag zu verlesen haben, den Sie
im Bericht über das Etatsjahr 1895/96 auf Seite 256 finden. Es handelt sich dort um die
Uebernahme von Provinzialstraßen, wo eine kurze Strecke von 78 Metern auf Beschluß des
Provinzialausschussesübernommen worden ist, wegen deren nachträglicherGenehmigung von Ihnen
jetzt noch zu befchliehenist. Unter ä heißt es da:

„Durch Befchluh des Provinzialausfchuffes vom 22./23. Oktober 1895 wurde auf
Antrag des Königlichen Garnison-Commandos zu Saarlouis die Unterhaltung der
78 Meter langen gepflastertenFahrbahn der im Zuge der Saarbrück-Vusendorf'erPro-
vinzialstraße bei Saarlouis (Landcsbauamtsbezirk Saarbrücken) gelegenen Saarbrücke,
deren Unterhaltung dein Militärsiskus oblag, auf die Provinz genehmigt und be-
stimmt, daß die Uebernahme dieser Unterhaltungspflicht durch den Verwaltungsbericht
mit dem Antrage auf nachträgliche Genehmigungzur Kenntniß des Provinziallandtags
gebracht werden solle. Der bezüglicheVertrag ist zwar im Berichtsjahre nicht mehr
zum Abschlüssegelangt, und wird auch die gedachteUnterhaltuug erst vom 1. Juli
1896 ab durch die Provinzialverwaltung bewirkt".

Ich bitte also hierzu um Ihre nachträgliche Genehmigung im Namen des Provinzial¬
ausschusses.

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht
der Fall. Dann schließe ich die Verhandluug und darf wohl ohne befondere Abstimmung fest¬
stellen, daß Sie den Befchluß des Provinzialausschusses, die 78 Meter lange gepflasterte Fahr¬
bahn der im Zuge der Saarbrück-Nusendorf'er Provinzialstraße bei Saarlouis (Landesbauamts-
bezirk Saarbrücken) gelegenen Saarbrücke in die Verwaltung und Unterhaltung der Provinz z«
übernehmen, nachträglich genehmigt haben. Das ist der Fall.

Inzwischen, meine Herren, ehe wir in der Tagesordnung fortfahren, können wir das
Verzeichnis, der gewählten Commissionenentgegennehmen,welches foeben bei mir eingegangen ist.
Ich bitte die einzelnen Commissionenzu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Linz liest:
Wahlpriifungscomlnission. Vorsitzender:Lieuen; stellvertretenderVorsitzender: Hupertz;

Schriftführer: Freiherr vou Dalwigk-Lichtenfels; Mitglieder: von Neulwitz, Jot). At>>
Breuer, Albert Croon, Theodor Croon, Eich, Emil Haldy, Clemens Freiherr von
Hoevel, Franz Ianfen, Meuser, Oster, Karl Röchliug, Spiritus.

Vom Landesdirettor zur Theilnahme an den Commissionenbeaustragte obere Prouinzial -
beamte: Landesrath Vorster.
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Geschllftssrdnungs-Commission.Vorsitzender:von Kühlwetter; stellvertretenderVorsitzen¬
der: von Niesewand; Schriftführer: Dick; stellvertretenderSchriftführer: Werner Breuer; Mit¬
glieder: Barthels, Blank, Dr. Haniel, Helfferich, Herrmann, Huesgen, Iörissen,
Lohmann, L. H, Röchliug, Sauerwein, Weidenfeld,

Voin Landesdirektor zur Theilnahme an den Commissionenbeauftragte obere Provinzial-
bemnte: Landesrath Vorster.

I. Fllchcommissiou. Vorsitzender: Freiherr von Solcmacher-Antweiler; stellver¬
tretender Vorsitzender: Michels; Schriftführer: von Groote; stellvertretender Schriftführer:
Gnilleaume; Mitglieder: Freiherr von Coels, Destr6e, Dietzc, Fischer, de Greiff,
von Hagen, Iörissen, Laeis, Liudemann, Linz, Karl Lueg, Quack, von Randow,
vom Rath, Waldthansen, Wegcler.

Vom Landesdirektor zur Theilnahme an den Commissionenbeanftragte obere Provinzial-
benmle: Direktor der Provinzial.Feuer-Societät, Geheimer Negierungsrath Seul; Direktor der
Landesbank I)i-. Lohe; Landesrath Klausener; Landesrath Vorster; Landesoberbauinspektor,
Vaurath Ostrop.

II. Fachcommission. Vorsitzender: Friederichs; stellvertretender Vorsitzender: Conze;
Schriftführer: Pastor; stellvertretender Schriftführer: Freiherr von Scheibler; Mitglieder:
Graf Veissel von Gymnich, Bönuiger, Eisenlohr, Engelsmann, von Grand-Ry,
Knebel, von Monschaw, Moritz, Peters, Raab, Ren, Schulz-Briesen, Simons, von
Stedman, Dr. Venn, von Watjen.

Vom Landesdirektor zur Theilnahme an den Commissionenbeauftragte obere Prouinzial-
beamte: Landesbaurath, Geheimer Baurath Dreling; Landesrath Klausener; Landesrath Kehl;
Landesrath Schmidt; Landesrath Vorster; Geheimer Sanitätsrath Dr. Oebeke; Landesober¬
bauinspektor, Vaurath Ostrop.

III. Fachcommission. Vorsitzender:Meuser; stellvertretenderVorsitzender: Dr. Haniel;
Schriftführer: Heising; stellvertretenderSchriftführer: Richard Haldy; Mitglieder: Blum, von
Auch, von Breuning, Caspers, Dick, Freiherr von Diergardt, Frings, Hardt,
August Freiherr von Hüvel, Kratz, Kunz, Limbourg, Mclchers, Freiherr von
Plettenberg-Mehrum, Radermacher, Schneemann.

Vom Landesdirektor zur Theilnahme an den Commissionen beauftragte obere Provinzial-
beamte: Landesbaurath, Geheimer Baurath Dreling, Landesrath Adams; Landesrath Schmidt;
Landesoberbauinspektor,Baurath Schaum; Landesoberbauinspektor,Vaurath Locher.

Vorsitzender Becker: Auch dies Verzeichnih,meine Herren, wird Ihnen im Druck zugehen.
Dann kommenwir zum vierten Gegenstand der Tagesordnung:

„Vorbericht zu dem Haupt-Etat der Prouinzialverwaltung der Rhein¬
provinz, sowie zu den zu demselben gehörenden Etats der einzelnen Ver°
wllltungszweige und Anstalten für die Etatsjahre vom 1. April 189?
bis 31. März 1898 und vom 1. April 1898 bis 31. März 1899".

Das Etatsheft ist in Ihren Händen, ich gebe das Wort zunächst dem Herrn
Landesdirektor.

Landesdirektor Dr. Klein: Ich möchte bitten die Nummern 4, 5 und 6 zusammen
zu behandeln.

VorsitzenderBecker: Der Herr Berichterstatter bittet die Nummern 4, 5 und 6 zu¬
sammen behandeln zu dürfen. — Ein Widerspruch wird aus dem Hause nicht laut, Ich darf
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daher wol feststellen, daß das Haus damit einverstanden ist, daß dem Antrage des Herrn
Berichterstatters gemäß verfahren wird,

Landesdireltor Dr. Klein: Der Voranschlag für die Jahre 189? bis 1899 bietet insofern
kein günstiges Bild, als derselbe zum ersten Male seit einer langen Reihe von Jahren eine nam¬
hafte Erhöhung der Ausgaben und damit der Provinzialumlage nachweist. Der Haushaltsplan
für die Etatjahre 1897/99 ergiebt nämlich an direkten Einnahmen und Ausgaben 9 41? 500 Mark
gegen 8 621 000 Mark im vorigen Etat, also ein Mehr von 796 500 Mark und an Gesammt-
Einnahmen und -Ausgaben 16 03104? Mark ?0 Pfg. gegen 14 364 080 Mark 93 Pfg, in den
Jahren 1895/9?, mithin mehr 1666 966 Mark ?? Pfg.

Es sind das in der That ganz erhebliche Steigerungen, welche indessen,wie ich zu Ihrer
Aeruhigung sagen kann, grüßtentheils durch außergewöhnliche, voraussichtlichnicht wiederkehrende
Umstände hervorgerufen worden sind. In dein Vorberichte, welcher Ihnen gleichzeitigmit dem
Haupt-Etat zugegangen ist, sind die Mehrforderungen bezw. Mehrausgaben und Abweichungen von
den bisherigen Etatssätzen im Einzelnen nachgewiesen. Ich bitte bei der Erläuterung des
Haupt-Etats mir an der Hand dieses Vorberichtcszu folgen.

Ich wende mich zunächst zu den direkten Einnahmen und Ausgaben d. h. denjenigen
Summen, welche die Landesbank an eigenen Einnahmen der Provinz und Provinzialabgaben für
Rechnung der Provinz vereinnahmt. Hier sind bei Titel 1 ^ „Allgemeine Dotationsrenle"
Aenderungen nicht vorgenommen. Bei Titel I L, „Dotationsrente für bestimmte Zwecke" findet
sich nur die unbedeutendeAbweichung,daß 1500 Mark neu eingestellt sind, welche der Staat für
die Uebernahme der Unterhaltung der fogcnannten Klinkerstraße bei Cmnenburg bewilligt hat.

Der folgende Titel 11 „Provinzialabgaben" weist dagegen bedeutendeAenderungen nach.
Hier sind zunächst für Verkehrsanlagen bezw, zur Verwaltung und Unterhaltung der früheren
Vezirksstraßen mehr eingestellt 150 000 Mark, ferner zur Deckung der Kosten des Landarmen¬
wesens auf Grund des Gesetzes vom 6. Juni 18?0 mehr 190 500 Mark, sodann für Kosten der
erweiterten Armenpflege auf Grund des Gesetzesvom 11. Juli 1891 mehr 200 000 Mark, also
für Landannenkosten insgesammt mehr 390 500 Mark und endlich zur Ergänzung der allgemeinen
Dotationsrente bezw. für allgemeine Zwecke der Provinzialvcrwaltung mehr 244,500 Mark.

Die Erhöhung dieser Einnahmeposten ist bedingt durch die bezüglichenAusgaben und
möchte ich deshalb bitten, mir zu gestatten, die Nothwendigkeitdieser Erhöhungen bei Erläuterung
der betreffenden Ausgabetitel im Einzelnen später nachzuweisen.

Bei Titel IV ist nur eine Abweichungzu erwähnen, welche darin besteht, daß die Zinse»
und Gewinnantheile aus den Erträgnissen der Landesbank von 390 000 Mark auf 400 000
Mark erhöht worden sind. Diese 10 000 Mark Mehrbeitrag sollen dem landwirthschaftlichenEtat
zu Gute kommen,worauf ich noch später bei dem bezüglichenAusgabe-Titel zurückkommen werde,
Ini Uebrigen sind bei den Einnahmen keine Aenderungen zu erwähnen.

Wenn ich nun zu den Ausgaben übergehen darf, so habe ich hier bei Titel 1 nur eine
kleine Minderausgabe zu erwähnen, welche darin besteht, daß die unter Nr. 2 angeführte Rente
an die katholischenArmen in Werden, welche zum größten Theile in Fruchtrenten besteht, in
Folge des Sinkens der Fruchtpreife nach dem Durchschnitteder beiden letzten Jahre um 400 Mark
niedriger angesetzt werden konnte.

Die Viehrausgaben des neuen Voranschlages fallen im Wesentlichen dem folgenden
Titel II zur Last, welcher die Zuschüsse aus Provinzialmitteln für die einzelnen Anstalten und
Verwaltungszweige enthält. Ich werde daher diefen Titel etwas ausführlicher behandeln müssen.



40. Rheinischer Prouinziallandtag, 2. Sitzung am 8, März 1897.

Nr. 1 dieses Titels hat den Etat des Provinziallandtages, des Provinzial-
ausschusses und der Centralverwaltungsbehörde zum Gegenstande. Die Gesammtaus-
gaben dieses Titels sollen betragen 40? 000 Mark gegen 406 200 Mark in der laufenden Etats-
Periode, also mehr 800 Mark, während die aus Provinzialmitteln für diesen Etat zu leistenden
Zuschüsse von 239 600 Mark auf 241 600 Mark steigen, sich alfo um 2000 Mark erhöhen sollen.
Diese geringe Steigerung beruht im Wesentlichenin den Mehrausgaben, welche das Aufsteigen
der Beamten nach den: Normalbesoldungsplan, ferner die Vermehrung des Subaltern-Beamten-
personals in Folge des Anwachsens der Geschäfte und endlich die Anstellung eines Landes-
Psychiaters hervorgerufen haben. Diese Ausgaben sind durch anderwcite Ersparnisse an Be¬
soldungskosten,insbesonderebei dem Titel „Landesräthe und Landesbauräthe" bis auf die geringe
Differenz, welche ich vorher erwähnt habe, ausgeglichenworden. Hinsichtlich der bei der Position
«Landesräthe und Landesbauräthe" vorgesehenen Ersparnisse gestatte ich mir, auf die Vorlage
Nr. 3 der Drucksachenhier zu verweisen. Da diese Angelegenheit den Prouinziallandtag noch
besonders beschäftigenwird, so enthalte ich mich, heute näher auf dieselbe einzugehn. Die Ge-
sammtkosten der Centralverwaltung einschließlich der Ausgaben für Prouinziallandtag und Provinzial-
ausschuß mit rund 400 000 Mark erscheinennicht zu hoch, einerlei, welchen Maßstab Sie der
Beurtheilung zu Grunde legen wollen, sei es die Bedeutung und Wichtigkeitder uns obliegenden
aufgaben, sei es die Höhe der Etats, oder endlich der Umfang der uns obliegenden Geschäfte.
In letzterer Hinsicht giebt die bereits erwähnte besondere Vorlage über die anderweite Organisation
der Centralstelle ein interessantes Zahlenmaterial, während die vorliegenden Etats nachweisen,
baß die Gesammtausgabm über 16 Millionen Mark betragen, so daß die Generalkostenbezw. die
ausgaben der Centralverwaltung einschließlich Prouinziallandtag und Provinzialausschuh etwa
2'/2"/« der Gesammtausgabm ausmachen, was allerdings, wie die anwesenden Vertreter der
städtischen Verwaltungen zugeben werden, einen niedrigen Satz darstellt.

Nr. 2. Der Pcnsions-Etat weist eine Gcsammtausgabe von 281450 Mark gegen
252 000 Mark in, laufenden Etat, also ein Mehr von 29 450 Mark und einen Zuschuß aus
Pwuinzialmitteln von 122 300 Mark gegen 105 410 Mark, also mehr 16 890 Mark, nach.
Diese Mehrausgaben beruhen in der Zunahme der Pensionen und Wittwen- und Waisengelder
und stellen 15 °/o der bezüglichen Gehälter der Beamten dar. Dieser Prozentsatz ist nicht abnorm,
"' entspricht vielmehr den üblichen Sätzen von 10«/« für Pensionen und 5«/» für die Relikten-
versorgung, welch' letzteren Betrag wir auch für die Communalbeamten erheben.

Nr. 3. Der Etat der Vefoldungen und anderer persönlichenAusgabe» für die bei der
Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt „Rheinprovinz" beschäftigten Provinzial-
beamten sieht 148 900 Mark gegen 117 200 Mark, also mehr 31700 Mark vor.
Dieses Mehrerforderniß hat seine Veranlassung und Begründung in den wachsenden Ge¬
schäften der Invaliditiits- und Altersversicherungsanstalt „Nheinprovinz" durch das stete Hin-
Mreten neuer Rentenempfänger und die Ausdehnung der Versicherungspflicht. Die bezüglichen
ausgaben werden nicht aus Provinzialmitteln, sondern aus den eigenen Einnahmen der Anstalt,
u«s den Beiträgen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestritten. Die Verwaltungskostender Ver-
ncherungsanstalt betragen in der Nheinprovinz im Ganzen ca. 22 Pfennig pro Kopf des Ver¬
werten und nicht ganz 2«/» der jährlichen Einnahmen an Beiträgen und Zinsen. Die Rhein-
Provinz bleibt mit diesem Satze wesentlichhinter dem Durchschnitte,welcheretwa 40 bis 50 Pfg.
pro Kopf beträgt, zurück und gehört dieselbezu den am billigsten wirthschaftendenAnstalten des
deutschenReiches. Die finanzielle Lage der Versicherungsanstalt ist auch in Folge dieses
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Umstandes eine äußerst günstige, indem dieselbe annähernd 50 000 000 Mark Kapitalien besitzt,
welche in Konsuls und Rheinprovinz-Obligationen und einigen Städte-Anleihen pupillarisch sicher
angelegt sind, während die Verpflichtungen der Anstalt nur einen Kapitalwerth von etwas über
30 000 000 Mark haben, sodaß die Versicherungsanstalt „Nheinprouinz" zur Zeit einen Ueberschuh
von ca. 20 000 000 Mark hat und hier in der That keine Gefahr vorliegt, daß der Prouinzialver-
bllnd auf Grund der ihm gesetzlichobliegendenGarantie für die Verpflichtungender Versicherungs¬
anstalt irgend jemals in Anspruch genommen wird. Allerdings erfreuen sich nicht alle Versiche¬
rungsanstalten einer gleich günstigen Lage und ist deshalb in der Novelle zu dem Versicherungs¬
gesetze bekanntlich der Vorschlag gemacht worden, einen Ausgleich in der Weise eintreten zu
lassen, daß die Nentenlast zum größeren Theile, etwa zu "/4, auf die Gesammtheit der Versicherungs¬
anstalten übertragen wird und die einzelne Anstalt nur mit einem Viertel der von ihr festgesetzten
Renten belastet bleibt. Ich würde sehr bedauern, wenn dieser Vorschlag zum Gesetze erhoben
werden sollte, indem einestheils die bisherige ? jährige Geltungsdauer des Gesetzes kein maß¬
gebendes Bild der Belastungen der einzelnen Anstalten bietet und anderntheils die mißliche Lage
der nothleidenden Versicherungsanstalten zum Theile wenigstens selbst verschuldet worden ist
Sollte sich indesseneine dauernde günstigere Lage der hiesigen Versicherungsanstaltherausstellen,
so würde ich für richtiger halten, die Leistungen der besser situirten Anstalten, d, h. das Wachsen
der Renten für die eingeklebtenMarken, zu erhöhen; denn — meine Herren — eine Rente von
200 Mark in Ostpreußen, welche Provinz zu den nothleidenden Anstalten gehört, ist mehr werth,
wie eine Rente von 250 Mark in der Nheinvrovinz. Die hiesige Versicherungsanstalt hat sich
deshalb auch stets gegen den beabsichtigtenfinanziellen Ausgleich ausgesprochen.

In der Angelegenheitder Invaliditäts- und Altersuersicherungsanstalt liegt Ihnen unter
Rr, 20 der Drucksachen ein Antrag, betreffend die Anlegung der verfügbaren Gelder der Anstalt
„Rheinprovinz" zu Arbeiterwohnungen, vor. Wenn ich mich auch prinzipiell gegen die Verwendung
der angesammelten Kapitalien der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt zu gemeinnützigen
Zwecken — und mögen dieselbennoch so schön und heilsam sein — gewendet habe, so wird man
in diesem Falle bei den reichen Mitteln der Anstalt in engereil Grenzen eine Ausnahme zu¬
lassen können.

Nr. 4. Der Etat der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät weist an Aus¬
gaben 287 500 Mark gegen 288 600 Mark im laufenden Etat, alfo 1100 Mark weniger nach,
Es sind zwar auch bei diesem Etat die Beamtengehälter gestiegen, allein der Fonds zur Ge¬
währung von Prämien für wirksame Lüschhülfeund Verbesserung der Löscheinrichtungenkonnte
in Folge der zu diesem Zwecke stattgehabten reichlichen Verwendungen der Vorjahre sowie im
Hinblick auf die zur Verfügung stehenden Ueberschüsse in Titel IV unter 3 der Einnahme,
welche zu diesem Zwecke mit Verwendung finden, um 15 000 Mark reduzirt werden. Die Geschäfte
der Societät selbst sind noch fortwährend in der Zunahme begriffen, ebenso die Einnahmen aus
den Versicherungsprämien. Die Letzteren betragen z. Zt. über 3'/« Millionen Mark. Das
Jahr 1896 hat einen recht günstigen Abschluß, nämlich einen Neinertrag von ca. 500 000 Mark
geliefert, welcher einem besonderenFonds, dem Prämien-Rückgewährungsfonds zugewiesenworden
ist. Da in diesem Fonds bereits 450 000 Mark enthalten waren, so erreicht derselbeca. 1 Million
Mark und soll nunmehr nach dem Beschlusse des Kuratoriums der Feuer-Societät bei weiteren
günstigen Geschäftsabschlüssenmit der Rückgewiihr auf die gezahlten Prämien begonnen werden.
Wir glaubten diefe Maßnahme fo lange Hinhalten zu sollen, bis wir einen entsprechendenFonds
gesammelt hatten, welcher uns die Möglichkeit bot, nicht blos für ein Jahr eine Rückgewähr
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eintreten zu lassen, sondern für eine mindestens dreijährige Periode, ein Verfahren, wofür über¬
wiegende Gründe sprechen.

Nr. 5. Die Ausgaben der Verwaltungskosten der Landesbank sind von 129600 Mark
auf 155 700 Mark, also um 26100 Mark gestiegen. Diese Mehrausgaben sind hervorgerufen
durch die rasche und gewaltige Steigerung des Geschäftsumfanges der Landesbauk. Dieselbe
hat nach dein Berichte, welchen Ihnen der Landesbanldirektor noch im Besonderen erstatten
wird, einen Bestand von 150 000 000 Mark an Darlehen überschritten. Diese hohe Summe ist
gewiß geeignet, auf den ersten Blick zu erschrecke,,, allein, es wird Sie beruhigen, meine Herren,
wenn ich Ihnen aus den letzten Uebersichtender Laudesbank mittheile, wie hoch sich die Gesammt-
Rückstände an Zinsen belaufen. Diefe Rückstände sind in der That minimal in, Verhältniß zu
den zu erhebenden Summen, wie daraus erhellt, daß von den am 1. Januar 1897 fälligen
Zinsen im Betrage von 2 411772 Mark 11 Pf. nur 3338 Mark 81 Pfg. bis zum 15. Februar
nicht eingegangen waren, es sind dies nicht einmal 1'/^ pro Mille. Diese Ziffern beweisen
auf das Schlagendste, mit welcher Vorsicht die Geschäfte der Landcslmnk geführt werden
und anderseits aber auch, wie pünktlich und wie gewissenhaft die Schuldner, unter denen sich
eine sehr große Zahl kleinerer Schuldner befinden, der Landesbank gegenüber ihre Verpflich¬
tungen erfüllen.

Nr. 6 u. 7. Ich komme nunmehr, meine Herren, zu dem Schmerzenskind«unserer
Verwaltung, den Ausgaben für das Landarmenwesen, Nr. 6 und 7 des Etats. Hier
finden Sie, daß die Ausgaben für das alte Landarmenwesenvon 950 000 Mark auf 1140500 Mark
also um 190 500 Mark und die Zuschüsse der Provinz für dicfen Zweck von 920 000 auf
1110 500 Mark also um die gleiche Summe von 190 500 Mark gestiegen sind, während die
Ausgaben für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom II. Juli 1891 von
2625 000 Mark auf 3 072 000 Mark cmgewachseu sind, wobei der Provinzialzuschuß für die
erweiterte Armenpflege von 650 000 Mark auf 850 000 Mark also um 200 000 Mark gestiegen
ist, sodaß das Landarmenwesen insgcfammt 390 500 Mark mehr erfordert. Dieser Mehrbedarf
stellt annähernd 1 °/c> der Provinzialumlage dar. Die Gründe des außerordentlichenAnwachsens
der Ausgabe,, für das gewöhnliche Landarmenwesenauf Grund des Gesetzesvom 6. Juli 1870
beruhen in, Wesentlichen auf der Novelle vom 12. März 1894 zu dem vorgenannten Gesetze.
Durch diese Novelle ist nämlich die Altersgrenze für den Verlust des Unteisttttzungswohnsitzes von,
24. auf das 18. Lebensjahr herabgesetzt,wodurch 6 Jahrgänge, welche bisher den Ortsverbänden
zm Last fielen, den, Landarmenverbmidc aufgebürdet worden sind. Dieser Mehrbelastung des
Ullndarmenverbcmdcssteht allerdings eine Entlastuug der Ortsarmenverbände gegenüber. Ich kann
dies an der Hand bestimmter Zahlen nachweisen,so hat z. B. die Stadt Düsseldorf n„ Jahre
1895/96 gegen den Landarmenverband liquidirt

1895/96 1894/95
29 666 Mark 7? Pfg. gegen 24 789 Mark 91 Pfg.

Elberfeld 13 30? „ 87 „ .. H428 „ — „
Barmen 1133? „ 97 „ ., 8 985 „ 79 „

, Köln 59903 „ 90 .. .. 50585 „ 6? „
"ls° 10 bis 20«/« mehr, wie im Vorjahre. , ^, „ ^, ^

Neben der genannten Ursache wirkt aber auch noch fortwährend die ungunst,ge Lage der
Nheinproviuz als Grenzland gegen Holland, Belgien, Frankreich, Luxemburg, Rheinpfalz und
v°n Elsaß-Lothringen auf das Steigen der Armenlastcn ein. Insbesondere ,st d,e Uebernahme aller
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in Elsaß-Lothringen verarmten Angehörigen unseres Staates für die Rheinprovinz eine schwere
Last, welche um so drückenderwird, als außerdem noch alle Armen, welche aus dem Orient uud
Italien übernommen durch die Schweiz über Straßburg uach Saarbrücken abgeschobenwerden,
ebenfalls der Rhcinprovinz zur Last fallen, einerlei, welcherProvinz des Staates sie angehören.
Solange in diesem Verhältnisse kein Wandel geschaffen wird, wird das Anwachsen der Land-
armenlast in der hiesigen Provinz nicht aufhören. Es ist deshalb recht erfreulich, daß unsere
Staatsiegierung in letztererZeit Schritte gethan hat, um wenigstens die Uebernahme aus Elsaß-
Lothringen zu vermindern, wodurchwenigstens ein Lichtblick eröffnet wird.

Seitens der Provinzialverwaltung geschieht Alles, was nur möglich ist, um die Landarmen-
tusten herunterzudrücken,allein wir befinden uns in dieser Hinsicht in einer recht üblen Lage. Die
Ortsarmenverbändeverausgabendie Gelder und wir müssen auf Grund der Liquidationenzahlen. Wenn
der Druck der Landarmenkostenin der Provinz schwer empfundenwird, so kann ich nur die Mahnung
aussprecheu,daß diejenigen,welche die Summen verwenden, haushälterisch zu Werke gehen und die
Unterstützungenstets einstellen, wenn dieselben nicht mehr unbedingt geboten sind. Letzteres steht
allerdings in vielen Fällen im direkten Gegensatzezu den Interessen der Ortsarmenverbände, weil
mit der Einstellungder Unterstützungdie Frist zur Erwerbung des Hülfsdomizils wieder läuft und
damit die Gefahr entsteht, daß inzwischenein Hülssdomizil erworben und bei neuer Noth alsdann
der Ortsarmenverband eintreten muß. Es zeigt sich, meine Herren, bei der Ausführung des Gesetzes
über den Unterstützungswohnsitzwieder so recht, wie sehr es mit richtigen wirtschaftlichen
Grundsätzen im Widersprüchesteht, wenn der eine Verband die Ausgaben macht und der andere
zahlen muß, ich würde deshalb dein belgischenGesetze, welches die Ersatzleistung des größeren
Verbandes, des Provinzialverbandes, auf eine Quote, sei es die Hälfte, sei es zwei Drittel beschränkt
hat, den Vorzug geben, indem bei dieser Einrichtung der verwendende Verband bei der Ausgabe,
welche er leistet, stets mit interessirt ist. Daß dieses fehlende Interesse kein rein theoretisches
Bedenken darstellt, könnte ich an der Hand mancher Beispiele nachweisen.

Wenn neben der gewöhnlichenLandarmenlast die Ausgaben für die erweiterte Armen¬
pflege auf Grund des Gesetzes von 1891 um 200 000 Mark gestiegen sind, so beruht dieses
einesteils in dem steten Anwachsen der unter dieses Gesetz fallenden Hilfsbedürftigen, deren
Zahl während der laufenden Etatsperiode um mehr als um 1000 Personen gestiegen ist, und
anderntheils in den wesentlicherhöhten Anforderungen, welche die staatlichen Aufsichtsbehördenin
Folge des bekannten Alexianerprozessesfür die Anstaltspflege erhoben haben. Es ist nicht meine
Absicht, meine Herren, hier im Rahmen der Etatsberathung auf diefe erhöhten Anforderungen sowie
auf das eben von mir berührte Ereignih irgendwie näher einzugehen, ich behalte mir Letzteres
vielmehr bis zur Berathung der Vorlage vor, welche Ihnen unter Nr. 11 der Drucksachen, Bericht
und Anträge des Provinzialausschusfes, betreffend die Fürsorge für die Geisteskranken und
Epileptiker der Nheinprovinz, vorliegt.

Nr. 8. Der Etat über die Unterbringung verwahrloster Kinder sieht eine Minder-
Ausgabe von 17600 Mark vor, weil die Zahl der zur Zwangserziehung überwiesenenKinder eine
geringere gewordenist. Ich bedaure Letzteres, weil nach meiner Ansicht und nach den Erfahrungen,
welche im Wege der gerichtlichen Verhandlungen häufiger gemacht werden, das Bedürfniß sich nicht
vermindert hat, sondern nur die Ueberweifung zur Zwangserziehung seltener wird aus Gründen,
die sich meiner Kenntnißnahme entziehen. Im Großen und Ganzen haben wir mit der Zwangs'
crziehung recht gute Erfahrungen gemacht. Ich verweise in dieser Hinsicht auf den letzten Ver-
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waltungsbericht, woselbst Sie finden, daß von den aus der Zwangserziehung Entlassenen sich
88,»"/« gut oder befriedigend und nur 11,5°/o nicht befriedigendoder schlecht geführt haben. Wenn
Sie bedenken, meine Herren, aus welcher Sumpf-Atmosphäre die Mehrzahl dieser unglücklichen
Kinder herrührt, so kann man mit diesem Resultate gewiß zufrieden sein. Wir haben, Ihrer
Anregung folgend, die Ergebnisse der Zwangserziehung den Amtsrichtern mitgetheilt, um deren
Aufmerksamkeitauf diefe Einrichtung zu lenken.

Zu Nr. 9: Etat der Polizeistrafgelderfonds habe ich Nichts zu bemerken.
Nr. 10 des Etats hat die Ausgaben für die Provinzial-Irrenanstalten zum

Gegenstände. Die Gejammtausgaben sind von 1507800 Mark auf 1911400 Mark, alfo
um 403600 Mark gestiegen. Von dieser Summe sind zunächst abzusetzen 201700 Mark für die
Anstalt Mariaberg, welche neu hinzugetreten ist, sodaß eine Steigerung der Ausgabe der alten
fünf Irrenanstalten um 201900 Mark stattgefundenhat. Diese Steigerung ist einestheils hervor¬
gerufen durch die Vergrößerung der Krankenziffer von 2640 auf 2860 und anderntheils durch
die wesentlicheErhöhung der Löhne und Gehälter für das Wartpersonal und die Vermehrung
des letzteren. Ueber die Anstalt Mariaberg, welche hier zum ersten Male in dem Etat erscheint
sowie über die bessere Stellung und Vermehrung des Wartperfonals finden Sie in der von mir
fchon erwähnten Vorlage, Drucksachen.Nr. 11, das Nähere ausgeführt. Im Hinblickeauf die
bevorstehendeBerathung dieser wichtigen Vorlage, welche bereits Morgen stattfinden soll, will ich
heute auf die Ausgaben für das Irrenwesen nicht näher eingehen, sondern nur noch kurz erwähnen,
daß an direkten Zuschüssen der Provinz für die Irrenanstalten nur 35300 Mark gegen 42000 Mark,
also nur 6700 Mark mehr vorgesehen sind, weil die Deckung der bezüglichen Mehrausgaben in
Form der Erhöhung der Pflegekostenvon 1 Mark 20 Pfg. auf 1 Mark 35 Pfg. bewirkt werden
soll und somit bei Position 7 den Kosten der erweiterten Armenpflege und den Ausgaben der
Kreife und Gemeinden an Wegekosten in die Erscheinung tritt. Alle diese Punkte werden
bei Gelegenheit der Morgen stattfindenden Berathung auf das Eingehendste erläutert und er¬
örtert werden.

Der Posten für Verzinfung der alten Irrenanstalts-Vaufchuld ist an eine andere Stelle
des Etats verwiesen und werde ich darauf noch zurückkommen.

Nr. 11. Das Taubstummenwesen erfordert an Mehrzufchuß 30105 Mark. Diese
Steigerung beruht in, Wesentlichenauf der von dem letzten Provinziallandtage befchlofsenen Ein.
richtung von besonderenKlassen für schwachbegabte Taubstumme. Infolge dieses Beschlussessind
2 Klassen in Neuwied für evangelische und 3 Klassen in Essen für katholische schwachbegabte Taub¬
stumme neu eingestelltworden. Diese Einrichtung hat sich nach zweifacherRichtung hin als ein
wahrer Segen erwiesen, einerseits für die armen unglücklichen Kinder selbst, welche dem Unterricht
mit den übrigen Schülern nicht folgen konnten und deshalb vielfach unnütz die Schulbank drückte»,
und andererseits für die übrigen Kinder, welche durch die schwachbegabte» Kinder zurückgehalten
wurden, weil der Lehrer einen großen Theil seiner Zeit für die Letzterenaufwenden mußte und
dadurch im Fortschreiten der Klasse vielfach aufgehalten wurde. Es ist deshalb die Emnchtung
dieser Schulklassenvon allen Seiten insbesondere auch von den höheren Schulbehorden auf das
Freudigste begrüßt worden. ^ . , .. ,,„^ «« ,

Nr. 12. Der Etat der Blindenanstalt in Düren balancltt nnt 110500 Mark
gegen 10? 700 Mark gegenwärtig, also mit einem Mehr von 2800 Mark, während der Zuschuß
für die Anstalt von 84870 Mark auf 90150 Mark, mithin um 5280 Mark gestiegenlst.

3*
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Dieses Mehrerforderniß beruht im Wesentlichenauf der Aufhebung der Arbeiterabtheilung
bei der Blindenanstalt zu Düren. In Düren bestand nämlich neben der Erziehung«- und Unter¬
richtsabtheilung für jugendlicheVliude auch eine Abtheilnng zur Ausbildung erwachsener Blinden.
Diese Abtheilung wird vorzugsweisevon solchen Personen besucht,welche im späteren Lebensalter
erblindet waren, oder die in Folge besondererUnistände eine Ausbildung in einer Blindenanstalt in
der Jugend nicht erhalten hatten. Diese Personen bedürfen einer besonderen Behandlung und eignen
sich, wie die Erfahrung gezeigt, nicht für den Verkehr mit den jugendlichenBlinden, ein Verkehr,
welcher sich in derselbenAnstalt nicht ganz beseitigenläßt. Es ist deshalb dein Provinzialausschusse
und dem Provinziallandtage der Vorschlag unterbreitet worden, die Abtheilung für erwachsene
Blinde in Düren ganz aufzuheben und die Ausbildung dieser Personen dem Vereine zur Unter¬
stützung entlassenerBlinden zu überweisen. Der Letztere war hierzu in der Lage, weil er neuer¬
dings eine Werkstatt« für männliche Blinden in Köln mit den nöthigen Wohnungs- und Aufcnt-
haltsräumen eingerichtethat, während der segensreich wirtende Verein für weiblicheBlinde in
Ehrenfeld bereits ein Asyl besaß. Die in der Arbeiterabtheilung zu Düren .befindlichen
erwachsenenBlinden, 22 an der Zahl, sind nach Herstellung der Vlindcnwerkstatt zu Külu am
I. October 1896 dort und nach Ehrenfeld überführt worden. Dadurch ist Raum geschaffen
worden zur Aufnahme jugendlicher Blinden. Mit dieser gewiß im Interesse des Unterrichts und
der Erziehung der jugendlichenBlinden recht zweckmäßigen Maßregel war allerdings der finanzielle
Rachtheil verknüpft, daß die Pensionsbeiträge im Betrage von 4600 Mark, welche die Gemeinden
für die Ausbildung der Erwachsenenzahlten, sowie der Arbeitsverdienst der Blinden mit etwa
800 Mark fortgefallensind, wodurch die Einstellungeines Mchrzuschusses von 5280 Mark erforderlich
geworden ist.

Nr. 13. Der Etat der Hebammen-Lehranstalt zu Köln sieht 7970 Mark mehr
vor, indem dieAusgaben von 9554? Mark 54 Pfg. auf 10351? Mark 54Pfg. gestiegen sind. Der
Prouinzial-Znschuß ist von 38030 Mark auf 42100 Mark angewachsen, beträgt also mehr
4070 Mark. Die Mehrausgaben für die Hebammen-Lehranstaltzu Köln sind dadurch veranlaßt
worden, daß zur Unterbringung der vermehrten Anzahl der Hebammen-Lehrtöchtcr ein an die
Anstalt angrenzendes Gebäude angemiethctwerden mußte, dessen Miethzins, Heizung und Beleuchtung
etwa 4000 Mark erheischt. Andererseits ist eine weitere Mehrausgabc von ebenfalls 4000 Mark
jährlich dadurch entstanden,daß die Wäsche in der Hebainmen-Lehranstaltin den vorhandenenRäumen
und mit den vorhandenen Vorrichtungen nicht mehr besorgt werden konnte. Eine Commission
des Provinzialausschusseshat sich an Ort und Stelle davon überzeugt, daß für die Wäscherei
unbedingt ein Neubau erforderlich war. Für diesen Neubau aber fehlt es bei dein eng bebauten
Raum an einem geeigneten Bauplatz. Die Commissionwar deshalb der Ansicht,daß der Bau für
den Wäschebetrieb so lange hinausgeschoben werden müßte, bis es entweder gelungensei, die Hebammen-
Lehranstalt in Köln durch Zulauf von angrenzenden Gärten zu vergrößern oder aber die Frage
der Errichtung einer zweiten Hebammen-Lehranstalt in der Provinz entschieden sein würde. Die
Verhältnisseder Hebammen-Lehranstalt in Köln auf dem jetzige,, Raume sind nämlich für die
Dauer unhaltbar. Die Anstalt ist ursprünglich für 40 Schülerinnen errichtet worden, welche je
2 Kurse von 5 'Monaten durchzumachenhatten, so daß stets nur 40 Schülerinnen in der Anstalt
waren. Gegenwärtig ist ein neunmonatlicherKursus vorgeschrieben, welcher von je 40 Schülerinnen
besucht wird, so daß jetzt 6 Monate hindurch 80 Schülerinnen, also die doppelte Anzahl, wie
ursprünglich geplant war, sich in der Anstalt befinden. Daß für diese doppelte Zahl von Lehr-
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töchtern die vorhandenen Einrichtungen nicht ausreichen, liegt auf der Hand. Alles, was zwischen¬
zeitlich geschehen ist, um die größere Zahl von Schülerinnen unterzubringen, erscheint mehr oder
weniger nur als ein Nothbchelf. Ich kann mich der Ansicht nicht verschließen, daß die Ver¬
hältnisse, insbesondere das Anwachsender Bevölkerung in unserer Provinz, welche von 3'/« Millionen
Einwohnern zur Zeit der Uebernahme der Hebammen-Lehranstalt durch die Provinz auf fast
5 l/4 Millionen gestiegenist, dahin drängen, eine zweite Hebammen-Lehranstaltin der Provinz zu
errichten, wobei Köln alsdann wieder auf eine geringere Anzahl von Schülerinnen zurückgeführt
werden könnte. Es würde nun wirthschaftlich gewiß verkehrt sein, wenn man bei dieser Lage
der Sache augenblicklich Neubauten in der Kölner Anstalt vornehmen wollte und ist man deshalb
zu dem Auswege übergegangen, die Wäsche in Vrauweiler zu den dortigen tarifmäßigen Sätzen
besorgen zn lassen, wodurch zwar eine Mehrausgabe von 4000 Mark entstanden ist, allein das
Geld fließt aus einer Tasche in die andere, indem die Kasse in Vrauweiler diese Summe wieder
vereinnahmt.

Nr. 14. Bei dem Etat der Provinzialarbcitsanstalt zu Vrauweiler beträgt der Vor¬
anschlag 343300 Mark gegen 346 200 Mark in der laufenden Etatsperiodc, also 2900 Mark weniger.
Der Zuschuß aus Provinzialmittcln ist mit 80000 Mark vorgesehen,gegen 81000 Mark in dein
gegenwärtig geltenden Etat, also mit 1000 Mark weniger. Der Voranschlag für die Jahre
1897/1899 ist für 1100 Köpfe aufgestellt, während der gegenwärtige Etat für 1200 Köpfe
berechnet war. Die angenommeneZahl entspricht der Präsenzzifferder letzten Zeit, Die verminderte
Kopfzahl von 100 Häuslingen hat bei der Beköstigung eine Minderausgabe vou 10 300 Mark,
bei Bekleidung von 5800 Mark, bei Lagerung, Bettzeug, Tischwäsche lc. von rnnd 3650 Mark,
also rnnd von 20000 Mark zur Folge, allein der weitaus größere Theil dieser Minderausgaben
wird andererseits durch erhöhte Ausgaben bei anderen Titeln wieder ausgeglichen. Insbesondere
muhte der Titel Besoldung um 8815 Mark durch die Einstellnng von 4 neuen Aufsehern und
die gebotene finanzielle Aufbesserung der Aufseherstellenin Vrauweiler erhöht werden. Die
Schwierigkeit, tüchtige Aufseher für Brauweiler zu finden, ist fortwährend gewachsen, weil die
Besoldung der Aufseher den gestellten Anforderungen gegenüber nicht mehr genügte und der zu
leistende Dienst als zu anstrengend erschien. Nach beiden Richtungen mußte also Abhülfe geschaffen
werden, was dadurch bewirkt werden foll, daß die Aufseher einestheils im (Zehalte, worüber eine
besondere Vorlage ~- Drucksache Nr. 4 — Ihnen zugegangenist, aufgebessert und ihnen freier Brand
und freies Licht gewährt worden ist und anderntheils durch Vermehrung der Stellen im Dienste
erleichtertwurden. Die hierdurch entstehendenGesammt-Ausgaben beziffern sich auf rund 16000
Mark, indem zu der genannten Mehrbefoldung von 8815 Mark noch 7270 Mark für Brand
und Licht hinzutreten. Außerdem sind noch einzelne andere Titel um kleinere Beträge erhöht
worden, wodurch die Minderausgabe von 20000 Mark bis auf 2900 Mark absorbirt worden ist.

Die Anstalt in Vrauweiler ist, wie den Herreu bekannt, im vorigen Jahre gleichfalls
Gegenstand zahlreicher Angriffe und eines Prehprozesses vor der Kölner Strafkammer gewesen.
Die umfangreich geführten Verhandlungen, über welche die Zeitungen fortlaufend berichtet haben,
lassen keinen Zweifel darüber aufkommen, daß der Direktor der Anstalt zu Brauweiler in jeder
»Vmsicht ein tüchtiger Beamter ist und der Leitung der Anstalt mit Recht keinerlei Vorwürfe
gemachtwerden können. Wenn einzelne Aufsichtsbeamtesich Ueberfchreitungenhaben zu Schulden
kommen lassen, so kann hierfür die Verwaltung nicht verantwortlich gemacht werden, da sie, wie
aus dein Prozeß hervorgegangen ist, alles gethan hat, um solche Vorkommnissezu verhüten und
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da, wo sie vorgekommensind, zu ahnden. Die betreffenden Akten werden der Fachcommission
vorgelegt und über Alles und Jedes auf 5as Vereitwilligste von mir bezw. den Dezernenten
Auskunft ertheilt werden. Es sei mir hier nur gestattet, über die Anstalt zu Vrauweiler das
Urtheil eines Mannes anzuführen, welchemeine ganz besondere Fachkenntnißinnewohnt und dessen
Aeußerungen wohl maßgebender sind, wie diejenigen dritter Personen, welche vom Hörensagen
dies oder jenes bekunden, oder der Häuslinge, denen Brauweiler selbstredend,wie Einer auch
bekundete,nicht als angenehmer Sommeraufenthalt erschienen ist. Herr Geheimer Negierungsrath
Krone, Referent für Gefängnißwesen im Ministerium des Innern, hat nach dem stenographischen
Bericht über den Prozeß folgendes bekundet:

„Ich habe am 25. Oktober d. I. im Auftrage des Herrn Ministers des Innern,
in Gemeinschaftmit dem Herrn Ober-Negierungsrath Brandt vom Ministerium des
Innern und unter Führung des Herrn Landesdirektors Geheimer Ober-Negierungs¬
rath Dr. Klein, des Herrn Landesrath Brandts und des Herrn Dirktor Schell¬
mann die Provinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauweiler besichtigt. Ich bemerke zunächst,
daß ich die größte Sauberkeit und Ordnung fand. Die Schlaf- und Arbeitsräume
waren gut gelüftet, diefe Räume haben einen Raum von je 10 Kubikmeter. Die
Lüftungs- und Heizungsvorrichtungen sind vorzüglich, für gehörige Absonderung der
Auswurfstoffeist gesorgt. Ebenso vorzüglich sind die Kocheinrichtungen.Das Lazareth
ist den hygienischenAnforderungen entsprechend eingerichtet, die Kranken sind gut
gebettet. Aus den Arbeitsbüchern ging hervor, daß das Arbeitspensum dasselbe ist,
wie es in den königlichenStrafanstalten verlangt wird. Eine ganz besondere Sorg¬
falt erblickte ich darin, daß die jugendlichen von den erwachsenenHäuslingen streng
gesondert sind und daß die jugendlichen in Isolirzellen schlafen. Daraus entnehme
ich, daß die Verwaltung auch auf die sittliche Hebung der jugendlichen Häuslinge
bedacht ist. Wir haben uns fast jede einzelne Zelle der jugendlichen Häuslinge
aufschließen lassen und haben mit den jungen Leuten gesprochen. Welche Fürsorge
Herr Direktor Schellmann für die jugendlicheAbtheilung an den Tag legt, entnehme
ich aus dem Umstände, daß Direktor Schellmann nicht blos jeden einzelnen Knaben
mit Namen kannte, sondern auch alle Verhältnisse derselben bis aufs Genauestewußte
und auch, welche Pläne er mit jedem Einzelnen hatte. Ich gewann aber auch den
Eindruck, daß fowohl der Landesdirektor und ebenso der dezernirende Landesrath
eine ganz besondere Fürsorge den jugendlichen Häuslingen zu Theil werden ließ.
Ich gewann nicht den Eindruck, daß die Häuslinge schlecht oder auch nur barsch
behandelt werden. Auch die Arrestzellen, die 21—28 Kubikmeter Raum haben und
sämmtlich mit guten Heizeinrichtungen versehen sind, tragen den gesundheitlichen
Anforderungen Rechnung, Wir liehen uns auch verschiedene Arrestzellenaufschließen,
Ein Mann in der Arrestzelle beschwertesich sogleich bei Herrn Direktor Schellmann
über ihm zugefügtes Unrecht. Letzterer verfprach, die Angelegenheit zu unterfuchen.
Ich gewann also die Ueberzeugung, daß die Anstalt sehr gut geleitet wird und daß
in einer Weise für die Anstalt Aufwendungen gemacht werden, wie dies vielleicht
der Staat nicht thun würde. Sowohl die Anstaltsleitung, als auch die Provinzial-
verwaltung sind bemüht, die Anstalt zu einer Musteranstalt zu machen. Dieselbe
Fürsorge, die Herr Direktor Schellmann den Häuslingen gegenüber an den Tag legt,
beobachtet er auch den Beamten gegenüber. Zu tadeln wäre blos die Größe der
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Anstalt. Es ist bei einer Anstalt von 1000 Köpfen einem Direktor kam» möglich.
Alles zu übersehen. Ich würde es für richtiger finden, wenn die Anstalt getheilt
wäre. Ich kann aber nur wiederholen, daß ich die Anstalt als eine Musteranstall
gefunden habe; ich habe auch in dieser Weise meinem Herrn Chef berichtet".

Ich glaube, meine Herren, daß dies Urtheil gewiß für Sie maßgebend ist. Auf einem
anderen Blatte steht allerdings die Frage, ob das gesammte Korrigendenwesmnicht einer ander¬
weiten gesetzlichen Regelung bedarf und ob die Arbeitshäuser in der heutigen Verfassung den
gehegten Erwartungen entsprechen oder zu entsprechenvermögen. Die heutigenArbeitshäuser sind
nach meiner Ansicht ein nicht glückliches Zwischenglied zwischen Strafanstalt und Besserungshaus,
es vermögen diefelbcn bei dem besten Willen vielfach weder den Anforderungen einer Strafanstalt
noch den Anforderungen einer Besserungsanstalt zu entsprechen. Ich würde es deshalb begrüßen,
wenn die gesetzliche anderweite Regelung dieser Frage in Fluß gebracht würde. Allein unter den
bestehenden Verhältnissen leistet die Anstalt zu Vrauwciler alles, was von ihr verlangt werden
kann, wir haben es weder an Geldmitteln noch au Mühe fehlen lassen, sie in dieser Hinsicht zu
einer wirklichen Musteranstalt zu machen.

Nr. 15. Der Etat des Landarmenhauses zu Trier bedarf keines Zuschusses au«
Provinzialmittcln, weil die Anstalt mit den Pflegekosten, welche für die Land- und Ortsarmen
auf Grund des Ministerialtarifes von 1876 gezahlt werden, auskommt. Die Gesammtausgaben
sind von 142850 Mark auf 147500 Mark, also um 4650 Mark gestiegen. Diese Steigerung
hat ihre Veranlassung darin, daß nach der Schlichung der Alexmneranstalt zu Aachen die jugend¬
lichen Epileptiker in das Landarmenhaus zu Trier überführt worden sind. Dort muhte für sie
eine Schule errichtet, ein Lehrer angestellt und verschiedene Verbesserungen in der Beköstigung
«ingeführt werden, welche die Mehrausgaben verursacht haben.

Die Ausgabe in dem Etat Nr. 16 über die Kosten der baulichen Leitung und Beauf¬
sichtigung der Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten ist um 660 Mark
gestiegen, weil die bautechnische Leitung der Anstalt Mariaberg hinzugetreten ist.

Nr. 17. Zu dem Etat über die, Unterstützung milder Stiftungen und Wohl¬
thätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Epileptikern
und Idioden habe ich nichts zu erwähnen.

Nr. 18. Der nun folgende Etat der Verwaltungskosten des Gcnossenschaftsvorstandes
d« Rheinischen landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft weist eine Steigerung der
Ausgaben von 58 200 Mark auf 86 000 Mark, also um 27 800 Mark nach. Es beruht dies auf der
großen Zunahme der landwirthschaftlichenUnfälle und der daraus hervorgehendenRenten. Die
Steigerung der Ausgaben für die landwirthschaftlicheBerufsgenossenschaft wirkt geradezu beunruhl-
2°nd und läßt befürchten, dah in nicht zu langer Frist die Grundsteuer ganz oder doch zu emem
erheblichen Prozentsatze absorbirt wird. Diese Wahrnehmung hat die Genossenschaftsver ammlung
veranlaßt, den Vorstand zu beauftragen, auf Mittel und Wege zu sinnen, wie dem Anwachsen
d« Ausgaben Halt geboten werden könne. Es haben hierüber Verathungen unter Zuziehung
°°n Vertrauensmännern aus der Mitte der Genossenschaftsversammlungstattgefunden .md es find
diesbezügliche Anträge auch bereits den zuständigenStaats- und Reichsbehördenemgerercht worden.
V°r allen Dingen soll dahin gewirkt werden, daß die kleinen Renten «on 30, 40 und 50 ^
das Jahr, denen eine wirkliche Einbuße an Arbeitsfähigkeitin der Regel mcht gegenübersteht, fortfallen
und andererseits eine Verbindung der landwirthschaftlichenBerufsgenossenschaftund der Inval,-
ditäts- und Altersversicherungsanstaltangestrebt werden soll, wodurch eme ganz wesentliche Ent-
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lastung für die Landwirthschaft, welche sich für unsere Provinz auf mehrere Millionen Mark
jährlich berechnet,eintreten wird.

Leider scheinendiese Vorschlage wenig Aussicht auf Erfolg zu haben; es muß vielmehr
im Gegentheile befürchtet werden, daß, im Falle die augenblicklich im Reichstageberathene Novelle
zum Gesetz erhoben wird, die Ausgaben für den landwirthschaftlichenUnfall noch wesentlich wachsen.
Hierzu würde insbesondere die vorgeschlageneZuziehung von Arbeiteruertretern bei der Festsetzung
der Unfallrenten wesentlich beitragen, abgesehen von der dadurch hervorgerufenen Schwierigkeit
und Kostspieligkeit des Verfahrens.

Rr. 19. Der Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von Vichent-
schädigungen bietet nur zu der Bemerkung Anlah, daß für die Versicherunggegen Rutzkrankheit
die bisherigen Abgaben genügt haben, während für die Versicherung des Rindviehes sich eine
Erhöhung der Abgaben und zwar auf 25 Pfennig pro Haupt als nöthig erwiefen hat. Die
bezüglichenAusgaben sind auf 256 441 Mark 06 Pfg. veranschlagtgegen 115 925 Mark 14 Pfg.
in der laufenden Etatsperiode. Die Entschädigungen für an Milzbrand und Lungenseuche
ertränktes Rindvieh haben in den letzten Jahren 281925 Mark jährlich betragen, nno hat der
größere Theil dieser Summe aus dem Reservefonds entnommen werden müssen, was für die
Folge nicht mehr möglich ist, weil der Reservefonds alsdann bald erschöpft sein würde. Leider
ist eine Abnahme der Entschädigungen für die nächsteZeit noch nicht abzusehen,da immer neue
Herde von Milzbrand und Lungenseucheauftauchen. Die Verwaltung war stets bemüht mit der
größten Energie dort, wo ein Herd sich gebildet hatte, denselben zu ersticken, und zwar in der
Art, daß der gesammte Viehbestand des betreffendenBesitzers, sowie derjenigen, bei denen An¬
steckungsgefahrvorlag, aufgekauft, dann direkt in die Schlachthallengeführt und dort abgeschlachtet
wurde Dem von dein letzten Landtage ertheilten Auftrage, Vorschlage wegen einer allgemeinen
Viehuersicherung zu machen, ist der Provinzialausschuß nachgekommenund befindet sich die
betreffendeDenkschriftin Ihren Händen. Aus dieser Denkschrift sowie den zwischenzeitlich hierher
mitgetheiltenErmittelungen in Elsaß-Lothringenergiebt sich, daß diejenigenHerren, welche glaubten,
daß ein Beitrag von 40 bis 50 Pfg. pro Haupt und Jahr genügen werde, sich im Irrthume be¬
funden haben und daß meine bereits im vorigen Jahre ausgefprochenc Ansicht, daß der Beitrag
sich aus 2 bis 3 Mark belaufen würde, eher zu niedrig, wie zu hoch, gegriffen war.

Nr. 20. Der Voranfchlag sür die landwirthschaftlichen Angelegenheiten weicht
insofern sormell von seinen Vorgängern ab, als im neuen Voranschlage alle Ausgaben, welche für
die Landwirthschaft geleistet werden, zusammengestelltsind. Hierdurch ergiebt sich eine Gesammt-
Etatssumme von 404 595 Mark 16 Pfg.. wovon aus Titel IV des Hauptetats „Einnahmen aus
der Landcsbank" drei Positionen bestritten werden,

1. 100 000 Mark für die Aufbesserungder Verhältnisse in Eifelgegenden,
2. der Zinsgewinn des Meliorationsfonds mit 50 000 Mark und
3. für allgemeinelandwirtschaftliche Zwecke 46 000 Mark, zusammen also 196 000 Mark,

sodaß aus Titel II noch ein Zuschuß von 208 595 Mark 16 Pfg. zu decken bleibt.
Der landwirthschaftlichcEtat ist insgesammt um 63 495 Mark 16 Pfg. erhöht und zwar

besteht die Erhöhung in 3495 Mark 16 Pfg. Zinsen von Wcrlhpapieren, welche von den land¬
wirthschaftlichen Schulen zu Eleve und Bitburg für Uebernahmeder Pensionsverpflichtungendes Lehr-
personals hierher abgeliefert worden sind und ferner in 10 000 Mark, welche für Aufbesserungder
Pferdezucht und 50000 Mark, welche zur Aufbesserung der Verhältnissein den nicht zur Eifel gehörigen
Gebirgsgegendender Provinz, insbesondere Hochwald, Hunsrück und Westerwaldeingestellt worden sind.
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Da zu erhoffen ist, daß die Kömgliche Staatsrcgierung gleichfalls für die Aufbesserung der Ver¬
hältnisse in den vorgenannten GebirgsgegendenMittel flüssig machen wird, so dürfte, im Falle
Sie diesen Etat bewilligen, die Möglichkeit gegeben sein, den eben genannten Lcmdcstheilendurch
Zuwendung von Unterstützungen,welche dort, wenn auch nicht in demselben Maße, wie in der
Eifel, doch dringend nöthig sind, zu Hülfe zu kommenund damit einer vielfach laut gewordenen
Klage zu begegnen.

Der geschehenen Erhöhung von 60 000 Mark ungeachtet reichen die Mittel des land-
wirthschaftlichenEtats doch noch nicht aus, um den an die Provinz herantretendenAnforderungen,
insbesondere auf dem Gebiete der Flußregulirungen und der Deichbautm im Regierungsbezirk
Düsseldorf zu entsprechen. Der Provinzialausschuh hat sich deshalb veranlaßt gesehen, dem
Provinziallandtag hierüber eine besondere Vorlage zu unterbreiten, welche sich als Druckschrift
Nr, 29 in Ihren Händen befindet und die noch zu weiteren Erörterungen in dem hohen Hause
führen wird.

Nr. 21. Ich komme zur letzten Position dieses Titels, dem Etat für das Straßen- und
Verkehrswesen. In dieser Beziehung habe ich hervorzuheben, daß im Etat zwei Erhöhungen
vorgesehensind und zwar erstens die bereits von mir erwähnten 1500 Mark für die Klinkeistrahe
bei Cranenburg, welche als Staatsrcnte gezahlt werden, und 150 000 Mark für die lausende
Strahcnunterhaltung, Ich habe, meine Herren, lange gezögert, zu einer Zeit, wo insbesondere
auf dem Gebiete des Landarmen- und Irrenwesens so große Anforderungen gegen die Provinz
erhoben werden, auch noch mit einem Antrage auf Erhöhung der Mittel für die Straßenunter¬
haltung an den Prouinzilllausschuß heranzutreten. Allein, die Erkenntniß der dringend gebotenen
Nothwendigkeitdieser Erhöhung muhte meine Bedenken überwinden. Wir befinden uns auf dem
Gebiete unserer Straßenunterhaltung gewissermaßenin einem Nebergangsstadium, in einer Zeit,
welche ganz besondereAusgaben, die allerdings nicht dauernder Natur sind, erheischt. Zur Be¬
streitung dieser Ausgaben reichen die gewöhnlichenMittel nicht ans und sind in Folge dessen
alle Bestände der Straßenuerwaltung, insbesondere der große Reservefonds vor und nach auf¬
gezehrt worden.

Wenn ich sage, wir befinden uns in einem Standpunkte des Ueberganges, fo denke ich
hierbei an die großen und außerordentlichenAnsprüche,welche hinsichtlichdes Pflasters in den
atzten Jahren erhoben werden. Die alten Basalt- und vielfach Kicfelsteinvflasterungenin den zahl¬
reichen Ortschaften, insbefondere des Niederrheins, genügen dem heutigen Verkehrsbedürfnissenicht
'nehr und es wird immer dringender der Anspruch gegen die Straßenuerwaltung erhoben, dieses
schlechte Pflaster durch Normalpflaster zu ersetzen. Obwohl auf diesem Gebieteviel, ja in den letzten
Jahren unendlich viel geschehen ist, bleiben doch noch für die nächsten Jahre zahlreicheAusgaben
für Neu- und Umpflasterungen zu bestreuen. Diese Ausgaben kehren alsdann in den nächsten
20 bis 30 Jahren nicht wieder. Sodann haben wir begonnen, auf stark frequentirten Straßen,
w" die stärkstenVasaltdeckennur 2 bis 3 Jahre halten, eine neue Deckungsart, das sogenannte
Kleinpflaster, einzuführen. Die Versuche und Erfahrungen, welche wir nunmehr feit 2 bis 3
Jahren mit diesem zuerst in der Provinz Hannover angelegten Pflaster gemacht haben, haben
s^ "ach jeder Richtung hin bewährt und sowohl für die Fuhrwerke wie finanziellfür die Provinz
^t lohnend erwiesen. Es hat dies dahin geführt, für die nächsten Jahre die Ausführung
großer Strahcnstrecken mit diesem Pflaster in Vorschlag zu bringen. Hierdurch erwächst aber
sUr die nächsten Jahre eine weit höhere finanzielleBelastung, da die erste Anlage des Kleinpflasters
viel mehr wie eine gewöhnlicheVasaltdecke,etwa 60 bis 70"/« mehr kostet, während die Ent-

4
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lastung in Folge der längeren Dauer dieses Pflasters erst der späteren Zeit zu Gute kommt,
da die Kleinpflasterdecken 3 bis 4 mal so lange halten, wie die jetzigenNasaltdecken. Es steht
deshalb zu erhoffen, daß im Laufe der Zeit der Etat wieder ermäßigt werden kann. Vor der
Hand aber ist die Erhöhung der Ausgabe nicht zu vermeiden. Hierzu tritt noch der Umstand,
daß der letzte Herbst und Winter für die Straßen außerordentlich ungünstig waren und zahlreiche
Mehrkosten verursacht haben.

Im Allgemeinen kann die Unterhaltung der Straßen in unserer Provinz nicht als zu
kostspielig bezeichnet werden, wie aus einer Zusammenstellung, welche die Provinz Schlesien hat
fertigen lassen, hervorgeht.

Der Zustand unserer Prouinzialstraßen aber ist ein solcher, daß derselbe hinter keiner
andern Provinz zurücksteht und gewiß allen berechtigtenAnforderungen genügt.

Der Etat für die Unterstützung des Gemcindewegebaues ist unverändert geblieben
und kann ich hier nur bestätigen, daß die neuen Grundsätze, welche der Provinziallandtag für
die Gewährung von Unterstützungenaufgestellt hat, sich im großen Ganzen in der Praxis auf
das Trefflichstebewährt haben, und daß, wie dies den Herren ja bekannt sein wird, mit Hülfe
dieser neuen Grundsätze auf dem Gebiete des Eommunalwegebaues in den letzten Jahren recht
viel Gutes und Nützliches geschehen ist.

Der Etat für die Unterstützungdes Kleinbahnwesens konnte nach Maßgabe des Be¬
dürfnisses für die beiden nächstenJahre vermindert werden, wogegen der Etat für den Neubau
von Prouinzialstraßen, dessen Bestände beigeschmolzen sind, erhöht werden mußte. Hierzu trug
auch der Umstand bei, daß eine Ausgabe von 100 000 Mark, welche der Landtag früher für den
Bau einer Brücke über die Mosel bei Trarbach bewilligt und die der Prooinzialausschuß wieder
eingezogenhatte, weil man annahm, daß der Brückenbau nicht zu Stande kommen würde, neuer¬
dings, nachdemder Brückenbau gesichert ist, wieder hergestelltwerden muhte.

Auf dem Gebiete des Straßenwesens werden Sie, meine Herren, sich wiederum mit ver¬
schiedenen Petitionen für die Aufhebung der Vorausleistungen von Fabriken:c. zu den Kosten des
Wegebauesbeschäftigen müssen. Es ist bereits früher von mir ausgeführt worden, daß das betreffende
Gesetz, dessen gesammte Erträgnisse sich nur auf etwa 100 000 Mark beziffern, sich in der Aus¬
führung für uns recht befchwerlich und wenig einträglich erwiefen hat, ich würde deshalb dem
Fortfall der Erhebung von Präcipualleistungen keine Thräne nachweinen, wenn das Gefetz nicht
auf die ehemaligen Staatsstraßen, was der Provinziallandtag von Hannover neuerdings wieder
beantragt hat, ausgedehnt weiden kann. Nachdem das Gesetz aber einmal besteht, muh dasselbe,
meine Herren, auch durchgeführt werden. Damit fchließe ich meine Erläuterungen zu Titel II-

Der Etatstitel III bietet mir zu Bemerkungen keinen Anlaß, ebensowenigTitel IV, es
sei denn die Erhöhung um 10000 Mark aus den Erträgnissen der Landesbank für landwirth-
schaftliche Zwecke.

Titel V. Hier finden Sie unter Nr. 1 die 250 000 Mark für die Verzinsung der
alten Irrenanstalts-Bauschuld, welche früher unter Titel II aufgeführt war.

Neu eingestellt sind 100 000 Mark zur Verzinsung bezw. zur Bestreitung der Kosten
der Errichtung und Erweiterung der Provinzialanstalten und der Vergrößerung des Sitzungs¬
saales im Ständehause, worüber Ihnen eine besondereVorlage — Drucksachen Nr. 11 —- zu¬
gegangen ist.

Aus dieser Vorlage entnehmen Sie, meine Herren, daß insgesammt für diese Zwecke
rund 8 900 000 Mark aufzuwendensind. Da ferner die Kosten der Erweiterung des Sitzungs-
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saales im Ständehause zu bestreiten bleiben, so dürfte im Ganzen auf einen Betrag von 9 Mil¬
lionen zu rechneu sein.

Die Verzinsung und Tilgung dieser Summe mit 3'/« °/„ Zinsen und 1'/2°/» Amorti¬
sation wird jährlich 450 000 Mark, das ist 1 °/» der Umlage erheischen. Da die Verausgabung
dieser Summe aber erst im Laufe der nächsten 4—5 Jahre erfolgen wird, so konnte selbstredend
dieser Betrag z. Zt. noch nicht eingestellt werden, sondern es ist von uns ermittelt worden, wie
viel wir von den Naugeldcrn in der Etatsperiode verwenden werden und es hat die desfallsige
Rechnung ergeben, daß 100 000 Mark ausreichen werden, um die Verzinsung der Schuld bei der
Landesbank bis zum nächstenProvinziallandlage zu bewirken.

Ferner ist neu eingestelltworden ein Dispositionsfonds von 40 000 Mark für den Pro-
vinzialausschuß.Dem Provinzialausschuß und seinein Vorsitzendenstanden früher 3000 Mark und
2000 Mark, also zusammen 5000 Mark zur Verfügung. Diefe Summen waren indessen nicht
ausreichend,um außergewöhnlichenBedürfnissen Genüge zu leisten. Es sind in allen übrigen Pro¬
vinzen dem Provinzialausschuß noch größere Summen zur Verfügung gestellt, in Westfalen,
wenn ich nicht irre, 50 000 Mark. Bei den Gesammtausgaben im Betrage von 16 Millionen,
welche unsere Etats umfassen, kann ein Dispositionsfonds in der Höhe, wie er hier eingestellt ist,
"uf die Dauer uicht entbehrt werden.

Die nun folgende Wiederholung des Etats bezw. die Zusammenstellungen ergeben, daß
b'e Gesmnmtausgaben 16 03104? Mark 70 Pfg, betragen und daß zur Balancirung des Etats
"us Provinzialmitteln ein Zuschuß von 9 417 500 Mark gegen 8 621000 Mark, also mehr
796 500 Mark erforderlich sind, und daß nach Abzug der Dotationsrenten, der durchlaufenden
Posten und der Nebeneinnahmen 4 730000 Mark durch Provinzialabgaben zu decken bleiben,
"lese Abgabe entspricht einer Umlage von 11°/», deren Erhebung der Provinzialausschuß bean¬
tragt. Nach deu eingezogenenMittheilungen der KöniglichenNegierungen der Provinz beträgt das
Veranlagungssoll für 1896/9? an direkten Staatssteuern 43 488 832 Mark 22 Pfg. Nach den
Erfahrungen des Vorjahres blieb das berichtigteSoll um 0,9?°/« hinter dem Veranlagungssoll zurück.
Zieht man von dem ermittelten Veranlaguugssoll also 1°/« ab, so verbleibenrund ^3 Millionen Mark
als berichtigtes Soll, welches der Berechnung der Umlage für 1897/99 zu Grunde gelegt ist.

Meine Herren! Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß eine genaue und eingehende
Prüfung der vorgelegten Etats Sie zu der Ueberzeugung führen wird, daß unerachtct der
bedeutendenErhöhungen vieler Ausgaben wir dennochvon der Bahn der bisher stets beobachteten
Sparsamkeit und zweckmäßigen Veitheilung der Mittel nicht abgewichen sind nnd daß wir über¬
all, wo eine Erhöhung vorgesehenist, lediglichdem Drucke der Verhältnisse gefolgt sind. Der
Prozentsatz der Umlage von 11«/» erscheintzu deu Abgaben der übrigen Provinzen nicht über-
"üßig, wenn Sie bedenken, daß in unserer Umlage 5,»<"/« Unterhaltungskosten für die ehe¬
maligen Nczirtsstraßen enthalten sind, welche Ausgaben in den übrigen Provinzen von den Kreisen
°Is Kreislasten direkt getragen werden und deshalb bei dem Vergleiche abgesetzt werden muhten,
sodatz die Rheinprovinz mit 5,««°/» Umlage gegenübersteht:

Ostpreußen . . mit 13,°° <»/<, Sachsen ..... mit 9,°« °/»

«
Westpreußen . „ 15,8"/° Schleswig-Holstein mit ca. 9«/«
Brandenburg . „ 12,»°/« (11,««/«) Hannover ... „ « 3,, 8°/,
Pommern . . „ 11,4"/» Westfalen ... „ „ 8-9°/«
Posen . . mit ca. 19°/» Nassau (Wiesbaden) „ 1«/»
Schlesien . . „ „ 6«/»
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Meine Herren! Die hochgehenden Wogen der Anforderungen, welche im Sommer 1895
allgemein und ohne an irgend einer Stelle auch nur ein Wort des Widerspruches zu finden,
gegen die Provinz auf dem Gebiete des Irreuwesens erhoben wurden, liehen gewiß in mancher
Beziehung ein schlimmeresfinanzielles Bild befürchten, als Ihnen in dem neuen Voranschläge
vorgeführt wird. Der Provinzialausschuß hat sich indessen zwar mit mir auf das Eingehendste
bemüht, den von allen Seiten laut gewordenen Ansprüchen gerecht zu werden, aber hierbei
doch mit Ruhe und Besonnenheit erwogen, daß nicht Unnützes und Uebcreiltes geschehe und die
gebotene Rücksichtnahmeauf die hohe Belastung der Steuerzahler unserer Provinz nicht auhcr
Acht gelassen werde. Diese Wahrnehmung werden Sie in dem bezüglichen Bericht überall machen
tonnen, mit einem Worte, meine Herren, wir haben uns bei der Etats-Aufstellung auf das un¬
bedingt Nothwendige beschränkt und keinerlei Ausgaben in Vorschlag gebracht, welche noch hin¬
gehalten oder ganz vermieden werden können. Ich beantrage deshalb auch Namens des Pro-
vinzialausschussesmit ruhiger Zuversicht die Uebenueifung des Hauptetats und der Einzeletats an
die betreffendenFachcommifsionen,

Meine Herren! Es ist Vorschriftder Provinzialordnung, daß bei Vorlegung des Haushalts-
Etats dem Provinziallandtage ein Bericht iiber den Stand der Angelegenheitendes Provinzinl-
vcrmögens erstattet werden soll. Diese Vorschrift verfolgt den Zweck, daß dem Landtage die
Gewißheit werden soll, daß Ausgaben, die zur laufenden Verwaltung gehören, nicht aus Kapital
vermögen der Provinz, aus angestammte» Fonds oder sonstwie bestritten werden, und andererseits,
daß auch nicht zu viel Umlage erhoben wird, um eine unzulässige Kapitalisirung eintreten zu lasse».
In Ausführung dieser Bestimmung ist Ih»en ein gedruckter Bericht über den Vcrmögcnsbestand
des RheinischenProvinzialverbandcs zugegangen, Es kann nun nicht wohl meine Ausgabe sein,
diesen Bericht, welche» die Fachcommisstu»ja im Einzelnen prüfen wird, hier mit seine» sämmtlichen
Zahlen durchzugehen,sondern ich glaube, Ihre» Intentionen zu eutsprcchcn,wenn ich mich mit
einer kurzen Uebersicht begnüge.

Meine Herren! Nach dem vorliegendenBerichte betrug das Aktivvermögen des Prouuizial-
verbandes am 1. April 1896 26310568 Mark 94 Pfg. Hicruutcrbefinden sich an Fonds, die nicht der
Provinz eigenthümlichgehören, sondern die sie nur zu verwalten hat, wie z, B. der Wittwen-
und Waiscnfonds der Eummunalbeamtcn, die Polizcistrafgclder, die Vieh-Versicherungsfonds,also
alles Gelder, die sie eventncll herauszugebenhat, 1891583 Mark 03 Pfg,, so daß »ach Absetzung dieser
uns nicht gehörigen Fonds der Provinz noch ein Aktivvermögen von 24418980 Mark 91 Pfg, verbleibt.
Hierauf laste» cm »»getilgte» Schulden aus den Irrenanstaltsbautcn noch 5424962 Mark 3? Pfg-
Das ergiebt ein Rcinuermögenvon 18994 020 Mark. Das Aktivvermögen betrug am 1. April 1894,
also bei der letzten Uebersicht 18805 060 Mark, so daß ein Zuwachs von 188 960 Mark ein¬
getreten ist. Dieser Zuwachs besteht im Wesentlichenin der Amortisation der Irrcnanstaltsbauschuld,
die mit 1'/-«/« getilgt wird. Die Uebersichtcrgiebt also, daß wir den Fonds des Vermögens
nicht unzulässig vermehrt, aber auch audcrs nichts aus dem Vcrmögc»sbesta»dczur Deckung d«
laufenden Ausgaben entnommen haben.

Das Vermögen der Landesbank, meine Herren, welches in dieser Summe nicht einbegriffen
ist, betrug am ,, April 1896 6 680921 Mark 71 Pfg. oder abzüglich der Schulden für die Baukosten
des Neubaues des Geschäftshauses333538 Mark 17 Pfg. - rein 6347 383 Mark 54 Pfg, geg"
6200995 Mark 34 Pfg. im Jahre 1894, also ein Zuwachs von 146388 Mark 20 Pfg. Das sind
Beträge, die wir dem Reservefondsin den beiden Jahren zugewiesen haben. Das Gesammtueiniögen
emschließlichder Landesbant und des Meliorationsfonds der Provinz beträgt gegenwärtig rund
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2? Millionen Mark, Das Vermögen der Feuer<Societcit,was nicht darin einbegriffenist, weil es
ja den Versichertengehört, beträgt 6250 000 Mark gegen 5 890000 Mark im Vorjahre, sodaß der
Vermögcnsbcstcmd der Provinz ein durchaus befriedigenderist.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürsteuberg-Stammheim:
Zum Worte hat sich gemeldet der Herr AbgeordneteFritzen. Bevor ich aber dem Herrn

AbgeordnetenFritzen das Wort ertheile, möchte ich dem hohen Hanse eine Mittheilung machen
über eine Wahrnehmung, die wir von diesen Plätzen aus iu Bezug auf die Akustik des neu
hergerichteten Saales gemacht haben. Wir finden, daß dieselbe gegen früher uicht günstigergeworden
'st- (Sehr richtig!) Es hat sich allerdings dieselbe iu etwa gebessert, sobald die beiden Thüren,
welche nach der Vorhalle hin führen, geschlossenwerden, und ich möchte das EinVerständnißdes
hohen Hauses damit herbeiführen,daß wir versuchsweise einmal die Thüren abschließen lassen, und daß
der Verkehr mit dem Saale während der Plenarsitzungen durch die beiden Ncbenthüren stattfindet,
"ch glaube, wenn die Herren darauf achten wollen, werden Sie wahrnehmen, daß, wenn die Thüren
geschlossen sind, man etwas besser hört. Da gegen meinen Vorschlag kein Widerspruch erfolgt,
bnrf ich wohl mmchmcu, daß die Herren damit einverstanden sind, daß der Versuch einmal
gemacht wird.

Ich ertheile nunmehr dem Herrn AbgeordnetenFritzen das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Der Herr Landesdircktor hat ja wie in früheren

^"hren sehr eingehendeund klare Mittheilungen über den Etat und über die finanzielle Lage der
Provinz gemacht, wofür wir ihm jedenfalls zu großem Dcmkc verpflichtetsiud. Bevor ich jedoch
auf den Etat näher eingehe, will ich mir zunächst gestatten, eine Bemerkung des Herrn Landes-
^rektors richtig zu stellen, welche er gemachthat bezüglichdes Entwurfs eiues ueucn Alters- und
^nvaliditätsgesetzcs. ^ hat gesagt, nach diesem Entwürfe wäre vorgesehen, daß künftig die Hälfte
"er Kosten (Landcsdirettor Dr. Klein: '/8y von der betreffenden Versicherungsanstaltund die
andere Hälfte von der Gesammtheit der übrigen Versicherungsanstaltenzu tragen wäre». Das ist
unfern richtig, als allerdings diese Bestimmung iu dem Entwürfe gestanden hat, wie er ans dein
^eichsnmt des Innern hervorgegangen ist; aber ich kann dem Herrn Landesdirektormittheilen,
°"ß inzwischen im Bundesrat!) darüber Beschluß gefaßt worden ist und der Bundesrath diese Be-

lmuiung wesentlich abgeändert hat. Der Buudcsrath hat bestimmt,daß zunächst °/4 auf die be-
^esfendeVersicherungsanstaltuud ^ auf die Gesammtheit vertheilt werden soll, wodurch also die
uwge wesentlich modifizirt wird. (LandesdircktorDr. Klein: Ja das wäre wesentlich!)

Da ich aber einmal über diesen Entwurf spreche, so wollte ich doch gleich hervorhebe»,
"ß er in anderer Bcziehuug weit schlimmere Bedenken ausweistals diese Geldfrage allem. Der
"Wurf sieht Bestimmungen vor über die Verwaltung der Versicherungsanstalt,welche ganz tief

" das Sclbstuerwaltnngsrecht der Provinz einschneideu. (Sehr richtig!) Er sieht vor, daß jeder
^wmte der Bestätigung der Regierung bedarf. Er sieht ferner vor, daß jede Gehaltsfestsetzung der
""stände der Anstalten der höheren Bestätigung unterliegen müsse. Meine Herren, wenn Sie

'c e Bestimmungenins Auge fassen, so werden Sie mit mir darin einverstandensein, daß, wenn
^sc Vorlage in der bezeichneten Richtung Gesetz wird, die Selbstverwaltung der Provinz in diesem

^""kte zum großen Theil ^nsorisch wird. (Sehr richtig!) Ich hoffender, daß der Reichstag
«se Bestimmungendes Gesetzentwurfs,wie er auch ähnliche Bestimmungen aus dem jetzigen Ge-

sicher ausgemerzt hat, wiederum ausmerzen wird.
>, . Ilh gehe jetzt zum Etat über und muß nun allerdings zu meinem Bedauern bekennen,
°» der gesummteEtat nicht das freundlicheBild bietet, welches er in früheren Jahren geboten
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hat. Sie haben bereits von dem Herren Landesdirektor gehört, daß die Ausgaben wesentlich
gestiegen sind, und daß auch die Provinzialumlage erhöht werden muß. Die Ausgabe, welche für
die nächste Etatsperiodc erforderlich ist, ist um 785000 Mark höher als sie bisher gewesen ist.
Die Prouinzialumlllge steigt von 3945 000 Mark auf 4730000 Mark, also eiu Mehr von
785000 Mark, das ist 20°/« der seitherigenProvinzialabgabeu.

Nun wird ja die Provinzialumlage erhoben nach einein Prozentsatz zur Staatssteuer.
Dieser Prozentsatz hat sich nur von 10 auf 11°/» erhöht, also um 1«/», Das liegt darin,
daß die Staatssteuern mit jedem Jahre steigen und daß also die Erhöhung der Abgaben, welche
die Provinz zu zahlen hat, in Bezug auf den Prozentsatz zur Staatssteuer uicht so sehr steigen
kann als im Verhältnisse zu den frühern Provinzialabgabcn,

Meine Herren! Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber noch auf einen Punkt aufmerksam
machen, welchenich Ihrer Beachtung vorzugsweise empfehle. Der Umlage von l 1 °/« ist die
Staatssteuer zu Grunde gelegt von 1896/97. Nun steigt aber, wie die Erfahrung gezeigt hat,
diese Staatssteuer mit jedem Jahre. Sie ist im Jahre 1895/96 zwei Millionen höher gewesen
als wie man angenommenhatte, und iu Folge dessen sind auch in dem genannten Jahre an effek¬
tiver Provinzialumlage 200000 Mark oder genau genommen199000 Mark mehr aufgebracht,als wie
es in der Vorlage des Proviuzialausschussesvorgesehenwar. Also in Folge dieser Steigerung der
Staatssteuern hat schou thatsächlichdie Umlage pro 1895/96 200000 Mark mehr aufgebrachtals
der Proviuzialausfchuß nöthig uud beantragt hatte. Nun, meine Herren, wird die Staatssteuer in
den günstigen Zeitverhältnissen, unter welchenwir leben, wo Handel und Industrie sich in großer
Blüthe befinden, auch der Bergbau höhere Gewiune bringt, jedenfalls auch fernerhin sehr erheblich
steigen und wenn ich annehme, daß die Staatssteuern in demselben Maße steigen würden, wie sie
im vorigen Jahre gestiegen sind, so sind das ungefähr zwei Millionen. Es werden also im Etats¬
jahr 1897/98 die Staatssteuern nicht 43 Millionen betragen, die der Umlage zu
Grunde liegen, sondern vielleicht 45 Millionen und es werden also, wenn von den 45 Mil¬
lionen 11°/« erhoben werden, die 11°/« von 2 Millionen zu viel erhoben; daher werden im
ganzen 220000 Mark mehr einkommen,als die Vorlage als nothwendig berechnet uud als die
Provinz auch wirklich nöthig hat. Gehen wir nun weiter auf das Jahr 1898/99. Auch im Iah"
1898/99 weiden wir mit Sicherheit eine Steigerung der Staatssteuern zn verzeichnen haben; die
ganze Reformgesctzgebungist ja begründet auf dem Prinzip, daß die Staatsstcnern mit jede»,
Jahre steigen. Wenn wir im Jahre 1898/99 dieselbe Steigerung haben wie bisher, so werde»
die Staatssteuern etwa 47 Millionen betragen; wir werden also, wenn wir auch dann N"/»
erheben, da wir 11°/« nur von 43 Millionen nöthig haben, dann nicht weniger als 11°/° von 4
Millionen Mark mehr erheben als wir brauchen,also 440000 Mark; wir werden also in diese»
beiden Iahreu im Ganzen annähernd 600000 Mark mehr erheben als erforderlich ist. lM^
richtig.) Ich bitte Sie, das in der Commissionnäher zu erörtern.

Ich meine, man könnte aus diesem Grunde Anlaß nehmen, eiu Doppeltes, eine Alternative ins
Auge zu fassen, und dahin gelangen, entweder, daß man, wie es iu früheren Jahren der Fall war,
uicht einen Prozentsatz umlegt, sondern die wirkliche Bedarfssummc,also die Summe von 4730000
Mark und diese Summe in dem Prozentsatze auf die Staatssteucru vertheilt, als dieses in den ein¬
zelnen Ausgllbejahrenerforderlichist, (fehl richtig) wenn wir aber von vornherein einen bestimmten
Prozentsatz nehmen wollen, dann können wir ihn nach meiner Auffassung ermäßigen, dann könne»
wir wenigstens, wenn wir auch für das Jahr 1897/98 11"/« nehmen wollen, für 1898/99 '"t
10'/. oder 10'/«°/« auskommen. Meine Herren, nehmen Sie nicht an, daß das eine Kleinigkeit
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ist. 'Zu »/<> der Staatssteuem ist für große Städte eine bedentcndeSnmine. Wenn ich z. B. die
Stadt Düsseldorf annehme, wo das Staatssteuer-Soll weit über 2 Millionen beträgt, so sind
'/2°/° für Düsseldorf schon 10000 Mark, und für Köln könnten es vielleicht 20 000 Mark
werden. Also hier stehen bei l/2«/,, Summen in Frage, die nicht zu verachten sind, und ich
möchte also vorschlagen,daß wir entweder, wie es früher geschehen ist, die bloße Bedarfssummc
umlegen — dann kriegen wir immer die richtige Summe — oder aber, wenn es für besser und
zweckmäßiger gehalten wird, den Prozentsatz nmznlcgen, ihn für das zweite Jahr ermäßigen. Diese
Ermäßigung ist ganz begründet. Wenn Sie aber trotzdemwirklich die 11"/u erheben wollen —
so habe ich auch nichts dagegen, aber dann thun Sie es in dem Bewußtsein, daß Sie dem Pro-
vinzilllausschussefür die zwei Jahre mit Sicherheit über eine halbe Million mehr znr Verfügnngstellen
als er selbst verlangt. Ich habe die Ueberzeugung, daß er auch dieses Plus sehr gut verwenden
wird. (Sehr richtig!) Aber wenn man zu viel Geld hat, wachsen auch leicht die Ausgaben
(sehr richtig!) und daher möchte ich Ihueu doch zur Erwägung anheimstellen,inwiefern Sie in
diesem Punkte Rcmcdur eintreten lassen wollen. (Beifall,)

Meine Herren! Ich gehe nun zn einzelnenPunkten über, in welchen der Etat wesentliche
Erhöhungen ausweist. Wir haben ja in dieser Beziehung den klaren Bericht des Herrn Landes-
direktorsgehört, aus welchem ich nnr einige Pnnkte, die mir gerade aufgefallen sind, herausgreifeuwill.

Zunächst wird für landwirtschaftliche Angelegenheitenein Mehrzuschnßvon 60 000 Mark
"erlangt. Meine Herren, ich glaube, daß wir alle gern bereit sein werden, der Lcmdwirthschaft,
die ja augenblicklichsich in bedrängter Lage befindet, diese Mehrsnmme zn bewilligen. Ich bin
aber nicht der Ansicht, daß sich die im Hause vorhandenen Landwirthe und Freunde der Land-
Wirthschaft damit begnügen werden, diese Summe lediglich zu bewilligen; ich glaube, die Herren
werden auch das Bedürfniß fühlen, sich mit den allgemeinenFragen der Lcmdwirthschaft,welche
speziell die Rheinprouinz interessiren, vielleicht in einer freien Berathung, wie dies in früheren
Jahren geschehen ist, zn beschäftigenund dann zu dem Gutschluß kommen in Bczng auf diese
Materie auch Anträge an die hohe Staatslegierung zu richten. Es liegen ja auf diesem Gebiete
so viele Schmerzen vor, daß ich nur einige herausgreifenmöchte Ich will Sie aufmerksam machen
auf die Erhaltung der Eichenschälwaldungcn,die ja für unsere Rheinprovinzvon größter Bedeutung
^> Ich erinnere Sie ferner au die immer noch drohendeEinführungder Staffeltarife, welche unsere
Provinz mit Getreide und Vieh aus dem Osten überschwemmen soll. Ich erinnere Sie besonders
°u die vom Auslande her drohende Gefahr der Ginschleppungvon Viehseuchen.

Meine Herren! Darüber haben ja im AbgeorductcuhausrVerhandlungen stattgefunden, und
'ch möchte glauben, daß die Landwirthe hier im Hause, die heute aus dem Osten und Westen,
aus dem Süden und Norden hier zusammen sind, ans beiden Lagern, aus dem Lager des land-
!wtthschaftlichm Vereins und aus dem Lager des Bauernvereins, das Bedürfniß haben weiden, sich
U! einer freien Vereinigung zusammenzufindenund entsprechende Anträge an die Staatsregierung
A richten, Es würde das eine wesentliche Unterstützung für die Bestrebungensein, die wir im
Reichstage und Landtage stets verfolgt haben, der Landwirthschaft nach besten Kräften zu Hilfe
zu kommen, (Bravo!) Ich habe die feste Ueberzeugung:wenn solche Anträge sich fern halten von
Übertriebenen Forderungen, wenn sie sich fern halten von allen Angriffen gegen die Handelsverträge
u»d von sulchen Punkten, welche mit den Handelsverträgen direkt im Widerspruchstehen, und
^nn sie kein,, utopistischen Ziele verfolgen, dann werden sie in diesem ganzen Hause auch bei
V°n Industriellen nur eine wohlwollende Aufnahme finden. (Beifall.)
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Meine Herren! Nun ist ein weiterer erhöhter Zuschuß vorgesehen, für die Straßen-
verwllltung und zwar ein Zuschuß gegen früher mehr von 15(1000 Mark, Meine Herren, dieses
Mehr von 150 000 Mark befindet sich im Etat der Straßenverwaltung in zwei Titeln, zunächst
in Titel IV Nr. 1 Unterhaltung der Provinzialstraßen, da ist eine Summe vorgesehen von
3 323 450 Mark, also 113 000 Mark mehr als im Vorjahr. Ferner finden Sie ein Mehr in Nr. 2
desselben Titels, wo für die Renten a» diejenigen Städte, welche die in ihrem Bezirke gelegenen
Provinzialstraßenstreckenin eigene Verwaltung und Unterhaltung übernommen haben, ein Plus
von 43800 Mark vorgesehen ist; alfo es sind wieder in den letzten Jahren sehr viele Straßen
mehr an die Städte gegeben, so daß an dieselben für die Verwaltung und Unterhaltung ein Plus
von 43 800 Mark zu zahlen ist. Meine Herren, nun ist es ja richtig, daß auch wir in den
letzten Jahren eine große Anzahl von Straßen als Provinzialstraßen übernommen haben und
daß, wie es im Vorberichte heißt, 3? Km neue Straßen, die wir übernommen haben, auch unter¬
halten werden müssen. Also in der Beziehung ist eine Erhöhung der Ausgaben nicht zu ver¬
meiden. Wenn Sie nun aber die Bemerkung lesen, womit diese Erhöhung der Unterhaltungs¬
kosten der Provinzialstraßen begründet wird, so wird einfach auf den Durchschnitt in den beiden
Vorjahren verwiesen und dieser Durchschnitt wird berechnetauf die Summe von 3249103 Mark,
ohne daß eine weitere Begründung des Mehrzuschussesgegeben wird. Also sollte man meinen,
es wäre in dem Etat auch nur der Durchschnitt der früheren Jahre beantragt. Aber in der
wirklichen Forderung ist eine Summe beantragt, welche diesen Durchschnitt um etwa 70 bis
80 000 Mark übertrifft, ohne daß diese Forderung näher begründet ist. Nun wissen wir ja,
daß wir die 3? Km Straßen übernommen haben, und wenn wir nun eine etatsmäßige richtige
Rechnungaufstellen wollen, so müssen wir uns fragen, was werden diese 3? Km. Straßen kosten?
Nach dem letzten uns zugegangenenVerwaltungsberichte kostet das Kilometer Straße der Provinz
584 Mark. Würden wir diese Summe von 584 Mark zu Grunde legen, so würde das für die
3? Kru Straße eine Summe von 21600 Mark darstellen; also der ermittelte Durchschnitt müßte
jedenfalls um diefe Summe von 21600 Mark erhöht werden, Nun aber, meine Herren, beachten
Sie auch noch Nr. 2 dieses Etatstitels. Wir haben in der verflossenen Etatsperiode so viele
Strahenstrecken an die Städte abgegeben, sodah wir an diese eben eine um 43800 Mark höhere
Rente zahlen müssen. Wenn ich nun annehme, daß die Kosten dieser abgetretenenStraßenstrecken
richtig berechnet sind, so muh ja unser Straßenunterhaltungsctat um diese 43800 Mark vermindert
werden. Das liegt klar auf der Hand. Wenn ich also nunmehr eine etatsmähig richtige Rechnung
aufstelle, so müssen wir zunächstden Durchschnitt der Kosten nehmen, welche die Straßenuntcrhaltimg
in den letzten zwei Jahren erfordert hat, und müssen diesen Durchschnitt vermehren um die
Summe von 21600 Mark, welche die 3? Kiu neu übernommenen Strahenstrecken kosten, und
dann müssen wir abziehen die Summe von 43 800 Mark Plus, die wir an die Städte zahlen
müssen für die Unterhaltung der ihnen übcrwiefcnen Strahenstrecken. Wenn Sie diese Operation
vornehmen, dann kommen Sie in dem Titel IV Nr. 1 zur Unterhaltung der Straßen auf eine
Summe von 3226803 Mark, also beiläufig 100 000 Mark weniger, als hier uerlaugt wird.

Budgetmäßig läßt sich an dieser Rechnung nichts aussetzen. Ich gebe zu, daß inzwischen
die Löhne gestiegensind, daß auch die Materialien theurer gewordeu sind, aber diese Steigerung
hat auch schon ihren Ausdruck gefunden im Durchschnitt der 2 letzten Jahre. Sollte sie darin
nicht ganz ihren Ausdruck gefunden haben, fo mühte uns das doch näher nachgewiefenwerden-
Wir können doch nicht so ohne Weiteres, wenn uns der Durchschnitt als Maßstab gegebenist,
100000 Mark darauf schlagen,und ohne weiteres sagen, „wir nehmen 100 000 Mark mehr an"-
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Also ich bin der Ansicht,daß auch dieser Punkt in der Commissioneiner sehr eingehendenPrüfung
bedarf und ich sehe einer Erklärung darüber, inwiefern die höheren Lohne und die Verteuerung
des Materials auf diese sehr hohe Vennehrung der Unterhaltungskosten eingewirkt habe», mit
Genugthuung entgegen. Für den Fall, daß wir in der Lage sein müßten, allerdings diese
150000 Mark zu bewilligen, und ich bin auch überzeugt, daß in den Bureaus der Verwaltung
die Dokumente und die Materialien vorliegsn, welche für diese hohen Summen sprechen — sie
sind hier in dein Etat uns nur nicht mitgetheilt worden — ich sage also, wenn wir genöthigt
sind, diese Summe wirklichzu bewilligen, dann, meine Herren, möchte ich eine Frage anregen,
die auch schon vor 4—5 Jahren den Proumziallandtag beschäftigthat. Wir haben damals den
Fonds zur Beihülfe für Gemeindewegebautenin einem Jahre um mindestens 120000 Mark
erhöht. Wir haben, wenn ich die Zahlen richtig im Gedächtniß habe, diesen Fonds von 240 000
Mark erhöht auf 360000 Mark (Zuruf 350000 Mark) zur Unterstützung des Gemeindewcge-
baus. (Sehr richtig!) Diese Erhöhung, die ich damals bekämpft habe, ist im Provinziallandtage
mit geringer und wie viele Herren behaupten, mit einer sehr zweifelhaftenMajorität angenommen
worden. Nun meine ich, wenn wir hier in die Nothwendigkeitversetztwerden, für die materielle
Unterhaltung unserer Straßen eine so erhebliche Mehrausgabe zu machen, dann wäre es doch
««gezeigt,nun einmal zu fragen, ob wir nicht an dem kolossalenUmfange der Kosten für die
Gemeindewegcbauteneine kleine Summe sparen und ob wir nicht da etwas abstreichenkönnen,
um eine gewisse Balancirung herbeizuführen. Lieber würde es mir noch sein, diese Summe zu
verkürzenzu Gunsten der Kleinbahnen, denn, meine Herren, das ist doch unserer aller Auffassung,
daß die Kleinbahnen, wenigstens in einem großen Theile der Provinz, die Verkehrsstrahen der
Zukunft sein müssen.

Meine Herren! Da ich nun gerade über die Provinzialstrahenverwaltung spreche, so
will ich noch eine Frage anregen, welche zwar nicht in der Öffentlichkeit, aber doch innerhalb
der Verwaltung sehr häufig zu Diskussionen und Debatten geführt hat. Das ist die Frage der
richtigen Organisation der Straßenverwaltung, namentlich des richtigen Verhältnisses zwischen
Verwaltungsbeamtcn und Vaubeamten, welche in der Straßenverwaltung, wie überhaupt in der
Vauverwaltung thätig sind, , , ^

Dieses Verhältniß hat in der Provinz seit Jahren stets geschwankt. Als damals m der
Mitte der ?0er Jahre die Provinz dazu überging, auf einmal 5 große Irrenanstalten zn bauen,
da hat ein Verwaltungsbeamter eigentlichdie ganze Leitung gehabt. Der damalige Verwaltungs¬
beamte war allerdings ein außerordentlich tüchtiger, fähiger und fleißiger Mann, den viele der
Meren Herren noch im Gedächtniß haben werden. Er hat damals nur mit Hülfe eines ganz
untergeordnetenTechnikers, der aber eigentlichgar keine entscheidendeStimme hatte den Bau
dieser 5 Irrenanstalten geleitet. Er war der höchste Verwaltungsbeamte und der höchste techmsche
Beamte zusammen. Meine Herren, dieses Verhältniß hat sich bitter gerächt W.r haben gese en,
daß damals bei den. Bau der Irrenanstalt zu Bonn sehr große Unter schlnfe v^nm m sind.

Wir haben gesehen, daß wir genöthigt waren, schwere und koMellge Prozesse zu fuhren,
Waß dieses Verhältniß nach meiner Meinung ein durchaus unncht.ges gewesen :st, we halb
"°n ja auch später dazu überging, 3 Vauräthe anzustellen. Nun wurde we Straßenvenvaltung
s° organisirt daß in derselben ein Verwaltungsbeamter als Abtheüungsmge.tt und 2 Baurathe
"s technische Dirigenten thätig waren. Aber die Bauräthe hatten vollständig gleuhen Nang und
gleiches Stimmrecht mit den Verwaltungsbeamten. Es standen stch also w 3 Herren voll-
standig gleichberechtigt gegenüber. Das ging in der ersten Zeit ganz gut so, nameMch so lange,
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als durch die Uebernahme der ehemaligen Staatsstraßen auf die Provinz die Verwaltung sehr
beschäftigtwar und man gar keine Zeit hatte, sich mit Competenzstreitigkeitenzu befassen. Als
aber die Straßen sämmtlich übernommen waren und als die neue Organisation vollständig ab¬
geschlossen war, da stellten sich auch, wie es natürlich war, Comvetenzstreitigkeitenein und
schließlich ist man dann dahin gekommen,daß die Straßenverwaltung fast ausschließlichunter die
Leitung eines Baurathes gestellt wurde und der Vorwaltungsbeamte in der Straßenuerwaltung
nur mehr hauptsächlichdie Thätigkeit eines Justitiars ausübte.

Meine Herren! Das waren Zeiten, wie wir alle anerkennen wollen, großer technischer
Fortschritte und großer technischer Errungenschaften, Da wurde die Dampfwalze in Gebrauch
genommen, dann wurden Fahrräder für die Chausseeaufschereingeführt, es wurde eine große
Zahl neuer Brücken gebaut nach den neuesten Anforderungen der Technik; man ging fogar dazu
über, einen Steinbruch zu erwerben, um der Coalition der Steinbruchbesitzer, welche auf die
Erhöhung der Preife für die Straßcnmaterialien hinwirkte,ein Paroli zu bieten. Unglücklicherweise
verfiel man auf den Erwerb des Steinbruchs auf dem Pctersberg, und wie man ihn ausbeuten
wollte, mußte man alsbald gegenüber dem Entrüstungssturme, der sich von Seiten des Ver-
fchönerungsvereinsfür das Siebengebirge und der Stadt Bonn erhob, die Segel streichen. Zu
meinem Bedauern hat man diesen Weg nicht weiter beschritten; ich halte ihn für einen fehr
gesunden und möchte wünschen,daß dieser Weg, wenn es irgendwie angängig ist, wieder auf¬
genommen werde, um zu jeder Zeit etwaigen Coalitionen der Steinbruchbesitzcr mit Erfolg
entgegentreten zu können. (Sehr richtig!)

Nun aber, meine Herren, ist die Frage: Ist es richtig, daß die Straßenabtheilung durch
einen Baurath geleitet wird? wir haben ja diese Frage zu besprechen, weil der betreffendeBau¬
rath zu meinem lebhaften Bedauern ausfcheidenwill — ich halte dies für ein Mißverhältnis
welches nur deshalb fo lange haltbar war, weil eine fo eminent tüchtige Kraft, wie wir sie be¬
sahen, die Sache leitete. Aber, meine Herren, für die Dauer halte ich diefes Verhältniß nicht für
richtig. Mir fchwebtals Ideal der richtigen Vertheilung der Geschäfteund Competenzenzwischen
Technikernund Verwaltungsbeamten das Verhältniß vor, wie es in größeren Städten geordnet
ist. Mir scheint es richtig zu sein, diese Sache auch in der Provinzialstraßenuerwaltung fo zu
ordnen, wie es in den großen Eommunen geschehen ist, wo das Verhältniß des Oberbürgermeisters
resp, des die Straßenuerwaltung leitenden Beigeordneten und des Stadtbaumeisters ganz genau
bestimmt ist. Die großen Städte haben ja im Wesentlichendieselben Aufgaben, wie die Provinzen.
Sie haben auch große Straßenzüge zu unterhalten und wichtige Anstalten zu verwalten, sodaß
alfo im großen Ganzen die Aufgaben dieselben sind, und ich würde daher der Ansicht sein, daß
die Organisation der Bauverwaltung zweckmäßig in derselben Weise erfolgen müsse, wie es bei
der Communllluerwaltung der Fall ist.

Ich möchte den Herrn Landesdirektor und den Provinzialausschuß darauf aufmerksam
machen, diese Frage jetzt in der bezeichneten Weise zu ordnen, da sich jetzt die beste Gelegenheit dazu
bietet. (Landesdirektor Dr. Klein: Die Vorlage liegt vor.) So viel über die Straßen¬
verwaltung !

Meine Herren! Ich kommenun zu einem weiteren Punkt, der ebenfalls einer Erhöhung
ausgefetzt ist, das ist nämlich der Dispositionsfonds für den Provinzialausfchuß.

Meine Herren! In früherer Zeit betrug der Dispositionsfonds 2000 Mark. Der Vor¬
sitzende hatte 2000 Mark und der Ausschuß hatte 2000 Mark. Es wird jetzt vorgeschlagen,diesen
Dispositionsfonds mit einen, Schlage auf 40 000 Mark zu erhöhen, mit der Motivirung, wie sie
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der Herr Landesdirektor gegeben hat, um dadurch nach Möglichkeit eine abgerundete Summe
nach oben zu erhalten, damit gerade die 11°/« herauskommen, (Heiterkeit.)

Ich bcdllme sehr, mich mit dieser Motivirung nicht ganz einuerstandenerklärenzu können,
im Gegentheil, ich glaube, daß dieser Fonds doch ernstliche Bedenkenhervorrufen muß. Wenn
die Herren gewünscht hätten, diesen Fonds auf 4000 oder 5000 Mark zu erhöhen — ich meine
dann würde Niemand ein Wort darüber verlieren. Aber ihn gleich zu verzwanzigfacheuoder
mindestens zu verzehnfachen, wenn ich die beiden früheren Fonds zusammenrechne, das scheint mir
doch ein bischen viel zu sein und dagegen möchte ich Bedenken erheben. Man tan» nun zwar
sagen, ja in großen Städten ist der Dispositionsfonds noch größer. Das ist richtig. In großen
Städten hat man im Allgemeinenhöhere Dispositionsfonds als in der Provinz. Aber da sind
doch große Unterschiede zu verzeichnen, die Städte und Communen haben die Verwaltung schlecht¬
hin auf dem ganzen Gebiete der VerwaltuugstlMgkeit. Dagegen in der Provinz ist die Ver¬
waltung beschränkt auf ganz bestimmteZwecke; nicht die Verwaltung schlechthin ist der Provinz
übertragen. In der Stadt kann der Oberbürgermeisterjeden Tag die Stadtverordnetenversammlung
zusammcnberufen und über den Dispositionsfonds beschließen lassen. Dagegen in der Provinz
gehl der Landtag, nachdem er getagt und den Fonds bewilligt hat, auseinander, und der Fonds
bleibt zur Verfügung des Provinzialansschussesbezw. des Lcmdesdirettors. Das sind also wesent¬
liche Unterschiede.

Dann, meine Herren, kommt ein Moment hinzu, auf welches ich Ihre besondere Auf¬
merksamkeit zu richten mir erlaube. Wenn Sie unsern Etat durchsehen,so besteht er in wesent¬
lichen Punkten aus lauter Dispositionsfonds. Nehmen Sie z. B. den Fonds für landwirtschaft¬
liche Zwecke Da heißt es: 190U25 Mark für landwirtschaftliche Zwecke, Meliorationen :c. zur
Disposition des Provinzialausschnsses. Nehmen Sie den Communal-Wegebcm. Da sind es
360 000 Mark, worüber der Provinzialmisschußbeschließt ohne jeden Widerspruch: es sind 360000
Mark für alle Zwecke, welche innerhalb des Rahmens des Communalwegcbaues fallen (sehr
richtig!), und der Landtag hat später nur Kenntniß davon zu nehmen.

Für Kunstzwccke hat der Etat 33200 Mark dnrchcms nicht spezialisirt; der Ausschuß
entscheidetsouverän. Also wenn Sie das zusammenrechnenund wenn Sie noch den ganzen
Straßenunterhaltuugsfonds dazn rechnen,welcherauch nach meiner Meinung nur eiu Dispositions¬
fonds für ein bestimmtes Gebiet ist, nämlich für Straßcnuntcrhaltung, dann besteht unser Etat zur
Hälfte aus sogenannten Dispositionsfonds. Nun, wozu sollen noch diese 40000 Mark Dispo¬
sitionsfonds hinzutreten? Sind die Dispositionsfonds, die ich bisher genannt habe, nicht zu¬
reichend, dann würden wir alle gerne sie erhöhen; nur mnß nns nachgewiesen werden, daß sie zu
klein sind; aber weuu die Fonds hoch genug sind, weiß ich wirklich nicht, warum wir noch diese
^6000 Mark Dispositionsfonds extra bewilligen sollen.

Man wird mir vielleicht sagen, ja Sie sollten dienen znr Unterstützungder Beamten
U> s, w. Aber für diesen Zweck steht auch im Etat ein Fonds von 7000 Mark zur Disposition
des Landcsdirektors. Ich folgere also daraus, entweder wird der Fonds innerhalb der Zwecke
der Provinzialvcrwaltnng verwendet, innerhalb der Zwecke also für Kunst und Wissenschaft,für
Wegebau, für landwirthschaftlichcZwecke u. s. w. — dann sind die betreffenden Fonds voll¬
ständig vorhanden - oder er wird außerhalb der Zwecke verwendet,welche die Provinz zu erfüllen
^t, — dann ist seine Verwendung unberechtigt. Also ich kann mir nicht helfen, vorbehaltlich
weiterer Aufklärung kann ich mich mit dieser Erhöhuug auf 40000 Mark nicht befreunden, ab¬
gesehen davon, daß diese Erhöhung gerade in einer Zeit gefordert wird, wo ohnehin an unsere
Finanzen höhere Ansprüchegestellt sind.
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Meine Herren! Ein weiterer Punkt der Erhöhung betrifft das Landarmenwesen.Da wird
ein Plus, ich glaube, von 190N00 Mark verlangt. Meine Herren, ich glaube, diese Summe
müssen wir ohne Weiteres bewilligen. Sie ist auch vom Landcsdirektormotivirt worden, und
wenn Sie den Lcmdarmcn-Etat ansehen, so werden Sie darin eine so ausreichende uud gründliche
Begründung dieser Erhöhung vorfinden, daß wir uns damit ohne Weiteres einverstanden erklären
tonnen, namentlich, da auch nach dein Gesetze von 1894 die Verschiebung der Altersgrenze noch
hinzugetreten ist, welche dem Provinzialverbande natürlich ueue Lasten auferlegt.

Ein Lichtblick im Etat ist die Vcrmindcruug des Zuschusses für die verwahrlostenKinder.
Meine Herren, dieses Gesetz über die verwahrlosten Kinder ist nach meiner Auffassung eins der
besten Gesetze, welche die Neuzeit gezeitigthat. (Bravo.) Es ist ein Gesetz, welches uus in den
Stand setzt, Kinder, die sonst absolut verloren wären uud der Sozicildemokratie zum Opfer
fielen, sittlich nnd religiös, zn guten, treuen imd patriotischen Staatsbürgern zu erziehen, und
die Folgen dieses Gesetzes sind ja, wie Sie alle wisse», und wie aus dem Verwaltuugsberichl
ersehen werden kann, durchaus erfreulich gewesen. Umsomehrkann es mich jetzt mit Genugthuung
erfüllen, daß auch die Kosten, welche dieses Gesetz verursacht, unnmehr, wie es scheint, den
Veharruugszustanderreicht haben, daß sie jetzt etwas zu fallen beginnenund wahrscheinlich nicht mehr
in die Höhe gehen. Ich glaube, daß das uns Alle mit Befriedigung erfüllen kann und daß wir
mit Freuden zurückblicken können auf die Folgen, welche diefcs Gesetz, dank eiuer sorgfältigen und
umsichtigenAusführung durch den Herrn Landesdirektur,gehabt hat.

Meine Herren! Die wichtigste und bedeutendsteVermehrn»«,der Ausgaben betrifft ja, wie
auch der Herr Landcsdirektorschon hervorgehobenhat, das Irrenwesen.

In dieser Beziehung sind die Ausgaben zunächst in der erweiterten Armenpflege
gestiegen um 200 000 Mark; und diefe erweiterte Armenpflege umfaßt ja auch wesentlichPer¬
sonen, welche in diese unglücklichste aller Krankheitenverfallen sind. Dann aber sollen, wie Ihnen
auch mitgetheilt ist, neue Anstalten gebaut werden, eine nene Anstalt für Irre, eine für Epileptiker;
es sollen die bestehenden Irrenanstalten wesentlicherweitert werden; es soll eine Station für ver¬
brecherische Irre errichtet werden. Ini Ganzen soll dafür eine Summe von ca. 9000 000 Mark
verwendet werden, welche fpäter den Etat mit <lü00U0 Mark Zinsen und Amortisation belasten
würde. In diesem Etat sind wohl erst 100 000 Mark zu dem Zwecke eiugesetzt, weil natürlicher¬
weise die Summen erst allmählig verbraucht werden, auch nicht in den nächsten 2 Jahren schon
diese Bauten zur Vollendung geführt werden können.

Meine Herren! Ich unterlasse es, ebenso wie der Herr Landesdirektor, hier auf die Einzel¬
heiten dieser Frage näher einzugehen. Sie berührt ja vielfach Ereignisse, welche vor 2 Jahren
vorgekommensind, welche in der Provinz große Erregung hervorgernfen haben und welche jeden¬
falls auch uoch in der Commissionzu einer näheren Erörterung sichren werden. (Zuruf: Morgen!)
Aber zur Ausführung eiues Gedankens halte ich mich doch noch verpflichtet und das ist der Ge¬
danke, daß wir sowohl dem Herrn Landesdirektor wie auch dem Provinzialausschuß Dank und
Anerkennungdafür zu zolleu haben, daß sie unentwegt ihre Pflicht erfüllt haben, daß sie sich
von der u.nr» popularii, nicht nach links, noch nach rechts haben drangen lassen, (sehr gut!) daß
sie mit klarem Willen und mit Entschlossenheit die Beschlüsse gefaßt haben, welche damals, als jener
traurige Prozeß ins Werk gesetzt wurde, zunächst erforderlichwaren, (Zustimmung und Beifall.)

Als damals allerdings in Betreff der Alexianeranstalt in Aachen einige leider sehr
beklageuswertheEreignisse ausgedeckt wurden, als damals die öffentliche Meinung sich stürmisch
erhub, als eine wenig wohlwollende Presse das Feuer immer mehr zu schüren suchte, und als
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endlich noch ärztliche Federn vergiftend sich hineinmischten, welche die Zeit für gekommen erachteten,
um gewisse Sonderbestrebungcn durchzusehen, als damals jedenfalls die Situatiou des Landes-
direktors uud des ganzen Provinzialausschusseseine durchaus unerfrcnliche,schwereund beängstigende
gewesen war, — ich sage: damals hätte man leicht zu übereilten Beschlüssen kommenkönnen, man
hätte die Flinte ins Korn werfen oder sagen können: wir wollen einmal 5 bis 6 Millionen in
die Hand nehmen, wollen darauflosbaucn, um der öffentlichen Meinung genug zu thun, und
wenn die Rheinpruuinz zahlen muß, daß sie schwarz wird! Das wäre ein Gedanke gewesen, zu
dem schwache Natureu sehr leicht gekommen wären. Aber nichts davon sehen wir. Der Pro-
vinzialausschußund der Landesdirektor an der Spitze hat entschieden und mit klarem Vlick damals
die Entschlüsse gefaßt, welche zu jener Zeit allein gefaßt werden konnten,hat sich dann ruhig hin¬
gesetzt, die Irrcnpflcgc, wie sie in der Provinz besteht, einer erneute» Untersuchungunterzogenund
uns dann als Frucht dieser Uebcrlcgunghier dieses blaue Heft mit sehr reifen, sehr dnrchdachtcn
Anträgen vorgelegt, welche uns in den Stand setzen, unsere Entschlüsse zu fassen und nach freiem
Ermessen über diejenigen Summen zn verfügen, welche gefordert werden. Meine Herren, ich
glaube, daß diese Handlungsweise und diese Haltung der leitenden Beamten unserer Verwaltung
die höchste Anerkennungverdienen,und ich glaube, daß ich in Ihrer aller Sinne spreche, wenn ich
dem Wunsche Ausdruck gebe, daß in unserer Verwaltung in aller Zukunft gleiche Männer sich
finden mögen, welche unentwegt und unberührt durch die »ur», popularis stets das thun, was sie
für Recht und Pflicht halten. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Die Herren der Presse klagen darüber, daß sie oben
so schlecht verstehenkönne», wenn die Herren Redner von ihren Plätzen sprechen, und ich habe
dem Wnuschcder Herren, längere Reden möglichst von der Rednertribüne z» halte», Ausdruckzu
geben, weil sie dann nämlich der Presse gegenüberstehennnd diese also eher Ihren Ausführungen
folgen kann. Ich wollte wenigstens diesen Wnnsch der Herren zu Ihrer Kenntniß bringen.

Das Wort hat zunächstder Herr Landcsdircktor.
LcmdcsdirektorDr. Klein: Meine Herren! Mein Herr College Fritzen hat mit mir das

unfreundlicheBild des neuen Voranschlages beklagt. Wenn wir dieses unfreundlicheBild durch
das Recheuexempel,welches er hier hinsichtlich der Umlage gemacht hat, frcnndlicher hätten gestalten
können, so wäre das sicher nicht unterblieben. Allein das Exempel des Herr» Fritze» geht von
nicht ganz zutreffendenVoranssctzungcnaus. Mit dem Anwachsenvon über 2 Millionen Mark,
welches wir in der Etatsperiodc 1895/96 hatten, verhält es sich nämlich folgendermaßen. Dieses
Anwachsen fällt zum weitaus größten Theile der Gebäudesteucr zur Last. Unsere Provinzial-
Umlage wird bekanntlich auf alle direkten Steuern umgelegt, Grundsteuer, Gebäudesteucr,Ein¬
kommensteueru. s. w. Nun findet alle 15 Jahre eine neue Veranlagung der Gebäudesteucr
statt, und diese 15 jährige Periode, in welcher die vielen und großen Gcbände in den Städten
Köln und dergleichenneu eingeschätzt worden sind, trifft gerade hier zu uud hat das Emporschnellen
" dem einen Jahre hervorgerufen. Das folgende Jahr weist nur etwa ? bis 800000 Mark nach,
°ls° ungefähr ein Drittel des Vorjahres. Die Herren, welche die Veranlagung nn laufenden
Jahre geprüft haben, werden mir zugeben, daß das außerordentlicheAuwachsc» der Gebändestmer
M laufenden Jahre nicht eingetreten ist und daß im laufenden Jahre auf solche Überschüssewie
'M Jahre 1895/96 nicht zu rechnen ist. Ich möchte sodann »och betonen, daß nn Falle sich
Mehreinnahmen bei der Prouinzialumlage in Folge des Anwachsensder direkten Steuern ergeben
sollten, der Provinzialausschuß nicht berechtigtist, die Mehrerträge auszugeben, es muß vielmehr
dieses Mehr zu Ihrer Verfügung gehalten werden; denn wir haben uns lediglich an die von Ihnen
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festgesetzten Ausgabe-Etats zu halten, und dürfen die Mehreinnahmen nicht zu Mehrausgaben
verwenden, es sei denn, daß unvorhergesehenegesetzliche Ausgaben des Landnrmcnwesens dies
erfordern sollten. Ich würde auch gar kein Bedenken tragen, daß diese Beschränkung,welche
lediglich dem Sachverhalte entspricht, noch durch einen ausdrüÄlichenBeschluß festgelegt würde.

Ich möchte nochmals davor warnen, daß wir in diesem Jahre mit einer Steigerung der
Steuern um 2 Millionen rechnen. Wohin würden wir im Staate gelangen, wenn eine einzige
Provinz 2 Millionen Mehrertrag an Steuern in einem Jahre liefern würde. Sodann möchte ich
die Punkte nochmals beleuchten, welche Herr Fritzen bemängelt hat — Herr Fritzen hat zunächst
die Erhöhung des Straßenctats nm 150 N00 Mark als nicht ausreichendmutivirt bezeichnet. —
Die Berechnung, welche Herr Fritzen gemachthat, habe ich nicht im Einzelnen verfolgen können.
Es wird aber in der Commissionnachgewiesenwerden, daß die geforderte Summe unbedingt
erforderlichist, um die Straßen in dem wünschcuswcrthen,ordnungsmäßigenZustande zu erhalten.

Es kommen ja hier noch ganz andere Momente in Betracht, als die budgetmäßige Be¬
rechnung,die Ihnen gegebenworden ist.

Wenn Herr Fritzen sagt: wir haben 3? Km mehr an Straßen übernommen, und den
Durchschnitt der Unterhaltungsstraßcn auf 500 Mark pro Kilometer berechnet, so ist das nicht
richtig Es fragt sich, was die 3? Km in Wirklichkeitkosten? Im Durchschnitt stecken auch die
Straßen von der Eifel, die nur wenige hundert Mark jährlich kosten. Die übernommenenStraßen
liegen aber in verkehrsreichen Gegenden, deren Unterhaltung erheblich mehr Kosten verursacht.

Ferner kommt noch ein Moment in Betracht, nämlich dasjenige, daß in früheren Jahren
neben den laufenden Etatscrediten bedeutende Summen der Straßenverwaltung zur Ver¬
fügung standen. Zunächst der große Reservefonds von 800 000 Mark. Dieser Fonds ist
immer mehr angezapft worden und jetzt fast ganz verschwunden.Es ist aus diesem Hause heraus
wiederholt der Wunsch laut geworden, wir möchtenwieder Bedacht darauf nehmen, einen Reserve¬
fonds zu bilden und halte auch ich das für nöthig. Allein wir können einen Reservefonds nicht
wiederherstellen,wenn die Mittel so knapp beinessen sind, daß selbst in günstigen Jahren keine
Ueberschüsse verbleiben, geschweige denn in so ungünstigen Jahren, wie im laufenden, wo der
letzte Winter, wie alle Herren aus der Provinz wissen werden, uns mehr wie 150 000 Mark
Kosten verursacht hat. Deshalb müssen wir etwas reichlicher in den laufenden Mitteln sein, um
auch in solchen Zeiten die Straßen gut unterhalten zu können. Herr Landesbaurath Dreling
wird in der Commissionalle die Aufklärungen, welche Herr Fritzen wünscht, im Einzelnen gewiß
auf das Bereitwilligste ertheilen.

Wenn hierbei noch erwähnt wurde, daß wir darauf Bedacht nehmen sollen, einen eigenen
Steinbruch zu erwerben, so kann ich sagen, daß dies bereits geschehen ist. Wir haben nämlich,
meine Herren, nachdem der Steinbruch im Siebcngcbirge stillgesetztwurde, sofort einen neuen
Steinbruch erworben, und sind wir jetzt im Besitze eines solchen, der glücklicherweisenicht im
Siebengebirgc und auch nicht unmittelbar am Rhein liegt, sondern in einem Seitenthal, wo der
Netrieb nicht vom Rhein gesehen werden kann. Diesen Bruch werden wir sofort in Betrieb
stellen können, wenn wieder eine Coalition der Steingrubenbesitzereintreten sollte und die geforderten
Preise es nöthig machen sollten, eine Concurrenz eintreten zu lassen. Solange aber die jetzigen
Preise bestehen bleiben, welche mäßig sind und beim eigenen Betrieb einen Neberschuß kaum
ergeben würden, halten wir es für besser, den Steinbruch noch nicht zu betreiben, sondern ihn
nur in Reserve zu halten, um sofort eintreten zu können, wenn die Noth es erheischen sollte.
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Wenn Herr Fritzen sodann drittens die Organisation der Stmhenverwaltung berührt hat,
so ist das ein Punkt, meine Herren, welcher mich seit langer Zeit, auch schon zu der Zeit als
Herr Fritzen noch mein. Mitarbeiter war, beschäftigt hat und ich freue mich heute sagen zu
können, daß ich in der DrucksacheNr, 3, die Ihnen unterbreitet worden und die dem Herrn
Kollegen Fritzen wol entgangen ist, genau dieselbenVorschlägegemachthabe, die er gemacht zu
sehen wünscht. Nach meinen Vorschlägen sollen die jetzigen Abtheilungen zusammengelegtwerden
und es soll hierbei ein Verwaltungsbemntcr als Dirigent an die Spitze der Straßenabtheilung
gestellt werden, welchem die beiden Landesoberbauinspektorcnals technischeReferenten, in ähnlicher
Weife wie Herr Fritzen es ausgeführt hat, in Zukunft beigegebenwerden sollen, also genau das¬
jenige, was von Herrn Fritzen erstrebt wird, bereits in einer gedruckten Vorlage Ihnen vorliegt.

Meine Herren! Das Hauptbedenken hat Herr Fritzen gegen den Dispositionsfonds für
den Prouinzialausschuß erhoben. Auch hier muß ich zunächst berichtigend bemerken, daß die
vielen Fonds, die er erwähnt hat, keine Dispositionsfonds sind, sondern wenn Sie die Etats
ansehen, werden Sie finden, baß mit Ausnahme weniger Fonds alle übrigen für genau bestimmte
Zwecke »erweichet werden müssen.

Wenn ich gesagt habe, die Summe von 40 000 Mark stelle den Rest dar, welcher sich
bei 11°/, Umlage ergebe, so folgt daraus nicht, daß der Dispositionsfonds erfunden worden ist,
um die 40 000 Mark unterzubringen, sondern es war vielmehr Bedürfniß zur Dotirung eines
Dispositionsfonds an und für sich vorhanden und diesem Fonds ist der bei Erhebung von 11«/°
sich ergebendeNeberschußzugewiesenworden, da der Dispositionsfonds nur mehr ein relativer
Fonds war, von dem man nicht fagen kann: Der Fonds muh 50 000 oder 60 000 Mark haben,
sondern man weist ihm dasjenige zu, was nach Befriedigung der feststehenden Bedürfnisse
übrig bleibt.

Dann ist auch nicht richtig, daß dieser Fonds beliebig verwendet werben kann, sondern
über diesen Fonds wird, wie über alle anderen Fonds, Rechnung gelegt, und dann werden Sie
s'ch selbst überzeugen können, ob er für Zwecke verwendet worden ist, die außerhalb Ihrer In¬
tentionen liegen oder die nur deshalb, weil der Landtag nicht immer zusammenkommenkann
und weil die Ausgaben destritten werden müssen, aus diesem Fonds bestritten worden sind.

Wenn Herr Fritzen endlich noch glaubt, daß man in Erwägung ziehen solle, im Falle die
150 000 Mark für Straßenzweckeunbedingt nöthig seien, den Communalwegebau-Unterstützungs-
fonds herunterzusetzen,so kann ich darauf nur erwidern, daß nach allen den Anträgen, die an
"ns herankommen,dieser Fonds noch nicht ausreichend dotirt ist, vielmehr eher neuer Erhöhung
als Verminderung bedarf. Sie würden, meine Herren, das Interesse des Communal-Wegebaues
"ach meinem Dafürhalten sehr schädigen, wenn Sie diesen Fonds verkürzen wollten, und ich
glaube wohl nicht, daß auf diefem Gebiete die etwa noch fehlendeSumme gefundenwerden kann.

Auf die übrigen Ausführungen des Herrn Fritzen hinsichtlichder Landwirthschaft und
d°« Irrenwesens gehe ich nicht näher ein, sondern ich kann Herrn Fritzen nur für die wohl¬
wollende,zustimmendeArt, wie er diese Theile behandelt hat, meinen innigsten Dank aussprechen,

Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Fritzen hat das Wort.
AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Ich will die Diskussionbei der vorgerücktenStunde

"cht mehr länger ausdehnen. Ich muß aber doch in einigen Punkten dem Herrn Landestnrektor
"'dersplechen. (Rufe: lauter.) Meine Herren, ich glaube, Niemand wird Zweifel daran haben,
d°h die Staatssteuern in diesem Jahre und auch in den nächstenJahren ganz erheblich steigen
""den. Das beweist ja auch der Etat für den preußischenStaat mit einer Steigerung allem
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der Einkommensteuerum mehr als 6 Millionen. Also daraus folgt doch nothwendigerweise,daß
in unserer Provinz, der reichsten Provinz des preußischen Staates, die Staatssteuern auch wachsen.
Sie tonnen das auch aus jedem Etat der Städte, aus jedem Etat der Oemeinden, den Sie in
die Hand nehmen, deutlich ersehen. Sind es nicht 2 Millionen, dann ist es 1 oder l'/ü Millionen;
kurz es wird ein Wachsen eintreten, das können wir in der nächsten Etatsperiode mit Sicher¬
heit erwarten. Nun können sich ja die beiderseitigen Ansichtendadurch ausgleichen lassen, daß
wir einfach bestimmen: wir wollen die Summe bewilligen und umlegen, welche als Bedarfssumme
von uns verlangt wirb, aber wir wollen keinen Prozentsatz von einer Staatssteuer umlegen,deren
Höhe wir noch gar nicht kennen. Ich glaube, das ist ganz korrekt, (sehr richtig!) und das wird
jedem einleuchten.

Meine Herren! Nun komme ich auf die Straßenverwaltung. Ich glaube das Exempel,
was ich vorgeführt habe, ist rechnungsmäßig absolut nicht angreifbar. Man kann ja fagen: ja
die Löhne sind so hoch gestiegen, wir haben die höheren Materialpreise berücksichtigen müssen.
Gut, wenn uns in der Hinsicht der nöthige Nachweis und das Material gegeben wird, würden
wir ja gern zustimmen.

Auch hat der Herr Landesdirektor gesagt, wir müssen darauf Bedacht nehmen, einen
Reservefonds allmählich anzusammeln. Nieine Herren, ich bin stets für einen Reservefonds
gewesen; ich habe es bedauert, daß unser Reservefondsvon nahezu 1 Million in den letzten Jahren
fast ganz verbraucht ist, und ich habe diesem Bedauern hier sehr oft Ausdruck gegeben. Aber
wenn man einen Reservefonds ansammeln will, dann mag man es sagen; dann sind wir alle
einverstanden. Aber man mag nicht zur Unterhaltung der Straßen eine beliebige Summe in
unnöthiger Weife cinfetzen,ohne vom Reservefonds ein Wort verlauten zu lassen. Also ich habe
mich nur gerichtet gegen die Motivirung dieser Forderung. Ich habe gesagt: die Motivirung
reicht nicht aus. Will man einen Reservefonds fchaffen,dann bin ich vollständig einverstanden,
und dann würde ich gerne bereit sein, die dazu nöthige Summe zu bewilligen. Im Uebrigen
will ich auf die Frage nicht naher eingehen, sie wird sich in der Commission am besten aus¬
gleichenlassen.

Ich möchte aber noch einmal die Frage zur Erwägung geben, meine Herren, legen Sie
die Umlage nach Bedarf um und nicht nach einem Prozentsatz der Staatssteuern, die wir gar
nicht kennen!

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich muß doch noch einmal auf die 150000

Mark für die Straßenunterhaltung zurückkommen. Die Sache liegt folgendermaßen. Sie haben
eine bestimmte Summe in dem Etat der Straßenverwaltung bewilligt und können und dürfen wir
nicht mehr ausgeben, als im Etat vorgesehenist. Wenn wir nun den Etat unter den günstigsten
Verhältnissen berechnenund es kommt, wie in diesem Winter, ein ungünstiges Jahr, dann sind
wir in Verlegenheit, insofern wir nicht einen Ncfcroefonds haben, aus welchem wir das
Nothwendige bestrciten können. Einen Reservefondshaben wir nun nicht mehr. Herr Fritzen sagt
zwar, wir sollten wieber einen Reservefonds bilden. Wie sollen wir aber dazu kommen? Wenn
die laufenden Mittel so knapp bemessen sind, daß dieselben selbst in guten Jahren nur ausreichen.
Der Reservefonds kann sich naturgemäß doch nur so bilden, daß wir in einem günstigen
Jahre Ueberschüsse erzielen und diese Ueberschüssein den Reservefonds legen, um in schlechteren
Jahren verwendet zu werden. Wenn Sie aber den Durchschnitt — und es ist doch ein Dxrch-
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schnitt, was uns hier bewilligt wird — so knapp stellen, baß wir nur in günstigen Jahren damit
auskommen können, dann können wir niemals irgend etwas in den Reservefonds gelangen lassen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf und Marquis von
und zu Hoensbroech.

Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Wenn
die Zustimmung zu den Vorschlägendes AbgeordnetenFritzen am Vorhandenseineines Reservefonds
scheiternsollte, so könnte man ja zur Bildung eines solchen mit den 40 000 Mark den Anfang
machen, die dein Prouinzialausfchuß zur Disposition gestellt werden sollen. (Sehr richtig!)

Es war nun nicht meine Absicht, auf diefe allgemeinen Bemerkungennoch näher einzu¬
gehen; ich möchte nur in diesem Stadium der Berathung der Commission, der ich leider nicht
angehöre, einen Gedanken anheim geben, der bis jetzt nicht zur Sprache gekommen ist. Meine
Herren, eine der traurigsten, bcllagenswcrthcsten, aber nothwendigsten Erhöhungen im Etat bezieht
sich auf unser Irrenwesen, und wenn wir die Entwickelungdieser Krankheit in unserer heutigen
Zeit in den letzten Jahrzehnten verfolgen, fo müssen wir dem Ausdruckein dem Spezialbericht,
der uns vom Prouinzialausfchuß vorgelegt worden ist, unbedingt zustimmen, daß eine Zunahme
diefer Krankheitserscheinungenfortwährend zu verzeichnen ist. Wir werdeil also in dieser Beziehung,
auch was die Ausgaben betrifft, voraussichtlich niemals einen sogenannten Beharrungszustand
«reichen, sondern es wird der Zustand eintreten, daß, wenn unsere neuen Anstalten erbaut sind,
dann die neuen Anstalten auch wieder an Ueberfüllung leiden werden und wir wiederum zu neuen
Ausgaben kommen.

In Rücksicht auf diefe Verhältnisse nun, wie sie sich jetzt schon herausgestellt haben und
nne sie sich in Zukunft unbedingt noch uerfchärfcn werden, bin ich der Meinung, daß wir an einer
neuen Regelung der Beitragspflicht diefer Art der Ausgaben mit der Zeit nicht werden vorbei»
kommen können, und, meine Herren, es ist zweifellos — das erkennt auch der Bericht an —,
daß der überwiegend größte Theil diefer Kranken aus den Städten und den Industriecentren in
die Anstalten gebracht wird, (hört!, hört! und Heiterkeit) und daß der weitaus geringste Prozent¬
satz von der Gott fei Dank noch gefünderen Landbevölkerungherrührt. (Unruhe.)

Meine Herren! Wenn das thatsächlichso ist, und wenn sich dies Verhältniß in Zukunft
noch weiter fo stellt, dann können wir der Frage nicht aus dem Wege gehen: wie läßt sich ein
Veitragsverhältniß herstellen zwischen Stadt und Land, welches den Bedürfnissen beider Theile
an derartigen Anstalten entspricht?

Ich bin nicht in der Lage, heute hierüber irgend welche Vorschlägezu machen, aus dein
einfachen Grunde, weil das Material hierzu mir vollständig fehlt. Ich weiß auch nicht, ob die
Kommissionund ob die Provinzialverwaltung in der Lage sein wird, dem Ausschusse in dieser
^°sswn schon ein ausreichendes Material als Unterlage für diese Frage an die Hand zu geben,
ab« ich bin der Ansicht, daß die Commissionihrerseits dahin ihr Augenmerkrichten soll, ob nicht
°" Provinzialausschuh beauftragt werden foll, in dieser Hinsicht uns für zukünftige Sefsionen
W solchem Material zu verhelfen, auf Grundlage dessen wir in der Lage sind, diese Frage einer
Rundlichen Prüfung zu unterwerfen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Es war nicht meine Absicht,zum Etat über¬

haupt zu sprechen. Ich habe mir aber gestattet einen Antrag zu dem Etat einzubringen; da
°'ew U^g bisher seitens des Herrn Präsidenten, weil er ihn wahrscheinlichnicht gesehen
M, auch „och nicht zur Kenntniß des Hauses gebracht worden ist und da die Bemerkung des

6
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Herrn Grafen Hoensbrocchzweifellos zu einer Entgegnung zwingen, habe ich mir gestattet, das
Wort zu erbitten.

Ich kann mich, meine Herren, in Bezug auf den Etat nur allen denjenigenBemerkungen
anschließe», die der Herr Abgeordnete Fritzen gemacht hat, insoweit sie anerkennend für die
Provinzialverlrelung waren (Nravo!) Ganz besonders bin auch ich unserem Prouinzialausschuß
von Herzen dankbar, daß er in der Zeit, in welcher alle Welt auf den Prouinzialausschuß und
unsere RheinischeIrrenpflege einstürmte, feine Ruhe nicht verloren hat, fonder» mit Ruhe und
Sachlichkeiterwogen hat, was er von den damals aufgetretenen Mhständcn für berechtigtansehen
konnte und was nicht. Meine Herren, ich halte es aber doch für nothwendig, daß diefe Frage
der Erweiterung und daß insbefondere die anderweitige Organisation unferer Irrcnpflege einer
fehr eingehendenund sorgfältigen Prüfung in der Commission unterzogen werden muh, und da
halte ich nun — die zweite Fachcommifsion»mg mir das nicht übel nehmen — die letztere dazu
nicht für geeignet.

Meine Herren! Ich bin bei der vorjährigen Berathung der Einzige gewefen, welcher in
diefem hohem Hause seine Stimme erhoben hat gegen die Ausführungen der damaligen Denk¬
schrift des Provinzialausschusses,die dem Landtage vorgelegt war.

Ich habe damals darauf hingewiesen, daß das Verfahren bei der Irrenpflege nach
meiner Meinung zu Mißstandcn führen müsse, und überrafchend schnell haben die Thatsachen
mir Recht gegeben. Es liegt uns heute eine Denkschriftvor, die in vielen und gerade in den
prinzipiellen Punkten das Gegentheil von demjenigen enthält, was die damalige Denkschrift, die
wir vor 2 Jahren bekommenhaben, enthalten hat.

Ich halte es nun für eine fast aus denselbenMitgliedern zusammengesetzte Commission
beinahe für ausgeschlossen,daß sie vor 2 Jahren die damalige Denkschrift billigen soll und heute
diese Denkschrift billigen soll, die ihr vorgelegt wird und die vollkommenanderen Inhaltes ist und
absolut andere Vorschlage macht, als wie sie uns vor 2 Jahren gemacht wurden. Während
vor 2 Jahren in der Denkschrift des Provinzialausschusses uns auseinander gesetzt wurde, daß
es eigentlich nichts Vorzüglicheres auf der ganzen Welt gebe, als die Rheinische Irrcnpflege,
wird in dieser Denkschrift in sehr cmerkenncnswertherWeise bekannt, daß auch die Rheinländer
Menschen sind und geirrt haben, und es werden alle die Irrthümer klar und offen, wie es
einem freien Manne geziemt, bekannt uud Vorschläge zur Beseitigung gemacht. Ich bin
daher der Meinung, daß es sich empfiehlt, diese Denkschrift und die dazu gehörigen Etats,
die Etats der Irrenanstalten und der außerordentlichenArmenpflegeeiner befonderen Commission
zu überweisen, die ich im Interesse der Sache etwas stärker besetzen möchte. Ich würde Ihnen
vorschlagen,hier den früher abgelehntenAntrag von Excellenz Freiherr von Solenmcher aufzunehmen
und 25 Mitglieder für diefe Commissionfestzustellen. Meine Herren, die damaligen Vorgänge —
so unberechtigt die Angriffe auf die Verwaltung der Provinzial-Irrcnanstaltcn waren, und so
wenig ich auch einstimme in das damals erhobene müßige Geschreieiner übelwollenden Presst,
die nichts weiter wie Sensation suchte und nicht die Sache fördern wollte — haben doch
in weiten Kreisen unserer Rheinischen Bevölkerung eine solche Erregung hervorgerufen, daß eine
ruhige fachliche Prüfung iu einer besonderen Commission und eine offene Aussprache vor der
ganzen Provinz in diesem Hause meines Erachtens eine unbedingte Nothwendigkeit ist und ich
glaube, unsere Prouinzialvcnualtung hat diese Aussprachenicht zu scheuen.

Wenn dann, meine Herren, der Herr Graf von Hoensbruech seinerseitsbetlagt hat, daß
die Ausgaben für die Irrenverwaltung so außerordentlich gestiegen sind und daß leider die Irren
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an Zahl immer mehr zunehmen, so stimme ich in dieser Klage ihm vollkommen zu. Wenn er
aber den Vorschlag gemachthat, nunmehr die Kosten anderweitig zu vertheilen nud die Städte
etwas mehr heranzuziehen,weil sie die Irren bringen, so freue ich mich, daß der Herr Graf von
Hoensbroechin diesem Hause nicht der Gesetzgeber ist, und daß dieser sein Vorschlag in dicimentralem
Gegensatz zu den gesetzlichenBestimmungensteht, und daher, Gott sei Dank, nicht ausführbar ist.
Ich kann aber bei diesem Vorschlage nur das Bedauern aussprcchen, daß der Herr Graf von
Hoensbroech hier wiederum eiucn Gegensatz zwischen Stadt und Land hervorgerufenhat, (hört!
Mt! und sehr richtig!) der leider schon in vielen anderen Fällen sich durch unser gestimmtes
Volkslebenhindurch zieht, (sehr richtig!) und zwar diesmal bei einer Sache und an einer Stelle,
wo es wirklich nicht nöthig wäre, (Sehr richtig!)

Meine Herren! Wenn wir den Etat unserer Provinzialvcrwaltung durchsehen und in den
einzelnenFällen jedesmal mäkeln uud rechten wollten, ob die eine oder andere Ausgabe dem
Lande oder der Stadt mehr zu Gute kommt, da würde die Rechnung des Herrn Grafen Hoens¬
broech doch ganz auders ausfallen. (Sehr richtig!) Und wenn jemand vielleicht Veranlassung
hätte, diese Rechnung aufzumachen, so wären es wir, die Vertreter der Städte Wir haben das
l"shcr in diesem hohen Hause unterlassen. Ich bin der Letzte, der diesen Streit beginnen will,
möchte aber auch die Herren warnen nicht ohne Noth den Gegensatz hervorzuheben,der ja einmal
schänden ist. Lassen Sie uns gemeinsam arbeiten an den Interessen der Provinz, ohne diese

Gegensätze zu verschärfen. (Lebhafter Beifall,)
VorsitzenderBecker: Meine Herren! Der Herr Vorredner meinte, ich hätte seinen

/lntr«g wahrscheinlichübersehen. Das ist ein Irrthum, Ich habe den Antrag, die Vorlage
«reffend die Irrenpflcge, an eine besondereLommissionzu verweisen,vor mir liegen, und ebenso
'nen zweiten Antrag, einen anderen Gegenstand in eine besondereCommissionzu verweisen.

Ich habe nur geglaubt, daß nach unserer heutigen Tagesordnung diese Angelegenheitrein
wnneller Art erst bei dem letzten Gegenstand der Tagesordnung „Entscheidung über die geschäft-
'che Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen" zur Verhandlung kommen würde und

werde mir darnach erlauben, darauf bei diesem letzten Gegenstand zurückzukommen, (Sehr richtig!)
Der Herr Landcsdircktorhat das Wort,
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich bin auf die Irrenpflege und die Vorgänge,

l° den neuen Vorschlägenzu Grunde liegen, nicht näher eingegangen, weil ich bereits hervorhob,
ah die Absichtsei, morgen eine Generaldiskussionüber die desfallsigen Vorschläge eintreten zu
Mn, und bei dieser Absicht bleibe ich auch jetzt noch, ich habe bereits den Herrn Präsidenten

gebeten, morgen die Irren-Vorlage, unter deren Zeichen der gegenwärtige Landtag eigentlich
eyt, hi^ verhandeln zu lassen.

Ich glaube, es wird auch wohl den Intentionen des Herrn OberbürgermeistersZweigcrt
sprechen, daß sein Antrag morgen erst am Schlüsse der Generaldislusston über diese Frage

° r Entscheidung kommen wird. Ich enthalte mich deshalb auch eines weiteren Eingehens auf
^ Ausführungen des Herrn Zweigert, indem ich nur hier hervorheben will, daß der diametrale

Ansatz zwischen den beiden Denkschriftenmeines Dafürhalten« nicht vorhanden ist und, wie sich
"g°n ergeben wird, auch in Wirklichkeitnicht besteht,

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Graf und Marquis Hoensbroech,
du ck ^geordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Nach der, glaube ich,
urchaussachlichen und objectiven Art, mit der ich meine Gedanken zu den, Kapitel Irrenpflege
MN ausdrückte, hat mich allerdings die scharfe Zurückweisungdieser Ausführungen durch den

«*
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Herrn AbgeordnetenZweigert überrascht, um so mehr überrascht, als er nach meiner Meinung —
und ich bin, glaube ich, der beste Interpret meiner Worte — in meine Ausführungen durchaus
etwas anderes hineingelegt hat, als was darin liegt. Mir liegt nichts ferner, als einen Gegensatz
zwischen Stadt und Land in dieser Frage zu suchen oder irgendwie zn verschärfen. Ich habe
lediglich auf den Thatbestand hingewiesen,daß thatsächlich das Verhältniß in dem Bedürfniß der
Inanspruchnahme dieser Anstalten seitens der Städte und des Landes ein wesentlich verschiedenes
ist und ich wiederhole nochmals: um in dieser Frage absolutklar zu sehen, halte ich es für dringend
erforderlich,daß dem Provinziallandtag, vielleicht dem kommenden,durch den Ausschuß oder durch
die Verwaltung das Material vorgelegt werde, woraus deutlich zu ersehen ist, in welchem Umfange
die Inanspruchnahme dieser Anstalten von Seiten der Städte und des Landes erfolgt und in
welchem Umfange beide Seiten zu dcu Beiträgen herangezogen werden. Wenn der Herr Abgeordnete
Zweigert auch dieses Material weigert vorzulegen, dann, behaupte ich, will er uns hindern, klar in
der Sache zu sehen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Der Vorschlag des Herrn Oberbürgermeisters

Zweigert, die Vorlage über die Neuorganisation des Irrenwcsens einer besonderenCommissionzu
überweisen,ist mir sehr sympathisch. Ich möchte mich aber auch dem Vorschlagedes Herrn Vor¬
sitzenden anschließen,über diese Frage erst morgen abzustimmen, nachdem wir in einer Genercn-
discussionuns des Näheren über diese Frage unterhalten haben.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächstder Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZweigert: Meine verehrten Herren! Der Herr Graf Hoensbroech h«t die

Meinung und den Verdacht ausgesprochen,daß ich etwas verschleiern wolle (mehrfache Zurufe
Sitzen! zu den Herren, die sich von ihren Plätzen erhoben haben) oder daß ich den Wunsch habe,
daß den Mitgliedern des Landtages Material verweigert werde, damit sie nicht klar sehen könnten-
Er schließt das daraus, daß ich mich gegen seinen Wunsch, betreffend Aufnahme einer Statistik der
Einnahmen und Ausgaben bei der Irrenpflege, gewendet habe. Mir liegt das sehr fern, Me>ne
ganze Natur ist darnach angethan, daß ich vor allen Dingen die Klarheit liebe und es wäre nur
daher an sich ganz recht, wenn der Provinzinlausschuß eine Statistik aufmachenwollte. Ich bi^e
den Provinzialausschuß, sie dann aber auch auf alle übrigen Positionen unseres Etats auszudehnen
und nicht auf die Irrenpflege zu beschränken, sondern die Statistik dann bei allen anderenPunkte«
zu machen und ganz besonders bei der Straßcnbcmverwaltung.

Sonst möchte ich mir nur noch zur Geschäftsordnungeine Bitte an den Herrn Präsidenten
gestatten. Ich nehme an, daß nach Abschlußunserer Berathungen darüber beschlösse» wird, welche
Theile unseres Etats der I. Fachcommission,welche Theile der II. und welche Theile der IU
überwiesenwerden sollen. —

Ist das richtig, so bitte ich den Herrn Präsidenten, die Beschlußfassunghinsichtlich de
Etats über die außerordeutlichcArmenpflegeund über die Provinzial-Irrenanstalten heute ausz ^
setzen, bis die Gencraldiscussion über die Denkschriftauf der DrucksacheNr. 11 stattgefundenha'
Ich halte es nämlich für wünschenswert!),wenn die Herren meinem Antrage, die Drucksache
einer besonderen Commission zu überweisen, stattgeben, daß dann auch die Etats dieser selbe
Commissionüberwiesenwerden, damit sie einer einheitlichenBerathung unterzogen werden, ^m
sie heute aber bereits der II. Fachcommissionüberwiesen,dann läßt sich der Beschluß morgen nH
mehr aufheben.
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VorsitzenderBecker: Ich bin mit dem Herrn Vorredner durchaus einverstanden, daß, da
wir morgen in eine allgemeine Verhandlung der Vorlage über die Irreupflcge eintreten, auch daß
die Beschlußfassungüber die weitere Behandlnng der Angelegenheiterst nach der nochmaligenVer¬
handlung eintritt. Darüber wird aber die Versammlung zu befinden haben, wenn wir beim letzten
Gegenstand der Tagesordnung sind.

Das Wort hat zunächst der Herr Landesdirektor.
LandcsdircktorDr. Klein: Meine Herren! Ich schließe mich dem Vorschlagedes Herrn

Oberbürgermeisters Zweigert in dem letzten Theile an. Ebenso möchte ich auch die Bitte aus-
Mechcn, daß Sie uns nicht beauftragen, eine derartige Statistik aufzunehmen. (Heiterkeit.) Denn,
meine Herren, dann müßten wir sie auf alle Gebiete ausdehnen, nnd davor möchte ich doch
warnen. (Zustimmung.) Ich habe die Statistik so ziemlich schon im Kopf, und ich wünsche nicht,
l>aß hier uor Ihnen diese Fragen im Einzelnen erörtert werden, denn es kann wirklich zu Nichts
M)ren, Es ist ja klar, daß, wie i» der Nhcinprovinzdie Verhältnisseeinmal liegen, wesentlich mehr
Steuern aus den Städten kommen, und daß das platte Land mehr Bedürfnissehat. (Sehr richtig.)
^uf der anderen Seite entziehen sich aber auch sehr viele Faktoren der Statistik, welche die
Städte sich wieder in's Eonto stellen lassen müssen, uud die bei einer bloßen Statistik vielfach
unberücksichtigt bleiben würden. Nehmen Sie z. B, an, meine Herren, auf dem Lande weiden
">'e große Zahl von Leuten bis zum 20. oder 25. Jahre erzogen. Die Kosten der Schule, der

usbildung und dergleichen trägt das Land. Sie wandern nach der Stadt und verwenden dort
lhrc Arbeitskraft, während die Stadt für die Ausbildung Nichts gegeben hat. Auf alle diese Dinge
uurde man doch schließlich kommen, und nach sehr viel Zank und Streit würde man schließlich
>ugen, daß die Statistik uns nicht einen Schritt weiter geführt hat, sondern sie bringt uns weiter
^einander. (Lebhafte Zustimmung.) Wir wollen ja nicht berechnen, was einer für den anderen
)Ut, (sehr richtig!) sundern wir wollen gemeinsam dasjenige thun, was für das Wohl der

Lammten Provinz erforderlichist. Da muß man nicht im Einzelnen berechnen, was der eine für
en anderen giebt. (Sehr richtig!) Das Gesammtwohl wollen wir vielmehr im Auge behalten.

Lebhafter Beifall.)
VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. Ich schließe die

""Handlung.
. Meine Herren! Damit sind die Gegenständeder Tagesordnung bis auf den letzten Gegen-
>"w nach meiner Auffassung für heute erledigt und wir kommen nun zum letzten Gegenstand
"« Tagesordnung:

„Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der bis jetzt einge¬
gangenen Vorlagen".

^ Meine Herren! Die bis jetzt eingegangenenVorlagen sind in der DrucksacheNr. 34
yncn bekannt gegeben. Da handelt es sich zunächst um zwei Vorlagen der Königlichen Staats-
Vernng. Die eine Vorlage betrifft die Ergänzungswahl für die Ersatzcommissionen und Ober-

^ intzeummissionen. Diese Angelegenheit empfiehlt sich wohl, durch Commissionsberathungvor-
'l"tct zu werden, weil es sich da um Personalien handelt. Da werden wir also durch eine

lea ?^ Verhandlung kaum einen Erfolg erzielen. Ich möchte also anheim geben, diese Ange-
genhcit sofort der I. Facheummissiunzuzuweisen.- Es erfolgt dagegen kein Einspruch. Dann
" lch das als Ihren Willen feststelleil.

die A - ^°Wcn empfiehlt es sich wohl, die zweite Vorlage der KöniglichenStaatsregicrung,
Ausführung des Fischereigesetzes in der Nheinprovinz betreffend,zunächst auf die Tagesordnung
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der öffentlichenVerhandlungen zu stellen und erst über deren geschäftlicheBehandlung Beschluß zu
fasten, wenn diese Verhandlung vor sich gegangen ist oder sich Niemand in der Verhandlung zum
Worte meldet. Wenn Sie damit einverstandensind — nud es erfolgt auch hier kein Widerspruch
— dann würde dieser Gegenstand auf die morgige Tagesordnung gesetzt werden.

Dann, meine Herren, haben wir eine ganze Reihe von weiteren Vorlagen des Provinzial-
ausschusses auf dcu anderen Seiten der DrucksacheNr 34. Dazu ist am Rande angegeben,
welcher Fachcommissionsie nach dem Vorschlage des Proviuzialausschusscsüberwiese»: werden sollcu.
Ich möchte daraus nur die beiden Gegenstände hervorheben,zu denen Anträge vorliegen, nämlich
Antrage auf eine andcrweite Behandlung der Sachen. Das ist zunächst der Antrag, betreffend
die Irren- uud die Armenlast. Zu diesen Vorlagen hat Herr Zweigert also den Antrag gestellt,
die Angelegenheiteiner besonderenCommission zu überweisen. Er hat aber gleichzeitigsich mit
dem Antrag des Herrn Fritzen einverstanden erklärt, über diese formelle Behandlung der Dinge
erst Beschluß zu fassen, nachdemüber die Irrcnfragc überhaupt eine allgemeine Vcrhandluug hier
im Plenum stattgefundenhat. Diese allgemeine Verhandlung beabsichtige ich morgen als weiteren
und einzigen Gegenstand auf die Tagesordnung zu scheu, wenn das Haus damit einverstandenist.
Wir würden dann also nach den Anträgen Fritzen und Zweigert über die geschäftlicheBehandlung
dieser Fragen erst morgen uach der allgemeinen Verhandlung im Plenum Beschluß fassen — Es
erhebt sich auch dagegen kein Widerspruch. Dann nehme ich an, daß Sie damit einverstanden
sind, daß morgen der Gegenstand auf die Tagesordnung kommt, und zweitens damit einverstanden
sind, daß über die geschäftliche Nehandlnng dieses Gegenstandes erst morgen nach der Verhandlung
im Plenum Beschlußgefaßt wird, — Das scheint Ihre Meinung zu sein. Das stelle ich hiermit fest.

Meine Herren! Dann ist schließlich noch ein Antrag eingegangen zu der Nr. 116 S. H
der Drucksache Nr. 34, zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschussesüber die Errichtung
einer allgemeinen Nindviehuersicherung in der Rheinprovinz, Hier liegt ein Antrag von Kühl¬
wetter und Genossen vor:

„Der Landtag wolle beschließen: den Bericht und Antrag des Provinzialausschusses
über die Errichtung einer allgemeinen Nindviehuersicherungin der Nheinprovinz einer
besonderen Commissionvon 20 Mitgliedern zur Berathung zu überweisen— während
der Provinzialausschuß den Vorschlaggemacht hat, diesen Antrag der II. Fachcommission
zu überweisen".

Ich gebe anheim, wie Sie darüber befinden wollen. Wünscht zunächstJemand z»
diesem Vorschlage das Wort? — einer der Herren Antragsteller? — Herr Abgeordneter von
Kühlwctter hat das Wort.

Abgeordneter von Kühlwetter: Meine Herren! Ich glaube nicht, daß der Antrag
einer besonderenund eingehendenBegründung bedarf. Es ist der Wunsch von vielen Seiten
hier ausgesprochen worden, und da es sich um die Frage der Einführung einer allgemeinen
obligatorischenViehversicherunghandelt, ist der Wunsch auch wohl erklärlich, daß diese wichtige
Sache in einer Commissionvon Sachverständigenuud solchen, die sich besondersdafür interessiren,
erörtert werde. Diesem Gedanken Raum gebend, haben auch die Antragsteller geglaubt, daß die
Behandlung der Sache in einer besonderenCommissiongenauer und eingehendergeschehen tonnte,
als wenn sie der bestehendenzuständigen Fachcommissionüberwiesen würde. Ich möchte darum
bitten, aus diesen Gründen den Antrag anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand über diesen Antrag von Kühlwetter
und Genossenzum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung, und wir kommen zur Abstimmung-
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Ich ersuche diejenigen Herren, welche dein Antrag von Kühlwetter und Genossengemäß die Vor¬
lage über die Errichtung einer allgemeinen Rindviehversicherung in der Nhcinprovinz einer
besonderen Commission,und zwar von 20 Mitgliedern, überweisen wollen, sich zu erheben, (Geschieht.)
Das ist die große Mehrheit. Der Antrag ist angenommen, Es wird also danach verfahren werden.

Meine Herren! Zu den anderen Gegenständen, die in der Drucksache34 bis Nr. 149
enthüllen sind, sind keinerlei Vorschlägeund Anträge aus dem Hause eingegangen. Der Provinzial-
ausschuß hat bei jeden: Antrage seinen Vorschlag gemacht, welcher Fachcommissionderselbe über¬
wiesen werden soll. Sie erlassen es mir wohl, die einzelnen Gegenständehier vorzulesen, (Rufe: ja)
da Sie sie gedruckt in Ihren Händen haben, und ich möchte Ihnen anhei», geben, sich damit
einverstanden zu erklären, daß diese sämmtlichenGegenstände in der vom Provinzialauöschuh
vorgeschlageneuWeise den betreffendenFachcommissionenüberwiesen werden. (Rufe: ja!) Ich
nehme an, daß das Ihre Meinung ist. (Zustimmung.) Widerspruchwird nicht laut. Dann stelle
ich das fest.

Damit, meine Herren, wären wir am Ende unserer heutigen Tagesordnung. Es bleibt
mir dann nur noch übrig, die Tagesordnung für morgen Ihnen vorzuschlagen. Ich beabsichtige
morgen eiue Sitzung anzubcraumeu — wenn Sie damit einverstanden sind — wie heute auf
N'/, Uhr (Zuruf: Etwas später!) — auf 12 Uhr, wenn das der Wunfch des Hauses ist. —
Herr Abgeordneter Conze hat das Wort.

AbgeordneterConze: Ich möchte den Herrn Vorsitzendenbitten, die Sitzung früher an¬
zuberaumen, damit wir am Abend noch eine Commissionssitzung haben können. Vorher wird das
kaum möglichsein, denn heute sind erst die Sachen an die einzelnenReferenten vertheilt worden.
Wen» wir die Sitzung früh, etwa um 10 Uhr hätten, würden wir gegen 2 oder 3 Uhr schließen
und am Abend noch eine Comunssionssitzunghalten können.

VorsitzenderBecker: Herr Freiherr von Solemacher hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich möchte

gerade das Gegentheil vorschlagen. (Sehr richtig!) Die I. Fachcommission wenigstens wurde
heute schlüssig — vorbehaltlich natürlich des Beschlussesdes Landtages — sich um 10 Uhr zu
versammeln und in die Connnissionsberathungeneinzutreten. Daher möchte ich beantragen, daß
°as Plenum erst um 12 Uhr zusammenkommt,

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Lösen wir die Streitfrage durch Abstimmung. Die
Meinungen stehen sich entgegen. Ich ersuche diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn
Ireihen-n von Sulcmacher gemäß - die Anträge schließen sich ja aus; wer also dem Antrage von
Herrn Conze gemäß eine frühere Stunde wählen will, muß gegen den Antrag des Freiherr« von
Sulemachernatürlich stimmen — ich ersuche diejenigenHerrn, welche dem Antrage von Solemacher
gemäß die Sitzung morgen erst um 12 Uhr anberaumt zu sehen wünschen,sich zu erheben.
Geschieht.) Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. Die Sitzung findet also um

^ Uhr statt, meine Herren, und zwar schlage ich folgende Tagesordnung vor:
1. Eingänge,
2. Fischereigesetz mit dem Antrage Neußel, und
3. Irrenpflege und anßerordentlicheArmenlast.

Meine Herren! Gegen die Tagesordnung finden keine Bedenken statt. Dann stelle ich die
^ngesurdmmg hiermit fest als dnrch Ihren Willen genehmigt.

Dann wollte vor Schluß der Sitzung der Herr Abgeordnete Friedelichsnoch das Wort haben.
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AbgeordneterFriederichs: Die Herren von der II. Fachcommissioubitte ich, morgen
früh um l/210 Uhr zusammenzutreten. Die Tagesordnung wird Ihnen noch zugehen; sie ist
übrigens schon mündlich und schriftlich vorher mit den betreffendenReferenten vereinbart,

Vorsitzender Becker: Nun wünscht Niemand mehr das Wort. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß gegen 2«/. Uhr.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag, den 9. März 1897.

Beginn 12 Uhr 20 Minuten.

Tagesordnung.
1, Eingänge.
2, AllgemeineBerathung des Berichts und Antrags des Prouinzialausschussesüber den Entwurf

einer neuen Verordnung, betreffend die Ausführung des Fifchereigefetzes in der Rheinprovinz
nebst dein zugehörigen Antrage des Abgeordneten Neutzel.

3, AllgemeineBerathung
u) des Berichts und der Anträge des Prouinzialausschusses, betreffend die Fürsorge für die

Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz;
b) der Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg, Merzig

und Aachen für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899;
o) des Etats für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom II. Juli 1891 für

die Etatsjahre vom I. April 189? bis 31. März 1899.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für den heutigen Tag sind die Herren Landräthe Freiherr von Coels

und Vrüning.
Meine Herren! Seitens des Fürsten zu Wied ist mir nachstehendesTelegramm zu«

gegangen:
„Ersuche dem Provinziallandtage meinen aufrichtigsten und tiefgefühlten Dank für
erfreuenden vertrauensvollen Gruß auszusprechen.Kann leider unmöglich nach Dussel'
dorf kommen, da ich nach schwerer Erkältung uur^noch diese Woche hier Kräfte
sammeln kann für neue Anstrengungen in Berlin. Fürst Wied."
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Dann, meine Herren, ist mir nachstehendesSchreiben Sr. Excellenz des Herrn Ober-
Präsidenten zugegangen:

„Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich ergebenst mitzutheilen,daß ich den Negierungs-
assessor Dr, Lembke gemäß § 2? der Provinzialordnung für die Verhandlungen des
Prouinziallandtags über den Entwurf einer neuen Verordnung,betreffend die Ausführung
des Fischercigesetzes in der Nheinprovinz, zu meinem Commissar ernannt habe".

Zur Berathung des Berichtes und Antrages des Provinzialausschusscs über Errichtung
einer allgemeinen Nindviehversicherungin der Provinz soll nach dein gestrigen Beschluß eine
besondereCommissionvon 20 Mitgliedern gebildet werden. Die Abtheilungen ersuche ich deshalb,
unmittelbar nach dem Schlüsse der heutigen Plenarsitzung zur Vollziehung der Wahl für diefe
Commission sich in den betreffenden Abtheilungszimmerneinfinden zu wollen. Jede Abtheilungwählt
4 Mitglieder. Dann bitte ich diejenigen Herren, welche durch die Abtheilungen zu Mitgliedern
dieser neuen Commission gewählt werden, sich sofort nach ihrer Wahl auf Zimmer XXII zu¬
sammenfinden zu wollen, behufs Constituirung der Commission,damit die letztere alsbald ihre
Berathungen beginnen kann.

Sollten Sie, meine Herren, bei der heutigen Berathung über die Irrenpflege dem An¬
lage Zweigert gemäß auch diefe Vorlage einer besonderenCommissionüberweisen, dann bitte ich,
baß die Abtheilungen auch zur Wahl dieser Commissionsofort nach der Plenarsitzung übergehen,
und daß auch diese Commissionsich constitnirt unmittelbar nach der Wahl und zwar dann auf
Zimmer XX.

An Eingängen sind ferner noch mitzulhcileu ein Schreiben Sr. Excellenz des Herrn
Ober-Präsidenten, nach welchem der Abgeordnete Meinhard Preuß in Oberwesel anzeigt, daß er
einstweilenverhindert sei, an den Sitzungen des Provinziallandtages theilzunehmen.

Ferner ein Schreiben des Vorstandsmitgliedes des Rheinischen Baueriwcreins, Josef
Schönfeld in Stockum bei Kaiferswerth, in welchem derselbe eine seitens einer Verbandsversamm-
lung des Bauernucreins gegen die geplante obligatorische Viehverficherunggefaßte Resolution mit¬
theilt. Dieser Eingang wird wol zweckmäßigerweise mit dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, welcher als Drncksachc Nr. 23 vorliegt, zu verbinden und der heute zu wählenden
Spezialcommissionzur Vorbcrathuug zu überweiseusein. Das findet im Hause keine Bedenken;
dann werde ich danach verfahren.

Das, meine Herren, sind die Mittheilungen, die ich Ihnen vor Eintritt in die Tages¬
ordnung zu machen hätte uud wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.

Erster Gegenstand ist:
„Allgemeine Berathung des Berichts und Antrags des Provinzialaus-
schusses über den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffend die Aus¬
führung des Fifchereigefetzes in der Rheinprovinz, nebst dem zugehörigen
Antrage des Abgeordneten Neußcl".

Berichterstatter ist Herr Graf Beiffel von Gymnich, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Der

^ooinzilllausschnß beehrt sich dem hohen Hause unter Nr. 28 einen Erlaß des Herrn Ober-
Präsidenten, sowie den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffenddie Ausführung des Fischerei-
Petzes vom 30. Mai 1874 in der Rheinprovinz, zu überreichen mit der Bitte um gütige gut-
achtliche Aeußerung. Da seitens des hohen Hauses eine Generaldiskussionbeschlossenist, so hatte
"h vorläufig nichts weiter zu sagen. (Heiterkeit.)

?
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VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandlung. Wir würden also die Vorlage der II. Fachcommission
überweisen. Das Haus ist damit einverstanden; dann wird danach verfahren werden. Ich möchte
nur noch bitten, daß die zweite Fachcommission Morgen früh möglichst ihre Berathung beginnt,
damit der Vertreter des Herrn Ober-Präsidenten in der Lage ist, an den Verhandlungen theil zu
nehmen, ohne sich hier allzulange aufhalten zu müssen.

Dann gehen wir zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung über:
AllgemeineBerathung

n,) des Berichts und der Anträge des Provinzialausschusses, betreffend
die Fürsorge für die Geisteskranken und Epileptiker der Rheinpruvinz;

K) der Etats der Provinzial'Irrenanstalten zn Andernach, Bonn, Düren,
Grafenberg, Merzig und Aachen für die Etatsjahre vom 1. April 1897
bis 31, März 1899;

o) deZ Etats für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Meine Herren! Lassen Sie uns zunächst den einen Gegenstand, also Bericht und
die Anträge des Provinzialausschusses allein berathen, dagegen die beiden anderen Gegenstände
erst später. Berichterstatter zum ersten Gegenstande ist der Herr Landesdireltur, dem ich das
Wort gebe,

Berichterstatter Landesdirettor Dr. Klein: Die Vorlage, betreffenddie weitere Fürsorge
für die Geisteskrankenund Epileptiker der Nheinprovinz, gehört unstreitig zu den wichtigsten Ae«
rathuugsgegenständen,welche deu Provinziallandtag seit längerer Zeit befaßt haben.

Wichtig ist die Vorlage wegen der großen finanziellen Tragweite, welche sie für unsere
Provinz hat; — wichtiger aber im Hinblicke auf den großen Einfluß für das Schicksal der unserer
Fürsorge anvertrauten Unglücklichen, welche ich die Unglücklichsten von allen nennen möchte.

Die heutige Vorlage ist eine Folge des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die erweiterte
Armenpflege. Als dies Gesetz im Entwürfe dem Landtage der Monarchie zur Berathung vorgelegt
wurde, habe ich bereits in meiner Etatsrede vom 1. Dezember 1890 auf die tief einfchueidende
Bedeutung diefes Gefetzes hingewiesen. Ich habe damals gefügt:

„Das dem Landtage der Monarchie vorgelegte Gesetz, betreffend die außerordentliche
Armenlast, wird sich überall und insbesonderehier in der Rheinprovinz schwer fühlbar
machen. Dieses Gesetz geht, mit kurze» Worten gesagt, dahin, das gescunmte Gebiet der
Charitas zu vercommunalisiren. Wenn dieser Entwurf zum Gesetz erhoben wird, s»
wird die Armenlast der Provinz, meines Erachtens, sich verdoppeln, wenn nicht ver<
dreifachen. Es wird alsdann eine große Zahl neuer Anstalten errichtet werden müssen
und es wird manches, was christliche Nächstenliebe in hiesiger Provinz geschaffen und
erhalten hat, untergehen. Ob die Gemeindenhierbei in derselben Weise entlastet werden,
wie die Provinz neu belastet wird, ist eine weitere Frage, welche sich nur an der Hand
der Erfahrung wird beantworten lassen".

Dasjenige, was ich damals gesagt habe, ist wörtlich eingetreten. Mit dem Inkrafttreten
des erwähnten Gesetzes am 1. April 1893 wurden dem Rheinischen Landarmenvcrbandeauf Grund
dieses Gesetzes 5048 Hülfsbedürftige überwiefen,welche sich in 156 verschiedenenAnstalten befanden.
Die Zahl dieser Pfleglinge ist zwischenzeitlich — vom 1. April 1893 bis 1. April 1896 — «uf
6648 gestiegen, so daß in einem Zeitraume von drei Jahren 1600 Pfleglinge oder jährlich mehr
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als 530 Personen hinzugetreten sind. Da jeder Pflegling rnnd 500 Mark Kosten verursacht, so
drückt sich das jährliche Anwachsen der Ausgaben in Zahlen auf 265 000 Mark für Provinz,
Kreis und Gemeinde aus. Diese Zahlen bieten allerdings Anlaß zum Nachdenkenuud zu der
Frage: wo soll das hinaus? Dieses rapide Anwachsen der Zahl der Hülfsbedürftigen, für welche
Unterkommenin öffentlichen Anstalten gesucht wird, deutet meines Erachtens nicht zum geringsten
Theile auf deu immer mehr überHand nehmendenZug unserer Zeit hiu, die Fürsorge für Unglück»
liche Familienglieder auf die Gesammtheit, hier die breiten Schulter» der Provinz abzuwälzen und
— nachdem dies geschehen— unerfüllbare Anforderungenzu stelle». Diesem Zuge hat das Gesetz
von 1891, so wohlwollenddie Absichtdieses Gesetzes auch gewesen sein mag, mit Vorschub geleistet.

Als dieses Gesetz ergangen war, boten sich der Provinzialverwaltung zu dessen Ausfüh.
nmg drei Wege dar:

Wir konnten: erstens die Fürsorge in derselben Weise ausüben, wie dies bisher Seitens
der Gemeinden geschehen war, indem wir die Kranken in den Anstalten, in denen die Gemeinden
dieselben untergebracht hatten, beließen und im Vertrauen auf die dem Staate obliegendeund
von ihm geübte Aufsichtüber diese Anstalteu, unsere Thätigkeit darauf beschränkten, die Krankenan
Stelle der Gemeinden in Zukunft dort einzuweisen nnd für die Zahlung der Pflegekosten zu sorgen,
«der aber zweitens in der Fürsorge weiter gehen, wie dieses Seitens der Gemeinden geschehen
war, indem wir ein gewisses System in die zahlreichvon den Stadt- und Landgemeindenbenutzten
Pflegeanstaltm brachten, die minder geeignetenausmerzten und mit den verbleibenden feste Verträge
eingingen,wodurch das Minimum desjenigen, was an Beköstigung, Bekleidung, Pflege u. s. w.
geleistet werden mußte, festgesetzt — was die Hauptsachewar — der Provinzialverwaltung weit¬
gehende Aufsichtsrechte, ueben der staatliche» Aussicht, uamentlichauch ein Mitbestimmungsrechtbei
Anstellnngder Aerzte — die wundeste Stelle der Privatanstalten — gesichert wurde, oder endlich
drittens für die vielen Tausend Hülfsbedürftigen neue Provinzialanstalten errichten.

Der Provinzialausschnß hat den: im Dezember1892 versammelt gewesenen37. Provinzial»
landtage einen ausführliche,!Bericht über die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 erstattet
und unter Vorlage eines reichen Materials einen Beschluß des Landtages darüber erbeten, in
welcher Weise das bezogene Gesetz in unserer Provinz zur Ausführung gebracht werden sollte.
Der Landtag hat sich einstimmigfür den zweiten Weg entschieden, indem derselbe vo» der Ansicht
ausging, daß wir in der Rheinprovinzbestimmten, auf geschichtliche« Wegeu gewordenen Eumchtuugeu
Legenüberständen und daß wir das Vorhaudene nicht ohne Weiteres bei Seite schiebenund Neues
schaffen dürften, zumal da das Gesetz nur die Verpflegung in „geeigneten Anstalten" vorgeschrieben
und keineswegs auf „eigeue Anstalten der Provinz" beschränkt hatte. Bestärkt wurde der Provmzml.
laudtag i„ diesem Beschlusse noch durch die Wahrnehmung, welche bei der Unterbringung v°u land¬
armen Pfleglingen, die in nnseren Heilanstalten nicht mehr verbleibenund die anderseits auch n.cht
wie die ortsarmen Pfleglinge den Ortsarmenverbänden überwiesen werden konnten,- bereits seit
bem Iah« 1888 mit der gedachten Einrichtnng gemacht worden war. - Wir hatten nämlich wie
dies ja dem Provinziallandtage bekannt und von demselbe» einstinunig gebilligt wurde, bereits nn
Jahre 1888 mit einzelnen Genossenschaften derartige Pflegeverträge abgeschlossen und auf Grund
derselben die betreffeudeu Austalte» der fortlaufende» Anflicht des Dnektors emer Provinz.« .
Irrenanstalt, sowie der hiesigenEmtralverwaltung »»terstellt u»d diese Aafstcht mü Erfolg geübt.

Der Landtag konnte meines Erachtens damals einen anderen BeschlußNicht wohl fasse»,
"nd ich glaube auch nicht fehl zu gehen, wenn ich annehme, daß der Provinziallmidtag trotz des
Alezianer-Piozessesauch heute noch bei diesem Beschlusse verbleibenwird.
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Ich möchte in dieser Hinsicht einen Irrthum — so kann ich es geradezu nennen — des
hochverehrtenHerrn AbgeordnetenZweigert berichtigen, der gestern behauptete, die neue Vorlage
stände in diametralem Gegensatze zu der Vorlage, welche in Ausführung des Gesetzes von 1891
dem vorigen Landtage gemachtworden ist. Das, meine Herren, ist, wie ich bereits gestern gesagt
habe, nicht richtig, Ein Gegensatzist zwischen diesen beiden Vorlagen nicht vorhanden. Die erste
Vorlage, die den Landtag 1895 beschäftigte, hatte die Fürsorge der Kranken in den Priuat-Irren-
anstciltenzum Gegenstande. Es war dort ausgeführt worden, in welcher Weise die Provinz in
Zukunft die Priuat-Irrenanstlllten benutzen könne, ohne daß Gefahr vorläge, daß die Kranken
darin nicht gut behandelt würden. Von den öffentlichen Anstalten ist in dieser Vorlage kein Wort
enthalten. Zwischenzeitlichist die Nothwendigkeitfür uns eingetreten, neue Austalten zu bauen,
und befaßt sich in Folge dessen die gegenwärtige Vorlage mit den Provinzialanstalten, den
erforderlichenNeubauten und Den inneren Einrichtungen der neuen uud bestehenden Anstalten.
Daß, meine Herren, wir, nachdemwir genöthigt waren, Millionen auszugebeu,um neue Provinzial¬
anstalten zu bauen, nicht ohne Weiteres zum Neubau nach dem Muster der bestehendenAnstalten
übergegangensind, sondern daß wir vorher anfs Eingehendsteprüften, ob unsere Provinzialanstalten
auf der Höhe der Zeit stehen — wozu wir bei der vorigen Vorlage keinen Anlaß hatten, — ob die
baulichen Einrichtungen, die wir seit 25 Jahren in unserer Provinz besitzen, sich nach jeder Richtung
hin bewährt haben, ob nicht Fortschritte auf dem Gebiete der Psychiatrie anderwärts gemacht
worden sind, die wir benutzen müßten, — das Alles liegt klar; das war unsere Pflicht und
Schuldigkeit und so beschäftigt sich deshalb die neue Vorlage nur mit dem Bau und der Gin¬
richtung von neuen Provinzialanstalten und hat mit den Privatanstalten, mit denen die Vorlage
des Jahres 1895 sich beschäftigte,nichts zu schaffen, sodaß ein Gegensatz,der nach Ansicht des
Herrn Zweigert soweit gehen soll, daß die II. Fachcommissiunnicht mehr in der Lage sein solle, die
neue Vorlage prüfen zu können, nach meiner Ansicht in keiner Weise vorhanden ist. (Sehr
richtig! und Hört, hört!)

Meine Herren! Wenn der Provinziallandtag sich damals für den Neubau vou Pflege¬
anstalten ausgesprochen hätte — es kann ja sein, daß im Laufe der Zeit die Verhältnisse sich
ändern und daß er das thun wird — so kann ich Ihnen, ohne Prophet zu seiu, sagen, was ein¬
getreten wäre und eintreten würde, wenn Sie es heute so machen wollten.

1. Die aus einer größeren Zahl, etwa 25 bis 30, kleinerer Anstalten in einer großen
Pluvinzilllanstalt vereinigten Kranken würden, wie die Erfahrung iu ähnlichen Fällen
stets gezeigt hat, höchst unzufrieden geworden sein. Jeder Kranke hätte die AunehM
lichkeit und die seiner Individualität mehr zusagendeArt der kleineren Anstalt in der
Erinnerung behalten, dagegen die Schattenseiten vergessen und er würde sich, trotz der
mehr KubikmeterRaum, trotz der schöneren Gebäude, trotz reicherer, iuuerer Ein¬
richtungen :c. in der Provinzialanstalt unglücklicherund unzufriedener gefühlt haben,
wie in dem bisherige» Aufenthaltsorte,

Ebensowenigwürden
2. die Angehörigen der Kranken sich mit der Fortnahme der Kranken aus ihrer Nähe

und Ueberführung in eine entferntere größere Anstalt befreundet haben, während
3. die Gemeinden, welche bisher diese Kranken bei sich untergebracht hatten, sei es M

Gcmeindekrankenhäusern, sei es in Genossenschafts- oder sonstigen Anstalten die Fortnähme
dieser Kranken schwer empfunden haben würden, weil nach Zurückziehungder in Rede
stehenden Kranken, welche gewissermaßendie festen Gäste der kleineren Anstalten bildeten,
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letztere in vielen Fällen nicht mehr lebensfähig blieben und zum Theile eingehen
mußten, was im Interesse der Gemeinden zu beklagen war, weil die betreffenden
Anstalten vielfach auch der Krankenpflege in den Gemeinden dienten und dort so zu
sagen unentbehrlichwaren.

Endlich würden
4. die Kreise die durch eine solche Maßnahme verursachte Erhöhung der Provinzialumlagc

um mindestens 3—4 °/° schwer beklagt haben. Es würde Unzufriedenheitauf allen
Seiten entstanden und meines Emchtens ein nachhaltiger und berechtigterSturm der
Entrüstung gegen die Provinzmlverwaltung, wie wir dieses einmal bei dem Neubau
der 5 großen Irrenanstalten erlebt haben, entstanden sein, wie dies im Sommer 1895
der Fall war, weil wir umgekehrtden Weg der Neubauten nicht betreten hatten.

Sollte ich mich aber in dieser Hinsicht irren, sollten Sie, meine Herren, vielmehr der
Ansicht sein, daß die Provinz über die Vorschrift des Gesetzes von 1891 hinaus alle Hülfs-
bedürftigennur in eigenen Provinzialcmstalten unterbringen soll, so steht nichts im Wege, daß Sie
">esen Ncschlnß noch in der gcgcuwärtigcnSession fassen und der Provinzialausschuß wird Ihnen
alsdann in der nächsten Sitzung eine bezügliche Vorlage unterbreiten. Ich bitte als Grund gegen
emen solchen Beschluß nicht cmzuftthrcn, die Provinz sei bereits zu weit engagirt. Dieser Grund würde
um deswillen nicht zutreffen, weil die Verträge mit den Genossenschaften gelöst werden könnten.
"H für meine Person würde indesseneinen solchen Beschluß für recht bedenklich halten, namentlich
zu einer Zeit, wo die Psychiatrie sich — ich möchte sagen — in einer fließenden Entwickelung
befindetund wo nicht nur die Ansichten über die Anstaltsbauten selbst wechseln, sondern auch die
Frage immer mehr in den Vordergrund tritt, ob nicht für eine große Zahl von Geisteskranken
^on der Nnstaltspflcgc überhaupt abzusehen und statt dessen die Familicnpflege einzuführen sei.
I« einem solchen Momente außer der jetzt geforderten Summe uoch 15 bis 20 Millionen Mark
^r den Bau von Pflegcanstalten zu verwenden, dürfte schwerlich gerechtfertigtwerden können.
Nachdemder in, Dezember 1892 versammelt gewesene Provinziallandtag sich für den zweitenWeg
entschieden hatte, haben wir uns bemüht, eine diesem Beschlusseentsprechende Organisation zu
schaffen,eine Organisation, wodnrch die vorhandenen Mängel der Privatanstalten, insbesondere
^ Bezug auf die ärztliche Leitung beseitigt und diese Anstalten gewissermaßenin den Dienst der
Provinz gestellt wurden. Die bezüglichenVorschlägesind als „Normativvorschriftenfür die vom
Gemischen Landarmcnverbande znr Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 benutzten
-ßlwnt-Inenpflcgcanstalten" dem 39. Provinziallandtagc im Frühjahre 1895 vorgelegt und von
demselben einstimmig gebilligt worden. Wenn damals Herr Oberbürgermeister Zweigcrt allein
""en Widerspruch erhob, so cuthielt derselbe nur eine Verwahrung dahin, daß diese Art der
Misorge als die zweckmäßigsteund idealste zu erachten sei, wobei aber auch Herr Zweigert
"«erkannte, daß unter den gegebenenVerhältnissen ein anderer Weg zur Zeit nicht eingeschlagen
"«den könne. Unmittelbar nach Schluß des Provinziallnndtageö sind wir zur Ausführung der
^faßten Beschlüsse geschritten. Wir haben noch im Monat Mai den Privat-Irrenanstalten, in
Elchen sich Geisteskranke für Rechnung der Provinz befanden, die Normativbcstimmungenmitgetheilt
und sie zur Zunahme weser Bestimmungen sowie Regelung der Aerztefrageaufgefordert. Gleich-
üe>tlg haben wir mehrere jüngere Aerzte in unsere Provinzial-Irrenanstaltcn einberufen,um dieselben
d°" ausbilden zu lassen und alsdann auf Grund der Normativbcstimmungen in diejenigen
^enossenschaftsanstaltenzu entsenden, welche geeigneteAerzte nicht gefunden hatten, wie dies im

"tel IV der Normativvorschriftenvorgesehenwar.
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Hinsichtlich der Annahme der Normativvorschriftenstießen wir vor Allem auf Widerspruch
bei den Alexicmernin Aachen, Ich will in dieser Hinsicht den damaligen leitenden Arzt, Herrn
Dr. Capellmann, selbst reden lassen. Derselbe sagt in der Schrift Mariaberg, welche er nach dem
bekannten Prozeß veröffentlichthat, über die bezüglichenVerhandlungen Folgendes:

„Diejenigen Theile des Entwurfs, welche über Wohnung, Beköstigung,Lagerung und
Kleidung, Seelsorgc, Beschäftigungund Erheiterung, Anflicht, Buchführung und Liqui¬
dationswesen handeln, wurden mit sehr wenigen und gcriugfügigcuAenderungen ohne
Weiteres angenommen. Der Differcnzpunktfand sich in den Dienstvorschriftenfür die
Anstaltsärzte. Weit hinaus über die Verabredungen vom N. November 1894 waren
diese Vorschriften geeignet uud war durch diese Vorschriften offenbar bezweckt, den
Anstaltsarzt zu eiuem Organ, zu einem Beamten der Provinz zu machen. Außerdem
behielt sich der Landcsdirektor das Recht vor, erforderlichenFalles zur Unterstützung
des Anstaltsarztes vorübergehend(im ersten Entwürfe stand noch: oder dauernd) einen
Provinzialarzt in die Anstalt zu committircu. Damit wäre die Sclbstständigkeit der
Anstalt und des Anstaltsarztes gefallen. Einem alten Anstaltsarztc wäre dann
gelegentlichein junger Provinzialarzt beigeselltworden, welcher in jeder Hinsicht das
Uebeigewichtüber den alten Arzt gehabt hätte. Der Verfasserdieser Blätter unternahm
auf Ersuchen der Anstaltsleiter, einen anderen Entwurf auszuarbeiten, welcher die
Interessen der Provinz und der Krankenwahrnahm, außerdem aber der Selbstständigkeit
der Anstalt und der Anstaltsiirzte Rechnung tragen sollte".

Wir haben uns auf diese Gegenvorschlägeindessennicht eingelassenuud nicht einlassen
können, weil wir in den von dem Provinziallandtagc festgesetzten Normativbrstimmungen eine
unabänderliche Marschroute erblickten und erblicken mnßtcn, sondern ich habe den Alcxianern noch
im Monat Mai 1895, und zwar vor dem Beginne des bekannten Prozesses eröffnen lassen, daß
wir von der weiteren Benutzung der Anstalt absehen und sämmtlicheKranken fortnehmen müßten,
wenn die Alexianer sich nicht vorbehaltlos den Bedingungen fügten. In diesem Stadium der
Verhandlungen wurde der Prozeß iu Sachen Mellage vor der Strafkammer zu Aachen eröffnet.

Ich will nun hier auf diesen gewissermaßenweltbekanntenund anch gestern berührten
Alexianerprozeßnicht näher eingehe», noch will ich untersuchen,ob und inwieweit die bezüglichen
Verhandlungen ein richtiges Bild der Zustände oder ein Zerrbild derselben geliefert haben, sondern
ich will mir - - und erachte ich mich hierzu für verpflichtet — die Frage berühren, iu welchen
Beziehungen hat die Provinzialverwaltung zu den Alexiancrn und den angeblichenVorgängen m
Mariaberg gestanden.

Ich könnte in dieser Beziehung sehr kurz sein und sagen, in keinen anderen, wie die
Stadt- und Landgemeinden uud andere Provinzen, welche ihre Kranken in dieser vom Staate
conzessionirtennnd beaufsichtigtenAnstalt untergebrachthaben.

Die Hauptperson in diesem Prozesse, der englische GeistlicheForbcs, hatte mit der Pro¬
vinzialverwaltung nicht das llllennindeste zu schaffen, derselbe war weder von uns noch M
unsere Rechnung dort untergebracht, während die angeblichen Mißhandlungen von Kranken fast
ausnahmslos einer Zeit angehören, in welcher die Kranken noch nicht für Rechnung der Provinz
dort verpflegt wurden, sondern noch der Fürsorge der Gemeinden uuterlagen. Allein, die Vor¬
würfe, welche in der öffentlichenMeinung uud namentlich in der Presse in so schwerer Art geg."
die Provinzialverwaltung erhoben worden sind, nöthigen mich doch, auf die Mariabergcr Ange¬
legenheit mit einigen Worten näher einzugehen.



40. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 9, März 1897. 55

Meine Herren! Die in Folge dieses Prozesses gegen die Verwaltung und mich persönlich
geschleuderten Vorwürfe stimmen sämmtlichin einem Punkte überein, nämlich darin, daß dieselben
einen durchaus falschen Vordersatzaufstellenund alsdann daraus Schlußfolgerungen ziehen, gegen
die sich allerdings nichts einwendenläßt. Das große Publikum prüfte die Vordersätze nicht und
entrüstete sich an den an und für sich richtigen Schlußfolgerungen. Auf diesem Wege entstand
eine wahre Hetze gegen die Provinzialverwaltung. Die Angriffe gegen uns richteten sich gegen
drei Punkte. Zunächst wandten dieselben sich gegen das System der Irrenpflcge der Provinz,
gegen die Benutzung der Priuatanstaltcn überhaupt. Anstatt aber zu sagen, wie die Verhältnisse
u> dieser Hinsicht in der Rhcinprouinz lagen, anstatt zu erwähnen, daß der Provinziallandtag sich
m zwei Sessionen auf das Eingehendste mit dieser Frage befaßt und sich für weitere Benutzung
bet einmal vorhandenen Privat-Irrcnanstalten nnter weitgehendenKanteten, welche durchaus ge¬
eignet waren, jeden Mißbrauch zu verhüten und solche Dinge, wie in Mariaberg sich ereignet
haben sollten, geradezu unmöglichzu machen,wurde frischweg behauptet, die Rheinische Provinzial-
uerwaltung sei die Gründerin des Systemes der Privat-Irrenpflege und deshalb moralischfür alle
Vurlommnisseauf diesem Gebiete verantwortlich. Die Provinz habe den Alexianern das Geld zu
den großen umfangreichenBauteil gegeben und dieselben dadurch zu einer Aufgabe verleitet,
welch« die unwissendenBrüder nicht gewachsen gewesen seien, die Provinz habe endlich zahlreiche
Kranke an Geuusscuschaftsanstaltcuiu Pflege gegeben, ohne sich auch nur die mindesten Aufsichts-
rechte über diese Anstalten vorzubehalten, mit einen: Worte, das System der Rheinischen Pro-
vinzilll-Irrcupflcgc habe schmählich bankerott gemacht.

Es muh in der That jetzt, wo die Wasser sich verlaufeu haben und Raum für eine sach¬
liche Diskussion geboten ist, im höchsten Maße befremden,daß folche Behauptungen in angesehenen
glättern unserer Provinz aufgestelltund in die Welt hinaus posaunt wurden, zu einer Zeit, wo
der Provinziallandtag sich wenige Wochen vorher noch auf das Eingehendste mit diesen Fragen
gefaßt und wo durch Schrift und Wort das Gegentheil von allcmdcm, was jetzt leichtsinniger
^eise und ohne irgend welche nähere Prüfung der Thatsachen behauptet wurde, dargethan war.
Jedem, welcher sich nur irgendwie mit der RheinischenIrrenpflcge befaßt hatte, mußte bekannt
!"«, daß die Privat-Irrenpflege sich iu der hiesigenProvinz längst vor Einführung der Provinzial-
"rdnung entwickelt hatte und dort im ansgedehntestcn Maßstabe bestand, daß die Provinzial¬
verwaltung keineswegsdie Gründerin dieses Systems war, sondern daß der Provinziallandtag in
b'eser Hinsicht geschichtlichgewordenenVerhältnissen folgte und folgen mußte.

Was spezielldie Alcxiancr anbelangt, so haben sich dieselbenseit Jahrhunderten mit der

Irrenpflcge befaßt und schon im Jahre 1867, wie aus der schon von mir bezogenen Broschüre
"pellmann hervorgeht, mit der Stadt Aachen einen Vertrag über die Pflege sämmtlicher männ-

uchen städtischen Geisteskrankengeschlossen,also 7 bis 8 Jahre vor der Errichtung der Rheinischen
^ovinzialverwaltung und der Ueberweisungder Irren-Fürsorge durch das Dotationsgesetz von 1875.
7" Provinz hat den Alexianern niemals einen GroschenGeld zu Bauten gegeben, ebensowenig
y°t sie ihnen oder anderen Genossenschaften Hunderte von Kranken übergeben,ohne sich durch Ver¬
mag und weitgehendeAufsichtsrechtc zu sichern. Es ist die Wahrheit geradezuauf den Kopf gestellt,
^«n derartiges behauptet wird. Der Rheinischen Provinzialverwaltung gebührt im Gegentheil
°"s Verdienst, daß sie nicht dem Beispiele der übrigen Communen gefolgt und die Kranken
°h»e Weiteres den Genossenschaftsanstaltcnübergebenhat, sondern baß sie genaue und sorgfältige
Stelen aufgestelltund sich ein weitgehendesAufsichtsrechtreservirt hat, daß dieses verschwiegen
"nd das Gegentheil von dem, was die Provinzialverwaltung gethan hat, ihr zum Vorwurfe
gemacht wurde, war weder wahr noch schön.
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Es zerfallt damit auch die Behauptung, daß durch den AachenerProzeß das System der
Provinzialvcrwciltungbankerott gemachthabe. Wenn in dem AachenerProzesse ein System der
Irrenpflege überhaupt zusammengebrochenist, so ist dies wahrlich nicht dasjenige der Rheinischen
Provinzialucrwaltung; man könnte höchstens sagen, das von Gemeinden und Staat befolgte System
des Illili^er aller, der laxen Beaufsichtigungder Privatanstaltcn ist zusammengebrochen, allein dies
System hat die Prouinzialverwaltung gerade bekämpft und durch ein anderes ersetzt. Erst dann,
wenn die Normativbestimmungenfür die Vcnntzung der Privatanstaltcn durchgeführtgewesen waren,
was bis zum Frühjahre 1895 nicht möglich war, oder aber, wenn in den Anstalten, mit welchen
wir im Jahre 1888 und später bei Hergäbe von Baukapitalien Verträge geschlossen und uns
vertraglich die nöthigen Aufsichtsrechte gesichert hatten, sich solche Dinge, wie iu dem Mariabcrger
Prozessebehauptet wurde, ereignet hätten, erst dann hätte von einem Zusmnmcnbrnchedes Systems
der Provinz die Rede sein können.

Die eingehendenRevisionen aber, welche die KöniglicheStaatsregierung nach Schluß des
Alexianer-Prozesscs in diesen Anstalten hat vornehmen lassen, haben zu keinerlei wesentlichen
Ausstellungen Anlaß geboten, vielmehr bestätigt, daß sich bei geeigneter Organisation und eingehender
Beaufsichtigungdiese Anstalten recht wohl zur Unterbringung unheilbarer Kranken eignen.

Ich bin der Königlichen Staatsregierung besonders dankbar, daß sie den Herrn Geheimrath
Finkelnburg, welcher in dem AachenerProzesse und in dem daran sich anschließendenFeldzugc
gegen die Provinz eine so hervorragende Rolle spielte, mit diesen Revisionen beauftragt hat,
Hätte die Staatsregierung Letzteres uicht gethan, so würde man allgemein gesagt haben, die Revisionen
waren wcrthlos, dieselbenwürden ein ganz anderes Resultat ergeben haben, wenn man den Gchcim-
rath Finkelnburg, welcher das Treiben der Brüder im Aachener Prozeß kennen gelernt hatte, zuge¬
zogen hätte, Nnn ist Herr Gcheimrnth Finkelnburg zugezogen worden und die stattgehabte Revision
sämmtlicherGenossenschaftsanstaltenhat ergeben, daß die traurigen Vorgänge des Aachener Prozesses
zu Unrecht verallgemeinert worden sind und insbesonderediejenigen Anstalten nicht berühren, welche
von der Provinz auf Grund fester Verträge benutzt und beaufsichtigtworden sind, allein dies wurde
nnd wird in der Presse vorsichtig todt geschwiegen.

Der zweite Vorwurf, welcher gegen die RheinischeProvinzialverwaltuug und gegen mich
persönlich in der schroffstenWeise erhoben worden ist, bestand darin, daß wir eine zu große
Vertrauensseligkeitden Genossenschaften gegenüber an den Tag gelegt hätten. Der Lcmdcsdirektor
war, wie ein Berliner Blatt schrieb, von den Brüdern geradezu hypnotisirt. Wie es sich indessen
mit dieser Hypnose verhielt, beweisenam Besten die Vorschläge, welche aus meiner Initiative in
den NormativbestimmungcnIhnen im Frühjahre 1895, also vor dem Aachener Prozesse, unterbreitet
worden sind und meine Aeußerungen in den Landtags-Sessionen von 1892 und 1895, Ich h^c
dort ausdrücklichbetont, daß wir kräftig die Hand anlegen müßten, um die ärztliche Fürsorge in
den Anstalten gänzlichumzugestalten und letztere unter fortwährendeAufsichteines Direktors unserer
Irrenanstalten zu halten. Zu diesem Endzwecke ist Ihnen in den Nurmatiubcstimmungen vorge¬
schlagen und von Ihnen gebilligt wurden, daß in allen Privatanstalten, mit welchen wir in Beziehung
standen, ein in der Irrenpflege erfahrenerArzt, welcher nur mit diesseitiger Bestimmungangenommen
und entlassenwerden konnte und damit von dein Anstaltsvoistande unabhängig war, gewissermaße"
als Beauftragter des Landesdirektors fungiren, daß dieser Arzt regelmäßige Berichte dem Landes-
dircktor erstatten und in engster Fühlung mit dem zuständigen Direktor der Provinzialanstalt,
welcherdie Aufsicht über die Priuatcmstalt zu üben hatte, bleiben sollte.

Daß wir mit unsern Normativbestimmungenden richtigeil Weg eingeschlagen hatten, beweist
der Umstand, daß die Königliche Staatsregierung nach dem Alexicmer-Prozesse für die Beaufsichtigung
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der Privatanstalten im Wesentlichendasjenige vorgeschrieben hat, was wir im Wege des Vertrages
zu erreichensuchten.

Um die Anflicht über die Privatanstalten nuch zu verstärken, hatte ich bereits im April
1894, also lange vor dem Alcxiancr-Prozcß, die nebenamtlicheAnstellung eines sachverständigen
beamteten Arztes bei der Ccutralstcllcbei dem Provinzialansschussebeantragt, welchem Antrage auch
in der Sitzung des Provinzialausschussesvom 13. April 1894 stattgegeben wurde nnd ist hierauf
dies Amt dein Regicrungs- und Medizinalrath Dr. Michelscn hicrsclbstübertragenund von Letzter«
die Revision der Privatanstalten vorgenommenwurden.

Alles dies spricht doch wahrlich nicht für ein zn weit gehendesVertrauen oder sträfliche
Nachlässigkeit den Privatanstalten gegenüber. Ich wüßte in der That nicht, was mehr meinerseits
hätte geschehen können. (Zustimmung.)

Ebenso ungerechtsind die Angriffe der dritten Kategorie gegen mein Verhalten vor, bei
und nach dem Alexianer-Prozcsse. Anch hier reducirt sich alles auf Behauptungen, von denen bei
näherer Prüfung nur der Brustton der Ueberzeugungübrig bleibt, mit welchem sie vorgebracht wurden.

Die BroschüreMcllagc erschien bekanntlich im September 1894. Ich befand mich damals
in Urlaub und erfuhr ich von der Broschüre durch einen Auszug in einer Zeitung. Ich habe diese
Zeitung unter dem 14. September 1894 von dein Orte meines Urlaubes aus mit folgender
Verfügung nach Düsseldorf geschickt:

„Die beigefügteZcitungsnummcr ist dem Herrn Dirigenten der Abtheilung III. nach
seiner Rückkehr aus dem Urlaube mit dem Ersuchenvorzulegen,die in dieser Zeitung
angeführtenThatsachen hinsichtlich der Behandlung von Geisteskrankenin der Alexiancr-
anstatt zu Mariabcrg bei Aachen einer genauen und eingehendenUntersuchungunter¬
ziehen zu wollen.

Im Falle die aufgestelltenBehauptungen sich als wahr herausstellen, ist das
Veitragsverhältniß mit der Alexicmeranstalt zu Aachen zu lösen und die alsbaldigc
Fortschaffung aller ans Kosten der Provinz daselbst untergebrachtenGeisteskranken in
Betracht zu ziehen.

Insbesondere bitte ich, das Augenmerkauf die ärztliche Behandluug der Kranken
zu richten und darüber eingehendzu berichten".

Als ich etwa 8 bis 10 Tage später die Geschäfte wieder übernahm, wurde mir mitgetheilt,
daß die Königliche Regierung zu Aachen als zuständige Aufsichtsbehörde,sowie die. Königliche
Staatsanwaltschaft eingehendeUntersuchungengegen die Alcxicmer in Aachen eingeleitethätten und
daß. im Hinblicke darauf die vou mir angeordnete Untersuchung bis zu meiner Rückkehr bezw.
weiterer Entscheidung aufgeschobenworden sei, zumal da es sich hierbei nur um wenige Tage
gehandelt habe. Da eine Sitzung des Provinzialausschussesunmittelbar bevorstand, so habe ich
dem Ausschüsse in der Sitzuug vom 3. Oktober die Angelegenheit vorgetragen und gleichzeitig d,c
"zwischen beschaffte Broschüre des :c. Mellagc vorgelegt. Der Provinzialausschuß entschied sich
dahin, daß zunächst Erkundigungenüber das Resultat der eingeleitetenUntersuchungen einzuziehen
s"en. Ich habe mich hierauf an den Königlichen Ersten Staatsanwalt, sowie an den Herrn
Regierungs-Präsideutenzu Aachen gewendetund um Auskunft gebeten. Der Rcgicrungs-Prästdent
zu Aachenhat mir unter dem 20. Oktober 1894 Folgendes erwidert:

„Euer Hochwuhlgeborenerwidere ich auf das gefällige Schreibe,, vom 15. d M.
III I.-Nr. 9414 ergebeust, daß die in den letzten Jahren vorgenommenenRevisionen
der Alexiancranstalt Mariaberg Hierselbstein im allgemeinen befriedigendesErgebniß
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gehabt haben und daher keine Veranlassung vorliegen durfte, dieser Anstalt die Pflege
der Kranken seitens der Provinzialvcrwaltung zu entziehen.

Der Rcgiemngs-Präsident
gez. von Hartmann".

Von Seiten der KöniglichenStaatsaumaltschaft wurde mitgetheilt, daß die Untersuchung
eingestelltund seitens der Brüder Klage gegeu den Verfasser dieser Vioschürc erhoben worden sei.
Ich habe von diesen Schreiben dem Provinzialausschuß in der nächsten Sitzuug am 20/22. November
Mittheilung gemacht,welcherdarauf beschlossen hat, die Kranken zunächst in Aachen zu belassen
und das Ergebniß der Klage der Brüder gegen Mellage abzuwarten.

Da die Anberaumung der gerichtlichen Vcrhaudluugen sich in die Länge zog, so habe ich
die Anstalt zu Mariaberg zwischenzeitlich sowohl durch deu Dezernenten der Ccntralstellc, wie den
zweiten Arzt der Pruuinzial-Irremnstalt zu Dürcu untersuchenlassen, wobei sich indessen, wie die
Berichte ergaben, nichts Belastendes ergeben hat.

Als die gerichtlichen Verhandlungen in Aachen stattfanden, habe ich den Dezernenten für
das Irrenwescn dorthin gesandt, um den Verhandlungen bcizuwohuen und davon Kenntniß zu
nehmen, ob nnd was sich Belastendes gegen die Brüder herausstellen würde.

Nachdem der Prozeß beendet und in Folge desselben durch telegraphische Anordnung des
Ministers die Schließung der Anstalt zu Mariaberg augeordnet war, habe ich es eben wenig an
der nöthigen Sorgfalt fehlen lassen. Es war damals in Aachen ein vollständiges <lo«oräi-s. Die
beiden Aerzte der Anstalt hatten ihre Funktionen eingestelltund man wußte nicht ein und aus.
In dieser Lage habe ich mich in den Riß gestellt; ich bin nach Aachen gereist uud habe dort im
Einvernehmen mit dem Königlichen NegicruugS-Präsidcnten zwei von unseren Austaltsärzten die
Leitung der Anstalt übertragen und die Brüder auf bloße Wärter- uud Gesindcdienste beschränkt,
Ich hätte vielleicht klüger gehandelt, wenn ich mich, wie die vorgenannten Eommunaluerbände,
welche gleichfallsKranke in größerer Zahl zu Mariaberg uutergebmcht hatten, zurückgehaltenund
die Aufmerksamkeit nicht auf unsere Verwaltung gelenkt hätte.

Die von mir getroffenen vorläufigen Maßnahmen waren indessen im Interesse der
Kranken nöthig und sind dieselben deshalb auch von dem Provinzinlausschussegebilligt worden. Da
die Anstalt Mariaberg zur dauernden Benutzung uicht geeignet befunden wurde, so ist dieselbe bis
zum Jahre 1899 cmgcpachtet worden, um Zeit für Neubauten zu gewinnen.

Die auf die Mariabergcr AngelegenheitbezüglichenAkten — es ist, wie Sie sehen, ein
stattliches Eonvolut, werden Ihnen sämmtlich in der Commission vorgelegt werden uud werden
Sie sich hierbei hoffentlich davon überzeugen, daß die Provinzialverwaltuug iu der Alexianer-
angelegenheitnichts zu entschuldigen,nichts zu verheimlichen,aber auch nichts zu verantwortenhat,
und daß selten eine Behörde so zu Unrecht geschmähtist, wie es mir und meinen Mitarbeitern
aus Anlaß dieses Prozesses widerfahren ist.

Nachdem in Folge des Alcxianerprozessesdie öffentliche Meinung bis zu den unterste»
Tiefen hinab aufgeregt worden war, raste der einmal entfesselte Sturm weiter und ergriff auch die
öffentlichen Anstalten uud den gesammtenStand der Irrenärzte, von denen vielleicht Einer und
der Andere dem Schauspiele, welches sich zu Aachcu abgespielt hatte, mit einer gewissen Reserve
zugeschaut haben mag. Ich habe diese Hetze gegeu die leitenden nnd sonstigen Aerzte der öffent¬
lichen Irrenanstalten ebenso betlagt, wie die Angriffe gegen unsere Verwaltung, weil ich Beide für
gleich unbegründet, gleich ungerechtfertigterachte.
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Ich kann, meine Herren, aus der Erfahrung und meinem häufigen Verkehr in den Irren¬
anstalten bezeugen, daß der Vcruf des Irrenarztes eiu sehr anstrengender und aufopferungsvoller
ist und daß den Leitern unserer Anstalten Nichts ferner liegt, als Kranke ungerechtfertigtzurück¬
zuhalten oder eine üble Behandlung derselben zu duldeu. Wenn ich die Aerzte auf ihren Rund-
gängcu durch die Anstalt begleitet, ihren Verkehr mit den Kranken beobachtet habe, so habe ich
mir manchmal gesagt, ich wünsche nichts dringender, als daß diejenigen,welche über solche Dinge
vom hohen Kothurn herab urtheilen, häufiger und eingehender unsere Irrenanstalten besichtigten,
Sie würden hierbei bald erkennen, ob dort der Geist der Inhumanität, oder vielmehr großer
Aufopferung nnd wahrer Menschenfreundlichkeit herrscht, Sie weiden hier vergeblich sich nach
einer großen Zahl geistig gesunder Menschenumsehen,welche durch Intriguen in der Anstalt zu¬
rückgehaltenwerden, oder nach Opfern grausamer Behandlung, Die Vorstellungen, welche sie auf
Grund krankhafterWahrnehmungen halbgcueseuerKranke», oder durch tendentiöse Darstellung in
der Presse und Litteratur habcu, werdeu wie der Nebel vor der Sonne schwinden und das
Handeln der Irrenärzte wird ihnen in einem anderen Lichte erscheinen

Es gereicht mir, meine Herren, zur besonderenGenugthuung, unseren Irrenärzten hier im
Landtage öffentlich das Zeugniß trcuestcr Pflichterfüllung und wahrer Humanität ertheilen zu
können, ich möchte daran die Hoffnung knüpfen, daß diese Männer sich durch die vielen Angriffe
>n ihrem schweren Berufe nicht beirren lassen, vielmehr in dem Bewußtsein treuer Pflichterfüllung
sich über die Urtheile der großen Menge hinwegsetzen mögen, (Lebhafter Beifall,)

Indem ich, meine Herren, jetzt die uuerquicklicheAngelegenheit des Alexianer-Prozcsscs
verlasse, möchte ich nochmals betonen, daß ich ans diese Angelegenheiteinzig und allein aus dem
Grunde zurückgekommen bin, weil ich es als meine Pflicht cmpfuudcnhabe, Ihnen volle Klarheit
über unser Handeln in dieser Hinsicht zn gewähren.

Wie in der Ihnen vorliegenden Denkschrift des Näheren ausgeführt ist, sind die Maß¬
nahmen, welche die KöniglicheStaatsregierung nach dem mehrbcrührten Prozesse getroffen hat, für
uns nicht ohne Folgen geblieben.

Diese Folgen bestehen einerseits in einer nicht unerheblichenErhöhung der Wegekosten,
Welche durch die erhöhte» Forderungen der Staatsrcgiemng in Bezug auf Wohnuug, Pflege und
«ztliche Fürsorge veranlaßt worden siud, und andererseits in der Nothwendigkeit, von Seiten der
Provinz für weiteres Unterkommen der unter das Gesetz von 1891 fallenden Hülfsbedürftigen
in sorgen.

Durch den Fortfall der Anstalt Mariaberg, welche im Jahre 1899 für körperlich Kranke
°n die Stadt Aachen übergehen wird, erwächst uns die Fürsorge für ca. 400 z, Zt, in Mariaberg
untergebrachteGeisteskranke. Dazn tritt ferner, daß die Stadt Köln von der Absicht, eine eigene
Irrenanstalt für 700 Kranke zu errichten, zurückgctrcteuund wieder dem Irrenverbande der
Provinz sich angeschlossen hat. Endlich ist in Folge der ueucu Miuisterialbcstimmungcntue Auf¬
nahmefähigkeitder ProvinziabIrrenllnstalten so beschränkt worden, daß wir für den ganzen Zu¬
wachs an Geisteskrankenmit mindestens 200 Kranken für das Jahr Sorge tragen müssen.

Hieraus ergab sich für die Proviuzial-Vcrwaltung die Nothwendigkeitgroßer und um¬
fangreicher Bauten. , , „ , ,^ «,

Bevor ich die desfallsigcnVorschlägedem Provinzialausschusseunterbreitete, habe ich Ver¬
anlassung genommen,die Einrichtungen anderer Provinzen und Länder zn studiren und mit meinen
Mitarbeitern auf das Eingehendstezu prüfen, was weiter zum Wohle der Geisteskranken,sowie zur
Beruhigung der öffentlichenMeinung geschehe» könne. Zu diesem Endzwecke sind fast alle Vor-
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schlüge der neueren Zeit geprüft und die Erfahrungen anderer Provinzen und Länder auf dem
Gebiete der Psychatrie benutzt worden.

Auf Grund dieser umfassendenVorbereitungen habe ich das in der DruckschriftNr. 11
beigefügte Programm aufgestellt und ist alsdann eine besondere Commission des Provinzialausschusses
erwählt worden,welche die neuesten Anstalten besichtigt und unter Zuziehung der Psychiater Gchcimrath
Dr. Pelmcm sowie Geheimrath Dr. Oebcke und der Bau-Sachverständigen die gemachten Vor¬
schläge geprüft und festgestellt hat. Das Ergebniß dieser umfangreichenStudien, welche, wie ich
wol sagen darf, uns über Jahresfrist unablässig beschäftigt haben, liegt Ihnen in der Druckschrift
Nr. 11 „Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffend die Fürsorge für die Geistes-
tranken und Epileptiker der Rhcinprovinz", vor,

Herr Landcsrath Vorster, welchemein hervorragendes Verdienst an dieser Arbeit gebührt,
wird Ihnen in meinemAuftrage die einzelnenVorschlägedes Provinzialausschussesnäher erläutern,
Vorher aber möchte ich mir noch einige allgemeine Bemerkungen gestatten.

Die Psychiatrie, meine Herren, ist eine verhältnißmäßig noch junge Wissenschaft, Es sind
kaum hundert Jahre verflossen,seit von einer wissenschaftlichen Behandlung der Geisteskranken über¬
haupt die Rede sein kann. Dem Arzte Pinel in Paris gebührt bekanntlichdas Verdienst, daß er
unter den Stürmen der französischen Revolution sich der annen Geisteskranken,welche damals in
Bicötre au Mauern angekettet lagen, annahm. Es ist wirklich interessant,die eigenen Aufzeichnungen
des Dr. Pinel, welcher sich an den Pariser Gcmeinderath mit der Antorisation zu Reformen
gewandt hatte, darüber zu hören,

Er schreibt: „Bürger", habe zu ihm Couton, der Präsident des Gemeinderaths gesagt,
welcher den Argwohn hegte, daß Pinel unter den Irren Royalistcn verborgen halte, „ich werde
Dich morgen in Bicutrc besuchen und wehe Dir, wenn Du uns getauschthast, wenn Du unter
Deinen Narren Feinde des Volkes verbirgst," Couton kam wirklich.

Das Geschrei und Geheul der Irren, die er anfangs ausfragen wollte, war ihm bald
zuwider und er sagte zu Pinel: „ach Bürger, bist Du selbst ein Narr, daß Du solches Vieh loslassen
willst, mach mit ihnen, was Du willst, aber ich fürchte sehr, Du wirst das Opfer Deiner Vorurtheile
werden". Noch au demselben Tage nahm Pinel den Kranken die Ketten ab und begann mit ihnen
eine Behandlung. Es dauerte aber doch noch über drei Jahrzehnte, bevor die erste Irrenanstalt
in der Rheinprovinz zu Sicgburg errichtet wnrde. Die ärztliche Behandlung der Krantcu uahm
auch einen langsamen Verlauf. Man war in den ersten Deccnnien noch sehr ängstlich und suchte
das Heil der Geisteskrankenin der Repression. Die Ketten hatte man den Kranken allerdings
abgenommen, aber nur mit einer anderen Form der Fesselung, der Zwangsjacke, dem Zwangsstuhlc,
den Hand- und Fußfesscln, Mundbindcn u, s. w. vertauscht. Alle diese Zwangsmittel waren noch
in der Anstalt zu Sicgburg bis zu den 1860er Jahren im Gebrauche, wo dieselbendurch den
damals neu eingetretenen, um die Irreupflcgc der Rheinprovinz so hochverdientenDirektor Nasse
beseitigt wurden. Professor Hitzig, Direktor der Universitäts-Irrenklinik zu Halle, sagte in seiner
Festrede bei Einweihung dieser Klinik: „Noch im Jahre 1874 bei dem Besuche einer Königlich
Sächsischen Anstalt empfing ich einen unvergeßlichenEindruck solcher Zustande. Dort saßen in
langen Reiheil ganze Säle voll von Blödsinnigen, auf diese Weise gefesselte Kranken, ein jämmerliches
Bild des tiefsten menschlichen Elendes". Es mag sein, daß auch die Alexianer zu Mariaberg
stellenweise in diesem System des mechanischenZwanges stecken geblieben sind. Als in der zweiten
Hälfte dieses Jahrhunderts die freiere AuffassungPlatz gegriffen hatte und man das System des
körperlichenZwanges fallen lassen mußte, glaubte man doch einen gewissen mechanischen Zwang
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nicht entbehren zu können, sowohl zum Schutze der Irren selbst wie Dritter, Diesen Zwang suchte
man durch die Art der Anstaltsb anten selbst zu erreichen. Auf diese Weise sind in jener Periode,
wie auch der eben genannte ProfessorHitzig bekundet,zahlreiche Ballten entstanden, die von Außen
mit ihren zwei oder mehr übereinander gelagerten langen Reihen vergitterter Fenster den Eindruck
einer Kaserne, wenn nicht eines Gefängnissesdarbieten, während dieselben im Innern große monotone
Korridore haben, die auf die SchlaMc, Zellen und Wohnräume münden, insofern erstere nicht
als solche dienen, sowie zahlreiche Zellen für unruhige Kranke, sogenannte Isolir> oder Tob-
Abthcilungen,

Nach diesem Systeme sind in den 60er und ?0er Jahren alle Irrcilanstaltsbauteu erbaut
wordeil. In diese Periode fällt auch der Bau unserer fünf Irrenanstalten und ich darf wohl ohne
Uebertreibung sagen, daß sie das Beste darstellen, was damals ans dem Gebiete der Irrenanstalts-
bauten geleistet worden ist. Andererseits ist aber auf das Höchste zu beklagen, daß alle fünf
Anstalten gleichzeitiguud nach demselbenSystem erbaut worden sind, sodaß wir mit unseren
Anstaltsbautcn dem fortschreitendenStande der Wissenschaftnicht Folge leisten konnten. Die
Psychiatrie hat nun aber in den beiden letzten Decennien gewaltigeFortschritte gemacht,Fortschritte,
welche auch auf die Anstaltsbanten selbst einwirkten und große Aenderungen in letzterer Hinsicht
bedingten. Man hatte erkannt, daß solche Vorkehrungen, wie man ursprünglich im Wege des
Persönlichen Zwanges, dann bei den Anstaltsbauten für erforderlichgehalten hatte, nicht nothwendig
sind, ja, daß dieselbenschädlich sind uud die Heilung sowie das Wohlbefinden der Kranken stören.
Man empfand es in immer weiteren Kreisen der Psychiater als die größte Inhumanität, sämmtliche
Geisteskrankestets zu internircu und in dem Gefühle der Freiheitsberaubung zu erhalte». Vou
diesen gewiß richtigen Erwägungen ausgehend, ist man in dem letzten Jahrzehnt zu einem neuen
Systeme der Irrenanstalten, dem sogenannten „Offen-Thür-System" übergegangen. Auch das
System der gemischtenHeil- und Pflegcanstalt, welches auf dem von der Psychiatrie als unumstößlich
hingestelltenSatze „Es giebt keine unheilbaren Geisteskranken" beruht, hatte sich, so schön
dieser Satz in der Theorie auch sein mag, doch in der Praxis nur mit der Eiuschräukungbewährt,
daß gewisse Elemente von Kranken im Interesse der heilbaren Kranken aus der Heilanstalt entfernt
bezw. ihr fern gehalten werden müssen, wenn man nicht zu ganz unhaltbaren Conseancnzen gelangen
will. Der Geheime Medizinalrath Dr. Zinn schildert diese Unzuträglichkeitenin einem Bericht,
welchen er über den Besuch der Irrenanstalt Tapinu erstattet hat, in richtiger Weise mit
folgenden Worten:

„Durch die Anwesenheitvon solchen unheilbaren Geisteskranken,welche in hohem Grade
verkommen,ganz verblödet, in ihrem Aeußern abstoßend, häufig unreinlich und durch ihr Verhalten
und ihre Vergangenheitfür ihre Umgebung äußerst störend sind, wird in einer Irren- Heil- und Pflege¬
anstalt die Heilung der heilbaren Kranken, die Beruhigung und wesentliche Besserung der unheil¬
baren Kranken erschwert, verzögert und in nicht seltenen Fällen geradezu vereitelt. Kranke, welche
unter anderen Verhältnissen mit der Zeit als einer Anstaltspflege »licht mehr bedürftig, genesen
«der gebessert hätten entlassen werden können, fallen so der öffentlichen Fürsorge zeitlebens zur
Last. Es ist somit die Entfernung dieser Kranken aus den Heil- und Pflegeanstalten nicht blos
aus Humanitäts- und ärztlichen Rücksichten geboten, sondern liegt auch im ökouomischen Interesse
der Provinz. Diese Kranken bedürfen zudem des complieirtenApparates einer Heil- und Pflege¬
anstalt nicht, sondern sie können unter einfachen Verhältnissen und darum billiger ohne Nachtheile
für sie verpflegt weiden".
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Im Anschlüsse an die^ gewiß richtigen Ausführungen schlägt Geheimrath Zinn alsdann
für Ostpreußen vor, eine Pflegen,,stalt für 600 Kranke zu bauen, die nach und nach für 1600
erweitert werden könnte.

Also, meine Zerren, Herr Geheimrath Zinn kommt hier zu demselben Resultate, wofür ich
seit Jahren eingetreten bin, daß eine Sonderung und Entlastung der Heilanstalten von gewissen
unheilbaren Krankenstattfinden müßte. Der Nothwendigkeitder Erbauung von provinziellenPflege-
anstalten waren wir in der Rheinprovinz enthoben, weil wir hierfelbst die Privat-Pflegeanstalten
besitzen und diesen die Kranken der gedachtenKategorie überweisen konnten.

Wie die Reiseberichteergeben, sind auch der von dem Provinzialausschusse erwählten
Commissiondie großen Fortschritte aufgefallen, welche auf dein Gebiete der Anstaltsbauten gemacht
worden sind. Während unsere Anstalten, so schön dieselben im Einzelnen auch sein mögen, doch
immerhin mehr oder minder den Eindruck eines Gefängnisses machen, präsentirt sich die offene
Anstalt mit ihren Villen wie ein Kranke.ihaus mit ländlicher Umgebung. Die zahlreichenkleinen
Häuser mit offenen Thüren und Fenst cn, bloß mit Hecken eingezäunten Höfen, verwischenganz
und gar den Eindruck, welchen man >>is jetzt von einer Irrenanstalt hatte. Andererseits gewähren
die vielen einzelnen kleineren Häu'.r auch die Möglichkeit, die Kranken zu inbividualisiren und
nach ihren sozialen und sonst'gen Verhältnissen zusammen zu gruppiren. Während in unseren
Anstalten der Kranke mit 30 bis 40 Kranken oft der schlimmsten Art und aus den verschiedensten
gesellschaftlichen Schichten, bis zu Korrigenden und Verbrechern herunter, auf einem geschlossenen
Korridor zusammen sein muß, bewegt sich in diesen kleinen Häusern der Kranke mit Leuten der¬
selben Gesellschaftsklasse, höchstensin Gruppen von 10 bis 12 zusammen und nimmt nirgendwo
etwas von Zwang wahr. Hierdurch verliert der Kranke das drückende Gefühl der Freiheits¬
beraubung und wird ruhiger. Diesen Umständen ist in erster Linie wohl zuzuschreiben,daß wir
bei dein Besucheder offenen Anstalten keinen unruhigen Kranken bemerkten und solche Scenen
uns erspart blieben, welche in den geschlossenenAnstalten leider nur zu oft wahrgenommen werden.
Wenn es, meine Herren, irgend ein Mittel giebt, die Klagen über üble Behandlung von Kranken
verstummen zu machen, die Angehörigen und Draußenstehcnden mit der Irrenanstalt zu ver¬
söhnen, so ist dies das System der offenen Anstalt. Alle Mitglieder des Provinzialausschusses
waren mit mir und den uns zur Seite stehendenPsychiatern in voller Uebereinstimmungder
Ansicht, daß wir in der Rheinprovinz diesem Fortschritte der Psychiatrie folgen und sowohl dieses
System bei den erforderlichenNeubauten zu Grunde legen, wie auch soweit als möglichbei den
bestehendenAnstalten zur Anwendung bringen mühten.

Von dieser Erwägung ausgehend wird Ihnen vorgeschlagen, zunächst eine neue Heil-
und Pflegeanstalt für 800 Kranke nach dem offenen System zu erbauen und die Anstalten zu
Grafenberg und Merzig, welche sich hierzu am meisten eignen, dem neuen System der offenen
Anstalt durch Anbau von Villen anzupassen und dadurch Raum für weitere 400 Kranke zu
gewinnen. Bei diesen Vorschlägen würde der Provinzialausschuß es haben bewenden lassen, wenn
nicht ein neuer Zwischenfalleingetreten wäre. Die Stadt Köln, welche für ihre Kranke, etwa
700, eine eigene Irrenanstalt erbauen wollte, hat diesen Plan in letzter Stunde aufgegeben,und
ist bei den» allgemeinenVerbände verblieben. Hierdurch werden wir genöthigt auch für diese?00
Kranken zu sorgen. Es soll dies iü der Weise geschehen, daß eine zweite neue Anstalt für
Epileptiker und verwandle Geisteskrankheiten nach Vollendung der jetzt gleich zu erbauenden
Irrenanstalt in unserer Provinz errichtet werden soll. Für eine solche Anstalt ist ein großes Be¬
dürfniß vorhanden, da für die Epileptiker bis jetzt bei uns noch nichts geschehenist, in dieser
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Hinsicht aber Vieles gethan werden kann. Der Bau dieser zweiten Anstalt wirb den einzelnen
Kreisen kaum Mehrkosten verursachen, da die Stadt Köln mit ihrer gesammten Steuerkraft
im Irrm-Verbande der Provinz bleibt und an den bezüglichen Kosten mit Theil nimmt.

Ferner soll zur Absonderung der schlimmsten Elemente, der irren Verbrecher und ver¬
brecherischen Irren, eine besondereAbtheilung in der Nähe der Anstalt zu Düren erbaut und
damit die Möglichkeitgeschaffen weiden, unsere Heilanstalten von den schlimmsten und störendsten
Kranken zu befreien.

Neben diesen Vorschlägenin baulicher Hinsicht werden Ihnen, meine Herren, noch eine
Neihe von Vorschlägenzur Besserung und Sicherung des Looses der Geisteskrankengemacht,welche
insbesondere die Hebung des Wärter stand es und die ärztlicheUeberwachungder Anstalten Seitens
der Centralstelle bezw. einen dorthin zu berufenden Psychiater zum Gegenstände haben.

Wenn diese Vorschlägezur Ausführung gelangen sollten, dann darf ich wohl sagen, daß
die Nheinprouinz auf dem Gebiete der Irrenpflege wieder mit in der ersten Reihe marschiren
wird. Weit wichtiger als dieser Gesichtspunktist aber der, daß durch die Annahme der Vorschläge
wesentlich dazu beigetragen wird, das Loos der unglücklichenIrren zu verbessern und so tröst¬
lich zu gestalten, wie dies unter den obwaltenden Verhältnissen nur möglich ist.

Wenn Sie, meine Herren, die Vorschläge,welche wir Ihnen unterbreiten, überblicken und
eingehend erwägen, so werden Sie finden, daß wir uns vom Sturme der öffentlichen Meinung
'ucht haben fortreißen lassen, sundern daß wir uns auf das Notwendige beschränkt haben, ja daß
diese Vorschlägesich aus den vorliegenden Verhältnissen gewissermaßen von selbst ergeben. Wir
muthen Ihnen keinerlei Systemwcchscl,keinerlei Widerspruch mit Ihren früheren Beschlüssenzu,
sondern wir schlagen Ihnen nur eine naturgemäße Entwickelung der bestehenden Verhältnisse vor.

Allerdings erwachsenaus diesen nothwendigen Forderungen nicht unerhebliche Kosten.
Allein, ich möchte Ihnen zu bedenken geben, daß seit den letzten größeren Ausgaben für das
Inenwesen über 20 Jahre verflossen sind und daß seitdem die Bevölkerungder Provinz um mehr
"ls 1 '/^ Millionen angewachsenist, abgesehen davon, daß zwischenzeitlichdie Aufgaben der Provinz
durch das Gesetz uon 1891 auf dem Gebiete des Irreuwesens viel ausgedehnter und weitgehender
gewordensind, wie vorher der Fall war.

Indem ich den Antrag stelle, diese Vorlage an die II. Fachcommissionzur weiteren Vor-
bercithung zu überweisen, gebe ich der Hoffnung Raum, daß dieselbe Ihren Beifall finden und
w Ihnen die Ueberzeugunghervorrufen wird, daß die auf dem Gebiete des Irreuwesens so viel
geschmähteRheinische Provinzialverwaltung mit Ruhe und Besonnenheit ihre Pflicht zu erfüllen
""standen hat. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir kommen jetzt zur Generaldisknssion, Zu derselben hat sich znm Worte gemeldet Herr
"ndesrath Vorster.

Landesrath Vorster: Meine Herren! Die Ihnen unterbreitete Vorlage, betreffend die Für-
s°rge für die Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz, beschäftigt sich zunächst nut einer
anleitenden Darstellung der einschneidendenVeränderungen, welche die allgemeine Lage des
^heinische.lIrrenwesens seit Ihrem letzten Znsammcnsein in Folge unvorhergesehenerEreignisse
fahren hat. Diese Ereignisse haben mit zwingender Nothwendigkeitdazu geführt, einerseits bereits
wahrend der verflossenen Etatsperiode eine Reihe von Maßregeln zu treffen, für welche Ihre
nachträglicheGenehmigung erbeten wird, und andererseits mich für die Zukunft weitere Maßregeln
zur Unterbringung der Geisteskrankeilund zur Verbesserungder Irrenpflege Ihrer Erwägung und
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Beschlußfassungzu empfehlen. Nach diesen Gesichtspunktenzerfällt die Vorlage in zwei Theile.
Unter den im ersten Abschnitte zusammengestellten,seitens des Provinzialciusschussesbereits ge¬
troffenen Maßnahmen ist in erster Linie von Bedeutung die durch notariellen Pachtvertrag vom
24. August 1895 erfolgte provisorische Uebernahme und Einrichtung der bisherigen Alexicmcr-
Anstalt Mariaberg als Provinzial-Irrenpflegeanstalt. Die sofortigeUebernahme der Anstalt nach
dem Aachener Prozeß war nothwendig, weil die Anstalt durch die Königliche Staatsrcgierung ge¬
schlossen worden und der größte Theil der 380 Insassen der Anstalt auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 am 1. April 1893 in die Unterhaltung des Rheinischen Laudarmenverbandcs
übergegangen war. Die Uebernahme erfolgte in Form eines Pacht- und nicht eines Kauf¬
vertrages, weil nach der übereinstimmendenAuffassung des Provinzialciusschussesund der Sach¬
verständigen die Anstalt ihrer Bauart nach sich nicht zu einer Provinzial-Irrenanstalt eignet, Das
nähere Material zur Begründung dieses Urtheils kann ans Wunsch in den Commissionsbcrathnngen
vorgelegt werden. Die Pachtzcit für Marillberg, welches jetzt rnnd 400 Geisteskranke des
RheinischenLandarmenverbandes enthält, läuft am 15. März 1899 ab. Es ist der Versuch ge¬
macht worden, die Stadt Aachen, welche die Anstalt gekanfthat und zu diesem Zeitpunkte als
städtisches Krankenhans übernehmen will, zu eiuer Verlängerung des Pachtvertrages zu bewegen.
Die eingegangeneAntwort lautet indeß so wenig crmuthigcnd, daß man damit zu rechnen haben
wird, die 400 Krauten in Mariaberg zum 15. März 1899 anderwärts uuterbringen zu müssen.

Die Anstalt Mariaberg ist nun seit ihrem Uebergaug in die Verwaltung der Provinz in
erster Linie dazu benutzt wurde», eine bessere Scheidung der Kraulen durchzuführen. Mariaberg
wurde hauptsächlich für geisteskranke Epileptiker verwendet, während die nicht geistes¬
kranken Epileptiker nach einer provisorischeingerichtetenbesonderen Abtheilung des Landarmen¬
hauses zu Trier und die vorhandenen Blödsinnigen in Spezialaustalten versetzt wurden. Ferner
wurden die in den katholischen Genosscnschaftsaustaltcnbefindlichenevangelischen Kranken aus
diesen entfernt und zunächstnach Mariaberg, später theilweisenach Lüttringhcmscngebracht und es
ist damit eine Quelle mehrfacherBeschwerdenbeseitigt.

Eine weitere Folge des Alexiauer»Prozesseswar, daß seitens der Königlichen Staatsregierung
die Aufsichtüber die Privatanstalten in einer wesentlich schärferen Weise organisirt wnrde, als dies
bis dahin der Fall war. Durch die bekannte ministerielleAnweisung vom 20. September 189.1
und die Einrichtnng der staatlichen Vesuchscommissionen wurde die Proviuzialvcrwaltuug der Auf¬
gabe enthuben, ihrerseits Maßregeln wegen der Einrichtung, Leitung und Bcaufsichtiguugder Privat-
Irrenanstalten nach Maßgabe der von Ihnen in Ihrer letzten Session angenommenenNormativ«
vurschriftenzu treffen nnd konnte und muhte sich von da ab darauf beschranke«, darüber zu wachen,
daß die von der Provinz untergebrachte» Kranken in der vertragsmäßig übernommenen Weise
gepflegt, beköstigt und gekleidet werden.

Die durch die Vorkommnisse in Mariaberg, sowie durch eine theilweise künstliche Agitation
erregte öffentliche Meinung, insbesondere vertreten durch dasjenige Publikum, welches die Irren-
anstalten nur aus dem Studium von allerhand Schauderromanen, nicht aber aus eigenem Augen¬
schein kennengelernt hat, neigte seit dem AachenerProzeß dazu, i» den Irrenanstalten überhaupt
Veranstaltungen zu erblicken, in welche gegen Geld und gute Worte jederzeit Menschen eingespe«l
werden können, die man aus irgend welchen Gründen von der Vildfläche verschwindenlassen will-
Die Irrenärzte hat man selbst von der Reichstagstribüne als eiuen Stand geschildert,der s"h
gewohnheitsmäßigmit der widerrechtlichen Freiheitsberaubung gesunderMenschenbeschäftige.
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Meine Herren! Allen diesen Anklägern gegenüber hat die Verwaltung vor allem den
einen dringenden Wunsch, daß sie selbst doch zunächst ein Mal kommen und sich unsere Einrichtungen
nicht nur mit Scheu von außen, sonderu gründlich von innen ansehen möchten. Es wird ihnen
das jederzeit gern gestattet werden. Dann werden sie, davon bin ich überzeugt, aufhören, in so
unglaublicher Weise bewährte Einrichtungen und einen ganzen höchst ehrenwerthen, in schwerer
Berufsthätigkeit lebenden Stand herabzuwürdigen.

Um aber seinerseits alles zu thun, den bestehenden Vorurtheilen gegen die Irrenanstalten
entgegenzutreten,hat der Provinzialausschußden Vorschlägen des Herrn Landesdirektorsauf Schaffung
thuulichsterGarantien für eine sachgemäße und gerechte Behandlung der Geisteskrankenbereitwilligst
stattgegeben. Dahin gehört in diesem Zusammenhangevor allem die provisorisch erfolgte »nd von
Ihnen hoffentlich sankt, onirte Bestallung eines psychiatrisch-technischenVeiraths des Herrn Landes-
direkturs. Dadurch ist der Herr Landcsdirettur in den Stand gesetzt, auch seinerseitsin Zweifels¬
fällen eine technischeNachprüfung der von den Anstaltsdircktorcnabgegebenen Urtheile und Vorschläge
eintreten zu lassen. Dies zeigt sich namentlichbei den Revisionen der Provinzial-Irrenanstalten.
Es bleibt keine Beschwerde eines Kranken, wenn sie nicht den Stempel absoluter Verwirrtheit an
sich trägt, ohne Untersuchunguud Bescheidung. Briefe und Eingaben an die Staatsaufsichtsbehörden,
an die Staatsanwaltschaft uud Gerichte werden grundsätzlich stets an ihre Adresse befördert. Es
kann uus nichts erwünschter sein, als wenn sich Staatsanwaltschaft und Gerichte, wie alle berufenen
Behörden thnnlichst oft und eingehend mit dem Zustande unserer Irrcuaustaltcu befassen. Das
wllste Licht der Oeffentlichkeit ist für unsere Irrenanstalten das günstigste und heilsamste und sie
haben es, Gott sei Dank, nicht zu scheuen! (Beifall.)

Meine Herren! Der zweite Abschnitt der Vorlage wendet sich nun denjenigenMaßregeln
zu, welche für die Zukunft zur Unterbringung der Geisteskranken und zur Verbesserungder Irren-
Pflege für die Rhcinprovinz erforderlicherscheinen.

Es hat Ihnen die Thatsache nicht vorenthalten werden können, daß die der Provinzial-
Verwaltungzur Verfügung stehenden Plätze zur Unterbringung von Geisteskrankennicht mehr im
Verhältnissezu dem zu erwartcudeu Vedürfuisscsich befinden. Wir haben zunächst durch unvor¬
hergesehene außerordentlicheUmstände einen absoluten Verlust von ruud 700 Plätzen seit dem letzten
Landtage erlitten, der sich zusammensetzt — abgesehenvon dein Ausfalle einer kleineren Pflege»
anstalt mit 80 Köpfen — aus den — wie bereits ausgeführt — zum 15. März 1899 gewisser¬
maßen ins Freie fallenden 400 Plätzen in Mariaberg und dem durch die Beschlüsseder Kölner
Stadtverordneten vom vorigen Sommer bedingten künftigenFortfall einer eigenen städtischen Irren¬
anstalt für die Stadt Köln. Dieser ziffermäßigeVerlust von dauernd 700 Plätze» ist eine That-
sache. meine Herren, an der, wie Sie sich überzeugenwerden, nichts zu ändern ist, und mit welcher
>vohl uder übel gerechnet werden muß.

Dazu tritt nun aber auch noch der regelmäßige Zuwachs an Geisteskranken,wie er
s'ch auf Grund des Gesetzes über die erweiterte Armenpflegevom 11. Juli 1891 gestellt hat und
annehmbarer Weise künftig stellen wird. Dies für die Finanzen aller Provinzen so bedeutungsvolle
Gesetz ist bekanntlicham 1. April 1893 iu Kraft getreten, so daß wir jetzt ans die Abschlüsse von
^ Jahren seit seiner Wirksamkeit zurückblickenkönnen. Am Tage seines Inkrafttretens beschenktees
den RheinischenLandarmenverband außer zahlreichen anderen Hülfsbedürftlgen der verschiedensten
Art mit 1978 neuen Geisteskranken. Danach stellte sich die Zahl der während des ersten Jahres
durchschnittlich verpflegtenGeisteskranken auf 4298. im zweiten Jahre auf 4580, im dritten Jahre
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auf 4829, so daß sich im zweiten Jahre nach Abzug der Abgänge ein reiner Zuwachs von 282,
im dritten Jahre von 249 Geisteskrankenergab!

Meine Herren! Wenn Sie bedenken,was es heißt, in jedem Jahre mehr, also neue
Plätze für 200—300 Geisteskrankezu besetzen,so werden Sie zugeben, daß es erschreckende
Ziffern sind.

Die Gelehrten sind sich nicht so unbedingt darüber einig, ob es richtig ist, daß die Geistes¬
krankheitenheute relativ stärker zunehmen, als in der guten alten Zeit, wo die Menschheit von
Sorgen und Leidenschaften weniger geplagt war, als jetzt. Das aber steht fest und ist für unsere
Berathungen von praktischer Bedeutung: Die Bevölkerungunserer Irrenanstalten wächst fortgesetzt
stärker, als die Bevölkerungim Lande überhaupt. Diese Beobachtungist allen Provinzen, ja allen
civilisirtcn Ländern gemeinsam. Einestheils ist diese Erscheinungbei uns zweifellos darauf zurück¬
zuführen, daß das Gesetz vom II. Juli 1891 die Hauptlasteu der Irrenpflege auf die breiten
Schultern der Provinzen und der Kreise gelegt hat, sodaß die Ortsgemeindcn ein viel größeresInteresse
als früher daran haben, diese Hülfsbedürftigen baldigst iu die Anstalten einzuliefern. Andererseits
lehrt uus aber auch die Statistik, — und diesem Umständeist ein erheblicher Antheil an der Steigerung
unserer Irrenziffcrn in Rechnung zn stellen —, daß die Stcrblichkeitszifferin den Irrenanstalten im
Großen und Ganzen in fortgesetzter Abnahmebegriffen ist und daß das Absterben der alteren chronische»
Fälle iu den Anstalten in Folge der immer sorgfältigeren Pflege sich immer mehr verlangsamt. Je
humaner die Irrenpflege gehandhabt wird, desto langer wird durchschnittlich das einzelne Individuum
erhalten. Es wird oft — zumal von Naturmenschen— mit einem gewissen Unwillen auf diese
Thatsache hingewiesen und die Frage aufgeworfeu,wozu es denn nur »utzen könne, diese unglückliche»
Menschen,wenn ihnen nach dem Urtheil der Aerzte doch nicht mehr geholfen werden könne, mit
allen Mitteln der Kunst fu lange wie möglich am Leben zn erhalten. Das klingt plausibel. Die
Eonsequenzen eines solchen Standpunktes zu ziehen, läßt sich aber mit den Forderungen der christ¬
lichen Religion und den modernenKnlturanschauungennicht vereinbaren und es bleibt unsere Pflicht,
Miseren armen Geisteskrankenihr trauriges Loos, so lauge und so gut es geht, zu erleichter»und
ihueu eine menschenwürdige Pflege und Behandlung sicher zu stellen.

Die Vorlage hat es geflissentlichvermieden, irgendwie mit Zahlen zu uperiren, tue
vielleicht uicht ganz sicher durch die Erfahrungen gestützt erscheinen könnten. Sie hat deshalb ans
den näher dargelegten Gründen den jährlichen Reinznwachs, der sich ziffermäßig ans 260—280
gestellt hat, nur auf 200 für die nächsten Jahre geschätzt und damit also jedenfalls nicht z«
hoch gegriffen. Es leuchtet von selbst ein, daß eine derartig starke Zunahme gegenüber dem
erwähnten Umstände, daß nns anderweitig 700 Plätze dauernd verloren gehen werden, an erhöhter
Bedeutung gewinnt. Der starke Zuwachs der letzten Jahre hat es allein bewirkt, daß die sammt»
lichen öffentlichen, wie privaten Irrenanstalten, welche der Provinz zur Verfügung stehe»,
zur Zeit wenn uicht überfüllt, so doch vollständig besetzt sind. Die Vorlage weist ItM"
in öffentlichen Anstalten 3820 und iu Privatanstalten 1380 Plätze nach und zerstört damit
zugleich das beliebte Märchen von der Bevorzugung der Genussenschaftsanstaltenim System der
Rheinischen Irrenpflcge. Diese Plätze sind längst besetzt. Der Ueberschnß hat genügt, um in
kurzer Zeit auch die zum Glück im vorigen Sommer hinzngctretencn200 Plätze von Lüttringhause"
zu fülle», und weiter hinzutretende Cumplieationen haben bereits den Provinzialausschuß dazu
genöthigt, den Ihnen unterbreiteten Vorschlägen theilweise vorgreifend, die Pensionärabtheilunge»
zu Bonn und Düren mit Nurmaltranken zu belegen. Ueber das nächste Jahr wird uns noch
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Waldbröl hinweghelfen, Dann sind wir aber sozusagen am Ende mit unsern Mitteln. Es ergiebt
sich hieraus, daß bis zum Ablauf der kommenden zweiten Etatsperiode, also bis zum Jahre 1901 bei
einem jährlichen regelmäßigenZuwachs von 200 Köpfen 600 Kranke mindestens mehr unterzu»
bringen sein werden, als jetzt.

Dazu treten schon vom 15. März 1899 ab die anderweitig zn beschaffenden 400 Plätze
von Mariaberg und endlich die von der Stadt Köln aus der Lindcnburg zu übernehmenden
Kranken, so daß der für die beiden kommenden Etatsperiodcn ins Auge zn fassende Bedarf an
neuen Platzen sich nicht unter 1200 Betten berechnen läßt, für welche, dn bekanntlich neue An¬
stalten sich nicht von hcntc auf morgen herstellen lassen, jetzt definitivFürsorge getroffen werden muß.

Nun entsteht die sehr wichtigeFrage: Wie soll dem Bedürfniß entsprochen werden?
Es würde grundsätzlich ein uerhängnißvoller Fehler sein, wenn mau jetzt, wo die

zwingendeNothwendigkeitder Gründung weiterer Anstalten vorliegt, das Bedürfniß auf einem
anderen Wege als durch Vermehrung der Plätze in den Prouinzial-Hcil- und
Pflegcanstalten befriedigenwollte. Zum Nachweis der Nichtigkeit dieser Auffassung bedarf es
zunächst ciues näheren Einblicks in die Thätigkeit und die Aufgaben unserer Prouinzialanstalten
umerhalb des Systems unserer RheinischenIrrcnpflcge überhaupt. Sie wissen, daß nach unseren
Reglements jeder zur Aufnahme in eine Irrenanstalt angemeldete Kranke, sofern die Aufnahme-
Vorschriftenerfüllt siud, zunächsteiner unserer Prouinzialanstalten zur Vornahme des Hcilverfuchs
überwiesenwerden soll. Hat sich herausgestellt,daß der Kranke keinerlei Aussichtenauf Besserung
wehr bietet und der Anstaltspflcge nicht mehr entbehren kann, so wird er auf Antrag der Austalts-
dircktioudurch Verfügung des Landcsdirektors einer geeigneten Pflcgeanstalt zur weiteren Ver¬
pflegung überwiesen. Es bedarf keines weiteren Beweises, daß es höchst erwünscht ist, daß der
"Urversnchbei jedem einzelnen Kranken zu einem vollständigenAbschlußgebrachtwerden kann und
daß der Kranke nicht eher einer Pflcgeanstalt überwiesen werden darf, als der Anstaltsdirektor
burch ausreichend lange Beobachtung sich ein abschließendes Urtheil über die Hoffnungslosigkeitdes
Falles und die Geeignetheit desselben für eine Pflcgeanstalt gebildet hat. Es ist ferner selbst¬
verständlich,daß je mehr sogenannte frische Fälle sich in einer Anstalt häufen, desto schwieriger und
intensiver die Arbeit des Arztes sich gestaltet, — mit anderen Worten, daß, je höher die Anf-
nahmczifferim Verhältniß zu dem Durchschnittsbeständesteigt, desto schneller mich die Entlassungen
m die Pflcgeanstalten erfolgen muffen, um die Plätze für frische Fälle zu leeren, uud daß die
ärztlicheThätigkeit bei einem starken Wechsel des Krcmkenbestandcs außerordentlich erschwert wird.
Dazu kommt, daß die mehr oder weniger in: ersten Stadinm der Beobachtung stehenden Kranken
'»eist für Beschäftigungenwenig zn haben sind und ein starkes Aufgebotvon Personal erfordern.
Ar das wirtschaftliche Gedeihen und den gefammtcn inneren Dienst der Anstalt ist es daher von
hohem Werthe, wenn ein gewisserStamm von älteren, ruhigen und arbeitsfähigen Kranken, die
bort ihre Heimat gefnndcn haben, derselben erhalten bleibt.

Von diesen Gesichtspunkte«aus betrachtet,haben sich unsere Prouinzialanstalten in den
letzten Jahren nicht zu ihrem Vortheile verändert. Es liegt der Vorlage eine Tabelle bei, welche
"'w vergleichende Uebersicht über die Aufnahmcziffern der Preußischen Irrenanstalten enthält.
Daraus ersehen Sie, daß im Allgemeinenin den Preußischen Anstalten die Aufnahmcziffer—
abgesehen von den hier nicht in Betracht kommenden klinischenInstituten — 20—30«/» des
Durchschnittsbestandeserreicht.Bei unseren Rheinischen Prouinzialanstalten ist das Verhältniß jedoch
'« den letzten drei Jahren von 53 auf 58°/« gestiegen. Am höchsten stellt sich die Aufnahmezisscr

9*
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bei Grafenberg, wo sie von ?7°/<> bis auf 86°/« gestiegen ist! Meines Erachtcns sind das auf die
Dauer unhaltbare Zustande. Es gilt also jetzt vor allen Dingen die Gelegenheit zu benutzen und
eine starke Verdünnung des frifchen Krankcumatermls in den einzelnen Provinzialanstalten durch
Verkleinerung der Aufnahmcbezirkeherbeizuführen und das kann uur durch Einrichtung neuer
Provinzial-Heil- und Pflegcanstalten geschehen,nicht etwa durch Herstellung weiterer reiner
Pflcgeanstaltcn. Wenn auf diese Weise eine breitere Vertheilung der Neuaufnahme erzielt ist, wird
es unserm RheinischenIrrcnwescn nicht zum Schaden gereichen. (Zustimmung.)

Dieser prinzipiell allein richtige Weg ist aber glücklicherweise in der Rhcinprovinz nach
den bestehendenVerhältnissen auch der praktisch allein mögliche. Die bestehendengroßen Pflcge¬
anstaltcn sind ohne Ausnahme vollständig gefüllt. Die Möglichkeiteiner erheblichen Erweiterung
derselben ist um so weniger gegeben,als es namentlich in den Gcnossenschaftsanstalten,wie wir aus
eigener Erfahrung wissen, an jeder Lust und Neigung fehlt, gegenüber den jetzigen scharfen An¬
forderungen der ministeriellen Anweisung vom 20 September 1895 und der staatlichen Besuchs¬
commissionen die übernommenen Aufgaben auf dem Gebiete der Irrenpflegc noch weiter auszu¬
dehnen, als dies bisher der Fall war. Darüber, daß die Pflcgeanstaltcn in dem bisherigen Um<
fange beizubehaltensind, wird kaum unter vorurteilsfreien Vcurthcilcrn des Rheinischen, wie des
Irrenwesens überhaupt, eine Meinungsverschiedenheitaufkommen können. Die hervorragendsten
Psychiater — ich nenne hier nur die Schriften von Zinn, Siemens nnd Pätz — haben aus¬
drücklich die Nothwendigkeitbetont, die großen Provinzialanstalten von gewissen Elementen, für
die sie mit ihren kostspieligeren Einrichtungen zu schade sind, zu befreien. Unsere Pflegcanstalten
sind nicht nur unentbehrlich und richtig in unserm System, sondern sie haben auch ihre
schwere Aufgabe im Großen und Ganzen vortrefflich, mit der größten Hingebung und
mit dem Ansprüche auf volle Anerkennung erfüllt Das muß zu ihrer Ehre von jedem
bestätigt werden, der sie wirklichgesehen und studirt hat! (Beifall.)

Wenn so der Weg zur Beschaffungder erforderlichenPlätze im Allgemeinenvorgezcichnet
ist, so blieben doch der Möglichkeiten, zu dem Ziele zu gelangen, im Einzelnen noch recht
verschiedene offen. Die Vorlage schlägt Ihnen auf Grund der sorgfältigen Studien der eingesetzten
Spezialcommission,die u. a. iu dem bcigedrucktcnReisebericht und den Cummissionsprotokollen
niedergelegtsind, vor, das berechnete Bedürfniß von 1200 Plätzen durch die Erbauung einer
neuen Piovinzialanstalt zu 800 Köpfen, sowie durch die Erweiterung der Anstalten zu Grafenberg
und Merzig um je 200 Plätze zu decken und daneben die jetzige Ucbcrfüllung der Provinzial¬
anstalten durch die Aufhebung der 1. und II. Klasse an den Provinzialanstalten zu Boun, Düren
und Vierzig zu beseitigen. Für die weitere Zukunft wird dann die Erbauung einer Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt vorzugsweisefür Epileptiker, — für welche die Provinz bisher Heilanstalten
noch nicht errichtet hat — die zugleich gemeinschaftlichfür Geisteskranke dienen soll, als das
geeignete Mittel zur Deckung des alsdann zu erwartenden Bedürfnisses empfohlen und die
Ermächtigung zur Vorbereitung dieses Unternehmens erbeten.

Daß für die sogleich in Angriff zu nehmenden Bauten nicht etwa 2 neue Provinzial¬
anstalten, sondern nur eine neue Provinzialanstalt, daneben aber die Erweiterung der dazu am
meisten geeignetenbereits bestehendenProvinzialanstalten zu Grafenberg und Merzig vorgeschlagen
wird, hat vor Allem seinen Grund darin, daß man auch die alten Anstalten, so weit dies noch
angängig ist, durch Anfügung von ländlichen Kolonien den modernen Anforderungen der freien
Behandlung der Geisteskrankennach dem Offcn-Thürsystcm, dessen Bedeutung der Herr Landes-
direktor bereits charatterisirt hat, anpassen und damit unsere Rheinischen Anstalten in jeder
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Richtung wieder auf die Höhe der Zeit stellen will. Daß auch die neue Anstalt diesem Prinzip
folgen muß, ist selbstverständlich.

Es cxistircn zwar noch immer — wenn auch nur vereinzelt — Zweifler, welche das
Offen-Thürsystcmfür ein gefährlichesBeginnen ansehen und lieber an den alten gefängnißartigen
Anstaltsbcmtcn mit Gittern und doppelt und dreifach verschlossenen Thüren festhalten möchten.
Diese werden aber vor Allem durch die Thatsache geschlagen, daß in den letzten Decennien das
Offen-Thürsystemmit siegreicher Gewalt den Plan zu allen neueren Anstalten diktirt hat und daß
überall die Gitter und Mauern nicht zum Schaden, sondern zur ungeahnten Vervollkommnungder
Irrenpflcge freien Einrichtungen haben Platz machen müssen. Es würde allerdings ein kräftiger
Irrthum sein, wenn man glauben wollte, daß in den neuen sogenanntenkolonialen Irrenanstalten jeder
Geisteskranke laufen könne, wohin er wolle. Das ist durchaus nicht der Fall. Der Schwerpunkt
liegt vielmehr darin, die Eigenthümlichkeitjedes einzelnen Kranken möglichst zu berücksichtigenund
banach zu streben, jedem Kranken dasjenige Maß von Freiheit zu gewähren,das er ohne Schaden
für sich und Andere vertragen kann. Danach werden die Kranken in kleinere Gruppen je nach
chren individuellen Verschiedenheiten gesondert. Für die Unzuverlässigenund Bcwachungsbedürftigen
'st die geschlossene Ecntralanstalt, für die Ucbcrgcmgsstadicndie halb geschlossene Abtheilung, für
"ie Ruhigen die offene Kolonie vorgesehen. Den Zweiflern ist das zuzugeben, daß je nach der
Verschiedenheit des Volkscharaktcrsder Prozentsatz der für die freie Behandlung geeigneten Kranken
un Verhältniß zn den unruhigen Elementen sich in den einzelnen Landestheilcn und Provinzen
verschieden stellt. Man hat sich aus dieser Beobachtung heraus sogar zu der Befürchtung verstiegen,
^ß speziell der Rheinländer, da er bereits in normalem Zustande von leicht erregtem Temperament
sei, als Insasse einer Irrenanstalt sich für freie Behandlung nicht eigne, sondern fast stets hinter
schloß und Riegel gehalten werden müsse. (Heiterkeit.) Diese Befürchtung darf aber nach den
leichlichen Erfahrungen, die in anderen Provinzen und Ländern gemacht worden sind, als eine
burch „ichts begründete Phantasie bezeichnet werden.

Die Erweiterung der bestehendenund dazu geeignetenAnstalten um 200 Plätze und die
Erbauung einer neuen Anstalt zu 800 Plätzen (an Stelle der jetzigen Größe der Rheinischen
Anstalten von 500—600 Plätzen) hat aber außerdem den wichtigen finanziellenund administrativen
"«theil, daß auf diesem Wege eine zweite Anstalt mit ihren ganzen kostspieligen Einrichtungen
und ihrem Vcrwaltungsmechanismusin Wegfall kommt, wodurch sich, abgesehen von den geringeren
"nmaligen Baukosten, die Kosten der laufenden Verwaltung durch Ersparuug von Generalkosten
"heblich vermindern.

Seitens der Vertreter der Psychiatrie wird allerdings überwiegendden kleineren Anstalten
"'s zu 600 Köpfen der Vorzug gegeben. Dagegen ist aber außer den bereits angeführtenGesichts¬
punkten hervorzuheben, daß zahlreiche neue Anstalten (z. B. von der Stadt Berlin und der
^tovmz Sachsen) sogar für 800—1000 und mehr Kranke eingerichtet sind und nach dem Urtheil
Mer Leiter gut funktionircn. Es darf hier besonders auf das Urtheil des Professors Müli in
"ncr Schrift über Herzbergc hingewiesen werden. Voraussetzung für das gute Gedeihen einer

'"chen Anstalt ist allerdings, daß alle frischen Fälle zunächst in der sogenannten Aufuahme-
."btheilung der Behandlung des ärztlichen Leiters speziell unterliegen und dann den Abtheilungs-
"zten, welche bereits bewährte ältere Psychiater sein sollen, überwiesen werden. Da die Organisation
unserer größeren Anstalten auf dieser Grundlage aufgebaut und die Zahl 800 als Höchstziffer
lMgehalten werden soll, so dürften nach dieser Richtung ausschlaggebendeBedenken nicht zu
Nnden sei».
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Die Art und Weise, wie im Einzelnen die Erweiterung der Anstalten zu Grafenberg und
Merzig gedacht ist, ergicbt sich aus der Vorlage, den derselben beigeheftetenZeichnungen und den
vorliegendenProjekten, Es wird hier im Allgemeinendie aus dem oben Gesagten sich von selbst
ergebende Bemerkunggenügen, daß die alte Anstalt im Wesentlichenals geschlosseneAnstalt für die
Unzuverlässigen,die anzufügenden offenen, in einfachem Style zu errichtendenLandhäuser für die
Zuverlässigerenund Ruhigen bestimmt sind.

Die Pläne für die neu zu erbauende Anstalt liegen Ihnen ebenfalls vor. Auch diese
sehen die nöthigen Abstufungen in der Bauart der einzelnen Häuser vor, je nachdem sie für die
frischen Aufnahmen, für Unruhige und wegen irgend welcher insozialer Eigenschaften Absonderungs-
odcr Vcobachtuugsbcdürftige,für Ncconvalcscentenund Halbruhige, für körperliche Kranke uud der
LaznrethpflcgeBedürftige oder endlich für ruhige, harmlose und arbeitsfähige Kranken bestimmt
sind. Sie sehen schon aus dieser flüchtigen Gruppirnng, wie sehr man in dem neuen System
der Anstalten mit kleinerenLandhäusern, die einzelnen Krankengruppenso viel besser von einander
scheiden und sondern kann. Diese Scheidung wird noch dadurch wesentlicherleichtert,daß die neue
Anstalt keine Kranken I. und II. Klasse, sondern nur sugeucmnte Normalkrankc, die auf öffentliche
.Kosten verpflegt werden— und auf welche sich unsere gesetzliche Verpflichtung allein beschränkt
und daneben noch solche Pensionäre aus dem kleinen Mittelstand anfnehmen soll, deren Mittel znr
Bestreitung der Kosten einer Priuatanstalt nicht ausreichen, die also im Wesentlichen unserer bis¬
herigen III. Klasse entsprechen. Die wohlhabenden Patienten können die Priuatanstalten aufsuchen,
wenn sie nicht in Grafenberg oder Andernach,wo die I. und II. Klasse fortbestehenbleiben soll,
die Aufnahme nachsuchen wollen.

Die neueren Anstalten mit den kleineren, einfach gehalteueu Eiuzelhäuscrn haben aber
auch dcu großen, nicht zu unterschätzenden Vortheil, daß sie billiger sind, als die früher üblichen
mehr oder weniger im Kascrnenstyl gehaltenen geschlossenen Monumentalbauten mit ihren riesigen
Korridoren und ihrer dadurch bedingten Raumvcrschwendnng. Wir kämen dann zu der Finanz-
frage.

Aus der Vorlage ergiebt sich, daß die Erweiterungen von Grafenberg und Merzig
1 280 000 Mark, also für 400 Plätze mehr pro Kopf 3200 Mark, daß der Neubau der neuen
Irrenanstalt 3 200 000 Mark, also für 800 Plätze pro Kopf 4000 Mark kosten soll.

Darin sind aber einbegriffen für Grafenberg die Kosten der Einrichtung der elektrischen
Beleuchtung für die gauze Anstalt, ferner für beide Anstalten die Kosten des vollständigenNeubaus
der Landwirthschaftsgebäudc,des Neubaues der nöthigen Beamten- und Arztwohnungen, des Ncu-
bezw. Umbaues der maschinellen und Küchenanlagen und der Beschaffung des nöthigen neuen
Mobiliars, so daß ein wesentlicher Theil der Kosten auf eine erhebliche Verbesserung der alten Anstalten
verwendet wird, während die eigentlichenKrankenhäuser entsprechendweniger beanspruchen. Für
die neue Irrenanstalt sind die Kosten des Grunderwerbs und der gesummten Iuuentai-
bcschaffung mit eingeschlossen. Zieht man die Kosten der Inventarbeschaffung und des Grund¬
erwerbs ab, so erhält man an eigentlichen Baukosten für die neue Irrenanstalt pro Kopf den
Betrag von 3340 Mark. Dieser Einheitssatz ist auch für eine Reihe anderer — älterer wie
neuerer — Anstalten bekannt und giebt Gelegenheit zur Anstellung eines Vergleichs, der zumal
was unsere alten RheinischenAnstalten anlangt, nicht ohne Interesse sein dürfte.

Es ist Ihnen allen bekannt, daß unsere alten RheinischenAnstalten nicht billig gebaut
wordeu sind. Die damaligen Ziffern haben einiges Auffehen erregt. Es läßt sich aber jetzt leicht
nachweisen, daß bei Lichte besehen diese Bauten sich doch längst nicht so theuer gestellt haben als
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man damals annahm und darin liegt auch nachträglich noch ein gewisser Trost, Wenn man
allerdings die niedrige Kopfzifferzu Grunde legt, für welche die Anstaltcu ursprünglich berechnet
waren, dann ergeben sich die riesigen Einheitssätzepro Kopf, die man wohl in den bcmtcchnischcn
Zeitschriftennoch heute findet, nämlich

für Grafenberg 6392 Mark pro Kopf
„ Düren 6761 „ „ „
„ Andernach 7619 „ „ „
„ Bonn 8000 „ „ „

und „ Merzig 8230 „ „ „
Wenn man aber die jetzige wirkliche etatsmäßigc Belegung dieser selben, bekanntlich in

sehr reichlichen Nanmdimensioncnangelegten Anstalten einerseits und die bis jetzt zur Unterbringung
dieser Krmücnzahlen entstandenen eigentlichen Neubaukosten in diesen Anstalten andererseits
berücksichtigt, so ergeben sich ohne Gmndcrwerb und Inventar:

für Grafenberg statt 6392 Mark : 4130 Mark

!
Düren „ 6761 „ : 4450

.. Andernach ., 7619 „ : 4300 .. ^ Pro Kopf,
„ Bonn „ 8000 „ : 6400 „
.. Merzig „ 8230 .. : 3980 „ j

oder für alle Rheinischen Provinzial-Irrencmstalten nach ihrer jetzigen etatsmäßigen Belegung
durchschnittlich 4«52 Mark eigentliche Baukosten pro Kopf, Das ist eine Ziffer, die immerhin
noch etwas hoch ist, die aber bei Berücksichtigungder Preise der damaligen Gründerzeit durchaus
nichts Auffallendes und Ungewöhnlichesmehr hat. Es ist das ziemlich genau dieselbe Ziffer, die
nuch die Stadt Berlin für ihre neuen Anstalten Hcrzbcrge und Wuhlgarteu hat aufwenden müssen. —
Die nach dem kolonialen System gebaute» Austalten haben sich, wie gesagt, im Durchschnitte
billiger gestellt. So ist z. B. die in nnscrer Nachbarprouinz Westfalen erbaute neueste Anstalt
mit 3500 Mark pro Kopf veranschlagt. (Ueber die definitive Ziffer ist mir nichts bekannt
geworden.) Wenn hiernach unsere neue Anstalt mit 3340 Mark an eigentlichenBaukosten ver¬
anschlagtist, so entsprichtdieser Ansatz durchaus dcu gemachtenErfahrungen. Nach dem Resultate
der vorläufig erfolgten Ausschreibungendarf man auch hoffen, daß trotz der jetzt recht ungunstigen
Preise der Baumaterialien der Ansatz ausreichen wird. An den Bemühungen der Verwaltung
nuch hinsichtlich der Sorgfalt der Bauausführuugen soll es jedenfalls nicht fehlen. —

Die neue Proviuzial-Irrenanstalt wird ja vornehmlich zur Aufnahme der Geisteskranken
aus der Stadt Köln dienen, die mit der Zeit fast für sich allein den Ersatz für dieselbe liefern
wird. Vei der Auswahl des Baugruudstücks,welches Ihueu iu erster Linie m Vorschlaggebracht
'st. sind deshalb die Wünsche der zu den Besichtigungen zugezogenenVertreter der Stadt Köln
"it bestimmendgewesen. Danach wird Ihnen vorgeschlagen,das bei der
Wischen Düsseldorf und «Köln - gelegene Gut Galkhausenvon 364 Morgen (darunter 144 Morgen
Wer nnd 188 Morgen Wald) zu dem Preise von 180 000 Mark als
Der Werth des schlagfähigen Holzes ist von dem Königlichen Erster ^
48 000 Mark taxirt, so daß fitt das eigentliche Gut einschließlichder Gebäude 132000 Mark, Mithin
^63 Mcnz pro Morgen übrig bleiben. . , « .

Es liegen noch einige andere, an sich annehmbare Offerten vor, von denen aber keine
alle diejenigen Vorzüge aufweist, wie sie bei Galkhausen nach ,eder Richtung hm vorliegen. Die
"«Wen Mittheilungen dürften sich zweckmäßiger in der Commissionsberathungmachen lassen.
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Meine Herren! Mit den bis jetzt vorgetragenen Maßregeln wird dem nachgewiesenen
Bedürfniß auf Beschaffungder für die nächste Zeit erforderlichenweiteren Plätze für Geisteskranke
Genüge geleistet. Die Vorlage ist aber hierbei nicht stehen geblieben, sondern verfolgt auch die
Aufgabe, gleichzeitig diejenigen Mißstände und Mängel, welche die Verwaltung schon seit
längerer Zeit auf dem Gebiete des Irrenwesens beschäftigen,einer Prüfung zu unterziehen und
Mittel zu ihrer Abstellung in Vorschlagzu bringen.

Einer der schwersten Uebclstände,ein wahres Kreuz, unter welchem die Irrenanstalten zu
leiden haben, ist die jetzt übliche Unterbringung der „irren Verbrecher" und „verbrecherischen
Irren" in denselben. Man unterscheidet diese Begriffe in der Wissenschaft bekanntlichdahin, daß
erstere solche Personen sind, welche in gcistesgesnndcmZustande eine strafbare Handlung begangen
haben und demnächstin Geisteskrankheitverfallen, während letztere erst nach Ausbruchihrer Krankheit
eine dem Gesetz widerstreitendeHandlung begangen haben.

Meine Herren! Es ist das ein so außerordentlich umfangreichesThema, daß dasselbe
heute nur kurz gestreift werden kann. Alle Kenner des Irrenwesens sind sich darüber einig, daß
es eine Brutalität ersten Ranges ist, unschuldige und bedcmernswerthcKranke mit gemeinen
Mördern, Räubern und Dieben zusammen in denselben Räumen unterzubringen uud doch ist es,
wie Ihnen die vorgelegte Statistik aus unseren Anstalten beweist, dort überall der Fall. Daß
also diese Gesellschaft,besonders soweit sie direkt gefährlich ist, aus unseren Krankenräumcn lieber
heute als morgen entfernt werden muß, ist ein Gebot der Humanität. Dabei macht es wenig
Unterschied, ob ein solches Individuum begrifflich zu deu „irren Verbrechern" oder zu den
„verbrecherischen Irren" zu rechnen ist. Für die Mitkranken ist das gleich.

Ganze Bibliotheken sind vollgeschrieben,seit einem Menschcnalter unterhalten sich die
Strafanstalts- wie Irrenärzte, die kriminalistischen,wie psychiatrischen Versammlungen über diese
Frage und ihre zweckmäßigste Lösung und — darüber ist man noch immer nicht zum Handeln
gekommen. Man hat sich insbesondere um die Frage gestritten, ob und in wie weit der Staat
für die irren Verbrecher einzutreten habe. Auch die Vorlage beschäftigtsich mit dieser Frage.
Meine Herren! Ein ernsthafter Zweifel in dieser Beziehung wird kaum möglich sein und wo er
noch getheilt weiden sollte, wird er wenig Bedeutung für die Praxis haben. Der Staat kann
und wird den irren Verbrecher nur so lange in seine Fürsorge nehmen, als er nach
den Gesetzen Gegenstand des Strafvollzugs sein kann, d.h. bis seine Geisteskrankheit
definitiv festgestellt ist. Bis dahin soll und muß er ihn aber — was er leider bis jetzt
selten thut — als Gefangenen, eventl. zur Beobachtung seines Geisteszustandesin eigenen Anstalten
behalten. Das ist auch genau der Standpunkt, den der Vertreter der Staatsregierung in der
hochinteressantenSitzung des Herrenhauses vom 15. v. Mts. über eine Gesammtpetition der
PreußischenProvinzialverwaltungen, der auch der Herr Landesdircktorbeigetrcten war, eingenommen
hat, wo er u. A. auch in Aussicht gestellt hat, daß wie in Moabit, so auch iu Köln eine staatliche
Beobachtungsstationfür Strafgefangene eingerichtetwerden solle.

Aber, meine Herren, wenn das auch geschieht, so kommenwir damit doch aus dem Elende
nicht heraus. Denn wenn bei einem Verbrecher die Geisteskrankheitfestgestellt ist, dann wird er
aus der Strafhaft entlassen und es wird dem Staat nie einfallen, ihn dann noch den Provinzen
abzunehmen. Und selbst wenn er das auch noch thäte, so bliebe uns immer noch die große Anzahl
der verbrecherischen Irren, die mit dem Strafvollzüge gar nicht in Berührung gekommen sind-
Diese müssen ebensogutaus unsern Irrenanstalten hinaus.

Die Vorlüge hat deshalb auf Grund der eingehendstenErwägungen und Berathungen
den Vorschlag gemacht, nur für die äußersten Fälle, die der Landesdircktor jedesmal zu bestimmen
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hat, in einem vollständig für sich abgetrennt zu errichtenden, besonders construirten Pavillon als
Filiale der dazu am meisten geeignetenProuinzinl-Irrenanstalt zu Düren 48 Plätze für solche
Burschen einzurichten. Für Frauen hat die Statistik die Bedürfnißfrage verneint, Dieser Pavillon,
der recht solide gebaut werden muß, soll 160 000 Mark kosten. Da werden dann diese Herren
unter sich sein und unsere Irrenanstalten werden aufathmen und Ihnen ebenso lebhaften Dank
wissen, wie die Angehörigender Kranken, die Sie von einer bösen Gesellschaft befreit haben.

Als eine weitere Maßregel zur Verbesserungdes Rheinischen Irrenwesens ist vorgeschlagen,
in der Provinzial-Irrenanstalt zu Bonn, deren Direktor gleichzeitig Professor der Psychiatrie an der
Universität zu Bonn ist, eine besondere klinische Abtheilung auf der Mänuer- und Fraucnseite
einzurichten, in welcherunter der speziellen Leitung des Direktors die für den akademischenUnterricht
geeignetenFälle vereinigt werden sollen. Diese Maßregel läßt sich nach Aufhebung der I, und
II, Verpflcgnngsklasse,welche jetzt unvcrhältnißinäßig viel Platz fortgenommenhat, ohne Umbauten
und ohne Kosten durchführen. Es soll damit gleichzeitig, wie auch in den übrigen größecrn Anstalten,
eine Entlastung des Direktors durch Erhöhung der Selbstständigkcit des Oberarztes in den nicht
klinischen Abtheilungen erreicht werden.

Die starke Vermehrung der Krankcnzahlhat es ferner mit sich gebracht,daß das Mobilar
und die Ausstattungen der Kranken mit Wäsche und Kleidung in unseren Prouinzialanstaltcn
bringend einer Aufbesserung und Ergänzung bedürfen. In einer besonderenAnlage sind Ihnen
ferner diejenigen Mißstände und Mängel zusammengestellt,welche unsere Prouinzialanstalten in
baulicher Beziehung in Folge von Abnutzung und Vemltung der vor 20 Jahren noch modernen
^mrichtungcn auszuweisenhaben. Da diese extraordinären Bedürfnisse aus laufenden Mitteln
nicht befriedigt werden können, so ist zur Deckung derselben sowie znr Ergänzung des Inventars
"n einmaliger Kredit von 550 000 Mark erbeten.

Die bisher erörterten Vorschlägehaben sich mit mehr oder weniger banlichenEinrichtungen
zur besseren Unterbringung der Kranken befaßt. Es galt nun weiter auch administrativeGarantien
bnfur zu schaffen, daß die Behandlung und Pflege der Kranken nach richtigen Grundsätzenerfolge.

Zu diesem Endzwecke beschäftigt sich die Vorlage mit verschiedenenNeformvorschlägen,von
denen als die weitaus wichtigstendiejenigenzur Hebung und Besserung des Pflegepersonals anzu¬
sehen sind.

Meine Herren! Die sogenannteWärterfrage war erst während Ihrer letzten Verathungen
Gegenstand Ihrer Verhandlungen und Sie habe» in dem Bewußtsein der außerordentlichen
Dichtigkeit dieser Frage für eine gedeihliche Wirksamkeitunserer Anstalten am 7. Mai 1895 dem
Pwvinzicllausschuß den ausdrücklichenAuftrag ertheilt, Ihnen zur Regelung der Angelegenheit
Weitere Vorschlägezu unterbreiten.

Es haben deshalb eingehende Berathungen mit den Direktoren stattgefunden, deren
"gcbniß in dem Ihnen vorliegendenSchlußprotokoll vom 16. Mai 1896 niedergelegt ist, welches
"uch die Grundlage für die gemachtenVorschläge bildet. Diese Vorschläge haben seitdem bereits
Me Probe vor dem Forum der öffentlichenKritik, u. A, auch vor der Versammlung des Vereins
d" deutschenIrrenärzte, welche im vorigen Herbst in Heidelberg tagte, zu bestehengehabt und
"an wird sagen dürfen, daß sie das Feuer der öffentlichenDiskussion bestanden und namentlich
'" ihrer allgemeineren sozialen Bedeutung die Zustimmung aller Parteischnttirungcn gefunden haben,
^ wird nun darauf ankommen, daß sie auch in der Praxis sich bewähren und die beabsichtigte
Hebung des Wiirteistandcs wirklicherzielen. Sollten in der Folge, was bei allem menschlichen
Machwerk möglich ist, sich Unvollkommenhcitenherausstellen,so wird der Herr Landesdirektornicht
° gern, die nöthigen Verbcsserungenanzuregen.

10
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Einen Gedanken, der im letzten Landtage noch vielfach vertreten winde, hat man vollständig
fallen lassen müssen, nämlich den der Errichtung von Wärterschulcn. Die Psychiater sind sich
darin einig, daß jeder Anstaltsdircktor es als seine vornehmste Pflicht betrachten mnß, sich sein
Personal selbst in eigener Schule heranzubilden.

So lautet ausdrücklichdie These II der Heidelberger Versammlung:
„Jede Anstalt soll ihr Pflegepersonal möglichst selbst heranbilden, Direktor
und Aerzte der Anstalt sollen das Pflegepersonal in der Krankenpflege
unterrichten".

Im Uebrigcn gingen aber die Ansichtender Psychiater in den wichtigsten Fragen oft weit
auseinander. Insbesondere war man darüber uncins, ob es richtig sei, das Wartepcrsonnl in dem
Sinne zu einem eigenen Vcrufsstandc zu erheben, daß man ihm Bcamtcncigcnschaftmit Pensions¬
berechtigung beilegen solle, oder ob es nicht richtiger sei, durch Gewährung von Dienstprämien
nach gewisser Zeit den Pflegern bei Zeiten den Uebertritt in weniger aufreibende Berufsarten
zu erleichtern.

Meine Herren! Die Vorlage befleißigt sich, hier die goldene Mittelstraße einzuhalten
und nur einem Theil des Pflegepersonals, das sich besonders bewährt hat, die Erlangung der
Pensionsberechtigungdurch Beförderung zn sogenannten Stationspflegern, die eine Aufsichtsstcllung
gegenüberdem gewöhnlichen Pflegepersonal erhalten sollen, zu ermöglichen. Es wird dadurch eine
höchst wichtige neue Controlstelle zwischen dem vielbeschäftigten Oberwartpersonal uud deu Pflegern
selbst geschaffen, von deren Thätigkeit man sich besondereErfolge verspricht. Die Stationspflcgcr,
deren jede Anstalt auf jeder Geschlechtsseite 4—5 haben soll, werden so gestellt, daß sie im Stande
sind, sich einen eigenen Hausstand zu gründen. Diejenigen Pfleger, welche 5 Jahre in derselben
Anstalt zur Zufriedenheit gcdicut haben, follen die Dicnstprämic von 400 Mark für Männer und
300 Mark für Frauen erhalten und damit neben ihren Ersparnissen, die sie bei völlig freier Station
von ihrem Gehalt mit Leichtigkeitmachen können, die Mittel gewinnen, um sich rechtzeitig, wcun
sie wollen, eine andere Lebensstellungzu begründen.

In der Heidelberger Versammlung ist von verschiedenen Seiten die auch in der Vorlage
vertretene Ueberzeugungausgesprochenworden, daß die Tüchtigkeit des Wartcpersonals keineswegs
mit der Höhe des gezahlten Lohnes unbedingt in gleichem Verhältnisse stehe. Die Anstalten, die
die höchsten Löhne zahlen, haben nach den gemachtenErfahrungen keineswegs die besten Pfleg«,
Viel wichtiger ist es, aus welchenKreisen sich der Ersatz für das Personal rckrutirt, und da eignet
sich unzweifelhaft am besten der Ersatz aus einer Landbevölkerungfür den Pflegerdienst, Es wird
dazu allerdings, um diese für den Irrendienst zu gewinnen, erforderlich, den Anfangslohn fo zu
bemessen, daß für die jnngcn Leute ein Anreiz zum Eintreten gegeben ist, uud dann weiterhin
alljährlich ein Aufrücken bis zu ciuem annehmbaren Höchstgehalt vorzusehen. Es würden nach
diesen Grundsätzen die Pfleger steigen von 360 Mark neben freier Station jährlich um 36 Mark
bis 600 Mark, die Pflegerinnen von 240 Mark neben freier Station jährlich um 30 Mark bis
480 Mark, — Der Durchschnittslohnbetrug bisher 315 Mark und würde somit steigen bei den
Pflegern auf 480, bei den Pflegerinnen auf 360 Mark, außer freier Station und Dienstkleidung.

Die Stationspfleger würden von 600 Mark neben freier Wohnung nnd Beköstigungbis auf
900 Mark, die Stationspflcgerinnen von 500 auf 750 Mark steigen.

Dazu treten nun noch die Dienstprämien. Zur einmaligen Ausgleichung sollen den
bereits 5 bezw. 10 Jahre im Dienst befindlichen Wärlern und Wärterinnen zum 1. April d. I>
einmalige Ausgleichsprämienvon 150 bezw. 300 Mark gegebenwerden.
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Mit diesen Verbesserungenhofft die Verwaltung ein erheblich besseres Durchschnitts¬
personal dauernd zu gewinnen. Die Mehrbelastung der Etats ist allerdings eine bedeutende.
Sie beziffert sich auf ruud 90000 Mark an ordentlichenund 27000 Mark au einmaligen außer¬
ordentlichenAusgabe» Wenn aber, wie bestimmt zu hoffen ist, die Qualität unseres Pflege-
Personals dadurch gehoben wird, dann wird die Ausgabe in erster Linie auch unsern Kranken zu
Gute kommenund der Dank weiter Bcvölkcruugskreise wird Ihnen gewiß sein.

Eine weitere Verbesserung wird auch die nöthige Vermehrung unseres Aerztcpersonals
nach demjenigen Maßstabe sein müssen, den der Staat den Priuatanstaltcn durch die mehr-
genanntc Auweisuugvom 20. September 1895 auferlegt hat, nämlich auf 100 Kranke einen Arzt zu
bestellen. Hinter dieser Forderung können selbstredenddie öffentlichen Anstalten nicht zurückbleiben.

Daß dem Herrn Lcmdcsdircktorein fpeziell technischer Berather für psychiatrische Fragen
zur Seite treten soll, ist bereits erwähnt. Es geht Ihnen darüber noch eine besondere Vorlage zu.

Auch die Entlastung der Anstaltsdircktorcn durch Bestellung von älteren, selbständiger
zu stellendenOberärzten habe ich bereits berührt, so daß mir nur übrig bleibt, kurz einige Rcglc-
mcntsänderungcn zu erwähnen, welche die Konsequenz der gemachten Vorschlägesind:

Die Bestellung des Landcspsychintcrserfordert die Einschaltungder seine Rechte und Auf¬
gabe» bestimmende!! Reglemcntsuoischriftcn.

Das versuchsweise vou Ihnen beschlosseneKleidcrgcldvon 40 Mark für jeden Kranken
hat zu vieler UnzufriedenheitAnlaß gegeben. Dies foll beseitigt werden und dafür, fowic zur
Bestreitung der jetzt fehr erhöhten Anforderungen an sämmtliche Irrenanstalten, statt des bisherigen
Wegegeldes von theilwcise81 Pfg. theilweife 90 Pfg., ein durchgängigesPflegcgeld von 90 Pfg.
stipulirt wcrdcu. Für die irren Verbrecher,die ein besondereskostspieliges Logis nicht nur sondern
auch besondere Pflege und Aufsicht bedürfen, foll der Pflcgesatzals Ausnahmefatzauf 1,50 Mark
-" gewiß nicht zu viel für diese Sorte — festgesetztwerden.

Meine Herren! Ich darf nuu vielleicht noch auf einen Punkt eingehen,den der Herr Landes.
Direktor auch schon gestreift hat. Der sehr verehrteHerr OberbürgermeisterZweigert hat gestern von
Gegensätzen gesprochen, die zwischen der Vorlage vor 2 Jahren nnd der jetzigen vorhanden seien. Ich
habe persönlich das Bedürfniß auszusprcchen,daß ich diese Ansicht nicht theilen kann, Wenn Sie die
beiden Vorlagen ncbenciuaudcrobjektiv lesen nnd vergleichen, dann werden Sie an keiner Stelle einen
fundamentalenGegensatzfinden Das ist allerdings richtig, daß der Inhalt der damaligen Vorlage
"n wesentlichanderer gewesen ist als der der hcutigeu. Das ist aber erklärlich, den» wir stehen
"»er absolut veränderten Sachlage gegenüber. Damals war ein Bedürfniß zu neuen Plätzen nicht
wrhaudcn oder doch nicht zu constatircn. Heute haben Sie einen Verlust von 700 Plätzen und
haben dadurch, daß das Gesetz über die außerordentlichenArmcnlasten jetzt 3 Jahre besteht,
während es damals erst 1 Jahr bestand, Gelegenheit, eine vergleichende Statistik anzustellenund
s" sehen, daß wir einen höheren Bedarf haben, als wir angenommenhaben. Dadurch ist die
Nothwendigkeitcutstanden, weitere Plätze zu schaffen; dadurch ist ferner der Provmz.alausfchußnnd
°" Landtag jetzt im Gegensatzzu der Sachlage von vor 2 Iahreu vor die Frage gestellt: wie soll
°"s Bedürfniß gedeckt werde»? Der Provinzialausschnß hat sich hierbei natürlich, wie der Herr
Nandesdirektorschon andeutete, nicht auf den Standpunkt stellen können: wir wollen das Alte,
was wir vor 20 Jahren gemacht haben, in gleicher Weise nochmals ausführe!!, fondern wir wollen
""dcre Provinzen bereisen uud scheu, wie dort die neuen Anstalten inzwischen eingerichtetsind.
Der Provinzialausschuß hat eine Commission mit dieser Aufgabe betraut. W,r haben die An¬
stalten anderer Provinzen cmgefehen und manches gelernt, und so sind wir zu dcu jetzigen Vor-
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schlügen gekommen. Ich möchte hiernach den verehrten Herrn Abgeordneten Zwcigcrt bitte», auch
vom praktischen Gesichtspunkteden Gedanken fallen zu lassen, daß zwischen der früheren und der
jetzigen Vorlage prinzipielle Gegensätzevorhanden seien. Darüber zu streiten und eingehendzu
verhandeln, hat wenig Werth; es kommt darauf an, daß wir das Vcstc uud Nichtigsteergreifen,
was wir in diesem Augenblicke zu thun haben,

Zum Schluß mögen die Kosten sämmtlichrekapitulirt werden. Dieselben betragen
1. für die Erweiterung von Grafenberg und Merzig 1280 000 Mark
2. „ „ neue Irrenanstalt ........ 3200 000 „
3. „ „ Station für irre Verbrecher ..... 160000 „
4. „ „ baulichen Verbesserungen der Irrenanstalten 5500 00 „

Summe 5190000 Mark
Wenn Sie dazu auch noch die Kosten der künftigen Epi-

lcptiteranstalt rechnenmit ebenfalls .......... 32(w0^0__ü__
so erhalten Sie im Ganzen rund ........... 8590000 Mark.

Meine Herren! Das ist eine bedeutende Summe, welche wohl Anlaß dazu bietet, iu eine
eingehende Prüfung der gemachtenVorschläge einzutreten, uud ich glaube im Sinne des Herrn
Landesdircktorsund des ProuinzialausschnsseZzu sprechen, wenn ich sage, daß, wenn Sie in der
Lage sein sollten, auf Grund Ihrer Prüfung das vorhandene Bedürfniß auf einem guten und doch
billigeren Wege zu befriedigen,dies mit Freuden begrüßt werden wird.

Im Ucbrigen darf ein gewisser Trost — soweit man bei erhöhten Ausgaben überhaupt
von einem Trost sprechen kann, — in einem doppelten Umstände gefunden werden:

1. Darin, daß, wenn diese sämmtlichenBauten ausgeführt sein werden, was erst in einer
längeren Reihe von Jahren der Fall sein wird, die Verzinsung uud Amortisation dieser ganzen
Summe nur eine Erhöhung der Umlage von 0,»2«/o nach dem jetzigen Stande bedingen wird.

2. In dem höher zu bewcrthcndenethischen Gesichtspunkte, daß mit dieser Mehrleistung
eine große Summe von Segnungen für die Elendesten der Bevölkerung und ein großer Fort¬
schritt in der Entwicklungunseres Irrenwescns erreicht wird.

Meine Herren! Mir bleibt hiernach nur die angenehme Aufgabe, Ihnen die gedruckt vor¬
liegenden Anträge des Provinzialausschusses aus innerster Ueberzeugung auf das Wärmste zur
Annahme zu empfehlen. (Nravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterZwcigert.
Abgeordneter Zwcigcrt: Meine verehrten Herren! Ich würde bei der außerordentlich

vorgerücktenZeit, bei der wir, das heißt die Mitglieder des Landtages, in die Verhandlung eintreten,
gern dem Wunschedes Herrn Referenten des Provinzialausschussesnachkommen und auf jede weitere
Ausführung Verzicht leisten und der Vorlage des Provinzialausschusseszustimmen, wenn nicht die
beiden Herren Referenten des Provinzialausschusses in ausführlicher Darlegung meine gestrigen
Bemerkungen angegriffen hätten. Ich bin daher der Auffassung, daß ich gegenüber denjenigen
Worten, die ich bei der Berathung dieser Frage in der vorigen Tagung gesprochen habe und
gegenüberdenjenigen Worten, die ich gestern gesagt habe, es mir selbst schuldig bin, das, was nun
einmal meine Ausfassung ist, und was durchaus keine persönliche Spitze hat, auch sachlich zu motiuircn.

Meine Herren! Der Herr Landesdirektor hat in einer, wie ich zugeben muß, berechtigten
persönlichen Erregung alle diejenigen Leute bekämpft, welche in der damaligen schweren Zeit die
Maßnahmen der Rheinischen Provinzialverwaltung und seine Person angegriffen haben. Ich nehme
dem Herrn Landesdirektordas nach keiner Richtung hin übel. Leid hat es mir nur gethan, daß
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er unmittelbar vorher auch meinen Namen genannt hat. Ich kann dem Herrn Landcsdirektordem¬
gegenübernur versichern, daß diese seine Vcrtheidiguugsredehier vor diesem Hause nicht nöthig war.
Ich glanbc, daß kein einziges Mitglied dieses Hauses und ich am allerwenigsten in der schweren
Zeit das Vertrauen zn unserem Herrn Landcsdirektor verloren hat. Im Gegentheil, gerade in
der schwersten Zeit habe ich es erst recht mit ihm empfunden, wie unberechtigt die Angriffe gegen
ihn waren und ich spreche es aus, wie wir uus freuen können,einen solchen Mann an der Spitze
unserer Verwaltung zu haben. (Bravo!) Trotzdem, meine Herren, freue ich mich, daß der Herr
Laudesdircktordie heutige Gelegenheit wahrgenommenhat, um sich gegen die maßlosen Angriffe
zn vertheidigen,die nach meiner Meinung nach keiner Richtung hin berechtigt waren.

Meine Herren! Was ich gestern behauptet habe uud was ich durch Anträge begründen
wollte, war lediglich das Eine, daß die heutige Vorlage in vielen und gerade prinzipiellenPunkten
einen abweichendenStandpunkt einnähme gegenüber der vorjährigen. Von einem „diametralen
Gegensatz"habe ich gar nicht gesprochen;— ich bitte die Herren, die Werth darauf legen, sich
ans dem uncorrigirtcn Stenogramm zu überzeugen — und das, was ich gestern gesagt habe, meine
Herren, halte ich nach jeder Richtung hin aufrecht. Ich behaupte: diese Denkschrift unterscheidet
sich in vielen prinzipiellen Gesichtspunktendurchaus von der vorjährigen Denkschrift.

Meine Herren! In der vorjährigen Denkschrift ist zunächst ausgeführt, in welcherWeise
die Provinzialanstaltm mit den Privat-Pflegcanstaltcn in Verbindung gebracht werden sollen und
zweitens, in welcher Weise der Landcsdirektor und die Provinzialvcrwaltung Garantien schaffen
wollen für eine ordnungsmäßige Beaufsichtigung der privaten Irrenanstalten. Nach der ersten
Richtung hm ist gesagt wordcu, daß jeder Irre zunächst in die Provinzialanstalt zum Zweck der
Beobachtungkomme und es ist dann weiter ausgeführt, daß die Pruvinzialanstalten dafür noch lange,
lange Jahre hinreichten. Auf Seite 253 des damaligen Berichtes steht ausdrücklich: „für diese
muß mehr Platz geschaffenwerden"; — nämlich für die unheilbarenFälle — „für die Behandlung der
Heilbaren, für die zcitwcifc Beobachtungder unheilbaren Fälle reichen die jetzigen Provinzialanstalten
völlig aus, indem die Kranken mit Ausnahme von Grafcnbcrg durchschnittlich 2 Jahre in der
provinzialanstalt behalten werden können". Jetzt, meine Herren, wird ausgeführt, daß die vor¬
handenen Pruvinzialanstalten auch für Heilbare nicht mehr ausreichen.

Sodann, meine Herren, wird weiter in der damaligen Denkschrift gesagt, daß das Ver¬
hältniß der Aerzte zu den Irrenanstalten in einer ganz ausreichendenWeise durch die bestehenden
bezw. neu zu erlasseudenVorschriftengeregelt sei. Wo sind nuu uud was sagen die damaligen
Vorschriften?-. Es sind dies die Dienstvorschriften. Darin steht, daß die Ernennung und Ent¬
lassung des Austaltsarztes durch den Vorstand der Anstalt erfolgt — nicht durch den Landes-
dircltor — allerdings in, Einvernehmen mit dem Landcsdirektor. Es steht feiner in den Vorschriften,
daß die Aerzte das Vertraucnspcrsonal des Landesdircktors und des Anstaltsvorstandes sind, und
cs stcht weiter darin, daß die Aerzte das Pflegepersonalzu beaufsichtigen und die Entlassungvon unge¬
eigneten Wärtern und Wärterinnen zu beantragen haben. Der Herr AbgeordneteConze, der damalige
Referent hat in seinem vorjährigen Bericht wörtlich folgendes ausgeführt: „Nach dieser Seite hin
-^ sagt er — glaubt Ihre FachcommissionIhnen die Versicherunggeben zu können, daß die
^»uvändc und Vorwürfe, die man in Bezug auf mangelnde ärztliche Beaufsichtigungin den Privat-
Mcgcanstalten erhoben hat, vollständig unbegründet sind".

Es ist aber nach meiner Meinung entgegen der Auffassungdes Herrn Conze in diesen
Forschriften dafür, daß die Aerzte ordentlich beaufsichtigt werden und ordentlich beaufsichtigen,
°«ß sie vor allein wirkliche Leitungsbefugnissehaben, daß ihre Anstellung und Entlassung gegen
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den Widerspruch des Herrn Landesdirektors gar nicht erfolgen darf, in den Dienstvorschriften
nicht die genügende Garantie gegeben. Sodann, meine verehrten Herren, hat die vorjährige Denk¬
schrift folgendes Urtheil — mit Erlaubniß des Herrn Präsidenten werde ich die wenigen Sätze
verlesen — über die RheinischenProvinzialanstalten im allgemeinen abgegeben:

„Das sind die Maßnahmen", sagt die Denkschrift — „welche der Provinzialausschuß
bereits getroffen hat, und welche er dem Provinziallandtage als Material zur Kenntniß unter¬
breitet. Der Provinzialausschuß glaubt seinerseits, für die Verpflegung und Unterbringung der
unheilbaren armen Geisteskrankengeeignete Vorschriften erlassen zu haben; er glaubt ferner, die
Pflegeanstalten in eine organische Verbindung zu den Provinzial-Hcil- und Pflegeanstalten gebracht
zu haben"; und die Denkschrift sagt weiter — um Sie nicht zu ermüden lasse ich die Zwischen¬
sätze fort — folgendes: „Daß man in vielen Provinzen des preußischen Staates nach dem
1. April 1893 hierzu übergehenmußte", — nämlich zur Erbauung neuer Anstalten, — „ergiebt die
beiliegendeZusammenstellung; man sollte es der Nheinprovinz nicht zum Vorwurf machen, daß
das Gesetz vom 11. Juli 1891 für sie nichts wesentlich Neues schuf, daß dasselbedie Nheinprovinz
nicht unvorbereitet traf, daß vielmehr hier die Zustände schon vor dem 1. April 1893 so
geordnetewaren, daß alle anstaltspflegebcdurftigenGeisteskrankensich bereits in Anstalten befanden;
(Landesdirektor Dr. Klein: Das ist wahr!) Es sollte vielmehr der Nheinprovinz zum Lobe
dienen, daß, wie die Zusammenstellung berichtet, Baukosten nicht entstanden sind,
da hier nur die in der Nheinprovinz vorhandenen zahlreicheilPrivatanstaltcn in Anspruch ge¬
nommen wurden".

Nun, meine Herren, das Urtheil, welches der damalige Provinzialausschuß, der ja doch
auch der heutige ist, über seine Thätigkeit abgegeben hat, mag ja richtig sein, aber es ist auch
ein ganz stolzes, und stolz liebe ich den Spanier. (Heiterkeit,)

Wenn wir uns nun dem gegenüber ansehen, wie die heutige Denkschrift sich zu der
Frage verhält, so spricht sie sich doch erheblich kleinlauter aus. Sie sagt: „Die Ausführung des
Gesetzes über die außerordentlicheArmenpflege vom 11. Juli 1891 war für die Provinzialvcrwal-
tung der Nheinprovinzmit ganz besonderen Schwierigkeiten verknüpft. Diese Schwierigkeiten
beruhten einestheils darin, daß durch dieses Gesetz eine Centralisation geschaffen worden ist, welche
bei einer Bevölkerung von über 5 Millionen Einwohnern die Kräfte einer Behörde, die keine
Zwischeninstanzeninnerhalb der Provinz hat, in außergewöhnlicher Weise in Anspruch nimmt,
und anderntheils in dem Umstände, daß sich in der Nheinprovinz im Laufe der Zeit auf
historischer Grundlage Verhältnisse und Einrichtungen entwickelt haben, welche sich schwer dem
Nahmen des Gesetzes anpassen ließen, aber bei dessen Durchführung nicht außer Acht gelassen
werden durften".

Nun, meine Herren, wenn diese Ausführung nicht „eine in wichtigen prinzipielle»
Fragen grundverschiedene Stellung" zu den Grundlagen des Gesetzesvon 1891 gegenüber
der Stellung der vorjährigen Denkschriftbedeutet, dann, meine Herren, weiß ich allerdings nicht,
wie man sich anders ausdrücken soll.

Meine Herren! In der damaligen Denkschrift smd sodann eingehend behandelt worden
diejenigen Widersprüche, die von irrenärztlicher Seite gegen die Vorlage des Provinzialausschum
erhoben worden sind. Man hat sich in der Denkschrift mit der Frage der Trennung der Heil'
baren und Unheilbaren beschäftigt, und man hat sich ferner auch mit der Frage beschäftigt,ob
der Arzt den nöthigen Einfluß hat, und besonders mit der Würterfrage. In der Wärtcrfrage
hat die Denkschriftvon 1895 — und das war dasjenige, was mich am wenigsten sympathllH
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bei dieser Broschüre berührt hat — unseren Irrenärzten den schwerwiegenden Vorwurf
direkt in's Gesicht gesagt — wenn es auch nicht mit dürren Worten darin steht; wer es
aber zwischen den Zeilen lesen will, der kann es daraus lesen, — daß sie trotz ihrer lang¬
jährigen Thätigkeit nicht im Stande gewesen wären, ein eigenes Wärterpersonal
für sich heranzubilden; sie hat den schwerwiegendenVorwurf damit begründet, daß das
Wärterpersonal sehr schnell wechsele,und sie hat ganz besonders den Vorwurf erhoben, daß
man das Wärterpersonal aus allen möglichen Ständen nehme, Schneider, Schuster
und Handschuhmacher würden herangezogen, um Wärter für die Irrenhäuser zu
gewinnen.

Nun, meine Herren, kam der Alexianer-Prozeß. Ich gehe auf den Prozeh selbst gar
nicht ein, aber das Eine hat er uns doch gelehrt, daß erstens die Beaufsichtigung der
Anstalten durch die Aerzte keine ausreichende war, und daß zweitens auch bei dem geist¬
lichen Pflegepersonal Irrthümer und Vergehungen vorgekommensind. Ganz besonders, meine
Herren, ist durch den Prozeß erwiesen worden, daß auch das geistliche Pflegepersonal der
"lexianerbrüder sich aus keinen anderen Kreisen rekrutirt, als das weltliche
Pflegepersonal, dem man das gerade in der Denkschrift so zum Vorwurf gemacht hatte.
Auch bei den Alcxianern waren es Handwerker, Schneider, Schuhmacher, die den
Leistlichen Stand ergriffen und sich zu Irrenpflegern ausgebildet hatten.

Nun, meine Herren, war die damalige Erregung und Erbitterung, die sich an diesen
Prozeß knüpfte, wie ich gestern schon gesagt hatte, zweifellos eine unberechtigteund übertriebene,
^ch habe von dem ersten Tage ab, schon während des Prozesses, dieser UeberzeugungAusdruck
Legeben. Wir sind alle Menschen und Menschen waren auch die Alexianer-Brüder, und die
Herren Vertheidiger, die mit einem so großen Aufwand sittlicher Entrüstung damals gesprochen
laben, hätten sich nur an ihre eigene Brust fassen sollen; ich glaube, sie hätten eine ganze Portion
der sittlichenEntrüstung bei Seite gelassen. (Sehr richtig! und Bravo!)

Wir haben aus der damaligen Prozeßuerhandlung nur gesehen: veooawr iu.tr«, luuro»
2t extra, hier kamen Fehler vor und auf der anderen Seite kommeil auch Fehler vor. Aber
'«eine verehrten Herren, einer Nebcrschätzung des geistlichen Pflegepersonalsund einer Unterschätzung
°eü weltlichenPflegepersonals, dessen hat sich die Denkschrift des Prouiuzialausschusses von 1895
zweifellosschuldig gemacht, und dieser Vorwurf bleibt auf derselben sitzen.

Meine Herren! Was hat nun der Herr Landesdirektor gethan, bezw. der Provinzial-
"usschuß, um die beiden Fehler, die sich durch den Prozeß herausgestellt hatten — den mangelnden

wfluß des Arztes und zweitens die Wärtcrfrage — zu beseitigen?
Was zuerst den mangelnden Einfluß des Arztes betrifft, so hat sich der Provinzial-

usschuß die Sache sehr leicht gemacht. Er sagt: „Durch die inzwischen erschienene, im Ministcrial«
"tt und in den Amtsblättern veröffentlichteministerielleAnweisung vom 20. September 1895
" die Aufnahme und Entlassung von Geisteskranken,Idioten und Epileptischenin und aus

^wnt-Incnanstnltcn wurden indessen die bereits im Einzelnen ausgearbeitetenVorschläge wegen
«Ml"' ^" verschiedenenAnstalten anzustellenden Aerzte gegenstandslos, indem der Prouinzial-

sschnß der Ansichtwar, daß, nachdem die Staatsrcgicnmg durch die erwähnte Anweisung die
umchtnng, die Leitung und die Beaufsichtigungder Privat-Irrcncmstaltcn und insbesondere auch

sicb ' ^ ^ Anstellung der Aerzte in anderer Weise geregelt hatte, die Provinzialvcrwaltung
>H leder Einwirkung auf die ärztliche Fürsorge, welche nur zu einer Collision mit den staatlichen

wchtsrechtenführen könne, zu enthalten habe".
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Also, meine verehrtenHerren, während man früher mit dürren Worten behauptete: Durch
die Grundsätze,die den Verhandlungen als Anlage beigefügt sind, ist in ausreichenderWeise für
die Beaufsichtigung des Personals und der Thätigkeit der Genossenschaften gesorgt, - sagt man
jetzt: ja, der Herr Minister, der sehr viel weitergehendeAnforderungen gestellt hat, der sehr viel
eingehendereVorschriftenerlassen hat, hat das nun so geordnet; da wollen wir uns fügen. Nun,
meine Herren, ist das nun nicht ein vollkommenanderer Standpunkt? Daß der Provinzialausschuß
das jetzt sagt, rechue ich ihm zur hohen Ehre an, aber er giebt damit zu, daß doch seine Vorschriften
damals nicht ganz ausreichend gewesen sind, denn sonst müßte er sich doch schon im Interesse der
Selbstverwaltung dagegen wehren, daß durch diese Vorschriften das Aufsichtsrecht des Herrn
Ministers allzu weit ausgedehnt wird.

Meine Herren! Was hat der Provinzialausschuß mm zweitens hinsichtlichdes Wärter-
personals gethan? Nun, ich habe den zweiten Herrn Referenten nicht deutlich verstehen könne»
bei der sehr schlechten Accustik des Saales, aber ich habe viel aus der Denkschrift nicht herauslesen
können, nnd ich meine, meine Herren, da hat der Provinzialausschuß auch vollkommenRecht. In
der Wärterfrage ist eben nichts zu thun, die Wärter sind Menschen, und so lange wir Menschen
zu Wärtern haben, werden diese Wärter Fehler machen, und uns bleibt nur die Aufgabe, dafür
zu sorgen, daß diese Fehler so viel als möglich durch Erziehung, durch den guten Einfluß der
Aerzte, der Oberen und der Wärter selbst u. s. w. beseitigt werden.

Sodann aber, meine Herren, hat der Provinzialausschuß sich doch noch in einem Punkte
wiederum vollkommen verändert, und den halte ich auch für einen prinzipiellen Gesichtspunkt.
Während er, wie ich bereits ganz im Eingang meiner Worte sagte, früher immer die Behauptung
aufgestellthat: die bestehendenAnstalten reichen vollkommenaus, hat er jetzt gesagt, daß sie nicht
ausreichen, er müsse neue bauen, und da muß er doch zugeben, daß er 1895 sich in einem ganz
verhängnißvollcnIrrthum befunden hat.

Nun sagen die Herren zwar: ja, das ist etwas ganz anderes; da kommt der Beschluß
von der Stadt Köln, der ändert die Sache und daun zweitens die Auflösungder Anstalt Mariaberg,
die ändert die Sache ebenfalls. Ja, meine Herren, ich gebe dies zu. Aber der Provinzialausschuß
begründet das jetzt hervortretende Baubedürfniß nicht nur mit Köln und Mariaberg, sondern er
führt außerdem eine ganze Reihe von weiteren Gründen an, die in der diesjährigen Denkschrift
überschrieben sind: „Ordentliche Ursachenund deren Wirkung". Diese ordentlichen Ursachen und deren
Wirkungen waren im Jahre 1895 genau so vorhanden, wie sie im Jahre 18',)? vorhanden sind.
Alle diese Ursachenuud Wirkungen, die dort angeführt sind und die eine weitere Fürsorge bezw.
Neubauten nothwendig machen, konnte uns der Provinzialausschuß im Jahre 1895 ebenso gut
vortragen, wie er sie uns jetzt vortragen kann und das hat er eben übersehen.

Meine Herren! Ich will dem Provinzialausschuß daraus keinen Vorwurf machen, er hat
sich eben thatsächlichin einem Irrthum befunden und diesen Irrthum habe ich ihm gestern vorge¬
halten und das, meine ich, ist eine sachliche, durchaus in dem Nahmen der Eompetenz des
Provinziallandtags-Abgeordneten liegende Kritik.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat aber weiter nach meiner Meinung auch diesen
seinen Irrthum in hohem Maße wieder gut gemacht. Alle die Maßnahmen, die der Herr Landes-
direktor und der Provinzialausschuß ergriffen haben, um den durch die Schließung von Mariaberg
geschaffenen Zustand zu beseitigen,über die Verlegenheiten hinwegzuhelfen, kann ich nur billigen-
Ebenso trete ich vollkommenallen denjenigen Vorschlägenbei — mit einer einzigen, am Schlüsse
zu erwähuenden Ausnahme — die der Provinzialausschuß in der Denkschrift — „Bericht und An¬
träge" heißt diese Denkschrift — diesmal uns gemacht hat.

e
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Aber ich möchte doch noch auf Eins aufmerksam machen,daß auch hier sich wiederum ein
vollständiger Wandel findet in den jetzigenAnschauungengegen die Vorschläge des Jahres 1895.
Jetzt schlägt uns der Provinzialausschuß die Erbauung einer öffentlichen Irrenanstalt vor, während
es sich auch heute im Wesentlichenum Beschaffungvon Pflegcaustalten für nicht heilbare Kranke
handelt. Hätte sich der Provinzialausschuß also in seinen Anffassnngennicht in etwa geändert,
so würde er uns doch zweckmäßig wieder den Abschlußirgend eines Vertrages mit einer Genossen¬
schaft oder mit der inneren Mission vorschlagenmüssen. Ich bin überzeugt, daß der Herr Abge¬
ordnete Conzc sehr gern bereit sein würde, einen ähnlichen Vertrag, wie er ihn schon abgeschlossen
hat, sofort mit dem Provinzialausschußwieder einzugehen. (AbgeordneteConzc: Bitte, bitte, das
ist ein Irrthum!) Ich erblicke wenigstens in dem jetzigen Vorschlage des Pruvinzialausschusses,
auch für Pfleglinge uuumehr eine öffentlicheAnstalt zu bauen, einen thatsächlichen prinzipiellen
Wechsel gegen den Standpunkt von 1891 bezhsw. 1895.

Nun, meine Herren, möchte ich dem Provinzialausschuß dazu gratulircn, daß er sich ent«
schlössen hat, seine Anschauungenzu ändern und eine eigene Anstalt zu bauen. Meine Herren,
der Herr Landesdirektor hat vollkommenRecht — und in all den Denkschriften ist dem bei¬
getreten — daß bei dem Inkrafttreten des Gesetzes von 1891 und schon vorher die Rheinische
Irrenpflege keineswegs vor einer tadulu, rasa stand, sondern mit gegebcucuVerhältnissen rechnen
wußte, und es wird jeder verständige Mensch dein Provinzialausschuß nur darin beitreten können,
daß er mit Recht die Verträge, die damals bestanden, beibehalten und die Priuatanstaltcn nicht
alle aufgelöst hat. Etwas Anderes ist es aber, meine Herren, ob man ein einmal vorhandenesSystem
beibehält, oder ob man es auch noch erheblichweiter entwickele, und da möchte ich denn doch
dem Herrn Landesdirektor in die Erinnerung zurückrufen, daß er seit 1891 eine ganze Masse
neuer Verträge mit Privawnstalten geschlossen hat, nach denen Idioten-, nach denen Geistes¬
kranken-,„ach denen Epileptiker-Anstalten ganz neu von Genossenschaften bezw. von der Inneren
Mission errichtet worden sind. Es handelt sich also nicht bloß um eine Conseroirung des
bestehenden Zustandes, sondern auch um eine weitere Entwicklungin derselben Richtung. Durch
^e heutige Vorlage wird nun, wie ich ausdrücklichwiederhole, das bisherige System verlassen.
Nach meiner Meinung ist dies abermals eine prinzipielle Aenderung der Anschauungendes Pro-
«wzialausschusses.

Meine Herren! Wenn ich hiernach die Behauptung, die ich gestern und im vorigen
Jahre aufgestellt habe, vollständig aufrecht erhalte, daß in wichtigen prinzipiellen Fragen der
Irrelipflege der jetzige Standpunkt des Provinzialausschusscs ein abweichenderist von dem des
Jahres 1895, wenn ich ferner den jetzigen Standpunkt für richtig halte und den heute gestellten
""trägen vollständig zustimme, so hätte ich ja eigentlichnicht nöthig gehabt, die Verweisung in
"ne besondereCommissionzu beantragen; es würde dann genügen, daß die II, Fachconunission
"° Sache prüft, oder baß lediglich hier im Plenum verhandelt würde. Es verleiteten mich zu
'»einem entgegengesetzten Antrage aber zwei oder drei Gesichtspunkte.

Der erste ist, daß mir durch die Ministermlinstruktiondie Stellung des Arztes zu dem
"°"°ssenschaftsuorstandeuud zu dem Wärterpersonal noch nicht in hinreichendscharfer Weise pm-
Mut erscheint, Meines Erachten« muß aus den Bedingungen, die wir unsern Verträgen mit
^enossenschaft^slalten zu Grunde legen, klar hervorgehen, daß der eigentliche Leiter der Anstalt
°" Arzt ist, daß auf Verlangen des Arztes ungeeignetesPflegepersonal entfernt werden muß, selbst¬
verständlich immer vorbehaltlich des Rekurses und der Entscheidung des Herrn Landesdirektors,
^"s, meine Herren, sagt die Miuisterialinstruktion nicht mit dieser Schärfe, und da möchte ich die
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Commissionbitten, ihrerseits die allergrößte Aufmerksamkeitdarauf zu richten, daß dieses Ver¬
hältniß klargestelltwird.

Der zweite Punkt betrifft die irren Verbrecher und die verbrecherischen Irren.
Meine Herren! So daukenswerth wie das Vorgehen des Herrn Landesdirektors ist, diese

Elemente aus den Anstalten beseitigen zu wollen, so glaube ich doch, daß der RheinischePro¬
vinziallandtag keine Veranlassung hat, den prinzipiellen Gesichtspunkt, daß für irre Verbrecher
und verbrecherische Irre die Fürsorge nicht der Provinzialuerwciltung, sondern dem Staate obliegt,
zu verlassen. Meine Herren, wir müssen daher, wenn wir dem Antrage des Provinzialausschussesstatt¬
geben und eine besondere Station für irre Verbrecherbauen, trotzdem mit aller Entschiedenheitan die
gesetzgebenden Körper petitioniren, daß dieser unberechtigteZustand beseitigt wird und daß der
Staat für die irren Verbrecher einzutreten hat, daß ihm allein auch die Fürsorge für die ver¬
brecherischen Irren obliegt, daß das niemals eine Aufgabe der Selbstverwaltungsorgane sein kann.
Sehr richtig!)

Meine Herren! Den dritten Gesichtspunkt,der mich zu meinem Antrage bestimmt, über¬
gehe ich zur Zeit, ich schließe mit den Worten einer Nefolution des Irrenärzte-Vereins, welche
in der Denkschriftvom Jahre 1895 angeführt ist und dort zu Ausführungen gegen die Irren¬
ärzte benutzt wird. Sie lautet:

„Die über die Beaufsichtigungder Irrenanstalten, öffentlichen und privaten, bestehenden
Vorschriften und die den BeHürdeneingeräumten Befugnisse genügen den strengsten An¬
forderungenund bieten, richtig behandelt, »ach jeder Richtung hin volle Sicherheit"

Meine Herren! Diese Resolution trifft zweifellos das Nichtige, aber der Werth ist zu
legen auf das Wort: „richtig behandelt". Vorfchriftcn haben wir eine ganze Menge gehabt,
aber richtig behandelt sind sie nicht. Das hat zweifellos doch die Prozeßuerhandlung gegen
die Alexianer ergeben, und daß diese Vorlage mit dazu dienen möchte, die richtige Behandlung
zu erzielen, das wäre mein Wunsch. Ich habe geglaubt, den Wunsch dadurch erreichcu zu können,
daß ich eine besondere Commissionvorgeschlagenhabe. Gegenüber den Bedenken indessen, meine
Herren, die der Herr LandesdirektorausgesprochenHai, daß in meinem Antrage ein Mißtrauen nach
Außen hin gegen unsere Verwaltung erblickt werden könnte — ein Gedanke, der mir ganz fern
liegt, ich habe ihn nie gehabt — ziehe ich diesen Vorschlag hiermit zurück. Ich bin vielmehr
damit einverstanden, daß die Vorlage der II. Fachcommissionüberwiesenwird, würde aber meinen,
daß bei der außerordentlichen Wichtigkeitder Sache es doch gerathen wäre, sie um 5 Mitglieder
zu verstärken, (sehr richtig!) so daß also 25 Mitglieder dann die Vorlage berathen könnten.

Meine Herren! Ich spreche den herzlichen Wunsch aus, daß es den ernsten Verathungen
dieser Commission gelingen möge, auf diesem Gebiete das zu schaffen, was zum Wohle der
Provinz dienen kann. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Herr Oberbürgermeister Zweigert hat den

Gegensatz, welcher sich zwischen der heutigeil und der bei der vorigen Session Ihnen gemachten
Vorlage ergeben soll, an der Hand einer Anzahl von Sätzen nachzuweisen versucht. Meine
Herren, ich gebe zu, daß diese sehr geschickt ausgesuchten Sätze einen Widerspruch wohl in einem
gewissen Sinne constatiren können. Indessen, meine Herren, ich möchte vor Allein sagen: darauf
kommt es doch bei der Vorlage nicht an, (fehr richtig!) ob man irgend einen Satz in einer
früheren Vorlage mit einer späteren Vorlage in Widerspruch bringen kann, oder nicht, (s^l
richtig!) sondern es kommt vor Allem darauf an, ob das, was wir Ihnen vorschlagen, richUg
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ist oder nicht. Die Verhältnisse haben sich inmittelst geändert, und darnach ändern sich mich die
Vorschlage. Es ist das anders gar nicht möglich.

Es sei mir gestattet, meine Herren, dies an der Hand einiger Beispiele, die Herr Ober¬
bürgermeister Zweigert Ihnen auch vorgeführt hat, nachzuweisen. Was zunächst die Aerztefrage
anlangt, so enthielt die Dienstvorschrift, welche Sie im Jahre 1895, erlassen haben, folgende
Bestimmung: „Die Ernennung und Entlassung der Aerzte erfolgt durch den Vorstand der
betreffendenAnstalt im Einvernehmen mit dein Landesdirektor. Die Aerzte müssen psychiatrisch
gebildet bezw. mit der Irrenfrage praktischvertraut sein. Diese Aerzte, welche Vertrauensärzte
des Provinzialverbandes wie der Anstalt sind, sind verpflichtet":c. Meine Herren, zwischenzeitlich
ist die Ministerial-Instruktion ergangen, welche bestimmt, daß die Aerzte an den Privat«
Irrenanstalten mit Genehmigung des Rcgierungs-Präsidenten ernannt werden sollen, und daß
der Negierungs-Präsident zu bestimmen hat, ob die Voraussetzungen,welche erfordert werden müssen,
um an einer solchen Anstalt zu wirken, vorhanden sind oder nicht. Da nun die Königliche
Staatsregierung die Aufsicht über die Priuatanstalten zu führen hat, ist es naturgemäß, daß sie
darüber befindet, ob der Arzt die geeignete Persönlichkeit ist oder nicht. Was, meine Herren, sollten
wir nun dieser an und für sich richtigenThatsachegegenüber thun? Wir konnten meines Erachtens
nur sagen: wir lassen unsere Mitwirkung bei der Anstellung der Aerzte fallen, denn wollten wir
einen Arzt, den die Negierung für geeignet erachtet, nicht als geeignet ansehen, dann wäre ja ein
Konfliktda, oder wollten wir geineinsam mit dem Anstaltsvorstande der Negierung einen Arzt
vorschlagen, welchen der Präsident nicht für geeignet halt, so würde die Ablehnung doppelt
hart empfunden werden. Die Anstalt würde sagen: die Provinzialverwaltung hat den Arzt für
geeigneterklärt, aber die Negierung nicht — es kann dies nur auf Gründen beruhe», welche nicht
" der mangelnden Qualifikation als Irrenarzt zu suchen sind. Meine Herren, wenn zwei
Stellen die gleiche Aufsicht führen sollen, so führt das nur zu leicht zu Streitigkeiten. Nachdem
die Staatsregierung für die Anstclluug der Aerzte ihrerseits Sorge getragen, ihrerseits die
Bestätigung in die Hand genommen hat, war es nur naturgemäß, daß wir die Mitwirkung falle,,
ließen, und daß wir in dem jetzigenBerichte sagten: angesichts der neu erlassenenMinistcrial-
bestimmungcnlassen wir die in dem früheren Berichte als nothwendig bezeichneteMitwirkung bei
der Anstellung der Aerzte an den Privatanstalten fallen.

Ebensowenig ist der Widerspruchvorhanden bei der Wärterfragc. Der vorige Landtag hatte
beschlossen, dem Provinzialausschuß aufzutragen, er solle für die Ausbildung der Wärter Sorge
^agen und zwar durch Errichtung von Wärterschulen. Wir haben diese Frage eingehendgeprüft
und berichten nun in der neuen Vorlage über die Vorschläge, zu denen wir für unsere Prouinzial-
anstalten gelangt sind. Wenn bei diesen Vorschlägen sich Abweichungenvon den früheren Aus-
Führungen hinsichtlich der Priuatanstalten finden, so liegt dies auch in der Natur der Verhaltmssc.

Wenn, meine Herren, frilher gesagt wurde: Die Provinzialanstalten reichen aus. und
b"'te gesagt wird: sie reichen nicht mehr ans. so ist dies ebenfalls lediglich eine Conseqnenzder
zwischenzeitlicheingetretenenVerhältnisse. .....<...

Die frühere Alerianer-Austalt zn Aachen,wo 400 Kranke augenblicklichsich befinden wird
""t dem 1, April 1899 fortfallen. Zwischenzeitlichhat ferner die Stadt Köln, welche früher
^schlössen hatte, eine eigene Anstalt für 700 Kranke zu erbauen, diesen Ncuban abgegeben
"!'d 'st in den allgemeinen Irrenverband der Provinz zurückgetreten. Deshalb müssen w.r für
d"se 700 Kranke» sorgen und zwar handelt es sich hierbei von heilbaren nnd nicht blos von
unheilbarenKranken. Aus diesen neu eingetretenenVerhältnissen,welche wir in, Jahre 1895 nicht

11*
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vorhcrsehenkonnten, erklärt sich zur Genüge, weshalb unsere bestehenden Heilaustalten nicht mehr
genügen und weshalb wir zu Neubauten schreiten müssen.

Wenn aber ein Wechsel des Systems darin gefuudeu werdeu soll, daß wir heute nicht
wieder vorschlagen,weitere Verträge mit Privatanstalten abzuschließen,so erklärt sich dies aus zwei
Gründen, einmal daraus, daß die Privatanstalten unter den erschwerenden Bestimmungen, welche
die Miuisterialuorschrifteuerlasseu habe», uicht mehr in der Lage sind, neue Kraule aufzunehmen,
und auch nicht geneigt sind, znr Vergrößerung ihrer Anstalten überzugehen. Sodann ist zu beachten,
daß es sich bei den vorgeschlagenen Neubauten um Heilanstalteu handelt, welche Anstalten stets von
der Provinz gebaut worden sind. Die Fürsorge für heilbare Kranke haben wir ausschließlichin
eigene« Anstalten geübt und bleiben unsere heutigen Vorschlägedem bis jetzt geübten System getreu.
Daß hier ein Wechsel des Systems vorliegen soll, vermag ich weder einzuschcu noch zuzugeben.
Wenn Herr Zwcigert sagt, wir hätten im Jahre 1893 nicht blos das vorhandene genommen,
sondern weitere Verträge abgeschlossen, so muß ich dagegen doch geltend machen, daß die Verträge
alle vor der Zeit liegen, ehe das Gesetz von 1881 uus die Verpflichtung für alle Geisteskranke
zu sorgen, auferlegte.

Weiter ist die Frage der irren Verbrecher berührt worden. Prinzipiell nehme ich den
Standpunkt ein, daß der Staat verpflichtet ist, für die irren Verbrecher zu sorgen. Ich habe
von diesem Standpunkte ausgehend, die Petition der Landesdirektorcn, welche noch vor Kurzen:
im Abgeordnetenhausezur Sprache gekommen ist, mit unterzeichnet und bleibe ich auch heute
noch prinzipiell dabei, daß der Staat verpflichtet ist, für die irren Verbrecher zu sorgen. Aber,
meine Herren, mit diesem prinzipiellenStandpunkte kommen wir nicht weit. Selbst wenn der Staat
die Verpflichtungübernimmt, für die irren Verbrecher zu sorgen, ist uns damit noch nicht gedient,
sondern es bleibt dann noch eine ganze Kategorie von derartigen Persönlichkeiten übrig, für
welche der Staat niemals die Fürsorge übernehmen wird. (5s sind dies die verbrecherischen Irren,
welche nicht bestraft worden sind, uud diejenigen Zuchthäusler, welche nach Beendigung der
Strafzeit in Irrsinn verfallen. Diese Kranken werden die 40 Plätze schon füllen, welche wir
in Düren erbauen wollen.

Ich habe durchaus nichts dagegen, wenn Sie Ihrerseits zu der prinzipiellen Frage in
dein Sinne Stellung nehmen, daß Sie aussprechen, daß der Staat verpflichtet bleibe, für seine
Zuchthäusler zu sorgen, und daß Sie eine Verpflichtung in keiner Weise anerkennen wollen,
sondern nur für diejenigen Personen sorgen wollen, die uns zur Last fallen, ohne daß wir dem
Staat die Verpflichtung auferlegen können.

VorsitzenderV eck er: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Knebel,
Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Nachdem der Herr AbgeordneteZweigert seine«

gestrigen Antrag zurückgezogen hat, kann ich mich sehr kurz fassen; aber zu einigen abweichenden
Bemerkungenveranlassen mich seine Ausführungen doch. Zuuächst gehe ich davon aus, daß der Hcn
Lcmdcsdirektormit vollem Rechte zurückgegriffenhat auf den Alcxianer-Prozcß. Der Landtag
kann ihm nur Dank wiffen dafür, daß er uns ein Vild entrollt hat, wie fich heute, nachdem
einige Jahre verflossenfind, in den Augcu der Provinzialverwaltung die damaligen Ereignisse dar¬
stellen. Ich möchte auch keinem Abgeordneten es verwehren, seinerseits auf die Sache zurückzu¬
kommen. Ich bin weit entfernt, dem Herrn Zwcigert das Recht zu bcstrcitcn, heute diefe Dinge
zu erörtern, im Gegentheil, stände ich auf demselbenBoden wie er, so würde ich mich auch fül
verpflichtethalten, ähnliche Ausführungen zu machen. Allein, ich stehe nicht auf demselben Boden-
Diejenigen Gegensätze,die Herr Zweigert so außerordentlich scharf pointirt hat, kann ich in der
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früheren und der jetzigen Haltung des Provinzialausschussesnicht erblicken. Ich meine, es ist dem
Herrn Zweigelt auch nicht gelungen, nachzuweisen,daß in der That eine grundsätzlicheVer¬
änderung des Standpunktes mittlerweile vor sich gegangen ist. Wohl hat er hingewiesen auf
einzelne thatsächliche Unterschiede zwischen der früheren und der jetzigen Denkschrift, aber, wenn er
gesagt hat, die frühere Denkschrift habe gegen die jetzige in prinzipieller Hinsicht vielfach in einem
diametralenGegensatz gestanden, so muß ich das auf das Bestimmteste bcstreitcn. (Zuruf: Das hat er
nicht gesagt!) Wenigstens kann ich einen solchen diametralen Gegensatz in grundsätzlichen Dingen
durchaus nicht anerkennen. (Abgeordneter Zweigert: Das habe ich ja gar nicht gesagt, Zurufe:
Das hat er nicht gesagt, „diametral" hat er abgelehnt,) Ich habe bei seiner Rede notirt, daß
viele und prinzipielle Punkte im diametralen Gegensatze stünden; ich müßte dann falsch gehört
haben. Ich sprechevon den gestrigen Aeußeruugcuuud auf die möchte ich zurückgreifen;denn
Herr Abgeordneter Zweigcrt hat an diese Aeußerungen gestern den Antrag geknüpft,die Vorlage
einer besonderenCommission zu überweise». Hätte er diesen Autrag sachlich begründet, dann würde
>ch meinerseits gern dem Antrage zugestimmt haben. Ich verkennegar nicht, daß für eine be¬
sondereCommissionsehr viele und bemerkenswerthcGesichtspunktegeltend gemacht werden können.
Es handelt sich hier um eine ganz außergewöhnlichgroße Aufgabe, die für die Provinz bevor»
"eht, um eine Aufgabe, die sachlich von einer außergewöhnlichenSchwierigkeitist und die uns
außergewöhnlichhohe Kosten verursachen wird. Daß man da die ständige Commission,der die
laufenden Sachen überwiesenwerden, nicht für diejenige hält, der auch diese Sache überwiesen
werden soll, dem stehe ich, wie gesagt, gar nicht fern. Ich würde meinerseits vielleicht den Au-
lwg also unterstützt haben, wenn er in dieser Weise motivirt worden wäre. Aber das hat der
Herr Abgeordnete Zweigcrt nicht gethan, sondern er hat ihn damit befürwortet, daß er der
II Fachcommission ein Mißtrauensvotum in optima, toi-ma ertheilte. Er hat erklärt: die II. Fach¬
kommission hat der früheren Denkschrift zugestimmt,die jetzige Denkschrift steht im diametralen Gegen¬
satz dazu; folglich ist die II, Fachcommissionnicht in der Lagc, objektiv an die Berathung dieser
neuen Denkschrift heranzutreten. Ich wiederhole,daß ich einen solchen Gegensatz nicht anerkenne
und daß ich deshalb die II. Fachcommissionmeinerseits nicht für ungeeignet erachte. Aber ich
glaube auch Namens der II, Fachcommission,die heute sich in zwangloser Weise über diese Frage
unterhalten hat, erklären zu dürfen: die Commissionwürde es durchaus nicht tragisch aufgefaßt
Mben, wenn auf den Antrag, wie er gestellt war, eine besondereCommissionmit der Berathung
beauftragt worden wäre. Nachdem aber die Sache eine prinzipielle geworden ist dadurch, daß

^r Herr Landcsdirektor meinte, es würde der Eindrucknach Außen wesentlichbeeinflußt werden
durch die Einsetzung einer besonderen Commission,da muß ich doch von dem Standpunkte, den
'ch ursprünglich eigentlich hatte, abgehen. Ich wollte dem hohen Hause vollkommenanheimgeben,
°° es «ine besondere Commission, oder die II Fachcommission beauftragen wollte, möchte nunmehr
°°er befürworten, die II. Fachcommissionmit der Sache zu beauftragen, indem ich durchaus mich
°annt einverstanden erkläre, daß die II. Fachcommissionum 5 Mitglieder verstärkt werde, dannt
°lejenigcnPersonen, denen eine ganz besondereSachkenntnißund ein besonderes Interesse beiwohnt,
" den Berathungen sich betheiligen können.

.... Im Uebrigen glaube ich sagen zu können, wenn Sie die Vorlage der II. Fachcommission
^weisen, dann wird dieselbe ohne jede vorgefaßte Meinung an die Berathung herantreten,
U"d wird bemüht sein, daß ihre Beschlüsse lediglich im Interesse unserer Provinz ausfallen. (Beifall.)
«« , Vuisitzender Necker- Meine Herren! Ich möchte nur wiederholtnnt Rücksicht auf die mcht
«unstlge Akustik des Hauses bitten, daß die Henen Redner möglichst von der Tribüne aus
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sprechen, sonst ist die Presse, wie sie versichert, nicht in der Lage, den Verhandlungen folgen
zu können.

Das Wort hat zunächstder Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Wenn ich noch einen Zweifel an der schlechten

Akustik dieses Hauses hätte, so würde mir dieser Zweifel durch die Rede des letzten Herrn Redners
vollständig behoben sein. Der Herr Kollege Knebel hat den Herrn OberbürgermeisterZwcigert so
aufgefaßt, als ob er heute einen diametralen Gegensatz zwischen der Denkschriftvon heute und
der von vor zwei Jahren constcitirthabe, (AbgeordneterKnebel: Nein gestern!) Ich habe den
OberbürgermeisterZwcigert dahin verstanden, daß er diesen diametralen Gegensatz geradezu in
Abrede gestellt hat, (Rufe: Jawohl!) und, daß er nur behauptet hat, es wären einige prinzipielle
Punkte, in welchen diese Denkschriften von einander abwichen. Also, meine Herren, wieder ein
Beweis, daß die Akustik dieses Saales, wie es mir scheint, sehr gelitten hat. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Im Ucbrigen will ich mich in den Streit zwischendem Herrn Ober¬
bürgermeisterZwcigert und dem Herrn Landcsdircktor über die prinzipiellen Gegensätze, in welchen
die zweite Denkschriftzur ersten stehen soll, nicht mischen. Ich will nur eins sagen: Die that¬
sächlichen Verhältnisse in Bezug auf den Punkt, der uns heute beschäftigt,ändern sich jedes Jahr,
(Zustimmung) auch die Systeme der Irrenpflege ändern sich, die Ansichten der Aerzte ändern sich
auch (Zuruf: Noch viel mehr!) und daher ist es nothwendig, daß eine große Verwaltung diesen
Dingen stets folgt. Ich kann es daher nur für einen Vorzug erachten, wcuu diese Verwaltung
eiue gewisse Beweglichkeitund eiu gewisses Anpassungsvermögen au die jederzeit obwaltenden
Verhältnisse zeigt, wie es auch iu diesem Bericht hier hervorgetreten ist, (Sehr richtig!)

Meine Herren! Nun hat der Herr OberbürgermeisterZwcigert auch wieder die Frage von
den irren Verbrechernund den vcrbrcchischcn Irren angeregt, und ich bin mit ihm ganz derselben
Auffassung,daß wir stets dahin wirkeu müssen, daß der Staat es anerkennt, daß ihm die Fürsorge
für solche Irre, welche der Strafhaft uuterliegeu, zusteht. Aber, meine Herren, ich muß die
Hoffnung auf ein günstiges Resultat in dieser Beziehung leider sehr herabstimmcn. Es ist nM
vor einigen Tagen aus dem preußische» Abgeorductcnhauseder Commissionsberichtzugegangen über
die Petitionen namentlich aus der Provinz Sachsen, welche gerade diesen Gegenstand berührt haben,
und nach diesem Cumniissionsbericht,den ich dem Herrn Landesdirektor und auch dem Herrn
OberbürgermeisterZweigert zur Verfügung stelle, haben die Vertreter der Regierung ausdrücklich
erklärt, daß sie nie und nimmermehr auf diese Forderung eingehen würden, nnd ich kann daher
der Hoffnung mich nicht hingeben, daß etwaige crnentc Petitionen zu einem besseren Resultat
führen werden, uud so sind wir nach meiner Auffassunggezwuugcu,die Forderuug des Provinzial-
ausschusscs, iu dieser Beziehung unsererseitsvorläufig Fürsorge zu treffen, zu erfülleil.

Nun will ich auf die Sache selbst nicht näher eingehen. Ich muß gestehen, daß das
Referat im Großen und Ganzen auf mich ciucu übcrzcugcudcuEindruck gemacht hat, und daß ich
mich der Hoffnung hingebe, daß aus den Berathuugcu der II. Commission, welcher ich ebenfalls
die Sache zu übertragen wüusche, ein gutes und dem Referat entsprechendesResultat hervorgeht-

Ich habe mich wesentlich zum Worte gemeldet, um einige Worte über das finanzielle
Ergebniß zu sagen. Meine Herren, das finanzielle Ergebniß dieser Vorlage kann uns meines
Erachtens nicht allzn sehr erschrecken und sollte uns meines Erachtens auch nicht abhalten, den
Forderungen, die gestellt sind, sofern wir sie mir irgendwie als berechtigt anerkennen, zuzustimmen.
Das Ergebniß ist kurz folgendes: Um die Anstalten, die uus hier vorgeschlagen werden, zu bauen
nnd die Veränderungen vorznnehmen,die gemacht werden sollen, müssen wir schließlich ein Kapital
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von rund 9 Millionen Mark aufnehmen incl, der Kosten für die Blindenanstalt, Dieses würde
erfordern an Amortisation und Verzinsung jahrlich 450000 Mark, Davon stehen 100000 Mark
bereits in diesem Etat, Es fehlen aber noch 350000 Mark, welche erst im zwcitfolgendenEtat,
also im Etat von 1901 bis 1903, voll zur Geltung gelangen werden. Im nächstjährigen Etat werden
wir vielleichtwiederum an Zinsen 100- bis 150000 Mark einstellenmüssen und dann im zweit¬
folgendenJahre den Nest, sodaß die ganze Zinsfordcrung erst im zwcitfolgcndcnGtat nach diesem»
zur Geltung gelangen wird. (Sehr richtig!) Nun aber habe ich schon gestern ausgeführt, daß
mit dem Wachsen der Staatssteuern diese Sache für uns ganz unbedenklichist, Wenn Sie einen
Blick auf das Wachsender Staatssteucrn werfen, so werden Sie mit mir sofort derselbenUeber¬
zeugung sein. Die Staatssteucrn, welche der Pruvinzialumlage zu Grunde gelegt werden, betrugen
im Jahre 1894/95 rund 39 Millionen Nun kam Ende 1894 die neue Gcbäudccinschätzung nnd
'" Folge dessen stieg die Staatsstcuer für das Jahr 1895/96 auf 41617000 Mark, das ist also
eine einmalige Steigerung von 2600000 Mark. Im Jahre 1896/9? ist aber wiedernm c.ne
erhebliche Steigerung zu bemerken. Waren die Staatssteucrn im Jahre vorher, wie ich eben sagte,
41617000 Mark, so sind sie im Jahre 1896/97 veranschlagt auf 43488832 Mark. Nuu ist
aber zu bemerken,daß in der ersten Zahl das berichtigteSoll liegt und in der zweiten Zahl das
nicht berichtigteSoll. Rechnen Sie nun von der zweiten Zahl noch einige HuudcrttcmseudMark
ab, welche durch die Berichtigung des Solls ausfallen werden, so wird sich doch immerhin ergeben,
daß die Stencrn auch nach dcr Gebändcstcucr-Veranschlagnng,also in einer Zeit, wo die Wirkung
der Geblludesteucr-Vcraulaguugnicht mehr zum Vorschein kommen konnte, doch um mindestens
1'/2 Millionen gestiegen sind und wenn ich nnn annehme, daß bei den günstigen Fortschritten
"nserer gewerblichen Verhältnisse cmch im nächsten Jahre und iu den uächstfolgendenZähren
«ne solche Steigerung eintreten wird, so hege ich die feste Ueberzeugung,meine Herren, daß nur
mit 11°/« Umlage auf die Staatssteuern allen Anforderungengerecht werden und auch den Anforde¬
rungen werden genügen können, welche durch die heutige Vorlage an uns gestelltwerden. (Beifall.)

VorsttzeudcrBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterZweigert.
Abgeordnet« ^weigert: Meine verehrten Herren! Der Herr Abgeordnete Knebel sowohl,

wie der Herr Landesdirektor haben hier erklärt, daß sie ihrerseits die Gegensätze,die ich zwischen
d« vorjährigen Vorlage und der diesjährige,!fände, als vorhanden nicht anerkennenkonnten. Der
H«r Landesdirektor hat gesagt, meine Zusammenstellung von Ausführungen be'der Vorlage,, w e
eme gauz geschickte, sei aber nicht beweisend und der Herr AbgeordneteKnebel hat Grunde über¬
haupt nicht angeführt. Nun frage ich Sie- wie soll ich denn anders dednznen, als ans den eigenen
Worten der D n schrift? Ich kann doch nicht wissen, was in dem innersten Herzensschrem des
Herrn Landesdirektors noch alles verborgen ist. (Heiterkeit.) Ich habe lediglich Ws zur Grundla
"einer Ausführuugeu genommen,was er in der Denkschrift ausgesprochen hat uud
^schlössen- Hiernach scheint mir eine prinzipielle Aenderung des Standpunktes des P:°v.nz,al-

diametralenGegensätzen gar nicht gesprochen.

MderspH De« Knebel cheint das ans Zeitnngsnotizenzu h^m Zeitungen
b°be ich da nämlich auch gelesen. Das unkörrigirte Stenogramm meiner gestrigenRe stelle ich

dem Herrn Abge"dn ten Kn be zur Verfügung. Ich besinne mich wenigstens auf dicscn Ausdruck nichts
Wcnn dcr H rr AbgeordneteKnebel mir aber den Vorwurf macht daß

Z mein V« nge ^ m5 e Anträge nick/sachlich begründet hätte, dam. mn ich doch diesen
V""urf auf das Allerentschiedenstezurückweise«. Ich Mbe, ruh.ger und sachlicherkann man



88 40. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 9. März 1897.

eine Sache wirklich nicht behandeln, als wie ich sie behandelt habe (Oho!) und wenn eine solche
Kritik an den Maßnahmen des Provinzialnusschusses,wie ich sie ausgeübt habe, nicht mehr zulässig
sein soll und bereits als eine unsachliche bezeichnet werden muß, dann, meine Herren, wollen wir
lieber nach Hause gehen und unsere Berathungen hier einstellen. (Bravo!)

Meine Herren! Was ich durch meine Anträge und meine Reden gewollt habe, das ist
Zicht: mit dem Provinzialausschuß einen Wortkampf führen, sondern es ist das Bestreben, die
Stellung der Aerzte und der ärztlichen Autorität in dem gestimmten Irrenwesen
zu stärken.

Meine Herren! Wir Juristen — ich gehöre ja auch zu der Zunft — sind leider viel
zu sehr der Ueberzeugung, daß wir allein gut verwalten könnten (sehr richtig!) und sind viel
zu sehr geneigt, die eigentlichsachverständigen Autoritäten in den Hintergrund zu drücken. Diesem
Bestreben, meine verehrten Herren, wie es auch in den vorjährigen Vorlagen latent zum Ausdruck
kam, entgegenzutreten,das ist der Zweck meines gcmzen Vorgehens gewesen und wenn es mir
nur in etwas gelungen sein sollte, bei dem einen oder dem anderen unter Ihnen den Eindruck
hervorzurufen, daß es bringend nöthig ist, die ärztliche Autorität auf dem Gebiete der Irrenpflcgc
zu stärken, dann würde ich meinen Zweck erreichthaben.

Ich kann mit dem Herrn Abgeordneten Fritzen nur anerkennen, daß ich dem Provinziell-
ausschuß — und ich habe das auch bereis ausgesprochen— außerordentlich dankbar dafür bin,
daß er sich beweglich gezeigt hat, daß er nicht einseitig festgehalten hat an dem einmal eingenommenen
Standpunkt, sondern daß er sich durch richtige und sachliche Gründe überzeugt hat, daß er sich
ebensowohlirren kaun wie jeder andere Mensch und daß er sich thatsächlichauch geirrt hat.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdircktor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Zwcigert hat auf den

Schrein in meiner Brust verwiesen. Ich will denselben öffnen, und dann wird er dreierlei darin
finden, (große Heiterkeit) erstens keinen Widerspruch der jetzigen mit der früheren Vorlage; zweitens
volle Anertcnntniß dafür, daß Herr OberbürgermeisterZwcigert in durchaus sachgemäßer Weise
vorgegangen ist und weder mir noch dem Provinzialausschuß auch um im entferntesten Anlaß
gegeben hat, etwas Persönliches in seinen Ausführungen zu erblicken. Die Vemerkungeuwaren, wie
ich anerkenne, vielmehr in allen Puuttcn durchaus sachlich gehalten und mir nur angenehm, weil
dieselben den Anlaß zu eiuer Diskussion boten, die Ihnen allen gewiß interessant gewesen ist.
Das dritte, was Sie finden werden, ist, daß es durchaus nicht meine Absicht ist, die sachverständigen
Aerzte zurückzudrängen,die Anwesenheitdes Herrn Pclman und des Herrn Oebcke in der heutigen
Sitzung, sowie der von mir ausgegangeneVorschlag zur Anstellung eines Landespsychiatersbeweisen
vielmehr, daß ich gewillt und gesonnen bin, den Aerzten den ihnen gebührendenPlatz in der Frage
der Irrenpflege überall zu sichern, (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es ist ein Antrag auf Schluß gestellt. Es hat sich
auch Niemand weiter zum Wort gemeldet (Abgeordneter Knebel: persönlich!) Ich schließe die
Verhandlung und gebe zunächst das Wort Herrn Knebel zur persönlichenBemerkung.

Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Wenn der Herr Abgeordnete Zweigert in meinen
Ausführungen den Vorwurf mangelnder sachlicherBegründung gefunden hat, dann vermag ich
das auch nur auf die Akustik des Hauses zurückzuführen. (Heiterkeit.) Der Anlaß dazu ist wir
völlig unerklärlich. Ich bin mir jedenfalls bewußt, die Absicht eines solchen Vorwurfs nicht
gehabt zu haben.

VorsitzenderNecker: Meine Herren! Wir kommen dann zur Abstimmung. Es liegt vor
ein Antrag des Herrn Landesdirektors, die Angelegenheit der um 5 Mitglieder zu verstärkenden
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II Fachcommissionzu überweisen, Der Herr Abgeordnete Zweigert hat seinen Antrag zurück¬
gezogen. Ich darf wol ohne besondere Abstimmung feststellen,daß Sie mit diesem Vorschlage
des Herrn Landcsdirckturs einverstandensind, — Es erhebt sich kein Widerspruch, Damit ist der
Gegenstand erledigt; er geht an die verstärkteII, Fachcommission.

Ehe wir in der Tagesordnungfortfahren,ertheile ich das Wort dem Herrn Ober-Präsidenten,
der eine Mittheilung machen wollte.

LaudtagscommissariusOber-Präsident Nasse: Meine Herren! Sie haben mich am Sonntag
bei der Enthüllung des schönen Denkmals hier vor dem Ständchausc beauftragt, Sr. Majestät die
Huldigung des Landtages zu Füßen zu legen.

Ich habe diesen Auftrag ausgeführt und darauf foeben folgendes Telegramm erhalten:
(Die Mitglieder erheben sich)

„Seine Majestät der Kaiser und König lassen den Vertretern der Rhcinprovinz für den
Huldigungsgruß «»läßlich der Enthüllung des dem AndenkenIhrer Majestäten des
Kaisers Wilhelm des Großen und der Kaiserin August« gewidmetenDenkmals herzlich
danken. Seine Majestät haben dem Bildhauer Tüshaus den Kroncnordcu IV. Klasse
verliehen. Auf Allerhöchsten Befehl von Lucanus."

VorsitzenderBecker: Dann fahren wir in unserer Tagesordnung fort und kommen zum
Etat der Provinzial-Iirencinstalten vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLucg, dem ich das Wort gebe,
BerichterstatterAbgeordneterCarl Lueg: Meine Herren! Ich nehme an, daß der vorliegende

Etat ebenso wie in früheren Sessionen auch der II. Fachcommissionüberwiesenwerden wird, und
b« der sehr vorgeschrittenenZeit nehme ich weiter an, daß Sie absolut kein Interesse haben, hier
"n großes Zahlcmnaterial anzuhören, was doch ohne Weiteres nicht verstanden werden kann,
(Bravo!) und ich nehme umsomehr an, daß Sie auf ein näheres Eingehen des vorliegenden Etats
sichten, da ich Ihnen Interessantes über die Irrenanstalten, nachdem so ausreichendeVorträge
über diese Anstalten vorhergegangen sind, nicht bieten kann, deshalb möchte ich mich darauf
beschränken, Ihnen vorzuschlagen,diesen Etat der II. Fachcommissionznr Prüfung und Bericht-
«stattung zu überweisen. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung.
Meine Herren! Sie werden damit einverstandensein, daß auch dieser Gegenstand an die

^Harkte II. Fachcommissiongeht. — Widerspruchwird nicht laut. Ich stelle das fest.

Dann kommenwir zum letzten Gegenstand unserer Tagesordnung:
Etat für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 für die Etatjahre vom 1. April 1897 bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr Graf Beissel, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Ich will

'" Anbetrachtder vorgerücktenZeit Sie mich nicht lange mit Worten belästigen.Ich schließe mich
Anz dem eben von meinem Herrn Vorredner gestellten Antrage an und bitte Sie, auch diesen

nt der u. Fachcommissionzu überweisen.(Bravo!)
w Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die
"«Handlung und darf wohl ohne Abstimmung feststellen, daß Sie auch mit der Verweisung dieses

egenstandesan die verstärkteII. Fachcommissioneinverstandensind.

12
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Meine Herren! Es werden also — ich wiederhole das nochmals — nach Schluß der
Verhandlungen sofort die Abtheilungen zusammentreten. Es werden also zweifache Wahlen zu
thätigen sein, erstens für die Viehvcrsicherungscommission und zweitens von 5 Mitgliedern für die
zu verstärkendeII. Fachcommission. Die gewählten Mitglieder jeder Commissionwerden, nachdem
die Abtheilungen ihre Geschäfteerledigt haben, in den von mir bezeichneten Zimmern XXII und
XX zusammentreten. Die II. Fachcommissionwird dann morgen früh wegen der Fischcrcivorlagc
zusammentreten.

Meine Herren! Nun kommenwir zur Tagesordnung für die Sitzung am Freitag Nach¬
mittag — Mittwoch und Donnerstag sind nach Ihrem Beschlusse für die Arbeiten der Commissionen
frei zu lassen. — Wir werden die nächste Sitzung Freitag Nachmittag halten, und ich beabsichtige,
mit Ihrer Zustimmung die Sitzung ans 4 Uhr anzuberaumen. Für die Tagesordnung erlaube ich
mir folgende Vorschlägezu machen:

1. Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster Kinder.
2. Etat des Polizeistrafgclderfonds.
3. Etat der Provinzial-Taubstummcnanstaltcn.
4. Etat der Provinzial-Vlindeuaustalt.
5. Bericht und Antrag des Provinzialausschnssesauf Erlaß der Rückzahlung des der

Kolonie Wilhelmsdorf gewährten Darlchns von 10 000 Mark. Nr. 14 der Drucksachen.
Ferner Bericht und Antrag, betreffend die Wahl von bürgerlichenMitgliedern und Stell¬

vertretern der Ober-Ersatzcommissionen.
Ferner Etat des Provinziallandtages, des Provinzinlausschusses und der Ccntral-

vciwaltnngsbchördc, in Verbindung damit die Vorlage des Provinzinlausschusses zu Titel III
Nr. 2 der Ausgaben dieses Etats — Nr. 3 der Drucksachen — das wird die veränderte Orga¬
nisation der Verwaltung sein. (LandesdircktorDr. Klein: Ja!)

Dann Etat der Landcsbank.
Sodann die Herabsetzung des Zinsfußes der III. und IV. Emission von Rheinprovinz-

Anleihcfcheincn von 4«/« auf 3'/««/« und endlich
Bericht über den Vcrmügensstand des Provinzialvcrbanocs.
Gegen diese Tagesordnung werden Bedenke» nicht laut. Ich möchte dann mich nur von

Ihnen ermächtigenlassen, meine Herren, falls bis dahin noch Gegenstände in den Commissionen
fertig gestellt werden, die zweckmäßigerWeise auch noch auf die Tagesordnung gesetzt werden
könnten, das, wenn es für zweckmäßigerachtet wird, zu thun. — Auch hiergegen wird kein
Bedenken laut. Danu halte ich mich dazu für ermächtigt.

Endlich, meine Herren, hat noch der Herr Abgeordnete Fricdcrichs vor dem Schluß der
Sitzung das Wort zu einer kurzen Mittheilung erbeten.

Abgeordneter Friederichs: Als Vorsitzenderder II. Fachcommissionwollte ich den zu
erwartenden 5 neuen Mitgliedern mittheilen, daß ich die sie interessirendc Vorlage, also Nr. Ü
der Vorlagen, am Donnerstag auf die Tagesordnung zu setzen gedenke. Für morgen steht das
Fischereigcsetzauf der Tagesordnung der II. Fachcommission. Um 10 Uhr morgen früh tritt
dieselbe zusammen.

VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich Niemand zum Wort. Danu schließe ich die Sitzung-

Schluß nach 3'/« Uhr.



40. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 12. März 1597. 91

Mette Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf,am Freitag den 12. März 1897.

Beginn gegen 4'/^ Uhr Nachmittags.

Tagesordnung.
1> Antrag der I. Fachcommission zu dein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw. Stellvertretern der Ober. Ersatzcommissionen.
2. Antrag der II, Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses über

den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffend die Ausführung des Fischereigesetzcs iu der
Nheinvrovinz, sowie Antrag des Abgeordnete»Neusselzu diesem Entwurf.

3- Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
einige Abänderungen des Besoldungsplcms für die Provinzialbeamteu der Rheinprovinz, in
Verbindung hiermit die Petitionen der Taubstummenlehrer in Neuwied und der Vauamtö-
sekretäre um Aufbesserung ihrer Gehälter - Nr. 1 und 2 des Pctitionsvcrzeichnisses,
Drucksachen Nr. 35. —

4- Antrag der I. Fachcommissionzu der Vorlage des Provinzialausschusseszu Titel III, Nr. 2
der Ausgabe,, des Etats des Provinziallandtags, des Provinzialausschussesund der Central-
verwaltungsbehörde,

5- Antrag der I. Fachcouunissionzu dem Etat des Provinziallandtags, deö Provinzialausschusses
und der Ccutralverwaltungsbehördcfür die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

6> Antrag der I. Fachcommissionzu dein Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Fürsorge für die Prouinzialbeamten der Rheinprovinz in Folge von Betriebs¬
unfällen.

?- Antrag der I. Fachcommissionzu den, Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Pensioniruug des Landesbauraths, Geheimen Bauraths Dreling.

U' Antrag der 1. Fachcommifsionzu den, Etat zur Zahlung von Pensionen «. an Provinzial-
beamte und von Wittwen- und Waiscngcldcri, sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene
für die Etatsjahre vom I. April 189? bis 31. März 1899.

"' Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Etat der Besoldungen und andern personlrchen Aus¬
gaben für die bei der Inualiditäts- und Altersuersicherungsanstalt„Nheinvrovinz" beschaftlgten
Prouinzialbeamten für die Etatsjahre von, 1. Januar 189? bis 31, Dezember 1898.

'"' Antrag der I. Fachcommissionzu den, Etat der Verwaltungskostender Rheinischen Promnzml-
Feuer-Societät für die Etatsjahre vom 1. Januar 189? bis 31. Dezember 1898, m Ver¬
bindung hiermit die Petition des Fabrikanten Meisenberg zu Iversheim nm Gewährung

,. "ner Vrande.ttschädiguug - Nr. 3 des Petitionsverzcichnisses,Drucksachen. Nr. 35. -
"' Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

d« Anlegungverfügbarer Gelder der Inoaliditäts- und Altersversicherungsanstalt„Nheinvrovinz".
12*
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12. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Etat der Vcrwaltungskosten der Landcsbank der
Nheinprovinz für die Etatjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

13. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Herabsetzungdes Zinsfußes der III. und IV. Emission von Nheinprovinz-Anleihescheinen
von 4 auf 3'/2°/«.

14. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend Ausgabe weiterer Nheinprovinz-Anleihescheine.

15. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die
Annahme einer dem Provinzialverbande Seitens der Ehcleute von Forkenbeckin Aachen zu
machendenSchenkung.

16. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat der Verwaltung des Landarmcnwesens der
Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

1?. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster
Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

18. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat der Polizeistrafgrldcrfonds und des Ehrmbrcit-
stein'er allgemeinenArmenfonds für die Etatsjahre vom I.April 1897 bis 31. März 1899.

19. Antrag der II, Fachcommifsionzu den Etats der Provinzial-Taubstummenanstalten zu Aachen,
Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied, Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-
Augusta-Stiftung und des Unterstützungsfonds für entlassene Taubstumme für die Etatsjahre
vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

20. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat der Provinzial-Blindenanstalt zu Düren für die
Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

21. Antrag der II. Fachcommifsion zu dem Etat über das Hebammenwesen einschließlichder
Hebammenlehranstalt zu Köln für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

22. Antrag der II. Fachcommifsion zu dem Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauwciler
für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

23. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat des Landarmenhauses zu Trier für die Etats¬
jahre vom 1. April 1897 bis 31. März 1899.

24. Antrag der II. Fachcommifsion zu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzial¬
ausschusses,betreffend die Genehmigung einer neu aufgestelltenHausordnung für die Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Nrauweiler.

25. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Weiterbewilligung eines jährlichen Znfchussesan den Verein zur Beförderung
des Taubstummenunterrichts in Köln.

26. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialauschusses,
betreffend die Kosten der Errichtung einer Provinzial-Blindenanstalt zu Neuwied.

27. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Verkauf zweier Häuser an der Provinzial-Blindenanstalt zu Düren.

28. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Erlaß der Rückzahlung des der Kolonie Wilhelmsdorf im Jahre 1882
gewährten unverzinslichen Darlehens von 10 000 Mark.
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VorsitzenderNecker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses zur Einficht offen.
Schriftführer für heute sind die Herren Abgeordneter Linz für die Rednerliste und

Abgeordneter Spiritus für das Protokoll,
An geschäftlichen Mittheilungen, meine Herren, habe ich Ihnen folgende zu machen. Es

liegen nur zwei Anträge aus dem Hause vor:
a. Der Provinziallandtag möge seine Ueberzeugung dahin aussprechen, „daß die Ein¬

führung beziehungsweifeAufrechterhaltungvon Staffeltarifen auf Getreide, Mühlen¬
produkte, Vieh und Holz eine empfindliche Schädigung der Rheinischen Landwirthschaft
darstellt, und dementsprechend die Königliche Staatsregierung crsnchen, die bezeichneten
Staffeltarife zu beseitigen beziehungsweisenicht neu einzuführen",

d. Der Provinziallandtag wolle beschließen: „Bei dm großen Schädigungen, welche die
RheinischeLandwirthschaft in den letzten Jahren durch die Einschleppung und Aus»
breitung von Viehseuchenerfahren hat, erscheinen wirksamereMahnahmen zum Schutze
des heimischenViehbestandes dringend geboten. Insbesondere erkennt der Provinzial¬
landtag die Absperrung gegen das Ausland für Vieh und Viehprodukteals unerläßliche
Grundlage an, um zu einer Wiedergesundung des inländischen Viehbestandes zu
gelangen; daher fordert derselbe in Uebereinstimmung mit den schon vorliegenden
Beschlüssen des Rheinischensowie des Westfälischenlandwirtschaftlichen und Bauern-
vcreins die KöniglicheStaatsregierung auf, die in dieser Beziehung zur Zeit noch
vorhandenen Lücken, insbesondere gegenüber Dänemark und Holland auszufüllen".

Beide Anträge habe ich drucken und den Herren zustellen lassen. Sie werden dieselben
"uf Ihren Plätzen vorgefundenhaben, und sie werden demnächst auf die Tagesordnung gesetzt werden.

Dann, meine Herren, ist eingegangen eine Petition an den Provinziallandtag, in welchem die
^ewohner von Himmelgeist gegen die Ausführung des Banndcichcs Itter-Himmelgeist oder aber
für erheblich höhere Betheiligung der Provinz an den Ausführungskostendieses Deiches petitioniren.

Diese Petition ist nach der letzten Plenarsitzung eingelaufen, ich habe dieselbe an die
^- Fachcommissionabgegeben, da von der Ausführung des Deiches in der der II. Fachcommission
ubcrwieseneu Vorlage des Provinzialausschusses— Drucksachen.Nr. 29 — die Rede ist. Sie
wird alfo mit diefer Druckfache f. Zt. zur Verhandlung kommen, und ich nehme an, daß das
Haus mit der Zutheilung dieser Petition an die II. Fachcommissioneinverstandenist.

Dann ist eingegangen ein Schreiben des Vorsitzenden der Commissionfür die Denkmäler-
mtistik der Nheinprovinz, Professor Loersch zu Bonn, an den Herrn Landesdirektor. Dasselbe ist
"N Druck vervielfältigt und vertheilt worden. In diesem Schreiben ist von der Ausführung des
^ierks: „Kunstdenkmäler der Nheinprovinz" und über die Höhe der entstandenenKosten Mit¬
theilung gemacht, und der Herr Landesdirektor ersucht, dem Provinziallandtage den Dank der
^""Mission für das ihrer Aufgabe entgegengebrachteWohlwollenzu übermitteln. Einen Band
°es Werkes und eine Subfkriptonsliste auf dasselbe werde ich im Lesezimmerauflegen lassen.

An Eingängen habe ich Ihnen folgende mitzutheilen:
„ Es ist eingegangen ein Schreiben des Herrn AbgeordnetenHüsgen, in welchemer nm
«rlanb bittet, weil es ihm in Folge Unwohlseins mehrere Tage nicht möglich sei, den Sitzungen
°s Landtags beizuwohnen.

w . Desgleichen ein Schreiben des Herrn AbgeordnetenWcgeler, der wegen einer dringenden
°tse Freitag und Samstag an Berlin gebunden ist.
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Endlich ein Schreiben des Herrn Abgeordneten Ianßen, das ihn von der heutigen
Plenarsitzung zu entschuldigenbittet, weil er erst morgen Abend wieder von seiner Heimath zurück¬
gekehrt sein kann.

Sodann, meine Herren, ist auf die Einladung, welche meinerseits in Ihrem Namen an
Seine Königliche Hoheit den Erbgroßherzog, kommandirendenGeneral unseres Armeekorps, gerichtet
ist, leider ein ablehnendes Schreiben eingegangen, welches ich durch Verlesung zu Ihrer Kenntniß
bringen werde.

Schriftführer Spiritus liest:
„Aachen, den 10. März 189?.

Euer Hochwohlgeboren spreche ich meinen verbindlichsten Dank aus für die als
Vorsitzender des 40. Rheinischen Provinziallandtags Namens desselben an mick
gerichtete liebenswürdige Einladung zu dem am 17. d. M. in Düsseldorf stattfindenden
Festessen. Ich weiß diese freundliche Aufmerksamkeithoch zu schätzen und würde mich
sehr gefreut haben, bei dem Anlaß die Bekanntschaftder Mitglieder des Provinzial-
landtags machen zu können. Um fo mehr bedaure ich, nicht erscheinen zu können,da
eine seit geraumer Zeit angesetzte Dienstreisein die auswärtigen Garnisonen des Eorps-
Bezirks mich an jenem Tage in Trier festhält, fu daß es mir unmöglich wäre, an
gedachtemAbend Düsseldorf zu erreichen. Indem ich daher bitte, mein Nichterscheinen
freundlich zu entschuldigen,bin ich mit der Versicherungvorzüglicher Hochachtung

Euer Hochwohlgeboren

ergebenster

gez. Friedrich Erbgroßherzog von Baden."

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich habe diesem eigenhändigen Schreiben Seiner
Königlichen Hoheit nur uoch hinzuzufügen,daß ich gestern in Köln gewesenbin, um mich ihm vor¬
zustellen, und daß ich bei dieser Gelegenheit die Einladung nochmals wiederholt habe. Seine
KöniglicheHoheit haben mir versichert, daß er, wenn es irgend möglich gewesenwäre, der Ein¬
ladung unbedingt Folge geleistet haben würde; wenn es angängig gewesen wäre, das Fest eine»
Tag zu verschieben, dann würde er, wenn es ihm auch schwer geworden wäre, der Einladung
haben Folge leisten können. Diese Verschiebung war aber ausgeschlossen,weil am Donnerstag
die Tonhalle durch eine große Musikaufführungin Beschlag genommenist, und wir also in derselbe»
leinen Raum fänden. Ich wollte diesem persönlichenBedauern Seiner KöniglichenHoheit hier
nochmals Ausdruck geben.

Dann, meine Herren, gebe ich dem Herrn Landesdireltor zu einer Mittheilung vor der
Tagesordnung das Wort.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Es ist mir von einem Mitglied dieses hohe"
Hauses der Abschnitt einer Zeitung aus Bonn übergeben worden, in welchem unter der Marke
„Steinbruch der Prouinzialverwaltung im Sicbcngcbirgc" mitgetheilt wird, ich hätte hier erklärt,
die Provinz habe wieder einen Steinbruch im Sicbcngcbirgc crworbc» und wcrdc denselbendem«
nächst betreiben. Das ist total unrichtig; davon habe ich kein Wort gesagt und konnte kein Wort
davon sagen, weil wir einen Steinbruch im Siebcngebirge nicht erworben haben und auch »ich
erwerben wollen. Der Steinbruch, von dem ich gesprochenhabe, befindet sich auf dem linke"
Nheinuser, in einem Seitenthals des Rheines, weit ab vom Rhein und hat mit dem Sieben-
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gebirge nichts zu schaffen. Wir haben unsern Steinbruch im Siebengebirge ja gerade aufgegeben,
weil wir dem Bestreben zur Erhaltung des Siebengebirges in jeder Beziehung günstig gegen¬
überstehenund dessen Förderung in keiner Weise entgegen handeln wollen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir treten in die Tagesordnung ein. Der erste
Gegenstand ist:

Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw.
Stellvertretern der Ober-Ersatzcommissionen,

Berichterstatter ist Herr Schmidt von Schwind.
Berichterstatter Abgeordneter Schmidt von Schwind: Meine Herren! Der Prouinziab

ausschußbeehrt sich, Ihnen folgende Herren als bürgerliche Mitglieder, bezüglich Stellvertreter
der Ober-Ersatzcommissioncnin den Bezirken der 2?., 28., 29., 30., 31. und 32. Infanterie-
Vrignde zur Wieder- resp. Neuwahl vorzuschlagen.

I. Bezirk der 30. Infanterie-Brigade: Mitglied Herr Rentner Peter Josef Constantin
Schwitz de Pro in Hennef; als erster Stellvertreter Bürgermeister Vreuer in Neuwerk; zweiter
Stellvertreter: Gutsbesitzer und Beigeordneter Heinrich Thom6e zu Neuenhans; dritter: Guts¬
besitzer Schurff zu Vonnschenhofbei Obcruleis; vierter: Gutsbesitzervon Pelken zu Hennef.

II. Bezirk der 30. Infanterie-Brigade: Mitglied: Stadtverordneter Theodor Schaurte
in Köln-Deutz; als Stellvertreter: 1. Gutsbesitzer C. Kaulen in Lövenich; 2. Fabrikant Bernhard
Krawinkelzu Volmerhausen und 3. GutsbesitzerIohaun Komp zu Vochem.

Bei der 29. Infanterie-Brigade hat der Rentner Heinrich Elacssenin Aachen sein Amt
niedergelegtund wird Ihnen der Ehrenbürgcrmeister Gutsbesitzer Vürsgens zu Güsten, Kreis
Mich, vorgeschlagen; als I. und 2. Stellvertreter wieder die bisherigen Herren, als 3. wird Ihnen
"«geschlagen der Gutsbesitzer Franz Fischenich zu Gangelt, Kreis Geilenkirchcn,als 4. der Ritter¬
gutsbesitzer Major a. D. Freiherr von Vlanckart zu Alsdorf, Landkreis Aachen.

Für die 27. Infanterie-Brigade als Mitglied: der Kaufmann und Rittmeister a. D.
Moritz Hascnclever in Ehringhausen bei Nemscheid, als I. Stellvertreter der seitherige Herr, ebenso der
2-- der 3. und der 4. Als neu zu wählen wird Ihnen vorgeschlagender Fabrikant, Premier-
llcutenant der .Landwehr a. D. Rudolf Hardt zu Lennep.

Bei dem 1. Bezirk der 28. Infanterie-Brigade wird Ihnen das alte Mitglied der
Oberst a. D. von Nudorff in Düsseldorf wieder vorgeschlagen,ebenso als Stellvertreter dieselben
5 Herren wie früher.

Im II. Bezirk der 28. Infanterie-Brigade geradeso, dieselben Mitglieder und dieselben
Stellvertreter.

Beim I. Bezirk der 31. Infanterie-Brigade wird Ihnen der Gutsbesitzer Nackhausen zu
^ ettehammer, der bisher Stellvertreter war, als Mitglied vorgeschlagen,als Stellvertreter 1. der
Zentner und Beigeordnete Mauelshageu iu Wisse», 2. der Rentner Freiherr von Ayx m Ahr-
weilcr und 3. der Gutsbesitzer Jacob Peters in Fressenhofbei Ochtendung.

Im II. Bezirk der 31. Infanterie-Brigade hat der Kreisdeputirte und Mlyor a. D.
""' Stedman auf Haus Vesselich sein Amt niedergelegt und wird Ihuen statt dessen der Oberst
ö' D- Nehm zu Pfaffendorf uorgefchlagen. Die Stellvertreter bleiben dieselben3 Herren.

Im I. Bezirk der 32. Infanterie-Brigade bleibt das Mitglied Herr Glashüttenbesitzer
^°uis Vopelius in Sulzbach, ebenso der 1. Stellvertreter Herr Gutsbesitzer Alexander Bauer zu
MM Grohwald. Neu vorgeschlagenwird Ihnen als 2. Stellvertreter der FabrikbesitzerRitt-
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meister d. L. Carl Karcher zu St, Johann und als 3. Stellvertreter der Gutsbesitzer Rittmeister
d. L, Paul Karcher auf Forbacherhof bei Neunkirchen.

Bei dem II. Bezirk der 32, Infanterie-Brigade ändert sich nichts. Sowohl der Guts¬
besitzer Friedrich Herrmann zu Mnlheim a. d. Mosel wird Ihnen wieder vorgeschlagen,als auch
sämmtliche 3 Stellvertreter.

VorsitzenderBeÄer: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl annehmen, daß der Landtag mit dem Antrage der Commission, welcher Ihnen
gedruckt vorliegt, und welcher dahingeht, einmal die Wahl nach Maßgabe der Vorschläge zu
bewirken,und zweitens, den Prouiuzialausschuß zu beauftragen: „falls bis zum Zusammentritt des
nächsten Provinziallaudtagcs in dem Bereiche der 2?., 28., 29., 30., 31. und 32. Infanteriebrigade
durch Tod, Verziehen, Amtsniederlegung :c. Ersatzwahlen nöthig werden sollten, diese Wahlen
Namens des Provinziallmidtags zu thätigen und dem Provinziallcindtage alsdann in der nächsten
Tagung von den etwa stattgehabten Wahlen Mittheilung zu machen", daß der Landtag mit diesem
Antrage einverstandenist. — Ein Widerspruchwird nicht laut; ich stelle das fest.

Wir kommen zum zweiten Gegenstände der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommissiou zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses über den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffend die
Ausführung des Fischereigcsetzes in der Nheinprovinz, sowie Antrag des
Abgeordneten Neusscl zu diesem Entwurf.

Berichterstatter sind die Herren Abgeordneten Knebel und von Grand-Ry.
Ich gebe zunächstdem Herrn Abgeordneten Knebel das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Die Fischerei ist bei uns durch

das Fifchercigefctz geordnet, das für den ganzen preußischen Staat erlassen ist. Mit Rücksicht aber
darauf, daß in den einzelnen Theilen unseres Staates außerordentlich verschiedeneVerhältnisse
vorliegen, und daß auch die Gewässer sehr verschiedenartigeVoraussetzungen für die Fischerei
haben, hat diefcs allgemeine Gesetz vorbehalten, daß eine Anzahl von Fragen durch provinzielle
Verordnungen zu regeln sei, die Allerhöchsten Orts zu erlassen sind nach Anhörung des Prouinzial-
laudtages. Auch für die Rheinprovinz ist eine solche Allerhöchste Verordnung ergangen, die aber
in verschiedenen Punkten, wie ganz erklärlich, sich mit der Zeit als verbesserungsbedürftigerwiesen
hat. Unter Anderem hat der 37. Provinziallandtag sich dahin ausgesprochen,daß die Schonzeiten/
die u. A. provinzieller Ordnung überlassen sind, mehr den örtlichenVerhältnissen angepaßt werden
müßten. Er hat keine ltritik geübt an den allgemeinen Bestimmungen über die Schonzeit, nur
daß er eine Art der Schonzeit, die Frühjahrsschonzcit,weiter hat ausgedehnt wissen wollen.

Die jetzige Vorlage beabsichtigt,dem Verlangen des Provinziallandtages nachzukommen,
hat aber bei dieser Gelegenheit noch eine Anzahl anderer Punkte eiubczogen,die ebenfalls einer
Aenderung bedürftig erschienen. Da der Provinziallandtag über die Verordnung gehört werden
soll, so ist zunächstuns diese Vorlage gemacht worden. Mit Genehmigung des Herrn Präsidenten
werde ich nicht die einzelnen Paragraphen durchgehen, sondern dem hohen Hause nur diejenigen
Aenderungen paragraphenweisemittheilen, die von Seiten der Königlichen Staatsrcgicrung in Ausstch
genommensind, und nehme an, daß dann von Seiten des Herrn Präsidenten über die einzelne«
von der Staatsregierung in Aussicht genommenenAenderungen die Diskussion eröffnet wird.

Ich beginne dann mit dem Eingang, in dem eine Acudcruug enthalten ist, die s'^^
einen späteren Paragraphen bezieht. Es handelt sich um den Ausschlußder preußisch-luxemburgisch"
Gewässer, worauf ich nachher bei dem betreffendenParagraphen zurückkomme» werde. Auch >
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8 1 sind zwei Aenderungenvorgeschlagen. Zu den Gegenständen,die provinziell zu regeln sind,
gehört die Feststellungderjenigen Fischlänge,bei welcher es erlaubt ist, die einzelnen Fische zu fangen,
bezw, zum Verkauf auszubietcu. Seitdem die Verordnung erlassen worden ist, haben sich einzelne
neue Fischarten in der Rhciuproviuz eingebürgert. Es ist das namentlich die Regenbogenforelle
und der Vachsaibling,beides amerikanische Fischarten, die jetzt in so erheblicherWeise in uuseren
Gewässernvorkommen, daß es angezeigt ist, auch für sie eine Miudcstlängc vorzuschreiben. Es
ist das geschehen im 8 1; und daß es geschehen ist, kann ja nur als eiu Fortschrittangesehen werden.

Der 8 1 hat sich aber darauf nicht beschränkt, sondern er hat auch die Möglichkeit offen
gelassen, daß, wenn weitere Nutzfischarten in ähnlicherWeise sich einbürgern sollten, dann für diese
ein Mindestmaß vorgeschrieben werden kann und zwar Seitens des Ministers für Landwirthschaft.
W ist das geschehenzunächst mit Rücksichtauf eine Kreuzung des Bachsaiblings mit unserem
einheimischen Saibling, die öfter vorkommt, aber noch nicht in dem Umfang, daß eine eigene
Vorschrift sich dafür gerechtfertigthätte. Der Bestimmung ist aber eine allgemeinere Fassung
gegeben, nach welcher,wenn noch weitere Fischarten sich einbürgern, ohne vorherige Vernfung des
Provinziallandtags der Minister für Landwirthschaftbefugt ist, ein Mindestmaß vorzuschreiben.

Die Commission ist der Ansicht gewesen, daß diese Aenderung des 8 l lediglich
empfchlcnswerth,ci.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Die Diskussion
'st eröffnet. Ich frage, ob Jemand das Wort zu 8 l verlangt? — Das scheint nicht der Fall
^ sein. Ich schließe die Diskussion,

Wir fahren fort mit 8 2.
Berichterstatter AbgeordneterKnebel: Wenn der Herr Präsident gestattet, dann werde ich

"uf 8 3 übergehen, weil in 8 2 Aenderungen sich nicht finden.
Der 8 3 dagcgeu bildet den Schwerpuukt des ganzen Gesetzes Es handelt sich da um

eine auderwcitc Regelung der Schonzeit, die in verschiedenerBeziehung geändert werden soll.
Zum Verständniß dieses Paragraphen gestatte ich mir voranszuschicken, daß die Regelung der
Schonzeit immer auf eine besondereSchwierigkeitgestoßen ist: Das ist der Umstand, daß zwei
unserer allcrwichtigstcnFischarten, der Lachs und die Forelle, eine andere Laichzeit haben, als alle
übrigen Fischarten Der Lachs und die Forelle laichen im Herbste, während unsere übrigen
Nscharten im Frühjahr laichen. Will ich also den Lachs und die Forelle besondersbegünstigen,
dcmu muß ich im Herbst eine Schonzeit vorschreiben,die sogenannte Winterschonzeit. Will ich
die anderen Fischarten begünstigen, dann muß die andere, die Frühjahrsschonzcit vorgeschrieben
Werden. Nun ist bei uns für fast alle größeren Gewässer die Frühjahrsschonzeitvorgeschrieben
worden mit Rücksicht darauf, daß doch neben Lachs und Forelle eine sehr große Anzahl anderer
Msche vorhanden sind, die der Schonung bedürfen, . ^. <^ „„. , »^ .. ,

Die Winterschonzeit bildet nach dem Gesetz die Regel und die Fruhiahrsschonzeitmuß
Inders vorgeschrieben werden. Obschon die meisten größeren Gewässer bereits der Frühjahrs-
Unzeit zugetheilt sind, erscheinen die örtlichen Verhältnisse noch mcht ausre.chend beruckslch igt.

^ wird infol edess n org Magen, außer den Flüssen, die hente schon

Gunter der Nh in sich b findet, die Issel, die Mosel, die V.es, d.e Saar d'e Zuflnsse der
6°", die Lahn und eine große Zahl kleinerer Gewässer der noch
Zuweise« die Ruhr, die Nahe, deu Glcm, die Kyll «°m De.mlmgernmhlenwegbe. Dan enbach
!' M Müudnng n die Mosel, die Salm von dem Wehr der unteren Wassermühlezu Clüsserath

b« M Wilndun in die Mo el die Dhron von dem Wehr der untersten Wassermühle zu Dhrou
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bis zur Mündung in die Mosel, die Lieser von dem Mühlenwehr zu Maring bis zur Mündung
in die Mosel, die Prüm von der massivenStraßenbrücke bei Irrel bis zur Mündung in die
Sauer und endlich die Prims vom Nalbacher Wassermühlcnwehrbis zur Münduug in die Saar.

Die Commission befand sich einer schwierigenAufgabe gegenüber, darüber urtheilen zu
sollen, ob in der That positive Gründe vorliegen, diese Ihnen hier genannten Bäche der Früh-
jahrsschonzeit zuzuweisen, Sie konnte sich nur darauf beschranken zu fragen, ob gegen diese
Zuweisung Bedenken erhoben würden, indem sie annahm, daß den Vorschlägen der Königliche!:
Stlllltsiegierung sorgfältige Ermittelungen vorausgegangenwären. Es sind innerhalb der Commission
Bedenken gegen diese Zuweisung nicht erhoben worden und es dürfte daher das hohe Haus zu
bitten sein, daß, wenn innerhalb des hohen Hauses Bedenken vorhanden sein sollten, sie heute zum
Vortrug gebracht weiden.

Es enthält aber der ß 3 auch noch mehrere andere Aenderungen, eine ist sehr wenig
erheblich aber doch erwähncnswerth. Während bisher die Schonzeit nnr festgesetzt war, vom
Anfangstag bis zum Endtag, schreibt die Vorlage vor, die Festsetzung einer Stunde einzuführen,
sodaß gar kein Zweifel darüber entstehen kann, in welchem Augenblickedie Schouzeit beginnt.
Es hat also die Vorlage sowohl für den Anfangstag als auch für den Endtag die Stunde von
6 Uhr vorgeschlagen.

Eine dritte Aenderung, die der Paragraph uoch vorsieht, ist die, daß eine Erlaubniß zum
Fang vou Lachsen während der Schonzeit, welche in der bestehendenAusführungsverordnung vor¬
gesehen ist, zurückgezogcuwerde» kann dann, wenn die übernommenen Verpflichtungen nicht
erfüllt werden.

Ich glaube, diese beiden Aenderungen werden auf Bedenken überhaupt nicht stoßen und
kann ich deshalb im Ganzen den Paragraphen so, wie ihn die Königliche Staatsregierung zur Vorlage
gebracht hat, zur Auuahme empfehlen.

Es bleibt mir jedoch noch übrig, über zwei vorgeschlageneAenderungen zu berichte».
Zunächsthat der Herr Professor von La Valette St. George, bekanntlich der Vorsitzende des Rheinische»
Fischereivcreinsund ein ganz hervorragender Sachverständiger, ciue Aenderung in der Abgrenzung
derjenigen Gewässer, die für die Frühjahrsschunzcitvorgeschlagen werden sollten, beantragt. Die
Eommissiunvermochtenicht zu übersehen,wieweit dieser Antrag begründet sei, uud sprach deshalb
nn den Herrn Ober-Präsidenten die Bitte aus, daß von Seiten der Verwaltung nähere Ermittelungen
darüber angestellt werden möchten, und die Verwaltung demgemäß, wenn es empfehlenswert!)
erscheinen sollte, die von Herrn Professor von La Valette beantragte Aenderung vornehmen«lochte.

Eine zweite Aenderung war von einem Mitgliedc dieses hohen Hauses, dem He«"
Abgeordneten Ncusscl vorgeschlagen, Sie ging dahin, daß eine absolute Schonzeit, also eine solche,
die sich nicht allein auf 3 Tage in der Woche erstreckt, ermöglichtwürde.

Herr Ncussel, der iu der Eommission anwesend war, zog seinen Antrag später zurück,
indem er selbst darauf hinwies, daß in dem später zu erörternden 8 N dieser Vorlage bereits der
Verwaltung ein Recht zugetheilt worden ist, das weiter geht, als sein Antrag. In Folge dessc»
dürsten diese beiden Anträge eine weitere Erörterung hier nicht erfordern.

Im Uebrigen aber wiederhole ich, daß Namens der Eommission die Annahme der
Regierungsvorlage hinsichtlich des 8 3 beantragt wird.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammhcim: Ich eröffne
auch hierüber die Diskussion, frage, ob Jemand das Wort verlangt. - Das scheint nicht der Fall
zu sein. Dann darf ich annehmen, daß der Vorschlag der Commission in Bezug auf 8 3 a»gc-
nommen ist.
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Wir kommennunmehr zu ß 4.
Berichterstatter AbgeordneterKnebel: Ich glaube auch 8 4 und 5 übergehen zu dürfen,

in deucn Aenderungennicht vorgeschlagen sind, uud zu § 6 übergehenzu können und zwar zu dem
neuen § 6, wie er in der jetzigen Vorlage vorgeschlagen ist.

Der 8 6 stellt sich als eine Ergänzung derjenigen Vorschriften dar, die in § 3 ertheilt
sind. Der § 3 erweitert die Schonzeit fiir diejenigen Fischartcu,die Frnhlingslmcher sind, und es
könutc darin eine Gefährdung liegen für die Herbstlaicher,die Forellen und die Lachse. Um ein
Gegengewichtgegen diese allerdings durch die Ausdehnung des 8 3 entstehende Gefährdung herbei¬
zuführen, schlagt die Staatsregicruug im 8 6 vor, daß im Wege der Bczirks-Polizeivcrordnnng
für bestimmte Gewässcrstrecken mich außerhalb der jährlichen Schonzeit die Fischerei bis zur
Dauer von 6 Wochen untersagt werden kann. Wie gesagt, hat diese Bestimmung wesentlich die
Schonung der beiden Arten des Lachses und der Forelle im Auge, die man als durch eine zu
weitgehende Frühjahrsschonzeit gefährdet ansehen könnte. Die Commission trat auch hier der
Ansicht bei, daß ein Schutz für diese wichtigenFischarten sich durchaus empfehle,und bittet Sie
"m Ihre Zustimmung zu diesem Paragraphen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne auch
über 8 6 die Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt. — Das scheint nicht der Fall
zu sein. — Dann darf ich wohl annehmen, daß der 8 6 ebenfalls angenommenist.

Wir kommen dann zu 8 ?-
Berichterstatter Abgeordneter Knebel: 8 ? enthält keine Aenderungen; ebenso wenig wie

8 8. Ich dcnf deshalb wohl zu 8 9 übergehen?
8 9 enthält auch nur eine Abänderung, die im Wesenlichcnder Ausführungs-Verordnuug

nachgebildetist, wie sie für die übrigen Provinzen bereits besteht.
In den übrigen Provinzen ist ein besonderer Schutz eingeführt für KrebZwcibchenund

zwar dahin, daß, wenn dringendeRücksichtenauf die Erhaltung des Krebsbestandeses erfordern, der
Fang Eier- oder Junge tragender Krcbswcibchcnim Wege der Vezirks-Polizeiverordnungverboten
°der zeitweilig untersagt werden kann, Es erscheint umsumchr angezeigt, diese Bestimmung, wie
sie für die anderen Provinzen bereits besteht,auf die Nhcinproviuz zu übertragen, als ein nicht
"''erheblicher Rückgangim Krcbsfangin der Rheinprovinzsich bemerkbar gemacht hat Die Commission
'st mich mit dieser Bestimmung der Vorlage einverstandengewesen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne
"uch hierüber die Diskussion und frage, ob Jemand das Wort verlangt. - Das scheint nicht der
Fall zu sei», __ D„„„ spieße ich die Dislussiou und wir gehen über zu 8 10.

Berichterstatter AbgeordneterKnebel: Die 8s 10-13 enthalten keine Aenderungenund
'ch bitte um die Erlaubniß auf 8 14 übergehen zu dürfen. «,,«>. .

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheun: Wenn Niemand
das Wo^ verlangt, so nehme ich an, daß wir auf 8 14 übergehenkönneil.

Berichterstatter Abgeordneter Knebel: 8 14 behandelt einen ganz besonderen örtlichen
Gegenstand. Es handelt sich um die Eisfischerei in. Glan. Diese besteht m Ausnbnng der
M)erei auch in: Winter, die anscheinendder Fischerei sehr schädlich ist^ Es wnd das Els vom
Nuß aufgehauen und die Fische werden unter dem Eis weggefangen. Der Glan liegt bekanntlich
? der preußisch-pfälzischenGrenze und in der Pfalz ist man bereits vor längerer Zeck dazu
bergegangen, diese dem Fischbestandesehr schädliche Fangweise ganz zu untersagen Es haben

^Handlungen zwischen der bayrischen und der preußischenStaatsrea.erung stattgefunden über
13»
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Ausdehnung des in Bayern vorhandenen Schutzes auf Preußen, diese haben zu einer Verständigung
geführt, wonach für Preußen gewisseBestimmungen für den Man vereinbart worden sind, die
der § 14 der Vorlage enthält. Es soll nur auf eine bestimmte Länge und in einem bestimmten
Abstand und bis in die Mitte des Flusses das Eis aufgehauen werden dürfen. Die Verhältnisse
sind der Commissionnicht bekannt gewesen; da es sich aber um eine Verständigung mit einem
anderen Staat handelt und der Zweck zweifellos ein guter ist, so hat die Commissionauch gegen
diesen Paragraphen Einwendungen nicht zu erheben gehabt.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne
auch hierüber die Diskussion. Es scheint, daß Niemand das Wort verlangt. Dann darf ich wol
annehmen, daß der 8 14 angenommen ist.

Wir kommen zum folgenden Paragraphen.
Berichterstatter AbgeordneterKnebel: Bitte zu § 18.
Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Bis zu § 18.

Verlangt Jemand das Wort zu diesen Paragraphen? — das scheint nicht der Fall zu sein. —
Dann treten wir ein in die Diskussion des § 18,

Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Seit Erlaß der Ausführungs¬
verordnung für die Nheinprovinz ist mit Luxemburg ein Vertrag abgeschlossen worden über die
Ausübung der Fischerei in denjenigen Gewässern, die gleichzeitig an Preußen und Luxemburg
grenzen; selbstredendmüssen auch nach diesem Vertrage die Vorschriften sich richten, nach denen
man innerhalb dieser Gewässer zu verfahren hat. Lediglichdiesem formellen Gesichtspunkteträgt
der vorliegendeParagraph Rechnung,indem er vorschreibt, daß für diefe Gewässer die Vorschriften
des Staatsvertrages maßgebend fein sollen. Infolgedessen ist auch im Eingang der Ausführungs¬
verordnung der bereits erwähnte Vorbehalt wegen der preußisch-luxemburgischenGewässer gemacht
worden. Es wird hier wohl kaum ein Bedenken zu erheben sein,

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich darf hier
wol auch annehmen, daß, wenn nicht das Wort verlangt wird, der Paragraph als angenommen
betrachtet wird und constatire, daß das Wort nicht verlangt ist.

Wir gehen über zu § 19.
BerichterstatterAbgeordneter Knebel: § 19 enthält die letzte Veränderung, eine Ermächtigung

nämlich für den Fall, daß der Fischereiuertmg, der zwifchen Preußen einerfeits und Holland und
der Schweiz andererseits besteht, etwa gekündigt oder verändert werden sollte. Dann soll der
Minister für Landwirtschaft befugt sein, die nöthigen Vorschriften zu treffen, um die Fischerei
zu schützen. Auch hier ist der Zweck durchaus zu billigen. Aus der Commission wurden einige
Zweifel darüber erhoben, ob man eine derartige Ermächtigung dem Minister für Landwirthschast
in die Hand legen follte. Es wurde gefragt, ob es nicht wünfchenswerth wäre, dies auch dein
Provinziallandtag vorzubehalten, refp, der Allerhöchsten Ausführungsverordnung. Es wurde aber
erwidert, wie ich glaube mit vollem Recht, daß für die Staatsregierung keinerlei Grund vorliegt,
hier anders zu verfahren, als im Sinne der bestehendenVorfchriften liegt und die Commission
ist über diese Bedenken dann hinweggegangen, denen übrigens auch von Seiten des betreffenden
Mitgliedes weitere Folge nicht gegeben worden ist. Auch hier schlägt also die Commissiondie
Befürwortung der von der KöniglichenStaatsregierung vorgeschlagenenAenderung vor.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion über § 19 und frage, ob Jemand das Wort verlangt? - das scheint nicht der Fall
zu sein. — Dann schließe ich die Diskussion und wir gehen über zum letzten § 20.
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Berichterstatter AbgeordneterKnebel: Der § 20 hat nur formelle Bedeutung und bedarf
wol kaum der Erörterung,

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnbergt-Stammheim: Auch hier scheint
nicht das Wort verlangt zu werden.

Dann ertheile ich dem KorreferentenHerrn von Grand-Ry das Wort.
KorreferentAbgeordnetervon Grand.Ry, Meine Herren! Ich habe nach dem erschöpfenden

Vortrage des Herrn Referenten nichts mehr hinzuzufügen, es sei denn, falls ich es nicht überhört
habe, daß er nicht die Genehmigung zu der Aenderung in der Überschrift durch die Worte: „mit
Ausnahme der preußisch-luxemburgischen Grenzgcwässer"beantragt hat. (Abgeordneter Knebel: In!)
Sie werden dann verzeihen,das habe ich nicht gehört.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim. Der Herr
Korreferentverlangt nicht weiter das Wort? (Abgeordnetervon Grand-Ry: Nein!) Dann schließe
ich die Diskussionund wir kommenzur Abstimmungüber den Antrag der II. Fachcommission, der
dahin lautet:

„Der Provinziallnndtag wolle, nachdem der Antrag des Abgeordneten Ncussel —
Drucksachen. Nr, 36 — dnrch Zurücknahmeerledigt ist, den obcnbczcichnetcn Entwurf
zur Einführung empfehlen".

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche gegen diesen Antrag sind, sich erheben — der
Antrag ist einstimmig angenommen,da sich Keiner dagegen erhoben hat.

Wir kommennunmehr zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend einige Abänderungen des Besolduugsplans für die
Provinzialbcamtcn der Rhcinprovinz, in Verbindung hiermit diePetitionen
der Taubstummcnlchrer in Ncuwied und der Bauamtssekretäre um Auf¬
besserung ihrer Gehälter — Nr. 1 und 2 des Petitionsverzeichnisses,
Drucksachen Nr. 35. —

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Hagen.
Berichterstatter Abgeordneter von Hagen: Meine Herren! Es hat sich das Bedürfniß

herausgestellt, den vou Ihnen unter dem 12. Dezember 1890 angenommenenBcsoldnngsplan der
Provinzialbeamten in einigen Punkten einer Revision bezw. einer Aenderung zu unterziehen.
Wenn Sie die Vorlage zur Hand nehmen, Drucksache Nr. 4, so handelt es sich dabei um drei
Kategorien von Beamten: erstens um Beamte der Provinzial-Irrenanstaltcn, zweitens um Beamte
der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauweiler und drittens um einige sonstige Beamtcnklassen.

Zu I: Beamte der Provulzial-Incncmstalten. Dieser Abschnitt, meine Herren, hängt
zusammen mit der Vorlage, Drncksache Nr. 11, wo Ihnen auf Seite 29 über die Besoldungs-
vcrhaltnissc, namentlich des Pflegepersonals Vorschlägeunterbreitet sind. In weit höherem Maße
n°ch, als es bei dem Pflegepersonal der Fall ist, muß doch bei Besetzung der ganz besonders
verantwortungsreichmStellen der Direktoren und Aerzte darauf Bedacht genommenwerden, gegen
entsprechende Besoldung nur erste Kräfte zu gewinnen und zu erhalten. Dieser Gesichtspunktist
"s° in der Vorlage beachtet. 8«dcm trägt dieselbedurch Creirung von Oberarztstellen an den
höheren Anstalten dem hervorgetretenen Bedürfniß, den Direktor der Anstalt zu entlasten, in
"wünschter Weise Rechnung.

Im Einzelnen würden sich die GehaltsuerlMnisse der Aerzte wie folgt gestalten:
!> Direktoren, bisher 5000 bis 7500 Mark, nach der Vorlage 5000 bis 9000 Mark; II. Ober-
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ärzte an den stärker belegten Anstalten 4200 bis 5400 Mark; sodann sogenannte dritte Aerzte
2700 bis 3900 Mark. Die bisherigen zweiten Aerzte waren in früheren Etats vorgesehen mit
einem Gehaltssätze von 3000 bis 4200 Mark.

Dann handelt es sich hierbei noch um die Erhöhuug der Bezüge des Wirthschaftspcrsonals-
Es kommen in Betracht die Köchinnen: Obcrköchinncn,bisher 400 bis 600 Mark, in Zukunft
600 bis 900 Mark; die Oberwäschcrin 450 bis 700 Mach gegen jetzt 400 bis 6N0 Mark.
Endlich sollen noch nach dem Bcsoldnngsplan aufgenommen werden die im Etat pro 1895/97
neu eingerichteteStellen der II. Köchinnenmit 400 bis 650 Mark.

Juli. Meine Herren! Es hat sich in Bezug anf die Verhältnisseder Beamten der Provinzial»
Arbcitsanstalt in Vrauwciler eine anderweitige Regelung ihrer Eompctcnzm als ganz besonders
dringend herausgestellt. Es steht fest, daß es bei dem schweren Dienst, den die Beamten haben,
unter den heutigen Eomvctcnzcnnnmöglich ist, geeigneteElemente anzustellen. Zur Besserung der
Lage dieser Venmtenkatcgoricist zunächstvorgesehen,ihnen allgemein freie Heizung und Beleuchtung
zu der bisherigen freien Dienstwohnung bczw. Miethsentschädignnghinzuzugewährc». Es ist sodauu
vorgesehendie Stelle des Assistentenmit 1500 bis 2400 Mark. Das Aufsichtspersoualsoll wie
folgt aufgebessert werden: erstens Obcraufschcr,bisher 1200 bis 1725 Mark, in Zukunft 1500 bis
1800 Mark; Obcraufschcrin, bisher 1000 bis 1200 Mark, in Zukunft 1200 bis 1400 Mark;
Wcrkführcrin,bisher 800 bis 1100 Mark, in Zukunft 900 bis 1200 Mark; bei den Werkmeistern
und Aufsehern,bisher 1000 bis 1400 Mark, in Zukunft unter Festhaltung des bisherigenMinimal¬
satzes, Maximalsatz 1600 Mark; Aufseherinnen,bisher 700 bis 1000 Mark, in Zuluft 800 bis
1200 Mark.

Zu III. Meine Herren! Von den hier in Frage kommendenVeamtcnklassen hebe ich
zunächst hervor die Kanzlisten der Prouinzialverwaltung. Sie sind im Vergleich mit ihren
Kollegen bei anderen, namentlich staatlichen Behörden thatsächlichschlechtgestellt und dürften
dringend der Aufbesserungbedürfen. Ferner sind die Anforderungen an die Vorsteher der Landes-
bauämter in den letzten Jahren bekanntlichgestiegen. Es dürfte daher im dienstlichenInteresse
nur erwünscht sein, bei diesen Herren eine, wenn auch mähige Aufbesserung eintreten zu lasse!'.
Aehnlich liegen die Verhältnisse bei den Sekretären der Landcsbauämter. Dann kommen noch
in Betracht die Direktoren und Lehrer der Provinzial-Taubstummenanstaltcn, Lehrer an der
Provinzial-Blindenanstalt, die Hebammen, die Werkmeister an der Provinzial-Vlindcnansto.lt und
die Unterbcamten des Landarmenhauses in Trier.

Im Einzelnen sollen die Compctenzender soeben verlesenenKategorien wie folgt geregelt
werden: Die Kanzlisten, bisher 1350 bis 2100 Mark, in Zukunft 1500 bis 2400 Mark; Landes-
bauinspcktoren, bisher 3300 bis 5500 Mark, in Zukunft 3600 bis 6000 Mark; Direktoren der
Prouinzial-Taubstummenanstalten 3000 bis 4200 gegen bisher 2700 bis 3900 Mark; Lehrer
der Provinzial-Taubstummenanstaltcn 1800 bis 3000 Mark gegen seither 1500 bis 2500 Mark.
Ebenso steigen die Lehrer an der Provinzial-Blindenanstalt in Zukunft. Landesbauamlssekretäre
in Zukunft 1500 bis 2400 Mark gegen jetzt 1350 bis 2100 Mark.

Die Ober-Hebammen an dem Hebammenlehrinstitut in Köln würden nach den Vorschlägen
in Zukunft erhalten 700 bis 900 Mark gegen jetzt 600 bis 900 Mark; die II. Hebamme 600
bis 800 Mark, sie ist in dem Etat 1895/9? zuerst neu erschienen.

Werkmeisteran der Provinzial-Vlindcnanslalt sollen erhalten 1000 bis 1600 Mark.
Endlich die Unterbeamten des Landarmenhauses in Trier, die in dem früheren Besol¬

dungsplane nicht aufgeführt worden sind, darin aber noch aufgenommen werben sollen, sollen
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folgende Bezüge erhalten: Aufseher 1000 bis 1000 Mark, Aufseherinnen 600 bis 900 Mark,
Werkmeister800 bis 1200 Mark, Pförtner 800 bis 1200 Mark,

Unter der Voraussetzung,weine Herren, daß diese Vorschläge die Zustimmungfinden,würdm
die hier eingegangenen Petitionen der Landcsbauamtssektretäreund der Lehrer der Taubstummen¬
anstalten, deren Wünschen thcilweise Rechnung getragen ist, für erledigt betrachtetwerden können;
und dies kann wol um so mehr geschehen, als eine spätere generelle Revision des Besoldungs¬
planes im Hinblickauf etwaige Rückwirkungendes Lehrer-Besoldungsgesetzesund der Besoldungs¬
vorlage für die Staatsbeamten durchaus nicht ausgeschlossen erscheint.

Der Antrag der I. Fachcommissiongeht also dahin:
„Der Provinziallandtag wolle dem Antrage des Provinzialausschusseszustimmenund
die Petitionen der Taubstummcnlehrer zu Neuwied und der Vauamtssekretäre —
Nr. 1 und 2 des Petitionsverzcichnisses,Drucksachen.Nr. 35 — für erledigt erklären.

Gleichzeitigwird die in der letzten Sitzung — Drucksachen,Nr. 43 — vor¬
behalten«: Ausgabe der Anlage I, des Haupt-Etats, Titel III. Nr. 16 (Seite 26 des
Etatshcftes), zur Bewilligung vorgeschlagen".

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürslenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussion ein. Ich frage, ob Jemand das Wort dazu verlangt. — Das
scheint nicht der Fall zu schein. Dann schließe ich die Diskussionund frage den Herrn Referenten,
°b er noch etwas zu bemerkenhat. — Das ist nicht der Fall. Wir kommen dann zur Abstim¬
mung über den bereits soeben vom Herrn Referenten verlesenen Antrag. Ich frage, ob Sie noch
mmilll die Verlesung verlangen. — Das scheint nicht der Fall zu sein. Ich bitte, daß diejenigen
Herren, welche gegen den Antrag Ihrer Fachcommissionsind, sich erheben. — Es erfolgt kein
Widerspruch; ich darf also wohl annehmen, daß dieser Antrag der I. Fachcommissioneinstimmig
angenommen worden ist.

Wir kommen demnach zum vierten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu der Vorlage des Provinzialaus¬
schusses zu Titel III. Nr. 2 der Ausgaben des Etats des Provinzialland-
tllgs, des Provinzialausschusses und der Centralverwaltungsbehörde.

Referent ist Herr Freiherr von Coels.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Die wichtigste

Änderung, welche der Etat der Prouinzial-Centralvcrwaltungsbehörde aufweist, findet sich bei
°" Position 2 und der Position 4 der Ausgaben. Die bei Position 2 gemachte Ersparniß und
°'e Mehrausgabe, die sich bei Position 4 findet, sind durch die geplante Aeuderung in der Ein-
"chtung.der Centralverwaltungsbehörde bedingt. Es ist bei Position 2 vorgesehen,das Gehalt
ur mehrere Landcsräthe wegfallen zu lassen, und es ist dafür bei Position 4 das Gehalt von

^"desasfessoren eingestellt.
., Es ist erforderlich, zur Begründung dieser Etatsänderungen mit einigen Worten auf
""bestehenden und die geplanten Einrichtungen bei der Centralverwaltungsbehörde einzugehen,
^ch den bestehenden Einrichtungen, die im Wesentlichen auf einen, Ende der 70 er Jahre erlassenen
"Moment beruhen, werden die Geschäfteder Centralstellein einer größeren Anzahl von Abthei-
"'gm bearbeitet. Diese Abtheilungen stehen coordinirt neben einander. An der Spitze emer

^°°" befindet sich ein höherer Provinzialbeamter, ein Landesrath oder ein Landesbaumth, welcher
'"Geschäfte der Abtheilung unter der Aufsicht und der Controle des Landesdirektors erledigt,

"'°se Einrichtung hat sich viele Jahre bewährt; sie HM aber dem gewaltigen Anwachsen dex
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Geschäfte der Provinzialverwaltung gegenüber nicht Stand, Diese Geschäfte haben sich seit
Anfang der 80 er Jahre den Journal-Nummern nach ungefähr verdreifacht. Insbesondere ist
durch die bestehendeEinrichtung die Übersichtlichkeitder Geschäftsführung erschwertund die Ein¬
heitlichkeit und Gleichmäßigkeit des Geschäftsganges der nebeneinander arbeitenden Abtheilungen
gefährdet. Die Stellvertretung läßt sich nicht immer zweckmäßig gestalten, weil dazu bei Behin¬
derung eines Dirigenten einer Abtheilung stets nur der Dirigent einer anderen Abtheilung
herangezogenwerden kann, der sonst in einem völlig anders gearteten Geschäftskreise thätig ist.
Endlich ist bei dem Wechseleines Beamten stets ein Systcmwechsel zu befürchten, weil in der
Abtheilung Niemand verbleibt, dem die bisherigen Verwaltungsgcpflogenheiten der Abtheilung
bekannt sind. Um diesem Uebelstande zu steuern, ist nun ein neues Reglement ausgearbeitet
worden, welches Ihnen in Nr. 3 der Drucksachenvorliegt und auch bereits die Genehmigung
des Provinzialausschusscs erhalten hat.

Nach diesem neuen Neglement scheiden die landwirthschaftliche Verufsgenossenschaftund
die Alters- und Invaliditäts-Versicheruugsanstalt aus dem engerenRahmen der Centralverwaltungs-
stelle unserer Provinz aus. Der Nest der Geschäfte wird in 3 Abtheilungen eingetheilt, deren
Geschäftskreis sich anschließt an den Geschäftskreis der von dein Provinziallandtag eingesetzten
3 Fachcommissionen. An der Spitze jeder Abtheilung soll stehen ein Landcsrath, welchem ein
Landesassessorund die nöthigen technischen Veiräthe zur Seite gestellt werden, Die I. Abtheilung
der Centralstelle, welche der besonderenLeitung des Landesdirektors unterstellt bleibt, erhält einst'
weilen keinen Landesassessor,sondern statt dessen einen zweiten Landesrath,

Durch die Neueinrichtung sollen die Uebelstände beseitigt werden, die die jetzige Er¬
richtung herbeiführt. Durch die Verringerung der Abtheilungen wird die Übersichtlichkeit der¬
selben erhöht und eine einheitliche Erledigung der Geschäfte gefördert. Es wird dem Landes»
direktor möglich sein, allwöchentlichin jeder Abtheilung eine Conferenz abzuhalten und dort mit
den Neamten die wichtigstender zu erledigenden Sachen zu erörtern und zu entscheiden. Znr
Stellvertretung bei Verhinderung eines Abtheilungsdirigenten ist in jeder Abtheilung ein mit den
Geschäftenvertrauter jüngerer Beamter vorhanden. Auch ein Systemwechselist bei Abgang eines
Beamten nicht mehr zu befürchten, weil es unwahrscheinlichist, daß zugleichbeide der Abtheilung
angehörende Beamte ausscheiden.

In der Fachcommission sind trotzdem gegen die geplante Neuorganisation mehrere
Bedenken erhoben worden. Zunächst ist geltend gemacht worden, die III. Abtheilung habe eine
allzugroße Ausdehnung. Die Fachcommissiontonnte sich indeß diesem Bedenken nicht anschließe"'
weil zahlreiche der III. Abtheilung überwiesen« Sachen der Centralstelle nur geringe Arbeit
bereiten. Dazu gehören z, B. die im Wesentlichenbeim landwirthschaftlichenVerein für Rhein-
preuhen bearbeiteten Angelegenheiten der landwirthschaftlichenSchulen, dazu gehört die Verwaltung
des Rittergutes Desdorf, die wesentlich in Sekretariatsgeschäften bestehende Ausführung des
Gesetzes,betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, die Ausführung der Kör¬
ordnung, die Verwaltung des Langcnfelderhofes. Hervorgehoben wurde noch besonders, daß d^
Vereinigung des Strahenwesens und der landwirtschaftlichen Angelegenheiten in der Hand eines
Dirigenten den Vorzug mit sich bringt, daß dieser Dirigent bei Vereisung der Provinzialstrahe"
zugleich auch eine Besichtigung der von der Provinz geförderten Meliorationen vornehmen kon'^

Größerer Nachdruck wurde den Bedenken gegeben, welche sich gegen die Einführung de
Instituts der Landesassessorenrichten. Zunächst wurde behauptet, daß darin eine Beschränkung
eines Wahlrechtes des Vrovinziallandtages zu finden sei, weil die Landesassessoren,die nicht z"
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den dem Landesdirektor zugeordneten oberen Beamten gehören, vom Prouinzialausschusse zu
bestellen sind, während die Landesräthe, an deren Stelle sie treten, bisher vom Landtage
gewählt wurden.

Allseitig war man indeß diesen Bedenken gegenüber darin einverstanden,daß bei etwa
hervorgetretenem Bedürfniß in späterer Zeit eine Aenderung der Bestimmungen über die
Bestellung der Landesassessoren durch den Provinziallandtag erfolgen könne.

Gewichtiger waren die Angriffe, die sich gegen das Institut der Landesassessorenals
solches richteten. Dem Herrn Landesdirektor ist in der Commissionvorgehalten worden, er werde
an den Landesassessorenwenig Freude erleben; wenn sich auch viele junge Leute finden würden,
die zunächst, gereizt durch das ihnen gebotene auskömmlicheEinkommen, in die Dienste der
Provinzilllverwaltung übertreten, so würde sich deren Stimmung doch bald ändern lind zur
Unzufriedenheitumschlagen,wenn erst die im Staatsdienste gebliebenen College» der Landesassessoren
" späterer Zeit in bessere Stellen und höhere Gehaltöklafsen aufrücken, denn bei den Landes¬
assessoren würden Aussichten auf Beförderung nicht oder nur in untergeordnetem Maße
vorhanden sein.

Die Fachcommissionhat sich indessen diesen Bedenken nicht angeschlossen. Sie war der
Ansicht,daß die Aussichtender Landesassessoren auf Beförderung gar keine fo ungünstige snen,
weil die Zahl der Landesassessoren im Verhältniß zu derjenigen der Landesräthe eme recht
günstige ist. Jedenfalls war sie aber der Ueberzeugung, daß die Anciennitätsverhältnisse der
«"zustellendenLandesassessorenfür die nächste Zeit die befürchteten Ansprüche derselben mcht
würden hervortreten lassen. Dies dürfte aber für die Zwecke der Neuorganifation völlig genügen,
denn die Neuorganisation soll doch nichts anderes sein als ein Versuch. Nenn sie es zu Wege
bringt, daß 10 bis 15 Jahre hindurch die sachgemäße Erledigung der Geschäfte der Central-
«erwaltungssklle gesichert ist, so hat sie ihre Schuldigkeit gethan. Der Wechsel, welchem der
Geschäftskreisder Provinzialverwaltung unterliegt, die gewaltige Ausdehnung, die w Geschäfte
derselbenin den letzten Jahren genommen haben und immerfort noch nehmen, lassen es a s
^er erscheinen, daß in absehbarer Zeit abermals eine Neuordnung der Verwaltung stch als
Bedürfniß ern eisen wird Alsdann kann aber eine Berücksichtigungder Drenstverhaltmsseder
Provinzialbeanlten in gleicher Weise eintreten, wie solche auch bei der heute Ihnen vorgelegten
Neuordnung stattgefunden hat. , ^. . «^ ..««,.. ^
^ Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhe.m- Ich eröffne d
Diskussionund frage, ob Jemand das Wort dazu «erlangt. -Das Mut mcht der Fall u
s"n. Dann schließe ich die Diskussion und frage den Herrn Berichterstatter, ob er etwas zu

^"^ ko^ Wünschendienen, daß der Antrag noch einmal

7'" 'W^^ Spruch erfolg, der Antrag

'" ^^n-2! 7^ des
"ir "e Mats.

jähre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.
Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterFrechen von Coels.

14
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Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Dem zu Nr. 4
der Tagesordnung Gesagten habe ich nur uoch Weniges hinzuzufügen.

Die sonstigen Einnahme- und Ausgabcpostcn des Etats des Provinziallandtags, des
Provinzialausschusscsund der Provinzial-Ecntraluerwaltungsbehördc diffcriren nur in untergeordneten
Punkten von dem Etat des Vorjahres. Bei der Einnahme ist vorgesehen eine Erhöhung des
Vcrwaltnngskostcnbcitragesdes Scuchenfonds. Dein steht gegenüber der Wegfall des Vcrwaltuugs-
koslenbeitragcsder Rheinischen landwirthschaftlichcnVcrnfsgenosscnschaft, sowie der Invaliditäts- und
Altersversichcrungsnnstalt„Rheinprovinz". Dieser Wegfall ist bedingt durch die eben von Ihnen
genehmigteNeuordnung der Ccntralverwaltnngsstclle. Im Ganzen erhöht sich der Zuschuß aus
Provinzialmitteln um 2000 Mark, von 239 600 auf 241600 Mark.

Auf der Ausgabenscitcverdient noch Erwähnung der Wegfall des Dispositionsfonds des
Prouinzialausschussesund des Dispositionsfonds des Vorsitzendendes Provinzialausschusses, welche
indeß an anderer Stelle, im Haupt-Etat, wieder iu Erschcimmgtreten. Erwähnung kann ferner
noch finden Titel IV. Nr. 2, das Gehalt für einen Landespsychiater, über den noch besonders
Beschlußzu fassen ist, sowie die Erhöhung bei Position 3 desselben Titels, die durch die zunehmende
Ausdehnung der Provinzialgcschäftcder Ccntralucrwaltnngsstclle bedingt ist.

Im Ucbrigcn sind durch die Neuorganisation, die Sie eben genehmigt haben, nicht nur
bei den oberen Landcsbcamtcn, sondern nnch in der Registratur und im Vüreaudienst, Ersparnisse
eingetreten. Im Ganzen beziffern sich die Ersparnisse, die in Titel 111. ihren Ausdruck finde»,
auf mehr als 10000 Mark.

Der Antrag Ihrer Eommission geht dahin, den Etat unverändert nach den Vorschlägen
des Provinzialausschusscs anzunehmen, einstweilen indeß die Entscheidung über das Gehalt des
Landespsychiatcrsnoch auszusetzen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenbcrg-Stammhcim: Ich eröffne die
Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt. — Das scheint nicht der Fall zu sei».
Dann schließe ich die Diskussion und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch etwas zu erwähnen
hat, — ist auch nicht der Fall. —

Dann kommen wir znr Abstimmung über den Antrag, welcher lautet:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezcichnctenEtat unverändert annehmen, vorbe¬
haltlich der Entscheidung über Titel IV Nr. 2 und über den Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses,betreffend einige Abänderungen des Bcsoldungsplancs für
die Provinzialbccimtcn".

Ich bitte, daß diejenigenHerren, welche gegen diesen Autrag sind, sich erheben. — Das
ist nicht der Fall. Ich constatire, daß der Antrag Ihrer Eommissionangenommen ist.

Wir kommenzum sechsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Facheommissiun zu dem Bericht uud zu den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Fürsorge für die Provinzialbc-
amten der Rheinprovinz in Folge von Betriebsunfällen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Waldthausen.
BerichterstatterAbgeordneter Waldthausen: Meine Herren! Zn dieser Vorlage hat der

Provinzialausschuß folgenden Antrag gestellt:
„Der Prnvinzicillandtag wolle

1. die den Hinterbliebenen des im Dienste vcruuglücktcn Straßcnmcistcrs Zens >«
Höhenberg gewährte Fürsorge nachträglichgenehmigen,
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2. den Proviuzialausschußermächtigen,den Beamten und Bedienstetendes Provinzial.
ucrbandcs, wenn sie in Folge eines im Dienste erlittenen Unfalls erwerbsunfähig
werden, bczw. ihren Hinterbliebenen,wenn sie in Folge eines im Dienste erlittenen
Unfalles gestorbensind, nach Lage der Verhältnisseeine den Vorschriftendes Rcichs-
gesctzcs vom 15. März 1886 bezw. des Preußischen Staatsgesetzcsvom 18. Juni 1887
gleichkommende Fürsorge zu gewähre«",

Mciuc Herren! Der Bericht ist meiner Ansichtnach derartig klar nnd ausführlichgegeben,
daß meinerseits Bemerkungendazu wohl nicht mehr zu machen sein dürften. Die I. Fachcoinmission
hat ebenfalls neue Gesichtspunktedazu nicht herausgefundenund empfiehlt Ihnen, die Anträge des
Pwuinzialausschusscsunverändert anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Ich eröffne die
Diskussion und frage, ob Jemand das Wort verlangt. — Das scheint nicht der Fall zn sein.
Dann schließe ich die Diskussionnnd wir kommcu zur Abstimmnngüber den Antrag, wie er eben
^stellt worden ist, daß der Provinziallandtag die Anträge des Provinzialausschusscsuuveräudcrt
annehmenmöchte. Ich frage, ob noch Jemand die Verlesungder Anträge des Prouiuzialausschusscs
verlangt, die in Ihrer aller Händen sind. - Es scheint nicht der Fall und dann darf ich wohl
annehmen,daß der Antrag Ihrer Fachcoinmissionangenommenist.

Wir kommennunmehr zum 7. Gegenstände der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zn dem Bericht und Antrag des Pro.
vinzialausschusses, betreffend die Pcnsionirung des Landesbauraths,
Geheimen Bauraths Drcling.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLinz.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Herr Lcmdesbcmrath Drcling hat seine

Pcnsionirung beantragt. Er hat die Altersgrenze erreichtund auch ein ärztlichesAttest eingereicht,
wonach ^ ihm durch seinen Gesundheitszustand nicht mehr möglich ist, im Dienste der Provinz
weiter thätig zn sein. Es wird also der Pcnsionirung stattzugebensein.

Meine Hcrrcu! Sie finden nun einen kleinen Unterschiedzwischen dem Antrage des
^"'inzialnusschnsscs und dem Antrage der 1, Fachcommission. Während der Provinzialcmsschuß
betragt, dem Herrn Drcling cine Pcnsion von 7038 Mark zu gewähren,beantragt die I Fach-
'"nnnission,ein jährliches Ruhegehalt von 7500 Mark. Das beruht ans folgender kurzen Erwägung
^ ^ ist ja nur, meine Herren, eine ganz unbedeutendeVerschiebung es beruht auf der
^wägnng, daß Herr Gchcimmth Drcling unter der Geltung des alten Reglements m die Dienste
°" Provinz getreten ist. Nach dein alten Reglement aber, meine Herren, würde die Summe
'°n ?038 Mark lediglich das Mindestmaß der dem Herrn Drcling zustehenden Pension darstellen,
""d da hat die I, Fachcommission- nnd zwar einstimmig - geglanbt, lediglich als Ausdruck
°es Dankes für die langjährige verdienstvolle Thätigkeit des Herrn Geheimrath Drelmg d.e e

l""e Abrundung nach obcu vornchmcn zn sollen, und empfiehlt Ihnen, ihrem Antrage statt-angeben.

5,. Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich «öffne die
^k"ssi°n nnd frage, ob Jemand das Wort verlangt. Das scheint mcht der Fall zu se.n.

"nn schließe ich die Diskussion. , ^ _ «, >^ ^
,„ , Wir kommen znr Abstimmung über den Antrag, wie ihn soeben der Herr Berichterstatter
Diesen hat. Wenn auch hier kein Widersprucherfolgt, so coustat.re ch daß der Antrag Ihrer
^ch«mmission angenommen ist, Ich constatirc, daß kein Widersprucherfolgt,st.

14-
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Wir kommen zum 8. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat zur Zahlung von Pensionen«,
an Prouiuzialbeamtc und von Wittwen- und Waiscngeldcrn sowie Unter¬
stützungen an deren Hinterbliebene für die Etatjahre vom 1. April 189?
bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Groote.
BerichterstatterAbgeordneter von Groote: Meine Herren! Namens der I. Fachcommission

habe ich Ihnen vorzuschlagen,daß Sie diesen Etat unverändert annehmen mögen. Es sind nur
wenige Bemerkungendazu zu machen,

Bezüglich der Einnahme unter Titel II würde zu erwähnen sein, daß die Zuschüsse, welche
aus den übrigen Neamtcnetats zu diesem Pcnsionsetat in Ausatz gebracht worden sind, mit 15"/°
von den Gehältern der betreffenden Beamten berechnet sind. Es ist in der Emumission mitgetheilt worden,
daß von Seiten des Staates bei seinen Beamten diese Ansätze mit 20"/« genommen werden, und
zwar mit 10°/» für die Pensionen und mit 10°/» für die Reliktenversorgung. Dieser letztere
Posten, also 10 °/» für die Reliktenversorgung,hat sich jedoch als ein zu hoher herausgestellt, und
15°/« werden als genügend cmgefehen. Nur bei dem letzten Einnahmeposten unter Titel II bei
Nr. 10 ist über den Ansatz von 15°/» hinausgegangen, Sie finden die Erklärung dafür in den
Bemerkungen. Die thatsächlichen Verhältnisse mache» einen höheren Ansatz nothwendig.

Unter den Ausgaben finden Sie unter Titel I die Pensionen und Wartegcldcr von
Beamten, und unter Titel II die reglementsmähigen Wittwen- und Waiscngelder. Die Ansätze
sind überall nach den gesetzlichen bezw. rcglementarischcnBestimmungen erfolgt. Im Titel II^
find die Ausgaben speziell nach den thatsächlichenVerhältnissen nachgewiesen. Unter Titel Iv
finden Sie einen Ausgabcposten von 27 328 Mark 6? Pfg., welche zur Balancirung bezw, M
Verwendung in unvorhergesehenenFällen eingesetzt worden sind und die eventuell, wenn sie «ich
verbraucht weiden, als erspart zu verrechnensind.

Ich würde nur noch zu bemerken haben, daß in der Eommission unter Zustimmung de
Herrn Landesdirektors darüber Einverständniß war, daß, falls seitens des Staates durch ^setz
eine Erhöhung der Wittwen- und Wciisenbczügefür seine Beamten bezw. für die Hinterbliebene«
seiner Beamten herbeigeführt werden sollte, dann auch seitens der Provinz analog zu verfahren,
also ebenso mit einer Erhöhung vorzugehensei,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Es meldet sich Niemand zum Wo«
Ich schließe die Verhandlung und darf wohl ohne weitere Befchlußfafsung feststellen,daß der
Landtag dem Antrage der I. Fachcommissionzugestimmthat. — Das ist der Fall.

Dann kommenwir zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat der Besoldungen und ander«
persönlichen Ausgaben für die bei derInvaliditäts- uudAltersuersicherung^
anstatt „Rheinprovinz" beschäftigten Provinzialbeamtcn für die Etat
jähre vom 1. Januar 189? bis 31. Dezember 1898,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Michels, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Dieser Etat liegt der Beschlußfassung

des hohen Hauses vor, weil nach dem früheren mit der Invaliditäts- und Altersversicherung^«^
der Nheinprovinz von dem Provinziallandtnge geschlossenen Vertrage Provinzialbeamte dort
Geschäfte führen. In Folge dessen habe ich Ihnen zu berichten, daß der Ausgabectat im G"^
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sich um 31700 Mark vergrößert hat, Ausgaben, die alle dadurch entstanden sind, daß bei der
Vergrößerungder Geschäfte mehr Beamte haben eingestellt werden müssen.

Die I, Fachcommission,die die Sache geprüft hat, empfiehlt Ihnen die unveränderte
Annahme dieses Etats.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. - Da sich keiner zum Worte meldet,
schließe ich die Verhandlung. Ich darf wohl ohne weitere Abstimmungfeststellen, daß der Landtag
dem Antrage der I. Fachcommissionzugestimmthat.

Dann kommenwir zum 10. Gegenstande der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat der Vcrwaltungslosten der
Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät für die Etatsjahre vom 1. Januar
189? bis 31. Dezember 1898, in Verbinduug hiermit die Petition des
Fabrikanten Mcisenberg zu Iversheim um Gewährung einer Braud-
entschädigung - Nr. 3 des Petitionsverzcichnisses, Drucksachen. Nr. 35.-

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterMichels, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! Zu diesem Etat mochte ich

Hnen vorher bemerken, daß der Vorbehalt, der dort in dem Antrage der I. Fachc°mm,sst°n ^hnen
gedruckt vorliegt uud der sich darauf bezog, daß die Abändernngsvurschlägehinsichtlichdes
«esoldungsplans vom Plenum angenommenwürden, bei dieser Position ebenso wie be, der vorher¬
gehenden fortfällt weil das hohe Haus heute die Abänderungsvorschlägeangenommenhat.

Zu dem Etat selbst habe ich zu bemerken, daß derselbe eine Minderausgabe von 1100 Mark
aufweist. Die Besoldungen, die sächlichen Ausgaben uud die sonstigenAusgaben erscheinen m,t
15000 Mark ungefähr höher gegen die beiden verflossenen Jahre. Dagegen ist eine Mmderaus-
gäbe in einer Position ersichtlich: diese betrifft die Prämien, die bis jetzt bewilligt worden sind
«« die Gemeinden für Feucrlöscheinrichtungen.Der Provinzialausschußhat geglaubt, den Titel V
Nr- 1 um 15 000 Mar" niedriger einstellenzu sollen, weil diese Feuerlöschemr.chtungeuietzt auf
°"em Standpunkt stehen, daß eine so große Prämicnvertheilung wie seither welter '"cht n° hig P.

Die 1. Fachcommission, welche diese Angelegenheit geprüft hat, bittet Sie um tue

"'V°?sitzenw Becker: Ich eröffne die Verhandlung. - Es meldet sich Niemand zum
W°«. Ich sAßc die Verhandlung uud darf ohne Abstimmung feststellen, daß Sie dem Antrage
" I- Fachcommissionzugestimmthaben. ,

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! Im Anschlüsse "' d esen eben
Willigten Etat habe ich dem hohen Hause Mittheilung zu machen von emer Petition, die em
G«hard Meisenberg aus Iversheim an das hohe Haus gerichtet hat.

^„R°«m «»,, P»w..-F<,«»«.,.wn«.,°n d« U«^W^
ö« Sichln. „„ F«r«,chch. h»«° ich »°r,,e« ^' « ,7,.f"2""

«.«.. »«.dem d«« m dcm «ch»PP« bch« H ^''U^ein neuer mir nicht zugehörender Wagen, woourn, >«,
1900 Mark erlitt".
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Der Pctent bittet, der Provinzialausschuß möge ihm einen Zuschuß geben znr Erbauung
eines feuerfesten Schnppcns u. s. w. Die I, Fachcommissionhat die Angelegenheit geprüft und
schlägt Ihnen in Uebereinstimmungmit dem Proviuzialnnsfchuß vor, die Petition abzulehnen, weil
weder der Societät noch der Provinzialucrwnltung überhaupt Mittel zu Baumiterstützungcnbczw.
zum Ersatz abgebrannter aber nicht versicherter Gebäude zur Verfügung gestellt sind.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung uud darf wohl ohne Abstimmung feststellen,daß der Landtag dein Antrage seiner
I. Fachcommissionbeigetreten ist, die Petition also abgelehnt hat.

Dann kommenwir znm 11. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusscs, betreffend die Anlegung verfügbarer Gelder der Invaliditäts»
und Altersversichcruugsanstalt „Nheinprovinz".

Berichterstatter ist wiederum Herr Abgeordneter Michels, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine verehrten Herren! Der Vorstand der

Invalidität«- uud Altersversichenmgsanstalt„Nheinprovinz" hat beschlossen, den Antrag zu stellen:
„Der Provinzialuerband wolle in Gemäßhcit des 8 129 Absatz 2 des Neichsgesetzes,
betreffend die Inualiditäts- und Altersversicherung,vom 22. Juni 1889 gestatten, daß
bei Anlegung der verfügbaren Gelder der Invalidität«- uud Altersversicherungsanstalt
„Nheinprovinz" Grundstückezum Zwecke der Förderung der Erbauuug von
Albeiterwohnungen auch über die Grenze derMündelsicherheithinaus hypothekarisch
beliehen werden".

In den Motiven zu dein Reichsgesctzist die Möglichkeit,verfügbare Gelder der Ver¬
sicherungsanstaltzu derartigen Zwecken zu geben, niedergelegt. Hauptsächlich um dieses zu ermög¬
lichen, sind auch gesetzliche Bestimmungendahin getroffen worden, daß von den streng vorgeschriebene»
Grenzen der MündelsicherheitAbstand genommen werden kann, und die anderen Provinzen habe»
auch von dieser Vefugniß schon reichhaltigen Gebrauch gemacht. Der Provinziallandtag selbst
hat früher schon eine Million zu dem Zwecke bewilligt, die unterdessenverausgabt ist.

Eine veränderte Organisation in der Bewilligung der Angelegenheitensoll dadurch herbei¬
geführt werden, daß in Zukunft der Vorstand der Versicherungsanstalt allein über die Darlehns-
anträge zu befinden hat, während bisher auch die Landesbank damit befaßt war.

Die Commifsion hat sich mit der Angelegenheit eingehend beschäftigtund sich allerdings
nicht verhehlt, daß die größte Umsicht des Vorstandes der Versicherungsanstalt„Nheinprovinz" nöthig
sei bei der Veleihung derartiger Objekte. Bis jetzt sind der Hauptsache nach nur Corporationc»
beliehen worden, und ganz selten sind einzelnen Personen Darlehen gewährt worden. Die einzelne»
Anträge sind nach Ansicht der Commission besonders eingehend zu prüfen, namentlich weil auch durch
Veränderuugen, die in den Erwcrbsverhältnissenvon Bauvereiuigungen und Fabrikanlagen eintrete»
können, doch wohl die Sicherheit der Provinz resp, der Versicheruugsaustaltin etwa beeinträchtig
werden könnte.

Die Commission ist den Anträgen des Ausschussesim Prinzip vollständig beigetreten.
Sie glaubt indessen,so ganz ungemesseneVorschläge,wie der Ausschuh sie gestellt hat, doch '"Ht
dem hohen Hause empfehlen zu sollen, und hat daher beschlossen, Ihnen die Annahme zu empfehle"
mit der Maßgabe, daß Sie die Bewilligung von 2 weiteren Millionen aussprechcnund die Ve¬
leihung ferner auf «/< des Werthes des betreffenden Objektes beschränkenmöchten. Hinsichtlich
der letzteren Bedingung hat die Commission auch ausdrücklich die Hoffnung ausgesprochen,daß
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eine so hohe Beleihung bis zu °/4 des Werthes und selbst aus > des Werthes nur iu ganz
besonderenAusnahmcfällm von den: Vorstande der Versicherungsanstalt gewährt werden dürfe.

Unter diesen Verhältnissen liegt Ihnen der Antrag der 1, Fachcommission vor, den ich
Ihnen zur Annahme empfehle.

Der Antrag lautet:
„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des Prouinzialausschusscsannehmen, jedoch
mit der Maßgabe, daß die zu Beleihungen zu verwendendeSumme den Betrag von
2 Millionen Mark sowie drei Viertel des Werthes der beliehenen Objekte nicht
übersteige".

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe dem Herrn Abgeordneten
Omack das Wort.

Abgeordneter Quack: Meine Herren! Es ist gegen den Anlrag wohl ein Bedenken nicht
zu erheben, da die Anlagen durchaus sicher sind und besonders an diejenigen ausgelichen wird,
welche als Corvorationcn, als gemeinnützige Baugescllschaftengenug Sicherheit bieten, und ich
glaube deshalb, daß dem Antrage an sich nichts entgegensteht. Ich mochte nur hinzusetzen und
darauf aufmerksam machen, daß bereits 1 Million für solche Anlagen ausgegeben ist. Es würde
also, wenn jetzt nur noch 1 Million zur Verfügung steht, dann durch unsern Beschlußwahr¬
scheinlich das Ziel sehr beschränktwerden, da schon sehr viele Anmeldungen vorliegen von ver¬
schiedeneu Seiten, für die ArbeiterwohnungenDarlehen zu erhebe». Ich möchte deshalb vorschlagen,
daß die Summe von 2 Millionen auf 3 Millionen erhöht würde, indem beschlossenwürde in dem
Antrage der I. Fachcommissionzu setzen: „von weiteren 2 Millionen". Ich glaube, daß das
auch mit den Intentionen der Verwaltung übereinstimmt, da Sie ihr sonst eine enge Grenze gesetzt
hätten für weitere Bewilligungen, die erforderlich werden und bei der großen Bedeutung des Zweckes
begünstigt werden sollen.

Ich stelle also den Antrag, iu dem Antrage der I. Fachcommissionin der zweiten Zeile
i« setzen „von weiteren 2 Millionen".

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst Herr AbgeordneterCourth.
Abgeordneter Courth: Ich wollte mir eine Anfrage an den Herrn Lcmdesdircktor

erlauben, welche Erfahrungen man bis jetzt geinacht hat und ob schon Verluste eingetreten sind
"der nicht?

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Landesrath Brandts.
Landcsrath Brandts: Wir haben bis jetzt in Summa ausgegeben aus dem Fonds für

Alters- und Inualiditätsvcrsicheruug (Rufe: lauter!) 1 064 000 Mark. Diese Summe ist zum größten
Theil belichen worden an Korporationen, an gemeinnützigeAktiengesellschaften und dergleichen
"ur ganz ausnahmsweise an einzelne Personen.

Es sind sowohl, was die soziale Seite, wie was die finanzielle Seite anlangt, mit der
"erwaltung dieses Fonds nur gute Erfahrungen gemacht worden.

Nach der finanziellen Seite hin sind, soweit wir von der Landesbank,die die Verwaltung
^s Fonds hatte, urieutirt sind, Rückständenicht zu verzeichnengewesen. Im Gegentheil, es ist
«W'chmal mehr an Amortisationen eingezahlt worden als vertragsmäßig erforderlich war. Hierzu
!°NüNt, daß nicht nur die Zinfen verlangt werden von den Schuldnern, fondern daß eine entsprechende
"Uote des Kapitals — und in den neuesten Grundsätzen, welche der Vorstand der Invalidität^
Versicherungsanstaltaufgestellt hat, find als Minimum der Tilgungsquote l'/-«/« festgestellt
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worden. — Hierdurch vermindert sich das Risiko, und es hat sich herausgestellt,daß durch diese
Beleihung finanzielle Schwierigkeitennicht entstanden sind.

Nach der sozialen Seite hin hat die Verwaltung dieses Fonds zu den besten Erfahrungen
geführt. Bekanntlich gehen ja die Bestrebungendahin, dem Arbeiter und zwar nicht blos in den
Städten, sondern auch auf dem Lande bessere Wohnuugen zu schaffen, hierdurchdie Sittlichkeil,
die Moralität und auch den Wohlstand und die Ansässigkeit der Arbeiter zu fördern. Soweit
allerdings die Inualiditätsanstalt innerhalb der ihr gesetzlichgesteckten Grenzen mit ihrem Kapitale
hierzu beitragen konnte, hat sie das mit freudigemHerzen gethan.

VorsitzenderBecker: Der Antrag des Herrn Quack ist eingegangen. Ich bitte ihn noch
zu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Spiritus (liest): „In dem Antrage der I. Facheommission
Druckfache 67, in der zweiten Zeile zuzusetzen:„von weiteren 2 Millionen".

Vorsitzender Becker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung. Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das Wort wünscht? — Der Herr
Berichterstatter verzichtet. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Meine Herren! Wir werden zunächst über den Antrag Quack abzustimmen haben, ob
für den Fall der sonstigenAnnahme des Antrages der I. Facheommission,vor „2 Millionen"
eingeschobenwerden soll: „weitere". — Das ist der Antrag. Das Haus scheint mit der
Abstimmungsformeinverstanden.

Dann bitte ich diejenigenHerren, welche den Antrag Qnack annehmen wollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen dann zur Annahme des Antrages der I. Facheommissionmit dem Zusatz
Quack. Dagegen sind leine Bedenken laut geworden. Ich darf wohl ohne Abstimmung feststellen,
daß Sie dem so veränderten Antrage Ihre Zustimmung ertheilen. — Damit ist der Gegen¬
stand erledigt.

Wir kommenzum Gegenstand Nr. 12 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltungskostcn der
Landesbank der Rhcinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 189?
bis 31. März 1899.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter Carl Lueg das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Carl Lueg: Meine Herren! Die Verwaltungskosten der

Landesbank dalanciren mit 155 700 Mark in Einnahme und Ausgabe. Das ist ein Zuwachs
gegen den früheren Etat von 26100 Mark. Dieser Mehraufwand ist entstanden einmal in Folge
Erhöhung der Gehälter nach dem Besoldungsplan, zweitens durch Vermehrung der Assistentcnstclle»
und durch Erhöhung des Zuschussesfür Pensionen, weil die Beamtenschaft vermehrt worden ist,
weiter durch einen erheblichhöheren Betrag für Heizung und Beleuchtung, weil, wie Ihnen ja
bekannt, die Landesbank vor kurzer Zeit das neue Vankgebäude bezogen hat und natürlich die
Ausgaben für Beleuchtung und Heizung des umfangreichen Gebäudes sich höher stellen mußte»
wie früher. Die Hauptsumme ist allerdings, in Folge des vermehrte» Geschiiftsumfanges der
Landesbank, durch Anstellung mehrerer Beamten, Assistenten,Hülfsarbeiter lc., entstanden.

Um Ihnen ein kleines Bild von der Vermehrung des Geschäftsumfangesder Landesbank
zu geben, möchte ich Ihnen anführen, daß der Darlehnsbestand der Landesbank, der 1893/94 sich
auf rund 92 Millionen Mark bezifferte, 1894/95 auf 10?'/« Millionen gestiegen und zur Zeit
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148 l/2 Millionen Mark beträgt. Es wurden im Jahre 1893/94 538, im folgenden Jahre 638
und im Jahre 1895/96 1111 Darlehen bewilligt. Das Esscctendepot betrug im Jahre 1893/94
30'/n Millionen Mark, stieg im Jahre 1894/95 auf 40,8 Millionen und im Jahre 1895/96
auf 48 Millionen Mark. Der Contocorrcnt-Umschlagmit Sparkassen :c., die bekanntlich die
Landesbank auch benutzen, betrug 1893/94 49 Millionen, stieg auf 6? in 1894/95 und endlich
1895/96 auf 86 Millionen Mark. Der Baarkassen-Umschlagbetrug 1893/94 134'/-, 1894/95
160 '/« und 1895/96 194,» Millionen Mark.

Meine Herren! Aus diesen Ziffern werden Sie ersehen, daß sich der Geschäftsumfang
der Landesbank zum Vortheil der RheinischenProvinzialintercssen und Dank der thätigen und
umsichtigenBankleitung sehr vergrößert hat. Der Antrag der I. Fachcommissiongeht dahin,
den vorliegenden Etat unverkürzt anzunehmen. Ich bitte demgemäß zu beschließen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl ohne Abstimmung feststellen, daß der Landtag den Etat unverändert genehmigthat.

Inzwischen, meine Herren, ist ein Antrag eingegangen, den ich zu verlesenbitte.
Schriftführer, Abgeordneter Spiritus (liest):
Die unterzeichneten Mitglieder erlauben sich, an den hohen Provinziallandtag die folgenden

Anträge zu stelle»:
„1. Hoher Provinziallandtag wolle den Pruuinzialausschuß beauftragen, für den

nächsten Landtag Vorbereitungen zu treffen zur Vorlage von Entwürfen zur
künstlerischenAusschmückungdes Sitzungssaales eventuell unter Aussetzungvon
Prämien;

2. zur Ansammlung der Mittel für die Kosten dieser Ausschmückungbei der Alis-
stelluug der dem nächstenProvinziallandtag vorzulegendenAnträge zur Erhaltung
von Denkmälern :c, aus dein Ständefonds einen angemessenen Theil dieses Fonds
sowie auch event, des dem Provinzialausschusse zur Verfügung stehenden Fonds
zur Unterstützungvon Kunst und Wissenschaft zu reserviren."

Düsfeldorf, den 12. März 1897.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Die Zahl der Unterschriften genügt für den

Antrag nach unserer Geschäftsordnung. Ich möchte daher vorschlagen, daß wir den Antrag der
I. Fachcommission zur Vorberathung überweise». — Es erfolgt kein Widerspruch. Dann
darf ich feststellen, daß das Haus mit diesem Vorschlage einverstanden ist. Es wird darnach
verfahren werden.

Dann fahren wir in unserer Tagesordnung fort und kommen zum Gegenstand Nr. 13
°er Tagesordnung:

Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des
Prouinzialauöschusses, betreffend die Herabfetzung des Zinsfußes der
III. und IV. Emisfion von Nheinvrovinz-Anleihescheinen von 4 auf 3'/«°/»-

Ich gebe Herrn Lueg, der Berichterstatter ist, das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Carl Lueg: Meine Herren! Es handelt sich um die

Drucksache Nr. 18. Darin ist ausgeführt, daß auf Grund Allerhöchsten Privilegiums die Rhein¬
provinz ermächtigt worden ist, im Ganzen 8 Millionen 4°/«ige Anleihescheinezu begeben.
V°n diesen 8 Millionen 4»/«iger Anleihescheinebefinden sich gegenwärtig noch im Umlauf
3285 500 Mark und im Tresor 3 618 000 Mark. Da bereits ein Theil derselben mnortisirt

15
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worden ist. Es handelt sich also im Großen und Ganzen um einen Betrag von annähernd
7 Millionen Mark.

Der Provinzialausschuß ist der Ansicht, daß mit Rücksichtauf die gegenwärtige Lage
des Geldmarktes und mit Rücksicht auf das Vorgehen des Deutschen Reiches, Preußens, Bayerns
und anderer deutschen Staaten auch die Nheinprouinz dazu übergehenmuß, ihre 4«/<>igen Anleihen
in 3'/2<>/<>ige,beziehentlich 3°/«ige zu convertiren, daß auch bei den Nheinprovinz-Anleihescheinen
die ja eben so sicher und ebenso gut fundirt sind, wie irgend ein anderes Staatspapier, mit der
Zinsherabsetzungvorgegangen werden muß.

Es war nun, meine Herren, die Frage, ob es zweckmäßig sei, gleich von 4 °/o auf 3 -/«
herunterzugehenoder auf 3'/«"/», und da hat man sich für den Zinssatz von 3 ^2 °/» entschieden,
ausgehend von der Erwägung, daß die 3'/2"/«igen Papiere zur Zeit noch viel beliebter sind als
die 3°/«igen. Es war aber auch noch eine weitere Erwägung für diesen Beschluß maßgebend,
nämlich die: die Provinz hat nicht das Recht der Convertirung, sie hat nicht das Recht auf
Herabsetzungdes Zinsfußes, sondern lediglich hat der Provinziallandtag das Recht, die Anleihen
zu kündigen. Da nun aber die bereits ausgegebenen Beträge der Anleihescheinein unkündbaren
Darlehen angelegt, also das Geld festgelegtist, so würde es nicht zweckmäßigsein, eine solche
Kündigung auszusprechen und die betreffenden Beträge aus den Baarbeständen der Bank zu
entnehmen. Das würde die Folge haben, daß wir einfach wieder neue Anleihescheinehätten
creiren müssen. Der Provinzialausschuß hat deshalb seinen Antrag darauf beschränkt, zu beantragen,
die Allerhöchste Ermächtigung dazu nachzufuchen, daß denjenigen Besitzern von 4"/«igen Nhein-
provinz-Anleihescheinen,welche nicht ausdrücklichdie Vaarzahlung des Nominalbetrages begehre»,
eine 3'/, «/uige Verzinsung ihrer Titel, und zwar durch Abstcmpelungauf den letzteren zugesichert,
und daß ebenso die Zinsherabsetzungauf 3'/-,"/« auf den noch im Besitze der Landesbank befind¬
lichen 4"/»igen Anleihescheinendurch Abstempelungvorgenommenwerde.

Außer diesem Antrage wünscht der Provinzialausschuß noch dringend, daß die Königliche
Staatsregierung die Genehmigung dazu ertheilt, daß den nunmehr so umgewandeltenAnleihescheinen
bezüglich der Tilgung eine 10jährige Frist eingeräumt werde, beziehentlich, daß innerhalb der
nächsten 10 Jahre eine Kündigung dieser Anleihescheinenicht zu erfolgen hat. Wenn diesem
Wunsche Folge gegeben wird, dann wird die Convertirung sich um so glatter vollziehen, da die
Kursdifferenz zwischen den preußische,:Consols lind zwischen den Provinzial-Obligationen lediglich
darin beruht, daß die ersteren unkündbar sind und unsere Obligationen durch Kündigung
beseitigt werden können. Sobald also dieses Hinderniß beseitigt sein wird, wird Jeder gern auf
die Convertirung eingehen.

Aus allen diesen Erwägungen beehrt sich der Provinzialausschuß zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die
sämmtlichen noch im Umlaufe befindlichen4°/«igcn Nheinprovinz-Anleihefchcinemit
der Maßgabe zu kündigen, daß den Inhabern derselben freigestellt wird, binnen einer
vom Provinzialausschussezu bestimmendenFrist die Anleihescheine entweder zur Vaar-
einlüsung im Nominalwerthe, oder zur Abstempelungauf einen Zinsfuß von 3'/»"/«
einzureichen,fodann das AllerhöchstePrivilegium zur Herabsetzungdes Zinsfußes von
4°/« auf 3'/««/« sowohl für die im Umlauf als auch die im Besitze der Landesbank
befindlichen 4«/«igen Anleihescheinenachzusuchen und die von der KöniglichenStaats¬
regierung bezüglich des Umwandlungsgeschäftesetwa geforderten Erklärungen abzugeben,
endlich thunlichst dahin zu streben, daß für die jetzt noch vorhandenen 4"/<>igcn
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Anleihescheine eine Aufschiebungder Tilgung thunlichst bis zum 1. Oktober 190?
und eine dementsprechende Untnndbarkeit derselbengenehmigt werde".

Ihre I. Fachcommissionhat über diesen Antrag berathen und schlügt Ihnen vor:
„Der Provinziallandtag wolle dem Antrage des Provinzialausschussesentsprechen".

Ich bitte auch, in gleichem Sinne zu beschließen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — und schließedieselbe, da sich

Niemand zum Worte meldet. Ich darf wol ohne weitere Abstimmung feststellen,daß Sie dem
Antrage Ihrer I. Fachcommissionzustimmen.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 14 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Anträgen
des Provinzialausschusses, betreffend Ausgabe weiterer Rheinprovinz-
Anleihescheine.

Der Berichterstatter ist wiederum Herr AbgeordneterLncg, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterCarl Lueg: Meine Herren! Es handelt sich hier um die

Drncksache Nr. 19, worin der Prouinzialausschnßden Antrag stellt, die Genehmigung zur Ausgabe
weiterer 50 Millionen Rhcinprovinz.Aiileihescheinczu ertheilen. Nach dem früher erstattetenBericht
betrug die Summe der von der Landesbank ausgegebenennoch ausstehendenDarlehen Ende März
1895: 108 Millionen Mark, Ende März 1896: I29°/< Millionen und am 31. Dezember 1896
nahezu 144 Millionen. Es hat somit in 1^ Jahren eine Vermehrung der Darlehen um 35«/<
Millionen Mark stattgehabt. Den Betriebsmitteln der Landcsbcmk sind durch das letzte Priuilcgium
vom 20. Juni 1896 20 Millionen Mark zugeführt,aber durch die inzwischen erfolgte Mehrausgabe
von 2? Millionen aufgezehrt. Der Bestand der Landcsbank an Rhcinpiovinz-Anleihcschcinen betrug
Ende 1896: 29'/, Millionen Mark und ist inzwischenauf circa 22 Millionen zurückgegangen.
Allein iu den drei ersten Vierteljahren des laufendenEtatsjahres wurden annähernd 18»/4 Millionen
Mark Darlehen ausgezahlt. Das Darlehnsgcschäftuimmt von Monat zu Monat zu; insbesondere
nehmenmich die landwirthschaftlichen Darlehen einen immer größeren Umfang an. Dazn kommt noch,
daß die Kleinbahueu mit erheblichen Anfurdcrnngcn an die Landesbankherantreten. Die bewilligten
Darlehen für Kleinbahnen betragen znr Zeit über 14 Millionen Mark, wenngleich diefe Summe
»och nicht voll abgehoben ist. In der nächsten Zeit ist auch eiuc weitere Inanspruchnahme der
Landcsbank durch die Thalspcrrengenossenschaftcn, die zum Theil schon gebildet sind und zum Theil
noch in der Bildung begriffensind, zu erwarten.

Hieraus geht hervor, daß eine Aufnahme von 20 Millionen Mark kaum dem Bedürfniß
eines Jahres entsprechen würde und, daß es wohl berechtigtist, 50 Millionen anzufordern.

Meine Herren! Bei dieser Gelegenheit ist es auch der Wuuschdes Provinzialausschusses,
nochmals auf die Angelegenheitzurückzukommen, wonach der Nhcinprovinz ebenso das Recht ertheilt
werde, wie den provinziellen Ereditinstitutcn in Hannover, Casscl, Wiesbaden, welchen das generelle
Recht ertheilt worden ist, bis zum Belaufe der ausgegebenenDarlehen neue Anleihescheine auszu¬
geben. Bis jetzt ist diesem Antrage seitens der Königlichen Verwaltung noch nicht Folge gegeben.

Es ist auch früher einmal die Rede davon gewesen, ob es zweckmäßigsei, diesen fort¬
währenden Anträgen auf Ncuausgabe von Anleihescheinendadnrch zu begegnen, daß man die
Lcmdesbank ähnlich wie die Pfandbriefinstitute einrichtete. Es ist namentlich bei der letzten Session
diese Angelegenheitin der Fachcommissionberathen worden. Indessen hat der Provinzialausschuß
doch Bedenkengetragen, diesen Anregungen Folge zu geben und zwar aus folgendeu Gründen:

15»
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Wir besitzen bereits 143 Millionen Rheinprovinz-Anlcihescheine,von denen sich über 114
Millionen in Cirkulation befinden und wenn jetzt neben diesen Anleihescheinennoch Landesbcmk-
Anleiheschcine ausgegebenwürden, so ist zu befürchten,daß das eine Beunruhigung im Rheinischen
Publikum hervorrufen würde, daß man möglicherweise glauben würde, die einen Obligationen sind
weniger werth als die anderen, wenngleichdas ja nach keiner Richtung der Fall ist. Ein großes
Bedürfniß liegt nach dieser Richtung auch nicht vor, um so weniger, wenu wir dieselben Privilegien
für unsere Provinzial-Auleihescheincbekommen können, wie sie den Pfandbriefbankcn bewilligt
worden sind, namentlich eine zehnjährige Unkündbarkcit nnd Entbindung von der Verpflichtung,
ihre Pfandbriefe durch jährliche Ausloosung zn tilgen. Gerade diese Unkündbarkcit und Nicht-
ausloosung — natürlich soweit nur wie die Gelder auch für Darlehen benutzt werde», die gleich¬
falls unkündbar gestellt sind — das macht ja diese Pfandbriefe fo beliebt, zu Uugunstcn unserer
Anleihescheine, Hinzu tritt noch der Umstand, daß namentlich hier in der Nhcinprouinz die Pfand-
bricfinstitute mit unseren großen Bankhäusern sehr liirt sind und dieselbennatürlich mehr Interesse
haben, diese Pfandbriefe unterzubringen, als wie RheinischeProvinzial-Obligationcu.

Meiuc Herren! Diese Stundung der Amortisation ist um so wüuschenswcrther,als für
die jährlicheAusloosung stets wieder ucuc Anleihescheineausgegeben werden müssen. Wie heute
die Lllndcsbanksteht, ist dieselbe genöthigt, jährlich ungefähr 1 Million Mark zn tilgen, und muß
dafür wieder neue Anleihescheine ausgeben. Dadurch entstehenja natürlich ganz erhebliche Kosten
für Stempeluug, für Kursverluste, wem: die Marktucrhaltuissc ungünstig sind; dann kommennoch
Emissionsstcmpclund sonstigeKosten dazu, was alles vermieden werden könnte, wenn diese Bank
nicht genöthigt würde, regelmäßig zu tilgen.

Aus allen diesen Erwägungen beehrt sich der Proviuzialausschuß zu beantragen:
„Der Proviuziallandtag wolle beschließen:
1. den Proviuzialausschußzu ermächtigen,das Privilegium zur Ausgabe von 50 Millionen

Mark Rheiuprovinz-Anleiheschcincnzur Verstärkung der Betriebsmittel der Landesbank
der Rheinprovinz nachzusuchenund die Verzinsung und sonstigenModalitäten dieser
Anleihe festzusetzen,

2. den Proviuzialausschuß zu beauftragen, bei der Staatsrcgicrung dahin vorstellig zu
werden, daß
a) der Landcsbank der Nheinprovinz das Recht eingeräumt werde, Rhcinprovinz-

Anleihescheinebis zum Belaufe der uou der Landesbank ausgegebenenDarlehen
nach den vom Provinzinlausschussefestzusetzenden Modalitäten auszugeben und mit
der Stcmtsregicrung die erforderlicherscheiucuden Festsetzungen über die Bedingungen
dieser Rcchtsgcwährungzn treffen,

d) für künftige Ausgaben von Nhcinprouinz- Anleihescheineneinschließlichder jetzt zu
beantragenden die Verpflichtung zur Tilgung derselben solange und insoweit in
Wegfall kommt, als sie durch die aus deren Erlös ausgegebenenDarlehen der
Landcsbank gedeckt sind,

o) der Landcsbank das Recht eingeräumt wird, für die von jetzt ab auszugebenden
Rhcinprovinz-Anlcihcscheincden Inhabern eine 10jährige Unkündbarkeitzu gewähr¬
leisten mit der Maßgabe jedoch, daß der Betrag der so unkündbargestellten Anleihe¬
scheine niemals den Betrag der von der Landesbank ausgegebenen Darlehen, welche
ebenfalls auf 10 Jahre unkündbar gestellt sind, übersteigenund eine Uukündbarkcit
der Darlehen über 10 Jahre hinaus nicht bedungen weiden darf".
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Die I. Fachcommission, meine Herren, hat diesem Antrage stattgegebenund beschlossen:
„Der Proviuziallandtag wolle den Antrag desProvinzialausschusscs unverändertannehmen".

Ich bitte Sie, diesem Antrage Ihre Zustimmung zu ertheilen,
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung —, ich schliche die Verhandlung, da

sich Niemand zum Wort meldet, und darf ohne Abstimmung feststelle»,daß der Landtag dem
Beschluß der 1. Fachcommissionbeigetreten ist.

Wir kommenzum Gegenstand Nr. 15 der Tagesordnung:
Antrag der I, Fachcommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Annahme einer dem Provinzialverbande Seitens der Ehe¬
leute von Forkenbeck in Aachen zu machenden Schenkung.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Iörißen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstalter Abgeordneter Iörißen: Meine Herren! Ein bereits bejahrtes kinderloses

Ehepaar hat die Absichtausgesprochen,der Provinz eine nicht unbedeutendeSchenkungzu machen.
Die Geschenkgcber sind der Amtmann a. D. und Pciuatgelehrte Oskar von Forkenbeck und dessen
Ehefrau, Maria geborene Pnkenius aus Wassenbcrg bezw. Aachen. Gegenstand der Schenkung
sind zwei verschiedeneObjekte, die aber nur in der Weise von den Geschenkgeberngeschenkt
werden sollen, daß sie entweder beide zusammen angenommenoder beide zusammen abgelehntwerden
müssen. Es geht also nicht an, das eine anzunehmen und das andere abzulehnen.

Der erste Gegenstand der Schenkung ist eine in ihrer Art bemerkenswertheund sehr
schöne Parkanlage.

Es ist das sogenannte „Marienbruch" bei Wassenberg, Kreis Heinsberg, ein Waldpark
von einer Größe von 38 Ka 29 a, der mit einem sehr schönen Holzbestandeversehenist, Laub-
und Nadelholz, gemischt mit Eichen-Hochwald,Fichten, Buchen, Kiefern und Schlagholz. Der
Werth dieses Parkes beziffert sich auf 100-—150 000 Mark. Gebäulichkeiten befinden sich
nicht dabei.

Das zweite Objekt der Schenkung ist ein Institut, welches hier auf dein Continent bis
jetzt noch einzig dasteht: das sogenannte Zeitungsmuscum in Aachen.

Es ist das eine Gründung des Herrn von Forkenbeck, die seiner rastlosenThätigkeit und
auch dem Umstände mit zu verdanken ist, daß er in wissenschaftlichen Dingen vielfach weite
Reisen gemacht hat, cr ist in Afrika, in Amerika gewefen, hat ganz Europa bereist und bei dieser
Gelegenheit auch diese seine Idee, die er seit Jahren bereits mit sich getragen hat, zur Verwirk¬
lichung gebracht.

Es ist das eine Sammlung zunächst von Zeitungen, beginnend aus der ersten Zeit des
Zeitungswesens, besonders hervorragende historisch wichtiger Blätter, Festblätter, dann aber auch
eine möglichst vollständige Sammlung aller Zeitnngen, inländischer und ausländischer, deren er
überhaupt hat habhaft werden können, seit Ende der 80er Jahre. Er ist da mit möglichst vielen
Zeitungsverlegern in Verbindung getreten, und die haben die Wichtigkeit des Unternehmens
anerkannt und er erhält nun von einer außerordentlichgroßen Anzahl von Zeitungsverlegern
fortlaufend die Exemplare der Zeitungen zugesandt, die Sachen hat er nun gesammelt, registrirt
und dem Publikum zugänglich gemacht.

Die Bedingung, die er nun an seine Schenkungenknüpft, ist sowohl in Bezug auf den
Park, daß derselbe in Zukunft auch dem Publikum zugänglich bleiben soll, wie er auch die
nämliche Bedingung der fortdauernden Benutzbarkeit dieses Zeitungsmuseums an die Stiftung
geknüpft hat.
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In Bezug auf den Park hat der Provinzialausschuß wegen der Annahme dieses
Geschenkes keine Bedenkengehabt; denn es hat sich bei der Prüfung der Angelegenheit heraus¬
gestellt, daß aus deni Erlös der haufähigen Bäume bei forstmäßigcmBetriebe eine die Einnahmen
übersteigende Mehrausgabe für Unterhaltung und Wartung des Parkes sich nicht ergeben würde.

Anders würde die Sache bei dem Zeitungsmuseum sein. Es hat auch hier der
Provinzialausschuß die kulturhistorischeund wissenschaftlicheBedeutung dieses Instituts nicht
verkannt. Nichts destowenigcraber hat er sich gesagt, daß die Unterhaltung desselben immerhin
Kosten verursachen würde; denn wenn auch die Verleger der Zeitungen im eigenen Interesse
fortfahren würden, das Institut wie bisher zu unterstützen, so bedarf es doch für die Benutzung
dieses Museums eines Gebäudes, es bedarf eines Wärters, Beleuchtung, Heizung u s, w. und
das wird Kosten verursachen. Diese Kosten sind seitens des Provinzialausschusses in etwa über¬
schlagenworden und da ist man auf einen Mindestbetrag von 6650 Mark gekommen, allenfalls
auf einen Höchstbetragvielleichtvon 10 000 Mark.

Das Zeitungsmuseum befindet sich augenblicklich in Aachen. Die Stadtverwaltung von
Aachen hat dazu ein Gebäude hergegeben, hat auch die Kosten für einen Custos gestellt, für die
Beleuchtung und Heizung des Lokals gesorgt, aber, wie es scheint, ist Herr von ForkenbeÄ mit
der Aachener Stadtverwaltung noch nicht vollständig einig geworden, und nun glaubt die
Commissiondie beste Lösung in der Weise zu finden, daß mit der Stadt Aachen in Unter¬
handlungen getreten würde, daß aus Provinzialmitteln wegen der nicht zu verkennenden wissen¬
schaftlichen Bedeutung dieses Unternehmens eine Unterstützungin Aussichtgestellt würde, um diescs
in seiner Art einzige Unternehmen — in Europa giebt es ein zweites solches nicht — zu unter¬
halten und auch der Benutzung des Publikums zu erhalten.

Das ist eine der Bedingungen, die an beide Schenkungen geknüpft sind, daß sowohl der
Park, als das Zeitungsmuseum der Benutzung des Publikums erhalten bleiben sollen.

Es hat Ihre Fachkommissionsich nun in der Sache dahin schlüssig gemacht, daß sie
Ihnen den Antrag unterbreitet:

„Der Prouinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, die Angelegenheit
auf der Grundlage zu ordnen, daß das Gut Marienbruch in den Besitz der Provinz
und das Zeitungsmuseum in den Besitz der Stadt Aachen übergehe, unter Gewährung
einer zu vereinbarenden jährlichen Provinzialbeihülfe zu den Kosten der Unterhaltung
des letzteren".

Also, wenn die Stadt Aachen sich dazu verstände, das Lokal zu stellen und die Beauf¬
sichtigung,überhaupt alles, was dazu nöthig ist, um das Museum in der Art und Weise, wie es
jetzt besteht, zu unterhalten, bann wollte die Provinz eine jährliche Beihülfe dazu gewähren. Dieser
Antrag wird Ihnen von der I. Fachcommissionempfohlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst dem Herrn Freiherrn
von Scheibler das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Schcibler-Hülhoven: Meine Herren! Da ich wohl zu
den wenigen Personen aus dem hohen Hause gehöre, denen der Park aus eigener Anschauung
bekannt ist, so erlaube ich mir Ihnen mitzutheilen, daß diese Parkanlage in der dortigen, an
landschaftlichen Reizen nicht gerade reichen Gegend einen äußerst selteuen und angenehmen Null¬
punkt bietet. Herr von Forkenbeck hat es sich seit vielen Jahren angelegen sein lassen, den Park
in schöner Weise auszugestalte« und in hochherzigerWeise dem Publikum zur Verfügung z«
stellen. Durch die Annahme des Geschenkesseitens der Provinz würde die Sorge um das
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Schicksal des Parkes nach dem Ableben der Eheleute von Forkenbeckin glücklichster Weise gelöst
werden und es würde der dortigen Gegend eine sehr wohlthuend wirkende Einrichtung erhalten
bleiben. Ich bitte Sie daher, den Antrag der Commissionanzunehmen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Ich schließedie Verhandlung.
Wir kommenzur Abstimmung.

Ich ersuche diejenigenHerren, welche dem Antrage Ihrer I. Fachcommissionzustimmen
wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit; der Antrag ist angenommen
und damit der Gegenstand erledigt.

Wir kommenzum 16. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltung des Land-
armcnwescns der Rheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis
31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Simons, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Simons: Meine Herren! Wie zu befürchten,oder eigentlich

richtiger, wie zu erwarten war, ist der Etat für 1895/96 erheblich überschrittenworden und zwar
um ca, 100 000 Mark. Diese Summe erscheint aber nicht bedeutend, wenn man in Anschlag
bringt, daß, seitdem die Gesetzgebung vom Jahre 1894 eingetreten ist, die Herabsetzung der Alters¬
grenze für den Verlust des Uutcrstützungswohnsitzes,und wenn man in Betracht zieht, daß die
Kosten für die Irren, für die Landarmcn-Irrcn erheblich gesteigert worden sind. Wenn man diese
Zahlen in Betracht zieht, so ist die Erhöhung iu den letzten Jahren allmählich sinkend von
45 000 Mark Erhöhung auf 40 000 Mark im Jahre 1893/94, 39 000 Mark im Jahre 1894/95
und 26 000 Mark im Jahre 1895/96 gewesen. Woher dieses vcrlMnißmäßig geringe Ansteigen
>m Verhältniß zur wachsenden Bcvülkcruug? Ist es das Resultat des Gintritts der Invaliditäts¬
und Altersversicherung,die ja nach meiner Ueberzeugung immer mehr und stärker in Wirkung
treten wird oder nicht zum Theil die Wirkung der verhältnißmäßig günstigen geschäftlichen
Bedingungen?

In Bezug auf den ersteren Punkt gelingt es vielleicht, durch allerdings schwierige statistische
Erhebungen einigermaßen ein Licht zu verbreiten.

In Bezug auf den letzteren Punkt ist ja nicht zu verkennen,daß im Augenblick einige
Geschäftszweige noch in guter Verfassungsind, andere aber schon anfangen zu leiden und ich möchte
da der Hoffnung Ausdruck geben, daß die Bemühungen, die jetzt von vielen Städten angestellt
werden, in Stcllcnvermittcluugen, die sogar in einer Centralinstanz gipfeln, wie sie hier in Düsseldorf
auch geplant ist, von mildernder Wirkung auch iu Zukunft sich bewähren werden. Meine Herren,
m Folge dessen ist der Ansatz von 1087 000 Mark, als Mittelsatz genommen, ein durchaus nicht
zu hoch bemessener.

Bei dieser Gelegenheit aber, meine Herren, haben wir noch immer der Ausgaben gedacht,
welche die Nheinprovinz zu leisten hat als Grenzprovinznach verschiedenen Seiten hin, nach Elsaß-
Lothringen, nach Bayern, nach Luxemburg,nach Belgien, nach Frankreich,nach der Schweiz. Diese
Summe scheint auch in dcu letzten Jahren eher abgenommenzu haben, sie beträgt im Augenblick
nur 27 000 Mark und zwar fällt der Haupttheil dieser Summe auf Elsaß-Lothringen mit
1?600 Mark. Aber außer dieser Summe von 27 000 Mark sind noch erhebliche andere Ausgaben
zu nennen und zwar namentlichzweier deutschen Staaten, hinsichtlich Elsaß-Lothringen und Bayern.
Maß-Lothringen hat ja bekanntlichdie Gesetzgebung, daß nicht allein die Rheinländer, welche nach
Elsaß-Lothringenhingereistsind — und das war ja eine große Anzahl nach 1870 - sondern
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auch deren eingeboreneFrauen und eingeboreneKinder nicht den Unterstützungswohnsitz bekomme».
Es ist nun in erfreulicherWeise in Aussicht, daß zwischen Preußen und Elsaß-Lothringen ein
Abkommen getroffen wird, wonach bei Eintritt der HülfsbcdürftigkcitDiejenigen, die 5 Jahre in
Elsaß-Lothringen gewohnt haben, von dort aus unterstützt werden, resp, nicht mehr ausgewiesen
werde» dürfen. In dieser Beziehung haben wir also die Hoffnung einer erheblichen Verminderung,
die kalkulatorisch ungefähr berechnet,in diesem Jahre, wenn dieser Vertrag schon jetzt gültig gewesen
wäre, ea. 13 000 Mark betragen haben würde. Von weniger geldlicherBedeutung, aber um so
auffälliger ist es mir immer, daß — ein alter Rückstand von partikularer Selbstständigkeit —
Bayern noch kein gemeinschaftliches Gesetz. über den Unterstützungswohnsitzmit uns genießt, und
ich glaube, uicht allem den Gefühlen der II. Fachcommission,sondern auch den Gefühlen des
hohen Hauses Ausdruck zu geben, wenn ich die Hoffnung aussprcchc,daß auch dieser Rest von
deutschem Zwiespalt baldmöglichstverschwinden möge. (Beifall.)

Meine Herren! Es ist noch eine kleine Bemerkung hier einznschicben.
Im Titel III. Seite 88 ist eine kleine formelle Aenderung dadurch hervorgerufen, daß

formell wol ein Irrthum unterlaufen ist. „Zur Verzinsung uud Tilgung des dem Vereine für
katholische Arbcitcrkulonicn von der Landcsbank der Nhcinprovinz für die Erwerbung und den
Ausbau der Anstalt Urft für eine Arbeiterkolonicgewährten Darlehns von 99 200 Mark, abzüglich
der Pacht für die Anstalt."

Diese Summe ist ja seiner Zeit der Anstalt Urft gegebenuud durch die Veränderung in
dem Zwecke dieser jetzt veränderten Anstalt müssen die 6 Worte fallen, also es heißt nur: „Znr
Verzinsung und Tilgung des von der Landesbank der Nhcinprovinz für die Erwerbung und den
Ausbau der Anstalt Urft für eine Arbeiterkolonicgewährten Darlehns von 99 200 Mark." Es
ist also nur eine formelle Aenderung.

Mit dieser kleinen Veränderung bitte ich im Namen der II. Fachcommissionden Titel III
Ziffer 3 des Etatsheftcs unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schließedie Verhandlung
und darf ohne Abstimmung wol feststellen, daß Sie dem Antrage der II. Fachcommission
beigctreten sind. Das ist der Fall.

Wir kommennun zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Kosten der Unter¬
bringung verwahrloster Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis
31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr Abgcordueter von Stedmcm, den« ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Meine Herren! Der Etat, der uns hier

vorliegt, belauft sich in Einnahme und Ausgabe auf 205 600 Mark. Es ist das eine Zahl, die
um 17 000 Mark gegen die der vorigen Etatspcriodc zurücksteht. Wesentlich sind eigentlichnur
zwei Gründe, die diese Verschiebungbewirkt haben. Der eine ist allerdings nur ein scheinbarer,
denn unter den Verwaltungsausgaben sind hier die Gehälter von 2 Sekretären eingestellt, wo
vorher 1 Sekretär und 1 Sekretariatsassistcnt figurireu. Es' ist dieses Verhältniß lediglich eine
Consequenz des Besoldungsplcmes,so daß von einer Beanstandung keine Rede sein kann.

Der wesentlichste Grund, woher dieser Unterschied von 17600 Mark herrührt, liegt in
der Anzahl der Kinder, die der Zwangserziehung überwiesen werden. Der Etat ist wol in der
Lage, nach der Alterscontrole die Zahl sür die Zukunft festzustellenbezüglich derjenigen Zwangs¬
zöglinge, die von Jahr zu Jahr ausscheiden. Diejenigen aber, die hinzukommen, können nur
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annähernd geschätzt werden und mögen wohl im Etat zutreffend beziffert sein. An die Zahl der
Ueberweisnngen selbst knüpfte sich in der Commissioneine Erörterung, die auch hier dem hohen
Hause mitgetheilt werden soll. Es wurde darauf hingewiesen, daß vor einigen Jahren in der
Zahl der ttbcrwiesenen Zwangszöglingeeine rückläufige Bewegung eingetretenund auffällig geworden
war. In Folge dessen hatte der 39. Provinziallandtag beschlossen,eine Anregung zu geben, die
darauf abzielen sollte, die maßgebendenJustizbehörden davor zu warnen, die segensreichen Folgen
der Zwangserziehung zu unterschätzen. Auf Grund jenes Beschlusses ist durch Vermittlung Seiner
Excellenz des Herrn Obcrpräsidenten und durch die bctrcffeudenHerrn, Minister den zuständigen
Amtsgerichten geeignete Anregung gegeben worden. Wenn auch das Vorjahr noch keine Ver¬
änderung in dieser Beziehung aufzuweisenhat, so treten doch in diesem Jahr schon Zahlen auf,
die dazu angethan sind, den Rückschluß zuzulassen, es sei hier ein Erfolg jener Anregung zu
verzeichnen. Bis zum heutigen Tage sind der Zwangserziehung bereits 177 Kinder überwiesen
worden, während bis zum gleichen Zeitpunkt im Vorjahre nur 122 Neberwcisungenstattgefunden
hatten. Die II. Fachcommission hat aber geglaubt, hierauf nicht weiter eingehen zu follen, da
ja auch künftig, sehr bald vielleicht,die neue bürgerlicheGesetzgebungWandel schafft, zumal mit
Rücksicht auf den Z 1666, der die Entscheidung nicht an die zweifelhafte „strafbare Handlung"
knüpft, fondern bessere Bestimmungen vorsieht.

In, Uebrigen hat die II. Fachcommissiondurch den Vertreter des Herrn Landesdircktors
erfahren, daß die schwierigste Seite der Zwangserziehung darin beruht, geeigneteFamilien zu
finde», die sich der unglücklichen Kinder erziehlichannehmen. Es dürfen nur Familien sein, die
nicht zu nahe der EinWirkungssphäreder Eltern liegen, die sich weniger aus Gewinnsucht,sondern
'«ehr aus Liebe der Aufgabe unterziehen.

Weiter wurde mitgetheilt und war es mit Freude zu begrüßen, daß der Herr Landes-
direktor selbst mit der Absicht umgeht, künftig die freien Vereinigungen, die hier und da, mehr
allerdings in der Stadt als auf dem Lande, zu finden sind, zur Mitwirkung heranzuziehen. Es
sollen allgemeine leitende Gesichtspunkteaufgestellt werden und soll durch Znsammenfassung der
Vereine gedeihlicherVorschub dadurch geleistet werden, daß alle sich an dem Aussindigmachen
geeigneter Pflegefamilien und an pfleglicherUeberwachuugder Zwangszöglingebctheiligen.

Ich darf nach diesen Ausführungen auf den Etat, den ich vorhin finanziell beleuchtet
habe, zurückkommen, indem ich namens der II. Fachcommissiondas hohe Haus bitte, den vorge¬
schlagenen Etat unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung.
Ich darf ohne Abstimmung feststellen, daß Sie dein Antrag der II. Fachcommission beigetretensind.

Wir kommenzum 18. Gegenstand der Tagesordnung:
Autrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Polizeistrafgelderfonds
und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für die Etatsjahre
vom 1. April 1897 bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Venn, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr Penn: Meine Herren! Veränderungen im Etat sind

nur insofern vorhanden, als der Ertrag der Strafgelder ein höherer oder geringerer gegen den
früheren Etat ist. Die II. Fachcommissionbeantragt:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen".
Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Ver¬

handlung uud darf ohne Abstimmung feststellen, daß der Etat auch Ihrerseits genehmigt ist.
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Ich möchte Ihnen hier vorschlagen,unsere heutige Berathung vielleichtzu beenden.
Meine Herren! Eben geht mir Seitens des Herrn von Grand-Ny der Wunsch zu, es möchte

noch der nächste Gegenstand der Tagesordnung abgemachtwerden, weil er morgen verhindert sei.
Ich nehme an, daß Sie damit einverstanden sind. Es handelt sich um den Antrag der II. Fach¬
commissionzu den Etats der Provinzial-Taubstummenaustalten zu Aachen, Arühl.
Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied, Trier, sowie über die Verwendung der
Wilhelm-Augusta-Stiftung und des Unterstützungsfonds für entlassene Taub¬
stumme für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr von Grand-Ny, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Grand-Ny: Ich danke Ihnen zunächst,daß Sie mir

gestatten, diesen Gegenstand der Tagesordnung noch zu erörtern.
Meine Herren! Ich habe im Namen der Commission die Etats der Provinzial-Taub-

stummenanstaltcn zu Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied, Trier, sowie über die
Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung und des Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstumme
zur Annahme vorzuschlagen und zwar jetzt, nachdem der Besoldungsplan der Provinzialbeamten
angenommen ist, unbedingt. Meine Herren, diese Etats schließen in Einnahme und Ausgabe mit
261 81« Mark und haben eine Zunahme an Provinzialzuschüssenvon 30105 Mark zu verzeichnen.

Die Gründe dieser Steigerung der Provinzialzuschüssevon 164 860 auf 194 965 Mark
sind schon in dem Vorberichte mitgetheilt — Seite 3 des Vorberichts — und von dem Herrn
Landesdirektor auch mündlich erörtert worden,

Sie liegen wesentlichin der Erhöhung der Besoldungenund in der Einrichtung besonderer
Schulklasscn für schwachbefähigte Taubstumme an den Prouinzialanstalten Essen und Ncnwicd.
Außerdem hat die Stadt Elberfeld einen Beitrag von 2800 Mark, den sie bisher zu zahlen hatte,
nicht mehr weiter zu leisten, in Folge der Beendigung des Vcrtragsverhältnisses mit der Stadt.

Ich beschränke mich bezüglichdes Etats auf diese Ausführungen, muß aber dem Wunsche
der Commission nachkommend,einige Gesichtspunkte,die bei der Besprechung dieses Etats zur
Erörterung gekommen sind, hier auch zur Geltung bringen.

Meine Herren! Es wurde zunächsthervorgehoben, daß die Zahl der Taubstummen sich
immer mehr vermindere. Line besondereUrsache hierfür ist nicht angeführt worden. Es wurde
fodcmn auch die Ursache der Taubstummheit erörtert und festgestellt, daß die geborenenTaubstummen
sehr viel geringer an Zahl sind, als die durch irgend welche Krankheitentaubstumm gewordenen.
Es ergiebt sich, daß in den 5 Jahren von 1866 bis 1870 im Ganzen 523 taubstumm geboren
wurden, im Durchschnitt105 und, daß die geringsteZahl mit 7? im Jahre 1866 und die höchste
im Jahre 1870 mit 13? zu verzeichnen ist. Dagegen waren in den Jahren 1884 bis 1888
wiederum 5 Jahre, nur 425 taubstumm Geborene. Der Durchschnitt betrug 85, die niedrigste
Zahl 80 im Jahre 1888, die höchste Zahl im Jahre 1884 86. Es sind also 3,« von 10 000
Einwohnern taubstnmm geboren, während 4,4 taubstumm geworden sind. Voll den Kindern,
die in den Taubstummenanstalten der Provinz sich befinden,45? an der Zahl, sind 193 taubstumm
geboren und 264 später taubstumm geworden. Das Tmibstummwerdenhat wesentlich seinen Grund
in Krankheiten,Gehirnentzündungen, Typhus, Genickstarre, Klampfe, Ohrciterungcu, Nerucnficbcr,
Scharlach,Diphtcritis u. s. w, und mag die Abnahme der Zahl vielleicht darauf zurückzuführen fcM
auf die größere Pflege, auf die sorgfältige Behandlung und die Furtschritte in der Kenntniß
der Krankheiten, fodaß die traurigen Folgen dieser Erkrankungen nicht mehr so häufig, wie
früher eintreten.
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Ich möchte dann ferner noch darauf hinweisen, daß in der Commission sehr beklagt
worden ist, daß für diese Taubstummen kein Schnlzwaug besteht. Er ist in dem jetzigen Schulgesetz
uicht enthalten. Er war enthalten in dem Schulgesetz, das der Minister uou Zcdlitz vorgelegt hat
uud es ist der lebhafte Wunsch ausgesprochen worden, daß bei etwaiger Neuordnung der Schul-
Verhältnisse auch der Schulzwaug für diese Kiuder eingeführtwerden möge.

Meine Herren! Damit wären die Bemerkungen, die in der Commission zur Sprache
gokommcu sind, im Wesentlichenerledigt.

Ich kann aber den Etat nicht verlassen, meine Herren, ohne mit einem Wort des Ein¬
druckes zu gedenken, den dieser Etat wie der Etat der Blindenanstalt in der Commissionbei der
Besprechunghervorgerufenhat. Es ist die vollste Anerkennungund Bewunderung für die Art
und Weise, wie die Provinz in diese» Anstalten für diese armen Hülfsbcdnrftigcnsorgt. Die Sorge
beschränkt sich nicht allein auf die Pflege in der Anstalt selbst, sundern mit liebender Fürsorge
begleitet die Prouinzinlucrwaltnug diese Leute auf ihrem gcsammtcnLebenswege Durch ihrcu
Untcrstütznugsfondshilft sie diesen armen Lcnten in ihrer Hülfsbcdürftigkcit,durch Empfehlung
sorgt sie für ihre Austeilung und macht es ihnen möglich, ihren Lebensunterhalt zu finden Der
Herr Dezernent hat ausgesprochen, daß die Anstalten mit ihrcu Zöglingcu iu dauerndem
und regem Wcchsclvcrkchr stcheu. Was das, meiuc Herren, für diese armen und gerade durch ihr
Gebrechenin ihren, Gemüth so tief bedrückten Personen bedeutet, das will ich Ihrer Erwägung
überlassen. Ich glaube aber im Namen der Commission erklären zn können, daß wir der
Provinzialucrwaltnng für diefc Art der Bchandlnng dieser Unglücklichen Dank nnd Anerkennung
schuldig sind. (Beifall.)

Meine Herren! Selbstredend kann ja der Antrag jetzt, wie ich das im Beginn angeführt
habe, nur darauf gerichtetsein, diese Etats unbedingt anzunehmen. Damit ist auch diese Gin¬
schaltung, die in dem gedruckte»Autlage liegt, beseitigt. Ich nehme an, daß es dazu einer
besonderen Abstimmung nicht bedarf.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemandzum Wort, dann schließe ich die Verhandlung.
Meine Herren! Der Herr Berichterstatter hat mit Recht darauf hingewiesen,daß der

Vorbehalt, der in dem Antrage der II. Fachcommission steht, „vorbehaltlichder Entscheidungüber
den Bericht und Antrag des Provinzialnusschusscs,betreffend einige Abänderungendes Besoldungs¬
planes für die Provinzialbcamtcn", keinen Sinn mehr hat, weil wir diese Regelung bereits vorge¬
nommen haben. Der Vorbehalt mnß also nach dein Vorschlage des Herrn Berichterstatters wohl
gestrichen werden. — Dagegen scheint kein Bedenkenobzuwalten. (Znstimmung.) Dann nehme ich
"lso an, daß, wenn nicht noch uon anderer Seite eine Bemerkung laut wird, Sie einfach den
Beschlußso fassen, daß der Etat unverändert genehmigt ist. — Das scheint Ihre Zustimmung zu
fmden. Dann darf ich das feststellen.

Meine Herren! Nun wollen wir, wen» es Ihnen recht ist, unsere heutige Sitzung
beendigen, (Zustimmung.)

Ehe ich Ihucn die Tagesordnung für die nächste Sitzung mittheile, hat noch zu einer
geschäftlichen Mittheilung Herr Licuen das Wort,

AbgeordneterLievcn: Meine Herren! Ich möchte die Herrcu vou der Wcchlprüfungs-
eommissiun bitten, morgen früh um '/«11 Uhr in dem bestimmten Zimmer sich zu versammeln und
dort den Bericht festzustellen.

VursitzcudcrBecker: Dann hat Herr Fricderichs noch zu ciucr geschäftlichenMittheilung
um das Wort gebeten.
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AbgeordneterFriedcrichs: Meine Herren von der II. Fachcommission!Die auf morgen
'/2I0 Uhr anberaumte Sitzung kann nicht stattfinden in Folge der mittlerweile für dieselbe Zeit
anberaumten Sitzung des Provinzialausschusscs. Es haudclt sich ja für unsere Fachcommissions-
Sitznng um die wichtigen Fragen 115 und 117 des Verzeichnissesder Vorlagen. Die Sitzung
ist vertagt auf Moutag 10 Uhr. —

Vorsitzender Becker: Dann hat noch Herr Abgeordneter Meuser zu einer geschäftlichen
Mittheilung um das Wort gebeten.

Abgeordneter Meuser: Meine Herren! In der Annahme, daß die Plenarsitzung morgen
um 10 Uhr beginnen sollte, war von mir eine Sitzung der III. Fachcommissionmorgen auf
'/2I0 Uhr anberaumt worden. Da aber die Plenarsitzung erst für 11 Uhr in Aussicht genommen
ist, so bitte ich die Herren von der III. Fachcommission,nm '/-ll Uhr zusamcuzutreten.

VorsitzenderBecker: Dann, meine Herren, können wir zur Festsetzungder Tagesordnung
für morgen übergehen. Ich hatte die Absicht, die Sitzung auf 11 Uhr anzuberaumen, wenn Ihnen
das genehm wäre und ich beabsichtige ferner, mit Rücksicht darauf, daß wohl ciuige der Herren, die
bis jetzt in den Commissionenthätig waren und nicht die freien Tage benutzen konnten, morgen
die Absicht haben, zu dcu Ihrigen zum Sonntag zurückzukehren,die Sitzung vielleicht von
11 bis 1 Uhr auszudehnen, wenn Sie damit einverstandensind. (Zustimmung.) Das scheint
der Fall zu sein.

Als Tagesordnung habe ich folgende vorzuschlagen:
Rest der heutigeu Tagesordnung,
die beiden agrarischenAnträge, die Ihnen bereits gedruckt zugegangen sind,
der Antrag über die Kosten der baulichen Beaufsichtigungder Provinzialcmstalten,
der Etat über die Unterstützungmilder Stiftungen und Wohlthätigkcilsanstalten,
der Etat der Verwaltungskostender landwirtschaftlichen Ncrufsgenosscnschaft,
der Etat über die Vichcntschädigungsfonds,
die Petition der selbstständigen Gärtner Rheinlands, betreffend Gewährung von Beihülfen

an Gemüse- und Obstbauschulcn,
Petition des Bürgermeisters in Schlcbusch um Uebernahme der Straße Schlebusch-

Odenthal unter die Provinzialstraßcn,
Petition des Biencnznchtvereinsum eine laufende jährliche Unterstützung,
Antrag der Gemeinde Würfele» auf Austausch von zwei Straßenstreckcn,
sodann Antrag, betreffend Aufgabe eiucr entbehrlich gewordenen Strecke der Beucl-

Overath'cr Provinzialstraße,
Gesuch von Bewohnern von Aldeterk um Beseitigung von Ulmenbäumen.
Endlich Bericht und Anträge, betreffenddie Forderung von Bnhnuntcrnehmungen.

Gegen die Tagesordnung werden Bedenken nicht laut. Dann stelle ich fest, meine Herren,
daß Sie mit derselben einverstandensind, und schließe die heutige Sitzung.

(Schluß gegen 6"/. Uhr.)
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Mufte Sitzung
im Stäildehause zu Düsseldorf, am Samstag den 13. März 1897.

Beginn gegen 11'/« Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Provinzial-Blindenanstalt zu Düren für die

Etatsjahre vom 1. April !89? bis 31. März 1899.
3. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über das Hebammenwcseneinschließlich der

Hebammcnlehranstalt zu Köln für die Etatjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.
4. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat der Provinzial-Arbcitsanstalt zu Vranweiler für

die Etlltsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.
5. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat des Lcmdarmenhauscszu Trier für die Etats-

jahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.
6. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,

betreffend die Genehmigung einer neu aufgestelltenHausordnung für die Provinzial-Arbeits-
anstatt in Brauweiler.

?. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wciterbewilligung eines jährlichen Zuschussesan den Verein zur Beförderung des Taub¬
stummen-Unterrichtsin Köln.

8. Antrag der II. Fachcommissionzu dcm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Kosten der Errichtung einer Provinzial-Vlindencmstaltzu Nenwied.

9 Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend
den Verkauf zweier Häuser an der Piovinzial-Vlindcnanstalt zu Düren.

16- Antrag der II. Fachcommission zu dcm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Erlaß der Rückzahlungdes der Kolonie Wilhclmsdorf im Jahre 1882 gewährten unver¬
zinslichenDarlehens von 10 000 Mark.

11- Antrag einer großen Zahl von Abgeordneten,bei der Königlichen Staatsregicrung dahin zu
wirken, daß die Staffeltarife cmf Getreide, Mühlenprodukte, Vieh uud Holz beseitigt bezw.
nicht neu eingeführt werden.

12. Antrag einer großen Zahl von Abgeordneten, bei der KöniglichenStaatsregiernng dahin zu
wirken, daß, um zu ciuer Wiedcrgcsuudungdes inländischen Viehbestandeszu gelangen, die
in Bezug auf die Absperrung gegen das Ausland für Vieh und Viehprodukte noch vorhandenen
Lücken, insbesonderegegenüber Dänemark und Holland auszufüllen.

1^- Antrag der II. Fachcommissionzu dcm Etat über die Kosten der Leitung uud Beaufsichtiguug
der baulichen Untcrhaltungsarbeiten in den Provinzialcmstalten für die Etatjahre vom
1. April 189? bis 31. März 1899.
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14. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Unterstützung milder Stiftungen nnd
WolMMigkeitsanstalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern, Idioten und Blinden aus der Rhcinurouinz, welche bezw. deren Angehörige
keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für die Etatjahre vom 1. April 1897
bis 31. März 1899.

15. Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Vcrwnltungskostcndes Genossenschafts¬
vorstandes der Rheinischen lcindwirthschaftlichcn Bernfsgenossenschaft für die Etatsjahrc vom
I. Iauuar 189? bis 31, Dezember 1898.

16. Antrag der II. Fachcommissionzu der Petition der selbstständigcn Gärtner Rheinlands wegen
der Gewährung von Beihülfen an Gemüse- :c. Schulen.

17. Antrag der II. Fachcommissionzur Pctitiou des Präsidimus des RheinischenBienenzucht-
Vereins um Bewilligung einer dauernden jährlichen Unterstützung.

18. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Verwaltung des Fonds zur Gewährung
uou Viehentschädiguugenin Folge:
II. von Rotz und Lungcnseuche (Rcichsgcsetz vom 23. Iuui 1880, betreffenddie Abwehr und

Unterdrückungvon Viehseuchen nnd Ausführungsgesctzvom 12. März 1891),
d. von Milz- oder Rauschbrand (Gesetz vom 22, April 1892, betreffend die Entschädigung

für au Milzbrcmd gefallene Thiere,) für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis
31. März l899.

19. Antrag der III. Fachcommissionzu der Petition des Bürgermeisters in Schlcbusch bezw, der
Gemeinde Schlebuschum Uebernahmeder GemeindestraßcSchlebufch-Odenthalunter die Zahl
der Prouiuzialstraßeu.

20. Antrag der III. Fachcommissionzn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend das Gesuch des Ackerers Gerhard Ackermans und Genoffen zn Aldekerk um
Vefcitigung der auf der Strecke von Km 0,» bis 1,» der Provinzialstraße Aldckerk-Vorstim
VauamtsbczirkeCrefeld stehendenUlmenbäumc.

21. Antrag der III. Fachcommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den
Antrag der Gemeinde Würselen auf Austausch der 678 Meter langen Endstrecke der
Stolbcrg-Würsclen'er Provinzialstraße gegen die 738 Meter lange sogenannte Grevenberg'er
Gemeindestraßc.

22. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Aufgabe einer entbehrlichgewordenenStrecke der Bcucl-Ouerath'cr Provinzial
strnße.

23. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und zu dcu Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Förderung von Bahnunternchmungen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf den, Tische des Hauses zur Einsichtoffen-
Schriftführer für den heutigen Tag sind Herr Abgeordneter Brüning für das Protokoll,

Herr Abgeordneter Freiherr von Coels für die Rednerliste.
Geschäftliche Mittheilungen, meine Herren, habe ich Ihnen nur dahin zu machen, daß

der gestern an die I. FachcommissiongewieseneAntrag wegen künstlerischer Ausschmückung unseres
Sitzungssaales im Drucke zur Vertheilung gelangt ist.
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An Eingängen ist nur ein Schreiben Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten
hervorzuheben,nach welchem der Herr Landrath Dr. von Sandt einem Telegramm zufolge vom
15. d. M. ab an den Verhandlungen Theil nehmen wird.

Wir treten in die Tagesordnung ein. Zweiter Gegenstand der Tagesordnung ist:
Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Provinzial-Blinden-
anstalt zu Düren.

Referent ist der Herr Abgeordnete Freiherr von Scheibler, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Scheibler: Meine Herren! Der Etat der

Provinzial-Blindenanstalt zu Düren bietet keine besonders bemerkenswerthcnPunkte. Die Er¬
höhungen sind hauptsächlichherbeigeführt durch die Gehaltsaufbesserungen,welche bei Nr. 3 der
gestrigen Tagesordnung, unter 4 der Drucksachen, bereits vom hohen Hause beschlossen worden sind.

Zu bemerkeuist uoch eine Mindemusgabe vom 7000 Mark, welche darauf zurückzuführen
ist, daß ein Theil der Aufgaben, die früher von der Provinz verfolgt wurden, von dem Blinden¬
fürsorge-Verein ausgeübt werden. Sollte aus dem hohen Hause der Wunsch nach weiteren Aus¬
führungen über die Thätigkeit des Blindenfülforgt'Vereins laut werden, so hat sich der Herr
Dezernent bereit erklärt, weitere Aufklärungen zu geben.

Hiernach darf ich dein hohen Haufe vorschlagen,den Etat unverändert anzunehmen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, — ich fchliehe dieselbe, da sich

Niemand zum Wort meldet und darf wol ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag
dem Antrage der II. Fachcommifsionbeigetreten ist.

Wir kommendann zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Zu dem Etat über das Hebammenwesen einschließlich der Hebammen-
lehranstalt zu Kölu.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Pastor, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Pastor: Meine Herren! Sie finden den Etat der

Hebammenlehranstaltauf den Seiten 336—345. Der Etat schließt in Einnahmen und Ausgaben
mit 101200 Mark gegen 93 230 Mark im Vorjahre, also mit einem Mehr von 7970 Mark,
(Rufe: Lauter!) Der Zuschuß aus Provinzialmitteln ist erhöht um 4070 Mark. Meine Herren,
die «höhte Ausgabe erklärt sich daraus, daß den im Ganzen mit 3900 Mark in dem Etat
figurirendeu Mehreinnahmen größere Ausgaben gegenüberstehen,die sich zum Theil rechtfertigen
aus dem neuen Vesoldungsplan, zum Theil ihren Grund darin haben, daß die Anzahl der
Schülerinnen gewachsen ist und deshalb die Anmiethnng einzelner Häuser stattgefunden hat.

Meine Herren! Die einzelnen Positionen sind in der Commission geprüft worden und
die Commissionschlägt Ihnen die unveränderte Annahme des Etats vor.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Ver«
Handlung und darf wohl ohne weitere Abstimmung annehmen, daß der Landtag dem Antrage
der II. Fachcommifsionbeigetreten ist.

Wir kommenzum 4. Gegenstand der Tagesordnung:
Zu dem Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.

Berichterstatter ist auch hier Herr Abgeordneter Pastor, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Pastor: Meine Herren! Den Etat der Arbeitsanstalt zu

Vrauweiler finden Sie auf den Seiteu 347-391. Der Etat Meßt in Einnahme und Ausgabe
Mit 343 300 Mark gegen 346 200 Mark im Vorjahre, also mit einem um 2900 Mark geringeren
Satze. Meine Herren, die Provinz ist mit 1000 Mark weniger am Zuschuß betheiligt wie im
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Vorjahre. Meine Herren, auch hier erklärt sich die Mehrausgabe dadurch, daß eine Erhöhung
der Gehälter in Folge des Besoldungsplanes eintritt. Zum Theil erklärt sich die geringere Aus¬
gabe dadurch, daß eine Neubesetzung der Stellen stattgefunden hat und der Eintritt des Bezuges
des Anfangsgehalts erfolgt ist.

Auch hier hat die Commission eine eingehendePrüfung der einzelnen Positionen ein¬
treten lassen und wenn ich Ihnen im Auftrage der Coinmission die unucränderte Annahme des
Etats hiermit empfehle, so bin ich doch von der Commission beauftragt, noch eine Bemerkung
hieran zn knüpfen.

Meine Herren! An die Berathung des Etats hat sich in der Commission eine kurze
Erörterung des sogenannten Hoffrichter'schenProzesses geknüpft und ist von Seiten der Vermal»
tung Aufklärung in dieser Beziehung erstattet worden. Das Ergebniß dieser Erörterungen
und Besprechungengipfelte darin, daß Seitens der Connnissiun einstimmig anerkannt wurde, daß
die Provinz in der Arbeitsanstalt zu Vrauweiler eine Musteranstalt besitzt und daß die Leitung
dieser Anstalt sich in der Hand eines Mannes befindet, um welchen manche andere Provinz uns
beneiden könnte,

VorsitzenderBecker: Hier meldet sich gleichfalls Niemand zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung und darf Ihr Einuerständniß mit dem Antrage der II Fachcommissionfeststellen.

Dann gehen wir zum 5. Gegenstand der Tagesordnung über:
Etat des Landarmenhauses zu Trier.

Ich gebe wiederum dem Herrn Berichterstatter Pastor das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Pastor: Meine Herren! Der Etat des Landarmenhauses

zu Trier findet sich auf den Seiten 393—411. Die Einnahmen und Ausgaben beziffern sich
auf 147 500 Mark gegen 142 850 Mark im Vorjahre, stelle» also ein Mehr von 4650 Mark
in Einnahme und Ausgabe dar. Meine Herren, auch hier hat die Erhöhung ihren Grund in
deni Besoldungsplan, sodann aber auch darin, daß nach dem Alexianerprozeß ein großer Theil
der Epileptiker in das Landarmenhaus zu Trier überführt worden ist.

Ich empfehleIhnen auch hier die unveränderte Annahme des Etats, indem ich hinzufetze,
daß die einzelnen Positionen von der Commissiongeprüft worden sind.

Ich habe aber auch hier noch eine kurze Bemerkung hinzuzufügen. Nachträglichist
nämlich von Seiten der Verwaltung der Antrag gestellt worden, in den BemerkungenSeite 397
zum Titel I, Nr. 1, wo es heißt: Stclleninhabcr: Verwalter Zietzschmmm,den Ausdmck
„Verwalter" in „Vorsteher" umzuändern. Es hat dies folgende Vewcmdniß. Meine Herren,
der 37. Prouinziallandtag hatte, nachdembeabsichtigtwar, die siechen und altersschwachen Personen
nur cmsfchließlich in das Landarmcnhcms zu Trier aufzunehmen, und da in Folge defsen eine
Verminderung an Personal eintrat, den Ausdruck „Direktor" in den Ausdruck „Verwalter" umge¬
wandelt. Nun hat in Folge der Ueberführung der Epileptiker wieder eine Vermehrung des
Unterpersonals stattgefundenund es scheint angezeigt, dem Wunsche des jetzigen Verwalters aus
Beilegung eines seiner Stellung mehr entsprechenden Titels dadurch Rechnung zu tragen, daß der
Ausdruck „Verwalter" in „Vorsteher" umgewandelt wird.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle Ihr EinVerständnißmit dem Antrag der II. Facheommissionfest.

Wir kommen nun zum 6. Gegenstand der Tagesordnung,
betreffend die Genehmigung einer neu aufgestellten Hausordnung für
die Provinzial-Arbeitsanstalt in Vrauweiler.
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Referent ist wiederum Herr AbgeordneterPastor, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterPastor: Meine Herren! Es liegt mir fern, Ihnen die

einzelnen Paragraphen der Hausordnung, wie sie sich jetzt in abgeänderter Fassung vor Ihnen
befindet, vorzutragen und einen Vergleich mit der früheren Hausordnung stattfinden zu lassen.
Ich muß jedoch, um die Begründung der Ausarbeitung resp. Umänderung der Hausordnung hier
eintreten zu lassen, einen kurzen Rückblick geben.

Meine Herren! Die von dem Herrn Minister des Innern im Dezember 1884 genehmigte
Hausordnung hat sich insofern als lückenhaft beziehentlich nicht vollkommenausreichenderwiesen,
als in derselbenzwar im AllgemeinenBestimmungen darüber enthalten sind, in welchem Sinne
die Geschäfte zu führen, jedoch über die Leitung der Anstalt und über die Behandlung der
Korrigenden keine striktenbestimmtenAnweisungengegeben sind.

Das führte im Einzelnen dazu, daß die Anordnungen des Direktors, so begründet
sie im Einzelnen auch waren, immerhin denn doch zu Uuzuträglichkcitenführten, wem, rück¬
sichtlich ihrer rechtlichen Begründung und der Verantwortung des Direktors sich die einzelnen
Anordnungen mit dem Wortlaut der Hansordnung decken sollten. Meine Herren, dies gilt
speziell hinsichtlichdes Abschnittes XI der Hausordnung, welcher über die Strafbcstimmungcn
handelt. Die Absicht, diese Hausordnung umzuändern und die Mängel zu beseitigen, wurde
zu einem Gebot der Nothwendigkeit aus Aulaß der Verhandlungen des schon vorhin von
mir erwähnten Hoffrichter'schen Prozesses. Meine Herren, neben den Strafbestimmungen die im
Abschnitt11 der früheren bczw. noch jetzt gültigen Hausordnung vorhanden sind, wurde nämlich
allgemein eine Verfüguug der Königlichen Negierung vom Jahre 1844 als noch zu Recht bestehend
erachtet, nach welcher die Bestimmungen der „AllerhöchstenKabinetsordre vom 14, Mai 1825,
betreffend die Schulpflicht", auch auf die noch schulpflichtigen Häuslinge in der Arbcitsanstalt
anwendbar sein sollten.

Bei Gelegenheit der Verhandlung des Prozesses wurde von autoritativer Seite iu Frage
gezogen, ob diese Verfüguug der Königlichen Negierung, nachdem die Hausordnung vom Jahre 1884
erlasscu,noch als zu Necht bestehend erachtet werden könnte, es wnrdc aber auch ganz abgesehen
hiervon jedenfalls in Zweifel gezogen, ob der Ausdruck „schulpflichtige Häuslinge" in der mchr-
genannten Verfügung sich auch auf Häuslinge über das 14. Lebensjahr hinaus erstrecken dürfe.
Meine Herren, dies führte dazu, daß der Direktor der Anstalt, ohne hierin Widerspruch von
Seiten der Verwaltung zu finden, die Ansicht vertrat, daß die Anwendung von Zuchtmittelu den
schulpflichtigen Häuslingcu über 14 Iahreu gcgcuübcr nicht mehr zulässig sei. Die Folge davon
war natürlich eine Auflehnung der jugendlichen Korrigenden,zügellose Frechheit, die zuletzt ausartete
iu Dcmoliruug von Gegenständen und Verhöhnung der Unter- und Oberbmmtcn und nichts,
weder die Entziehung der Kost, noch die Verhängung von Arreststrafen, noch auch endlich der
Zuspruch der Geistliche!! half. Meine Herren, in diesem Nothstand sah sich der Proviuzialmisschuß
veranlaßt, zu beschließen, eiumal den Direktor der Anstalt anzuweisen, nach wie vor die Bestimmuiigeu
der Verfügung der KöniglichenRegierung vom Jahre 1844 als maßgebend zu erachten, fodann
aber die Bestimmungen im Abschnitt 11 der Hausordnung herauszugreifen, einer Umänderung
unterziehen zu lassen und dann dem Herrn Minister des Innern zur Genehmigung zu unter¬
breiten. Der Herr Minister hat es abgelehnt, diesen, von den übrigen Bestimmungen der Haus¬
ordnung losgelösten Theil der Hausordnung, der sich auf die Disziplinarstrafen bezieht, allein
zu genehmigen, und zwar einmal aus formellen Gründen, sodann aus materiellen Gründen;
aus formellen Gründen insofern, als der Herr Minister wohl nicht mit Unrecht darauf hinweist,
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daß es sich wohl nicht empfehle, einzelne Materien aus der Hausordnung herauszugreifen und
nun einer Abänderung zu unterziehen, namentlich aber nicht einen Theil, welcher eine Materie
behandle, die mit den übrigen Bestimmungen der Hausordnung in ganz innigem Connex stehe.
Die Strafbestimmungen stünden jedenfalls im innigsten Connex mit dem Verhalten und mit der
ganzen Behandlung der Häuslinge. In materieller Beziehung weist der Herr Minister darauf
hin, daß jedenfalls eine ganze Reihe von Anstanden gezogen werden müsse und ich glaube, daß
es bei der Wichtigkeit der Angelegenheit für Sie von Interesse ist, wenn ich die ganz kurzen
Ausführungen des Herrn Musters verlese. Es heißt da:

„Im Uebrigen erscheint auch die Anwendung des Begriffes der Schulpflichtauf die Be¬
gründung des Züchtigungsrechtesnicht wohl anwendbar und findet auch keine Stütze in der
A. St. A. v. 14. Mai 1825, da die letztere durch den Wortlaut des § 1 jedem Zweifel
darüber vorbeugt, daß es sich um andere Kinder als Kinder ini schulpflichtigen
Alter handle.

Die Verpflichtung der Korrigcnden zum Schulbesuch gründet sich nicht auf
die Schulpflicht im engeren Sinne, sondern rechtfertigt sich wegen der mit der Schul¬
pflicht beabsichtigtensittlichenErziehung der Korrigenden.

Daraus ergiebt sich, daß eine analoge Anwendung der Schuldisciplin hier
nicht zulässig ist, daß vielmehr die Art und die Grenzen der gegen den die Schule
besuchenden erwachsenen Sträfling anzuwendendenZuchtmittel nur durch das Reglement
der Anstalt festgefetzt werden könne."

Meine Herren! Indem der Herr Minister nun sagt, daß es zweckmäßig sei, den Leiter
der Anstalt dahin mit Instruktion zu versehen, daß er für die Folge nicht mehr nach der
Verfügung vom Jahre 1844 zu verfahren habe, giebt der Herr Minister auch einen Entwurf,
der für die Strafanstalten und Gefängnisse der preußischenMonarchie vorgesehen ist, und stellt
anheim, die Neuaufstellung der ganzen Hausordnung nunmehr in's Werk zu setzen.

Meine Herren! Das hat stattgefunden. Die Bestimmungen der Hausordnung sind
entsprechend dem Entwürfe, den der Herr Minister gegeben hat, aufgestellt worden.

Es ist auch vor kurzem dem Herrn Minister die so abgeänderte Hausordnung, wie sie
Ihnen jetzt vorliegt, eingereichtworden, mit der Anfrage, ob jetzt noch Bedenken dagegen vor¬
lägen, und es ist, wie die Verwaltung in der Commissionssitzungmittheilte, von Seiten des
Herrn Ministers nur in ganz wenigen Punkten noch Anstand genommen worden.

Ich muß allerdings die wenigen Punkte, die von Seiten des Herrn Ministers noch
bemängelt sind, hier vorlesen, da in dieser Beziehung sich die Hausordnung ändert. Der
Herr Minister sagt:

„1. Mit Rücksicht darauf, daß das Strafgesetzbuch unter jugendlichen Personen solche
begreift, welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, empfiehlt es sich, dein
Eingänge des ß 10 folgende Fassung zu geben:
«Korrigenden, welche das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind u. s. w."
Der Absatz 2 ist zu streichen.

2. § 11 Absatz 2 ist zu streichen, damit nicht die Unterbeamten daraus mißverständlich
Befugnisse zu Gewaltmaßregeln herleiten.

3. In § 34 Absatz 2 ist die Höhe, welche der Sparfonds erreicht haben muh, ehe der
Korrigend aus seiner Arbeitsprämie Genußmittel beschaffen darf, auf 10 Mark zu
bemessen. Die Rückkehr des Korrigenden zu einem geordneten Leben nach der Ent-
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lassung und die zweckmäßige Fürsorge für ihn wird durch einen möglichst hohen Be¬
stand an Arbeitspriimien wesentlicherleichtert.

4. § 34, Absatz 3. Die Unterstützungder Angehörigen aus der Arbeitsprämie ist nicht
nur ausnahmsweise zu gestatten, sondern von der Verwaltung thunlichstzu befördern,
damit der Korrigend wenigstens einen Theil des Unheils, welches er in der Regel
über seine Angehörigen bringt, wieder gut macht.

5. In 8 43, Absatz 1 ist die Zeile 4 zu streichen und an dem Schlüsse des Paragraphen
folgender Absatz zuzufügen:
Die Häuslinge können sich auch befchwerdeführendan den Herrn Landesdirektor
wenden. Sie haben diese Absicht auf dem vorgeschriebenenWege dem Direktor
anzuzeigen,der ihre Meldung in ein Buch eintragen läßt, welches dem Herrn Landes-
direltor oder dessen Commissar bei dessen Anwesenheit in der Anstalt vorzulegen ist.
Der auf die Beschwerde ertheilte Bescheid ist in dem Buche zu vermerken. Wegen
schriftlicherBeschwerdenvergleiche§ 44.

6. Dem § 44 ist folgende Fassung zu geben:
§ 44. Eingaben an Behörden.

Eingaben und Beschwerden an die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und die Aufsichts¬
behörden dürfen nicht zurückbehaltenwerden; sonstige Eingaben nur dann, wenn sie
strafbaren Inhalts sind. Werden Eingaben zurückgehalten, so ist davon dem
Verfasser unter Angabe des Grundes Kenntniß zu geben. Die Eingaben sind von
Häuslingen in der Regel selbst abzufassen; sind sie dazu nicht im Stande, so sind
sie von dem Sekretär der Anstalt zu Protokoll zu nehmen.

7. In § 49 Satz 2 sind die Worte: „in welcher Absicht es auch geschehe" zu streichen.
8. Zu § 53 ist als neuer Absatz zuzufügen:

„Werden Briefe zurückgehalten,so ist davon dem Verfasser Kenntniß zu geben.""
Meine Herren! Die Commissionhat gegen die Aufnahme dieser Abänderungen, resp,

gegen diese Abänderungen an sich gar nichts einzuwendengehabt, und die Hausordnung stellt sich
nunmehr dar als eine solche, welche die überflüssigen, mehr in eine Dienstordnung gehörigen
Bestimmungen eliminirt. Dann hat sie auch, wie Sie schon aus dem Bericht des Provinzial-
ausschusses ersehen, eine präzisere Regelung der Rechte und Pflichten der Häuslinge, Korrigenden
und Ortsarmen herbeigeführt und endlich auch eine genauere Festlegung der Disziplinarrechtedes
Leiters der Anstalt, des Beschwerderechts der Häuslinge und der Grenzen der Strafen nach oben
und unten herbeigeführt.

Meine Herren! Die Commission schlägt Ihnen vor, entsprechend dem Antrage des
Provinzialausschusseszu verfahren.

BorsitzenderBecker: Ich eröffne zunächst die allgemeine Verhandlung über d« Haus¬
ordnung. Es meldet sich Niemand zum Wort, dann schließe ich dieselbe.

Dann kommen wir zur Verhandlung über die einzelnen Paragraphen. Der Herr
Berichterstatter hat sie schon im Allgemeinen erläutert.

Wir kommendann zunächst zu 8 1. - Wenn Niemand das Wort ergreift, dann darf
ich wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Paragraph die Genehmigung des Land¬
tages erhalten hat.

8 2. — 8 3. — 8 4. - 8 5. —
(Abgeordneter Knebel: Ich bitte ums Wort zur Geschäftsordnung!)
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Das Wort zur Geschäftsordnunghat der Herr Abgeordnete Knebel.
Abgeordneter Knebel: Ich beantrage die Annahme eu dloo. (Beifall.)
VorsitzenderBecker: Es ist der Antrag auf on bloo Annahme gestellt. Demselben kann

nur stattgegebenwerden, wenn kein Widerspruch erfolgt. — Widerspruch erfolgt nicht. Dann
kommenwir zur Abstimmung der Vorlage. Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort?
— Ich ersuche diejenigen Herren, welche diese Hausordnung ohne weitere Berathung der einzelnen
Paragraphen on Kino annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Majorität.
Die Annahme ist erfolgt und damit der Gegenstand erledigt.

Wir treten in die Berathung der Nr. ? der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial»
ausschusses, betreffend die Weiterbewilligung eines jährlichen Zuschusses
an den Verein zur Beförderung des Taubstummen-Unterrichts in Köln.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Knebel, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKnebel: Meine Herren! In Köln besteht seit langen Jahren

im Anschlüssean einen dortigen Verein eine Taubstummenanstalt, die seit 12 Jahren von der
Provinz subuentionirt wird, und zwar mit jährlich 12000 Mark. In diesem Jahre läuft die
Subvcntionsbewilligung ab. Mittlerweile ist übrigens durch eine besondere Verständigung der
Betrag von 12 000 Mark auch auf 11000 Mark ermäßigt gewefen. Der Verein, der die Taub¬
stummenanstalt unterhält, beantragt, daß ihm von dem nächsten Etatsjahre ab, statt der 11000
Mark die Summe von 6000 Mark als Zuschuß bewilligt werden möchte.

Die Commissionhat sich gefragt, wie weit auch fernerhin ein Interesse der Provinz an
dieser Anstalt vorhanden sei. Die Provinz hat sich das Recht vorbehalten, in die Anstalt taub¬
stumme Kinder einzuweisen. In der letzten Zeit waren im Ganzen 73 Kinder in der Anstalt,
und davon waren 48 Seitens der Provinz eingewiesen. Für diese Eingewiesenen hat die Pro¬
vinz als besondereLeistungen pro Kind 240 Mark und für einzelne 150 Mark jährlich geleistet,
und wenn man diese Leistungen zusammen mit dem jetzt beantragten Zuschuß von 6000 Mark
veranschlagt, dann ergiebt sich, daß auf jedes von der Provinz eingewiesene Kind der Kostenbetrag
von 300 Mark entfällt.

Die Commifsion war der Ansicht, dieser Betrag sei so niedrig, daß eine besondere
Fürsorge der Provinz für die Kinder in gleich billiger Weife nicht würde hergestellt werden können.
Sie hat sich weiter gefragt, wie weit der Verein selbst in der Lage wäre, die gesammten Unter«
Haltungskostenzu decken. Der Verein hat im Ganzen außer seinem Immobilar ein Vermögen
von 442 000 Mark. Es wurde aber nachgewiesen, daß die Zinsen dieser 442 000 Mark in die
Einnahmen des Vereins eingestellt sind und daß auch bei Einstellung dieser Einnahme und der
Einnahmen von den von der Provinz eingewiesenenKindern für den Verein immer noch ein
Defizit von etwa 7000 Mark übrig bleibt, also etwa 1000 Mark mehr als der Verein Seitens
der Provinz verlangt. Diese 1000 Mark denkt der Verein aus sonstigenMitteln zu decken,

Nach diesen Erklärungen war die Commissionnicht zweifelhaft, daß es im Interesse der
Provinz läge, den Betrag von 6000 Mark jährlich auf weitere 12 Jahre zu bewilligen, und bittet
Sie alfo, dem Antrage stattzugeben.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬
handlung und darf wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag dem Antrage der
II. Fachcommission beigetreten ist.

Dann gehen wir zum 8. Gegenstand der Tagesordnung über:
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Antrag der II. Fachcommission zu bem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusfes, betreffend die Kosten der Errichtung einer Provinzial-
Blindenanstalt zu Neuwied.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterKnebel.
BerichterstatterAbgeordneter Knebel: Meine Herren! Für die Blindenanstalt in Neuwied

sind im Jahre 1895 von Seiten des Provinziallandtags 300 000 Mark bewilligt worden. Es
werden jetzt statt 300 000 Mark 401000 Mark für diesen Zweck beantragt, mit der Begründung,
es sei ursprünglich angenommen worden, dah das mit der Anstalt verbundene Internat in
dem Besitzthumder Diakonissinnenin Neuwied würde eingerichtetwerden können.

Es hat sich das nicht als richtig erwiesen. Die Räumlichkeiten der Diakonissinnensind
unvollständig, und während die Diakonissinnenfortdauernd bereit sind, die Verwaltung der Blinden¬
anstalt zu übernehmen, kann das Internat nicht dort untergebracht werden. Die Commission
hielt es für wünfchenswerth,aufzuklären, ob bei der erheblichen Mehrforderung von 101000 Mark
cm Irrthum in der Veranfchlagungvorläge, oder ob diese Mehrforderung lediglichauf die Frage des
Internates zurückzuführen ist. Es hat sich dabei herausgestellt, bah die 401000 Mark sich folgender¬
maßen vertheilen, Es entfallen214000 Mark auf den Bau ohne Berücksichtigung des Internates,
80 000 Mark auf den Bauplatz und 107000 Mark sind erforderlichmit Rücksicht darauf, daß ein
Internat besonders mit der Sache verbunden werden muß.

Es liegt also in keiner Weise ein Irrthum in der Veranschlagungvor, sondern die
Mehrforderung ist lediglich Folge des unvorhergesehenenUmstanoes, daß das Internat bei den
Diakonissinnen nicht untergebracht werden kann. Infolgedessen hat auch hier die Commissionbe¬
antragt, dem Antrage stattzugeben.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung und darf wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag mit dem Antrage
der II. Fachcommifsioneinverstandenist.

Wir kommen zum nächstenGegenstandeder Tagesordnung,
betreffend den Verkauf zweier Häufer an der Provinzial-Nlindenanstalt
zu Düren.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterKnebel, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKnebel: Meine Herren! An der Provinzial-Blindenansto.lt

in Düren hat sich seiner Zeit ein Erweitemngsbedürfnißgeltend gemacht. Um dasselbezu befriedigen,
wurden 2 Lehrer, die bis dahin Dienstwohnung in der Anstalt gehabt haben, veranlaßt, auf diese
Dienstwohnungzu verzichten. Statt dessen wurden für sie die beiden Häuser angekauft,um die es
sich hier handelt, die gerade keine Paläste sein werden, denn sie haben zusammen 15000 Mark
gekostet. Nun bietet sich die Gelegenheit, diese Häuser ohne Schaden an die Stadt Düren zu
verkaufen. Die Stadt ist bereit, an Kaufpreis nicht allein 16000 Mark zu geben, fondern
daneben auch noch die 3600 Mark der Provinz zu erstatten, die die Häuser bisher an Reparatur¬
kosten erfordert haben.

In der Commission tauchte nur das eine Bedenken auf, ob nicht nach Verkauf diefer
beiden Hiiufer für die Provinz die Nothwendigkeit entstehen möchte, kostspielige andere Häuser zu
bauen. Dieses Bedenken ist aber seitens der Verwaltung durch die Mittheilung zerstreut worden,
daß die jetzigen Inhaber der Häuser die ältesten Lehrer der Anstalt sind, die voraussichtlich nach
dem Vertrag, wie er mit der Stadt Düren nbgefchlosfen ist, bis an ihr Lebensendein den Häusern
werden wohnen bleiben. Sind diese beiden Berechtigten nicht mehr vorhanden, dann kann bei
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Neubesetzungder Lehrerstellen vorbehalten werden, daß an Stelle einer Naturalwohnung eine
Miethsentschädigunggewährt wird, so daß der Provinz eine Neubcmverpstichtung nicht erwächst.

Infolgedessen bittet die II. Fachcommission auch hier, den Antrag des Prouinzialcmsschusscs
zu genehmigen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich hier ebenfalls Niemand zum Wort. Ich schließe
die Verhandlung und darf ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag dem Antrage der
II. Fachcommissionzugestimmthat.

Wir kommenzu dem Gegenstand Nr. 10 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission, betreffend den Erlaß der Rückzahlung
des der Kolonie Wilhelmsdorf im Jahre 1882 gewährten unverzinslichen
Darlehens von 10000 Mark.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Wätjen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervon Wätjen: Meine Herren! Die Angelegenheit,die ich

Ihnen vorzutragen die Ehre habe, liegt vcrhältnißmäßig sehr einfach. Der Thatbestand geht aus
der Drucksache Nr, 14 hervor.

Im Jahre 1882, als die ArbeiterkolonicWilhclmsdorf als erste der deutschen Arbeiter-
kolonien eröffnet wurde, stellte der Herr Pastor von Bodelschwingh,der Vorstand der Anstalt, bei
der Provinz den Antrag, ihm ein unverzinslichesDarlehen von 10000 Mark auf 6 Jahre zu
gewähren. Dem Antrage wurde entsprochen und das Darlehen aus der Provinzialhülfskasseherge¬
geben. Schon im Jahre 1889 bat der Antragsteller, ihm das Darlehen ganz zu erlassen. Damals
wurde dies noch abgelehnt und ebenso wurde auch in dem 36. Provinziallandtage beschlossen, das
Darlehen noch weiter, bis zum 1. Oktober 1895, unverzinslich zu belassen, Nunmehr hat Herr
von Bodelschwingh seinen Antrag wiederholt und bittet, ihm das Darlehen definitiv zu erlassen.

Die Gründe, die er dafür anführt, bestehenhauptsächlich darin, daß die Anstalt Wilhelms¬
dorf während der Zeit, wo noch keine rheinischen Arbeiterkolonicn existirtcn, also bis zum Jahre
1886, zahlreicherheinische Kolonistenverpflegt habe. Es sind allein in dieser Zeit 1411 rheinische
Kolonisten an 124000 Verpflegungstagcnin Wilhelmsdorf verpflegt worden, darunter die Mehrzahl
katholisch. Durch diese Verpflegung sind der Kolonie nach den Ausführungen des Herrn von
Bodelschwingh nahezu 100000 Mark Aufwendungenentstanden, also das lOfachc des Betrages,
um dessen Erlaß Herr von Bodelschwinghbittet.

Der Provinzialausschuß hat den Antrag gestellt:
„Der Provinziallandtag wolle den Erlaß der Rückzahlung des der Arbeiterkolonic
Wilhelmsdorf im Jahre 1882 gewährten unverzinslichenDarlehens von 10000 M«k
beschließen".

Diesem Antrage hat sich die II. Fachcommissionangeschlossen. Sie glaubt, daß mehrfache
Gründe dafür vorliegen: zunächstdie Gründe der Billigkeit, die schon vorher ausgeführt worden sind.

Dann aber auch glaubte die Fachcommission,in diesem Erlasse der 10000 Mark eine
Anerkennungder höchst dnnkenswerthenund ersprießlichen Thätigkeit des Herrn Pastor von Bodel¬
schwingh in der Arbeiterkoloniesache zu erblicken. Seit 1882 sind in Folge der von Herrn von
BodelschwinghgegebenenAnregung in Deutschland 2? Arbeiterkolonicn entstanden und die Zahl
der Pfleglinge, die darin untergebrachtworden sind, zählt schon rund 100000. Die Arbeits- und
Verpflegungstagebelaufen sich selbstredendauf Millionen. —

Ferner glaubte die II. Fachcommissionauch in dem Umstände, daß wahrscheinlich bei der
großen Schuldenlast der Kolonie das Darlehen doch nicht zurück zu erlangen sei — einen gewich-
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tigen Grund für Gewährung des Antrages zu erblicken, Sie schließt sich hiernach dem Antrage
des Provinzialnusschussesan.

VorsitzenderBecker: GZ meldet sich Niemand zum Wort, Ich schließe die Verhandlung
nnd darf wohl ohne weitere Abstimmungfeststelle!!, daß der Landtag dem Antrage seiner II, Fach«
commission die Zustimmung ertheilt hat.

Wir kommenzum 11, Gegenständeunserer Tagesordnung:
Antrag einer großen Zahl von Abgeordneten, bei der Königlichen Staats-
regiernng dahin zu wirken, daß die Staffeltarife auf Getreide, Mühlen-
Produkte, Vieh und Holz beseitigt bczw. nicht neu eingeführt werden.

Ich gebe zunächst das Wort dem Herrn AbgeordnetenKnebel.
AbgeordneterKnebel: Meine Herren! Unser Antrag wendet sich gegen die Einführung

von Staffeltarifen anf Getreide, Mühlcnprodukte,Vieh und Holz. Er enthält sich jeder allgemeinen
Erörterung oder Wendung gegen die Staffeltarife. Vor wenigen Tagen hat der Herr Minister
der öffentlichen Arbeiten im AbgeordnetenhauseallgemeineErörterungen über die Staffeltarife als
uferlos bezeichnet, und ich glaube, mit vollein Recht, Theoretische Erörterungen über die Gestaltung
der Tarife können nns wenig helfen; sie bringen uns nicht weiter. Unsere Tarifgcstaltnng erfordert
größereAnpassung an die einzelnen Gegenständeuud namentlich die Berücksichtigung der Interessen
der Produktion in der Weise, daß die Tarife so zu gestalten sind, wie sie am Besten der Produktion
entsprechen. So wendet sich denn anch unser Antrag nicht gegen Staffeltarife im Allgemeinen,
sondern er verlangt bestimmteBerücksichtigungder Produktion bei Gestaltung der Tarife. Es
fragt sich, welche wirthschaftlichen Folgen würden diefe Tarife, wie sie hier bezeichnet sind, nach sich
ziehen? Die Antwort ist kaum zweifelhaft. Es würden die Preise dieser Trcmsportgegenstände
im Osten erhöht, sie würden im Westen ermäßigt werden. Das wird zwar immer von den Herren
aus dem Osten bcstritten; aber ich glaube, die Gründe, die dagegen vorgebrachtwerden, sind nicht
haltbar. Das Drängen des Ostens auf Staffeltarife würde gar keinen Sinn haben, wenn diese
nicht eine Erhöhung der Preise im Osten zur Folge haben würden, und eine Erhöhung der Preise
im Osten, die erzielt wird durch billigere Tarife nach dem Westen, kann doch wohl nur herbei¬
geführt werden auf Kosten eben der Producenten im Westen, deren Preise dadurch herabgedrückt
werden. Nun liegen die Produktionsbedinguugenim Osten und Westen durchaus verschieden.Der
Osten prodncirt in jeder Richtung viel billiger. Er hat zunächst viel niedrigere Grundstückspreise
in Anschlagzu bringen. Dann aber, was bei Weitem schwerer in die Wngschale fällt, sind seine
Arbeitslöhne sehr viel niedriger, als die Arbeitslöhne im Westen. Was würde nun die Folge der
Ausgleichung der Preise sein, wie sie die Staffeltarife zwischen dem Osten und Westen bewirken
würden? Ein Preisdruck im Westen, ohne daß die Produktionskosten des Westens dadurch
irgendwie erleichtertoder vermindert würden. Also schon in gewöhnlichen Zeiten würde der Land¬
wirth des Westens allen Gruud haben, einer solchen Verschiebung, die lediglichzu seinen Ungunsten
stattfindet, entgegenzuwirken. Nun leben wir aber nicht in gewöhnlicher Zeit, sondernwir befinden
uns in einer landwirtschaftlichen Nothlage, wie wir sie alle noch nicht erlebt haben, und diefe
Nothlage ist anerkannterWeise im Westen nicht minder vorhanden, als im Osten. Würde es nicht
die bedenklichstenFolgen nach sich ziehen, wenn man in einer solchen Nothlage noch eine
Verschärfung durch eine künstlichestaatlicheTarifmaßregel herbeiführtdahin, daß die Preise weiter noch
gedrückt werden, während sie schon gegenwärtig so niedrig sind, daß sie kaum mehr die Existenz
der Landwirthe verbürgen!

Ich gehe dann aber noch mit wenigen Worten auf die einzelnenGegenständeein. Ich
werde zunächst die Staffeltarife für Vieh berühren.
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Das Einkommenaus der Viehhaltung ist heut zu Tage noch dasjenige, was den Land-
wirth einigermaßen über Wasser hält. Von dem Ertrag aus dem Vichstand muß der Minder-
Überschuß gedeckt weiden, den die anderen landwirthschaftlichcnZweige nachweisen. Staffeltarife
auf das Vieh muffen den Uebcrfchuß,den jetzt die Viehhaltung noch gewährt, in Frage stellen,
nnd es würde das ganze Gleichgewicht des Budgets des Landwirths möglicherweisedadurch
zerstört werden.

Was das Holz anlangt, so sind zweifellos wir in der Rhcinprovinz augenblicklich von
allen Provinzen im Waldbesitzam schwersten geschlagen dadurch, daß die Preise für die Eichcnlohe
fo rapide gefallen sind. Der Eichcnschälwaldnimmt bei uns einen sehr großen Theil unseres
Waldes ein, uud vielfach ist der Prcisfall ein derartiger, daß nicht einmal die Kosten der Gewinnung
der Lohe mehr gedeckt werden, geschweige denn irgend welche Verzinsnng des Kapitals zu erlangen
ist. Bei dem lebhaften Widerstand, den die Einführung eines Qucbrachozollcs findet, wird der
Schälwaldbesitzcrernstlich daran denken müssen, statt der Rinde künftig Holz zu produciren und
dariu seinen Ersatz zu suchen. Ich frage, meine Herren, ob der Augenblick, wo diese Umwandlung
sich als nothwendig aufdrängt, eine Umwandluug, die Kosten und Opfer verlangt, der richtige ist,
um wieder einen künstlichen Preisdruck auch auf das Holz durch staatliche Tarifmaßncchmcuauszu¬
üben? Ich meine, man müßte den Schälwaldbesitzcrstärken in dem Augenblick,wo er sich in
derartiger Nothlagc befindet; man müßte ihn crmuthigen und das Umgekehrte muß die Folge von
den Holzstllffeltarifensein.

Am schlimmstenaber steht die Sache mit dem Getreide und den Mühlcuprodukten, am
schlimmstendeshalb, weil einerseits bei dem Getreide die Arbeitslöhne bei weitem am meisten
in Anschlagkommen, und weil andererseitsdas Getreide doch die breiteste Unterlage unserer lcmd-
wirthschaftlichenErzeugung ist.

Die neuen Staffeltarife würden hier ganz besonders schädigendwirken, während ja das
Getreide bekanntermaßendie Produktionskosten,abgesehen von ausnahmsweise günstigenBodenlagen,
nicht mehr deckt.

Meine Herren! Die Unterzeichnerdieser Anträge hätten gehofft, baß vielleicht die Anträge
ohne weitere Erörterung heute bereits in diesem hohen Hause würden zur Annahme gelangen
können. Es sind aber einzelne Zweifel entstanden über die Tragweite der Folgen der Nicht-
einführung der Staffeltarife, und die Unterzeichner sind weit davon entfernt, der eingehendsten
Untersuchungüber diese Folgen aus dem Wege zu gehen. Im Gegentheil. Wir können sie nur
wünschen,da wir die Ueberzeugunghaben, daß, je tiefer man in die Sache einsteigt, umsomehr
man sich überzeugen wird, daß die Einführung dieser Staffeltarife für die Rheinische Landwirthschaft
eine schwere Schädigung bedeuten würde.

Infolgedessen möchte ich beantragen, daß dieser unser Antrag der II. Fochcommission
überwiesen wird, und hoffe, daß aus der Berathung dieser II. Fachcommissionein Ergebniß
hervorgeht, das unsere Provinz vor dieser schweren Schädigung bewahrt. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Michels.
Abgeordneter Michels: Was die Antrage betrifft, die an uns gelangt sind, so stehe ich

hinsichtlichdes Getreides und der Mühlenprodukte vollständig auf dem Boden des Antrages
Die Mehrzahl der RheinischenHandelskammern hat sich auch in diesem Sinne ausgesprochen.
Dagegen glaube ich, daß hinsichtlich des Viehes und des Holzes Bedenken bestehen,und schließe ich
mich daher dem Wunschean, den Herr Knebel ausgesprochen hat, die Sache in die II. Fach¬
commissionzu Verweisen, möchte aber bitten, daß Sie diese noch um einige Mitglieder verstärken,
damit gerade die Vertreter der Handelskammern in der Commissionauch zu Worte kommen,
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VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung, Wir kommen zur Abstimmung.

Meine Herren! Der Antrag, die Angelegenheitder II. Fachcommissionzu überweisen,
entspricht ja unserer Gepflogenheitan sich. Da er von beiden Seiten gestellt ist, von dem Herrn
Antragsteller mit, so wird darüber wohl kaum ein Bedenkenobwalten. Es frägt sich also uur noch,
ob die II. Fachcommission zu diesem Zwecke, wie es Herr Michels wünscht, um 5 Mitglieder verstärkt
werden soll. (AbgeordneterMichels: Jawohl!) Eine kleinere Verstärkung können wir wohl nicht
gut eintreten lassen, (Abgeordneter Michels: Nein!) damit jede Abtheilung wenigstens ein Mitglied
wählen kann. Ich werde zunächst darüber abstimmen lassen, ob im Falle der Ueberweisungdes
Antrages an die Fachkommission dieselbeum 5 Mitglieder verstärkt werden soll.

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche dem Antrage Michels gemäß die II. Fachcommission
für diesen Zweck um 5 Mitglieder verstärken wollen, sich zu erheben. (Geschieht) Das ist die
Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Ich darf nun wohl ohne Abstimmung feststellen,daß Sie überhaupt die Angelegenheit
der II. Fachcommissionüberweisen wollen.

Auch das findet kein Bedenken. Dann stelle ich das fest und bitte, daß die Abtheilungen
nach dieser Sitzung gleich zusammentretenund daß jede ein Mitglied iu die II. Fachcommission
zu diesem Zwecke wählt. — Auch damit scheint der Landtag einverstanden zu sein. Dann darf
ich das also feststellen und bitte, die Wahl unmittelbar nach der Sitzung in den Abtheilungen zu
thätigen. — Damit ist der Gegenstand erledigt.

Wir kommen zum 12. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag einer großen Zahl von Abgeordneten, bei der Königlichen
Staatsregierung dahin zu wirken, daß, um zu einer Wiedergesundung
des inländischen Viehbestandes zu gelangen, die in Bezug auf die Ab¬
sperrung gegen das Ausland für Vieh und Viehprodutte noch vorhandenen
Lücken, insbesondere gegenüber Dänemark und Holland auszufüllen.

Zunächst erhält das Wort Herr Graf von Hoensbroech.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Die

Bedeutung der Seuchenfrage in unserer Provinz und im ganzen Lande und der damit zusammen¬
hängenden Abwehr gegen das Ausland ist so vielseitig in den letzten Monaten und in den letzten
Jahren zur Erörterung gelangt, nicht nur in den öffentlichenBlättern, sundern auch in den
Parlamenten — ich erinnere Sie nur an die letzten Verhandlungen des Reichstages und des
Abgeordnetenhauses,sowie des Herrenhauses — daß es, glaube ich wohl, — um mich eines
Wortes, das vor einigen Tagen gebraucht wurde, zu bedienen— Eulen nach Athen tragen hieße,
darauf weiter einzugehenund ich halte es in diesem Momente für durchaus inopportun, über¬
haupt etwas nach Athen zu tragen, (Heiterkeit) fodah Sie mich wohl der Mühe überheben
werden, hier diese ganze Frage Ihnen vor Augen zu führen und Sie auf die Wichtigkeit und
die Bedeutung nochmals hinzuweifen.

Meine Herren! Wenn wir das Eine festhalten, daß die Hebung der Getreidepreise an
deren niedrigem Stande die Landwirthschaftin erster Linie krankt, eine außerordentlichfchwierige,
verwickelte und nur langsam zu lösende Frage ist, und wenn wir das Andere dem gegenüber
stellen, daß in der Gesundung unseres Viehbestandes zur Zeit die Hauptkrast gerade für
unsere heimische Landwirthschaft liegt, wie dies Seitens des geehrten Herrn Vorredners auch
schon hervorgehobenworden ist, und daß zur Gesundung unseres Viehbestandes uns momentan

18
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wirkendeMittel zu Gebote stehen, dann, meine Herren, dürfen wir daraus die Schlußfolgerung
ziehen, daß wir die Pflicht haben, in dieser schweren Nothlagc alles zu thun, um der Landwirth¬
schaft wenigstens in Bezug hierauf die Hilfe zu gewähren, die sie zu verlangen berechtigtist.

Ich freue mich, hier constatiren zu können, daß wir in Bezug auf diesen vorliegenden
Antrag uns durchaus in der Richtung bewegen,die von Seiten unserer Provinzialbehörden seit
geraumer Zeit schon innegehalten worden ist. Die hiesige KöniglicheNegierung speziell hat sich i»
den entschiedensten Eingaben seit längerer Zeit schon auf die Seite unferes Antrages gestellt.

Bei der Beurtheilung dieser ganzen Frage — ich will nur scizzmhaft auf einige
Gesichtspunktehinweifcn — ist es von der größten Bedeutung, daß von Seiten des Herrn
Ministers für Landwirthschaftausdrücklich anerkanntworden ist, daß wir in Dcutschlaud, speziell
in Preußen, in der Lage sind, unsere Bevölkerung mit eigenem Fleisch zu ernähren;
wir brauchen das Fleisch aus dem Auslande nicht. Wenn wir das festhalten,dann sind damit auch
diejenigen Bedenken aus dem Wege geräumt, die sich darauf richten, ob es möglich fein wird, wenn wir
unsere Grenzen durch veteriniirpolizeilicheVorschriften in der Weise abschließen,in unseremLande
uud gerade in unserer Provinz die zahlreicheArbeiterbeuölkerungzu ernähren und ihrem gegen¬
wärtigen Bedürfnisse an Fleisch zu genügen. Das steht also nach Ansicht der Königlichen
Staatsregierung fest, und da möchte ich auch glauben, daß hier wieder ein Gebiet vorliegt, wo
die Gemeinsamkeitder Interessen der Industrie und der Landwirthschaft sich in hervorragender
Weise bethätigen sollte. Meine Herren, ich persönlich,und ich glaube, ich kanu da im Namen
aller Mitglieder dieses hohen Hauses sprechen— habe immer auf dem Standpunkt gestanden,
daß ein Gegensatzzwischen Industrie und Landwirthschaftdas Verfehltesteund Verderblichstefür
unser ganzes wirthschaftlichesLeben ist. (Hört! Hört!) Meine Herren, ich habe immer auf dein
Standpunkt gestanden, und man wird mir niemals etwas gegcntheiliges nachweifen können.
Gerade so gut wie die Landwirthschaft berechtigt ist, Schutz zu fordern, stehen wir Vertreter der
Landwirthschaft unbedingt der Industrie zur Seite, wenn sie einen nothwendigen Schutz begehrt.
Deshalb halte ich auch in dieser Frage ein Zusammengehen von denjenigen Herren, die den
Interessen der Industrie näher stehen, mit denen der Landwirthschaft für durchaus erwünscht
und geboten.

Ich will noch mit zwei Worten auf die Bedeutung dieser Frage für unsere Provinz
hinweisen. Ich habe das an anderer Stelle im Abgeordnetenhauseschon gethan.

Meine Herren! Nehmen Sie an, daß beispielsweise die Kreise Eleve, Moers, Geldern und
Kempen — das sind die vier Kreise,dort am äußerstenNiederrheiu— zur Zeit einen Viehbestand
von rund 120000 Stück Vieh aufweisen. Nehmen Sie weiter an, daß in einzelnendieser Kreise
die Verseuchung durch die Maul- und Klauenseuche 48«/« betrug und daß bei der Maul-uud Klauen¬
seuche der Schaden sich pro Stück berechnet von 30 Mark bis zu 70 und 80 Mark, so will
ich für meine Berechnung nicht 48°/» als verseucht annehmen, sondern nur einen Durchschnitts¬
prozentsatz von 30°/o, um ja nicht zu hoch zu gehen; ich will auch nicht 70 bis 8»^ Mark Schaden,
sondern nur einen Schaden von 50 Mark nehmen. Dann bekommen Sie, meine Herren,
für diese paar Kreise im letzten Jahre eiuen direkten Schaden — den indirekten nicht einmal
gerechnet — von 1800000 Mark. Machen Sie dieses Exempel weiter auf die 66 ländliche»
Kreise in unserer Provinz, dann haben Sie das ganze Bild, welche Bedeutung diese Frage in
uolkswiithschaftlichcr Beziehung für unsere Landwirthschaftnicht nur, sondern für die ganze Provinz
in sich schließt.

Meine Herren! Die Lösung dieser Frage, also der Gesundung des Viehbestandes, muß
sich ja in zweifacher Richtung bewegen. Erstens, einmal muß die Seuche im Lande bekämpft
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werden durch geeigneteveterinärpolizcilicheMaßregeln, Ich will jedoch dieses weite Gebiet heute
nicht weiter berühren. Daranf bezieht sich auch der vorliegende Antrag zunächst nicht. Die zweite
Richtung, in der sich diese Bekämpfungder Seuchen bewegenmnß, ist die Absperrung gegen das
Ausland. Meine Herren, diese Absperrung gegen das Ausland ist die uuerläßlichc Gruudlage
für die Wirksamkeitder Maßregeln, die dann im Inlcmde zu treffen sind und daher ist auch
dieser Ausdruck „unerläßliche Grundlage" in den Antrag mit aufgenommen worden. Unsere
Vekämpfuugsmaßregclnim Inlandc können so lange nicht uollstäudigwirksamsein, als uns fort¬
gesetzt Scuchenfällc vom Auslande eingeführtwerden.

Meine Herren! Daß das thatsächlich der Fall ist, dürfte wohl von Niemand bestritten
werden, Holland ist nun gegen das lebende Vieh schon seit einer geraumenZeit gesperrt und daß
von Dänemark fortwährend Seuchen zu uus herciugeschleppt werden, ist eine Thatsache, die offen¬
kundig ist uud für die man Beweise heutigen Tages kaum mehr zu erbringen nothwendig hat.
Besonders weise ich in der Beziehung auf den ungeheurenUmfang der Tuberkulose und auf die
Ausbreitung derselben in Deutschlandhin durch die Einschlcppuugdes dänischen Viehs.

Meine Herren! Es ist mir gestern noch eine interessanteMittheilung von einem beam¬
teten Thierarzt ans Westfalen zugegangen, Gin Kreisthicmrzt Nutt aus Brcikel, im Kreise Höxter,
schreibt mir Folgendes:

„Am ?. Dezember v. I. brach auf dem Rittergute Heinhauscu in Brakel, im Kreise
Höxter, die Seuche aus" — die Maul- und Klauenseuche — „ohne daß in weiterer
Umgebung ein anderer Scuchenfall gewesen wäre. Zuerst erkranktendie dänischen
Ochsen, die acht Tage vorher von dem Händler Dcppe aus Lippstadt dahin gebracht
waren".

Meine Herren! Mittheilungen derartiger Fälle sind zahlreichgesammeltworden und ich
glaube, ich kann über diesen Punkt hinweggehen.

Wenn wir also festhalten, daß ohne Absperrunggegen das Ausland zur Zeit keine wirk¬
samen Maßregeln im Inland zu ergreifen sind, fo ist es nöthig, daß wir uns in unferen Veterinär-
Maßregeln dem Auslande gegenüberuicht lediglich auf die Absperrung von lebendem Vieh beschränken,
also gegen Dänemark, sonderndaß wir auch die Absperrungvon geschlachtetenThieren und Fleisch
vornehmen, wie sie zur Zeit gegen Dänemark existirt, aber gegen Holland nicht. Meine Herren!
Wir haben in dieser Beziehungganz merkwürdigeuud durchaus inconsequente Znständc, Wir haben
gegen Dänemark die freie Einfuhr für lebendes Vieh, wir haben die Sperre gegen geschlachtetes
Vieh uud Fleisch; wir haben gegen Holland die Sperre gegen lebendes Vieh und haben die freie
Einfuhr für geschlachtetesVieh und Fleisch. Das sind Iuconsequenzen, wofür eine sachliche
Begründung absolut nicht vorliegt und ich meine, auch von dem Standpunkte aus wäre es nun
richtig, aus diesen bisher gegen Dänemark uud Holland bestehenden Maßregeln den Schluß zu
ziehen, nunmehr die Lücken auszufüllen, die darin noch bestehen.

Wie bedeutungsvolldie Absperrunggegen Holland in Bezug auf die Flcifcheinfuhr ist, das
ist auch hinlänglich erwiesendurch die große Gefahr der Seuchencinschlcppuug nicht nur bei leben¬
den Thieren, sondern auch für die Gesundheit der Menschen beim Fleisch geschlachtetenVieh's, Wie
groß jetzt die Einfuhr von geschlachtetemVieh ans Holland und damit die Vermehrungder Seuchen,
gefahr geworden ist, grade nach Sperruug der Grenzen für lebendesVieh, das fehen Sie aus dem
Schlnchthofberichtvon Crefeld vom vorigen Jahre, worin es heißt: daß die Schlachtgebührenum
200N Mark gegen den Vorcmfchlagim Schlachthofzurückgeblieben sind; dagegen sind die Fleisch-
schaugebührcnvon 750 Mark des vorhergehenden Jahres auf 12199 Mark iu einem Jahre gestiegen,

18^
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Sie sehen aus dieser Inanspruchnahme der Fleischschcm, die sich also blos auf importirtes Fleisch
vom Auslande her bezieht,wie plötzlichdie Einfuhr von Fleisch in die Höhe geschnelltist mit
der Sperrung der Grenze gegen lebendes Vieh, Daher ist es durchaus nothwendig, baß wir in
der Beziehung auch consequentsind und sagen: so lauge und weil auch das Fleisch geschlachteter
Thiere ein Seuchen- und Krankheitsverbreitcrist, müssenwir auch hiergegen unsere Grenze nach
Holland sperren, so lange von dort die Gefahr der Einschleppungender Seuchen besteht.

Meine Herren! Ich will mich zur Zeit auf diese wcnigcu Bemerkungenbeschränken und
wenn in Bezug auf diese Frage, in der wir, wie ich vorhin schon hervorgehoben habe, durchaus
wünschen, daß wir einhellig beschließen,wenn in dieser Frage irgend welche Meinungsverschieden¬
heiten oder sonstige Bedenkennoch vorwalten, so stimme ich dem Vorgange vollständig zu, wie er
mit dem vorhergegangenenAntrage stattgefunden hat, daß auch dieser Antrag einer Commission,
der II. Fachcommission,überwiesenund dort noch näher geprüft werde.

Meine Herren! Ich versichere Sie, grade hier der Provinziallandtag, der zur Zeit die
einzigste Behörde ist und das einzigste Selbstverwaltungsorgcm, welches in den wirthschaftlichen
Fragen Stellung nehmen kann, hat meiner Ansichtnach hier die Pflicht, seine Stimme zu erheben
und der KöniglichenStaatsregierung die Maßregeln zur Ausführung anheim zu stellen, die im
Interesse unserer Landwirthschnftund für die Gesundung unseres Viehbestandesabsolut erforderlich
sind. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst der Herr AbgeordneteFritzen.
Abgeordneter Fritzen: Ich verzichte.
VorsitzenderBecker: Der Herr AbgeordneteFritzen verzichtet. Dann gebe ich Herrn

Michels das Wort.
Abgeordneter Michels: Ich nehme an, daß der Herr Graf Hoensbroechdie erweiterte

II. Fachcommissionim Auge gehabt hat. (Abgeordneter Graf und Marquis von und zu
Hoensbroech: Ja!)

VorsitzenderBecker: Also der Antrag des Herrn Grafen Hoensbroech ist dahin erweitert,
daß die Angelegenheitder erweiterten II. Fachcommissionüberwiesen werden möge.

Sonst meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf
wohl ohne besondereAbstimmung feststellen, daß Sie mit der Ueberweisung dieses Antrages an
die erweiterte II. Fachcommissioneinverstanden sind. (Zustimmung.) — Auch hiergegen wird
kein Widerspruch laut. Dann ist das Ihr Beschluß.

Meine Herren! Ehe wir in der Tagesordnung fortfahren, möchte ich die Mittheilung
machen, daß ein Antrag des RheinischenBauernvereins eingegangen ist, dahin gehend:

„Provinziallandtag wolle die Einführung einer obligatorischenNindviehversicherung
für unsere Provinz ablehnen".

Eine dahingehendeResolution war bereits früher eingegangen und hat der besonderen
Commission,die Sie zur Berathung dieser obligatorischen Nindviehversicherungeingesetzthaben,
bereits bei ihrer Berathung vorgelegen. Jetzt ist der eingehendeAntrag im gleichen Sinne aber
mit der Begründung eingegangen. Ich muß Sie deshalb bitten, zunächst die Mittheilung des
Antrages entgegenzunehmen.

Schriftführer Abgeordneter Brüning (liest):
„Wissen bei Weeze, den 1l. März 1897.

Dem Rheinischen Provinziallandtage beehre ich mich folgenden Beschluß der Ver¬
sicherungscommission des RheinischenBauernvcreins ganz ergebcnstzu unterbreiten;
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„Gegenüber der von dem Rheinischen ProvinzinlausschußherausgegebenenDenkschrift,
welche der Königlichen Staatsregierung die Einführung einer obligatorischenRindvieh-
Versicherung empfiehlt, beschließt die Commission:

1, An dem alten bewährtenPrinzip des Rheinischen Vauernvereins festzuhalten,
daß die Nindviehversicherungin unserer Provinz nur in kleinem Rahmen und
auf dem Boden der Freiwilligkeit rentabel und zu empfehlensei;

2, Verwahrung einzulegen gegen den Vorschlag des Provinzialausschusses,
die ganze Einrichtung unter die Bürgermeister und Verwaltungs¬
instanzen zu stellen, und so von Neuem die Landwirthschaftdem Ziele der berufs¬
genossenschaftlichen Organisation ferner, und der Gefahr staatlicher Bevormundung
näher zu bringen;

3. den Vereinsausschuß baldigst mit der Angelegenheitzu befassen, aber sofort
in vorstehendemSinne Stellung zu uehmen, weil die Session des Provinziallandtages
unmittelbar bevorsteht;

4. den Vercinsvorsitzenden zu ersuchen, eine entsprechende Eingabe dem Provinzial-
landtage und der Königlichen Staatsregierung zu unterbreiten und für die Veröffent¬
lichung vorstehenderBeschlüsse Sorge zu tragen." —

gez. Graf von LoV; von Nell; Bünniger; H. von Holtum; Fell;
C. Viehof; auf der Heiden; Aldenhoven; Färvers;

C. von Jordans; T. Vönniger.
Zur Begründung der beiden ersten Punkte des vorstehendenBeschlusses gestatte ich mir

ebeumähig folgende Ausführungen:
^ä. 1. Der RheinischeProvinzinlausschuß hat in dankenswerthesterWeise in seiner

Denkschriftein höchst lehrreichesund interessantes Material über die Viehversicherungsverhältnisse
in unserer Provinz zusammenstellenlassen, und außerdem die wichtigeAnregung gegeben, dieses
Material möge seitens der KöniglichenNegierung in zweckentsprechenderWeise durch eine um¬
fassende Statistik ergänzt, endlich die Zahl der Thierärzte vermehrt werden. Aus der Denkschrift
geht u, A, hervor, daß nur etwa '/» unseres RheinischenRindviehbestandesin den Vereinen
z. Z. versichertist; daß ferner der allergrößte Theil des gesummtenBestandes den kleinsten Be¬
sitzern gehört und somit auch der weitaus überwiegendeTheil der Schäden den Rheinischenland-
wirthfchaftlichenKleinbesitztrifft. Es wirb zum Schlüsse darauf hingewiesen, bah in andern
Bundesstaaten (Baden, Bayern, Elsaß) die Versuche,auf dem Boden einer vollen oder theilweiscn
Freiwilligkeit Viehversicherungenallgemein einzuführen, als gescheitert zu betrachten seien, weil
sich die Landwirthschaftdurchwegablehnend verhalten habe, und daraus die Consequenz gezogen,
nur eine strikte durchgeführte Zwangsorganisation könne den Rheinischen Viehbesitzervor den
erheblichen Verlusten sichern, welche thatsächlich nach den angestellten Ermittelungen alljährlich
unsere Landwirthschaft, insbesondereden Kleinbauer, treffen.

Indem die Commissiondie spezielle Fürsorge der Denkschriftfür den rheinischenKlein»
besitz vollauf würdigte, glaubte sie dennoch aus dem beigebrachten Material zu der gleichen
Cousequenznicht gelangen zu können, vielmehr die Gründung von Versicherungenin kleinen,
Rahmen und auf dem Boden der Freiwilligkeit nach wie vor empfehlenzu müssen:

2) Es erscheintan und für sich bedenklich, eine Einrichtung, deren Werth in den interessir-
ten Kreifen feit langen Jahren erprobt werden konnte und erprobt wurde, durch obrig¬
keitlichenZwang plötzlichdeshalb zu verallgemeinern,weil in der Praxis eine ablehnende
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Haltung überwiegt. Aus dieser ablehnenden Haltung der betheiligten und sach¬
verständigen Kreise wäre unseres Erachtens die entgegengesetzte Consequenzzu ziehen,
daß nämlich die Einrichtung nur einen relativen und nach den örtlichen und mirth-
schaftlichen Verhältnissen sehr verschiedenen Werth besitzt,

d) Diese Vermuthung wird durch die Praxis bestätigt. Während kleine Versicherungen,
sog „Vichladen" in zahlreichenGemeinden segensreichwirken und durch den gänz¬
lichen Fortfall aller Verwaltungskostcn die billigsten Prämien zu bieten vermögen,
ergaben häusig schon Versicherungenfür den Umfang einer Bürgermeisterei eine sehr
zweifelhafteRentabilität und erfreuten sich einer geringe» Beliebtheit. Auch die That¬
sache, daß die großen Privat-Viehuersicherungs-Gesellschaftenviel weniger floriren als
die Versicherungenauf anderen Gebieten, deutet darauf hin, daß die Eigenart des
Viehversicherungswcsenseinen kleinen Nahmen erheischt und im Großen nur sehr schwer
rentabel gestaltet werden kann. Der Grund liegt indessen nicht allein in den Vcr-
waltungskostcn. Wesentlich ist auch die Verschiedenheit der Wirthschaft bei den einzelnen
Viehbesitzern. Der Züchter, der einen geringeren Wechsel im Stalle aufzuweisenhat,
kann zweifelloseher versichernals der Mäster. Allein schon die fortwährend noth¬
wendige Ergänzung der Vestandesaufnahme würde hier mit Kosten und Umständen
verknüpft fein, welche einen einzelnen Schadcnfall als das geringere Uebel erscheinen
lassen. Die letztere Anschauung gelangte sogar in dem vorwiegend züchtenden Kreise
Cleve bei einer Kreisversammlung des Rheinischen Vauernvereins zu einstimmigem
Ausdruck,

o) Die Frage der Rentabilität, welche in letzter Linie maßgebend ist, erschien der
Commissionüberhaupt in der angeführten Denkschriftverhältnißmäßig wenig geprüft
zu sein. Am Schlüsse ist allerdings ein Durchschnittssatzvon M. 1,i« °/<> des Ver-
sichcrungswerthcs in Aussicht gcuommen; indessen wird die Unzulänglichkeitdieses
Satzes schon durch die Thatsache bewiesen, daß selbst mittlere Versicherungen mit
einem höheren Satze arbeiten. Und nun denke man sich die Vcrwaltungskostenfür die
ganze Provinz! Nur die kleinstenVersicherungenarbeiten thatsächlichmit geringeren
Kosten und haben dadurch den Beweis für die Nichtigkeitdieses Systems erbracht,

ä) Die Commissionglaubt daher dem bisherigen Standpunkte des Vereins gemäß, die
Lösung der allerdings für manche landwirthfchaftlichenKreise noch offenen Frage
lediglich in einer energischen Empfehlung und Unterstützungkleinerer Versicherungs-
verbände suchen zu müssen, und richtet auch an den Provinziallandtag die Bitte, in
geeigneter Weise dieser Unterstützung sich annehmen zu wollen.

»H. 2. Die markante Fassung des zweiten Punktes unseres Commissionsbcschlusses wolle
der Provinziallandtag geneigtestdurch den grundsätzlichenGegensatzerklären, welcherzwischen der
bisherigen Stellungnahme seiner Mehrheit und dem Rheinischen Baucrnvcrein besteht, dessen
nahezu 42 000 Mitglieder den Anspruch der umfassendstenVertretung unserer RheinischenLand¬
wirthschaft erheben zu dürfen glauben. Während nämlich der NheinifcheBauernverein feit seinen«
Bestehen für das große Ziel der gesetzlichen und allgemeinen Organisation des land¬
wirthfchaftlichen Verufsstandes kämpft in der festen Ueberzeugung, daß nur eine gesetzliche
Organisation, befähigt zum Träger gesetzlicherRechte, die Landwirtschaft auf die Dauer zu
retten vermag, hat der NheinifcheProvinziallandtag das einzige Mittel, eine gesetzliche Organisation
z. Z, zu erlangen, in Gestalt der Landwirthschaftskammern bisher unentwegt abgelehnt, und
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so zu unserem tiefsten Bedauern einen Gegensatz zu der Mehrheit unserer Landwirthe geschaffen,
welcher durch den einstimmigen Beschluß der letzten Generalversammlung unseres Vereins zu
Gunsten der Landwirthschaftskammern abermals zum Ausdruck gelangte. Dieser prinzipielle
Gegensatzwird leider in verschärfter Form bestätigt durch den Vorschlag der Denkschrift, eine
gesetzlicheEinrichtung für die Lanbwirthfchaft (Zwangs-Viehuersicherung)in die Hände der Herren
Bürgermeister und der Verwaltungsinstanzen zu legen. Es ist dies allerdings eine durchaus
folgerichtige Eonfcquenz der Ablehnuugeiner berufsständischen Organisation. Die gesetzliche Regelung
vieler landwirthschaftlichenDetailfragen muh versucht werden; die ganze Lage drängt unabweisbar
dahin. Wer daher die gesetzliche Zusammenfassungder Landwirthschaft,die alsdann ihre Detailfragen
selbst offiziell regeln könnte, nicht will, muß nothwendigdahin gelangen,einen, staatlichen Zwange
in den Einzelfragen unseres Verufsstandes das Wort zu reden. Daher begegnenwir auch hier
dein von unserem Standpunkte aus bedauerlichenVorschlage, die an und für sich fchon ver¬
werfliche obligatorischeViehuersichcrungdurch staatlicheOrgane beaufsichtigen zu lassen.

Die Commissiongab sich indessen der Hoffnung hin, der Rheinische Provinziallandtag
werde dem Standpunkte der Denkschriftnicht beitretcn und beantragt daher ganz ergebenst:

„Der Rheinische Provinziallandtag wolle die Einführung einer obligatorischenNind-
viehversicherungfür unsere Provinz gcneigtestablehnen".

I. A. Der Vorsitzende des RheinischenBauernvereins: gez. Graf von Lo«.
An den RheinischenProvinziallandtag zu Düsseldorf."

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ihre besondere Commission,welche Sie, wie gesagt,
zu der Berathung der obligatorischenNindviehversicherungeingesetzt haben, hat in der Sache nun
schon berathen und bestimmtenBeschlußgefaßt, der Ihnen bereits durch Druckfache Nr. 50 mitge¬
theilt ist. Da dies aber doch eine eingehendeMotiuirung des ursprünglich als Resolution einge¬
brachten Antrages ist, so möchte ich anheiln geben, ob Sie nicht auch diese Eingabe noch einmal
zur eingehendenErwägung und zur BeschlußfassungderselbenCommissionzugehen lassen wollen.
In der Zeit der Beschlußfassungwird dadurch eine Veränderung nicht herbeigeführt werden.
Der Gegenstand kann trotzdem am Montag zur Erledigung kommen. Die Commission kann
noch vorher zusammentreten.

Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Die Fragen, die in dieser Petition berührt

sind, sind ja auf das Ausführlichstefchon in der Commission berathen worden. Ich halte es
deshalb nicht für nöthig, daß die Commission sich nochmals mit der Sache befaßt, sondern ich
würde es für richtiger halten, wenn diefe Petition direkt ins Plenum verwiesen würde, um
gleichzeitig mit dem Antrage der Commissionüber die Viehversicherunghier behandelt zu werden.
Dann kann hier im Plenum darüber debattirt und eventuell ein anderer Beschluß gefaßt
werden. Die Commissionwürde nicht anders beschließen können, als die Petition zur glelchzeckgen
Mitbehandlung an das Plenum zu verweisen. ^..^.^

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Knebel zur geschaftkchen
Behandlung der Sache. ^ , «.^ --r.

Abgeordneter Knebel- Die Petition enthält eine Reihe von Behauptungeu und Ansichten,
denen wird widersprochenwerden müssen, aber, soviel ich übersehe, enthält sie keine Gesichtspunkte
neu, die auf die Entfchließungder Viehversicherungscommission irgend emen Einfluß üben konnten.
(Landesdirektor Dr. Klein: Sehr richtig!) Ich schließe mich deshalb ganz dem Vorschlagedes
Herrn Landesdirektors an und bin einverstanden,daß diese Petition im Anschluß an den Beschluß
der Commissionüber die Viehversicherunghier im Plenum gleich berathen wird.
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VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich Niemand zur geschäftlichen Behandlung (Abge¬
ordneter von Kühlwetter: Ich habe noch eine Bemerkung zu machen, wenn ich bitten darf.)

Herr Abgeordneter von Kühlwetter hat das Wort.
Abgeordneter von Kühlwetter: Als Vorsitzenderder Commissionkann ich mittheilen,

daß schon eine ganz ähnliche Petition der Commission vorgelegenhat und zwar von einer Ortsgruppe
des Vauernvcreius in Stockmn. Es ist bei dieser Gelegenheit in Verbindung mit der Erörterung
der Hauptfrage beantragt worden, diese Petition durch die Verhandlung und durch den Antrag
der Commission für erledigt anzusehen. Ich glaube, das spricht doch auch dafür, bezüglich der
Behandlung der weiteren in ihrem Ziele gleichen Petition des Präsidiums des Bauernvereins auf
dem Wege vorzugehen, der von den beiden Herren Vorrednern vorgefchlagenworden ist.

Vorsitzender Becker: Sonst meldet sich Niemand zur geschäftlichenBehandlung zum
Wort. Dann darf ich wohl als die Meinung des Hauses feststellen, dah Sie eine nochmalige
Nückverweisungdieser Angelegenheit in die Commission, die bereits in dieser Sache Beschluß
gefaßt hat, nicht für geboten halten, sondern damit einverstanden sind, daß diese Petition bei
Gelegenheit der Berathung der Sache selbst, die ich für den Montag in Aussicht genommeuhabe,
also gleich im Plenum mit zur Verhandlung komme. (Zustimmung.) Es wird hiergegen kein
Widerspruch laut, ich werde darnach verfahren.

Dann können wir in der Tagesordnung fortfahren, meine Herren, und kommenzum
Gegenstand Nr. 13:

zu dem Etat über die Kosten der Leitung und Beauffichtiguug der
baulichen Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Simons, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Simons: Meine Herren! Dieser einfacheEtat ist noch

mehr vereinfacht worden dadurch, daß das Kapitalvermögen, das früher ungefähr 100 000 Mark
betrug, inzwischen für den allgemeinen Vaufonds aufgebraucht worden ist und Zinsen daher in
Zukunft nicht mehr vorkommen. Die Organisation, die ich eben erwähnte, scheint sich aber zu
bewähren; denn trotz der größeren Aufgaben, die in verfchiedenenStädten bevorstehen, ist doch
der Voranschlag des Provinzialausschussesnur um ca. 600 Mark erhöht. Ich kann Ihnen daher
im Namen der Fachcommissionnur vorschlagen,diesen Etat unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß das Haus dem Autrage der II. Faa>
commission beigetrcten ist.

Wir kommendann, meine Herren, zum 14, Gegenstand der Tagesordnung,
betreffend den Etat über die Unterstützung milder Stiftungen uud Wohl-
thätigkcitsanstalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des
Unterhaltes von Epileptikern, Idioten und Blinden aus der Rheinprovinz,
welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armen¬
pflege haben.

Berichterstatter ist Herr vi-. Venn, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter I)r. Venn: Meine Herren! Es handelt sich um solche

itranke, die nicht hülfsbedürftig und nicht anstaltsbcdürftig sind. Nach dem Beschlussedes
39. Provinziallandtages ist die Arbeiterabthcilung bei der Provinzial-Vliudcnanstalt in Düren
aufgehoben und 20 Blinde der RheinischenBlindenwerkstatte zu Köln und dem Blindenheim zu
Ehrenfeld überwiesenworden. Für den Zuschuß von 4100 Mark reicht der seitherigeEtatsfonds
aus. Die Einnahmen und Ausgaben balcmciren mit 14 000 Mark.
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Die II, Fachcommission beantragt die Annahme des Etats.
Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!

Ich stelle den Antrag zur Diskussion, Verlaugt Jemand das Wort zu demselben? — Das scheint
nicht der Fall zu sein. — Dann schließe ich die Diskussion und darf wohl annehmen, daß der
Vorschlagdes Herrn Referenten angenommenist.

Wir gehen dann über zu dem 15. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltungskosten des
Genussenschllftsvorstaudes der Rheinischen landwirthschaftlichen Berufs-
genosseuschaft für die Etatsjahre vom I. Januar 189? bis 31. Dezem¬
ber 1898.

Referent ist Herr Abgeordneter Peters, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Peters: Meine Herren! Die Vcrwaltungskosten für die

landwirthschaftliche Berufsgenossenschaft mußten um 32 060 Mark erhöht werden. Der Geschäfts-
umfang ist derartig angewachsen,daß eine solche Erhöhung nöthig war. So sind die Unfälle
von 3390 im Jahre 1893 auf 4821 angewachsen,die Eingänge von 16 535 auf ca. 34 000 in
derselben Zeit. Es wurde deshalb iu der Commissionvon der Verwaltung beantragt, einen
Landesassessormit 3600 Mark Gehalt und 660 Mark Wohuungsgcldzuschuß,in Summa 4260
Mark anzustellen. Nöthig war auch die Anstelluugvon ? etatsmäßigen Büreaubeamten.

An den sonstigen Ausgaben war nichts zu streichen Die II. Fachcommissionschlägt
Ihnen deshalb vor:

„Der Provinziallandtag wolle in den vorbezeichneten Etat das Gehalt von 3600 Mark
und den Wohnuugsgeldzuschußvon 660 Mark für einen Landesassessor nnter Titel I.
Nr. 1d bezw. bei Titel I Nr, 5a einstellen und im Uebrigcn den Etat mit einer
Gesammteinnahmeund Gesammtsnusgabevon je 90 260 Mark unverändert annehmen".

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle auch diesen Antrag zur Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt? — Das
scheint nicht der Fall zu sein. Dann schließe ich die Diskussionund darf wohl auch hier annehmen,
daß das hohe Haus mit dem Autrage seiner II. Fachcommissioneinverstandenist. Ich constatire,
daß derselbe angenommenist.

Wir gehen dann über zu dem 16. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu der Petition der selbstständigen Gärtner
Rheinlands wegen der Gewährung von Beihülfen au Gemüse- «.Schulen.

Referent ist gleichfallsHerr Peters, dem ich hiermit das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterPeters: Der Verein der selbstständigenGärtner Rhein¬

lands beantragt, zur Errichtung und Unterhaltung von Gemüseschulennur dann Beihülfen zu
gewähren, wenn die Schulen sich streng an ihr Programm halten, durch Theorie und Praxis
ihren Zöglingen Anleitung zum Gemüsebau zu geben und nicht durch Anzucht und Verkauf
anderer Produkte und Pflanzen und dergleichenden selbstständigmseßhaftenGärtner zu schädigen.

Es wurde in der Commissionhervorgehoben,daß es nicht angebracht sei, an den land¬
wirthschaftlichenWinterschulen derartige Kurse, die ja nur im Sommer stattfinden könnten,
«»zurichten, da hierdurch die Direktoren der Schulen ihrem Beruf als Wanderlehrer nicht nach¬
kommen könnten, außerdem die Kurse nicht intensiv genug sein würden, um den Gartenbau zu
fördern. Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen deshalb vor, über diese Petition zur Tages¬
ordnung überzugehen.

19
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich darf wohl auch hier annehmen, wenn nicht besonders das Wort verlangt wird, dah Sie dem
Antrage Ihrer Fachcommissionbeitreten. Ich frage, ob Jemand das Wort verlangt? — Das
ist nicht der Fall. Ich constatire also, daß der Antrag Ihrer Fachcommissionangenommen
ist. Wir gehen dann zu dem 1?. Gegenstand der Tagesordnung über:

Antrag der II. Fachcommission zur Petition des Präsidiums des
Rheinischen Bienenzuchtvereins um Bewilligung einer dauernden jähr¬
lichen Unterstützung.

Referent ist ebenfalls Herr AbgeordneterPeters.
Berichterstatter Abgeordneter Peters: Meine Herren! Das Präsidium des Rheinischen

Bienenzuchtvereins hat einen Antrag eingebracht auf Bewilligung einer dauernden jährlichen
Unterstützungvon 3000 Mark.

Die Commissionwar der Ansicht von einer dauernden Unterstützung abzusehen,dagegen
auf zu stellende jährliche Anträge dem Provinzialausschuß thunlichstBerücksichtigung zu empfehlen.

Die II. Fachcommissionschlägt Ihnen deshalb vor:
„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichnctePetition bezüglichder Bewilligung
einer dauernden jährlichenUnterstützung ablehnen und bezüglich der Bewilligung einer
einmaligen Unterstützungan den Provinzialausschuß zur thunlichstenBerücksichtigung
verweisen".

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion. Verlangt Jemand das Wort? — Das scheint nicht der Fall zn sein. Dann
darf ich wohl auch hier annehmen, daß nach dem Antrage Ihrer Commifsionverfahren wird.

Wir kommendann zu dem 18, Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Verwaltung
der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen in Folge:

u. von Rotz und Lungenseuche (Neichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, und Aussührungs-
gesetz vom 12. März 1891),

d. von Milz- oder Nauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend
die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere,) für die Etats¬
jahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Desträe, welchem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Desträe: Meine Herren! Der Etat liegt Ihnen gedruckt

vor auf Seite 433 und ich bin berechtigt anzunehmen, daß Sie ihn Alle durchstudirt haben.
(Heiterkeit.) Veränderungen sind nicht vorgekommenund ich empfehle Ihnen den Antrag der Fach-
commifsion: „Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen".

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage, ob
Jemand das Wort hierzu verlangt? — Das fcheint nicht der Fall zu fein. Dann darf ich wohl
auch hier annehmen, daß Sie nach dem Antrage des Herrn Referentenden Antrag der Commifsion
annehmen. Ich constatire, daß Niemand Widersprucherhebt.

Wir gehen dann über zum 19. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachcommission zu der Petition des Bürgermeisters in
Schlebufch bezw. der Gemeinde Schlebufch um Uebernahme der Gemeinde^
straße Schlebusch-Odenthal unter die Zahl der Provinzialstraßen,
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Referent ist Herr AbgeordneterRichard Haldy.
BerichterstatterAbgeordneterRichard Haldy: Meine Herren! Die GemeindenSchlebusch

und Odenthal haben eine Straße zwischenOrten gleichen Namens gebaut. Im Jahre 1894 ist diese
Straße fertig geworden und hat 53 000 Mark gekostet. Ein Drittel dieser Baukosten ist vou der
Provinz übernommenworden. Die Straße ist 2,8«» 1cm laug. Vou dieser Länge liegen 2,i«° Km
in der Gemeinde Schlebnsch und 705 ,n iu der Gemeinde Odenthal. Nun hat die Gemeinde
Schlebuschden Autrag gestellt, die Provinz möge diesen Weg übernehmen. Die Gemeinde Oden¬
thal hat einen gleichen Antrag nicht gestellt. Die Gemeinde Schlebusch führt aus, dieser
Weg habe eine große Bedeutung; er briuge eine Verbindung der Schlebusch-Wermclskirchen'er-
mit der Dünwald-Hückeswagen'erstraße,und sei eine Fortsetzung der Schlebusch-Wicsdorf'er
Provinzialstraße und eine Verbindung mit der Görresdorf'erstmße bczw. mit dem Rhein, deshalb
habe die Provinz Veranlassung, diesen Weg als besonders bedeutend zu übernehmen.

In der III. Fachcommission ist diese Frage zur Berathung gekommen. Der Provinzial-
ausschuß schlägt vor, dem Autrage der Gemeinde Schlebuschnicht zu entsprechen und zwar einmal
aus formellen Gründen, weil ein Antrag der Gemeinde Odenthal, die an dem Weg betheiligt sei,
nicht vorliegt und sodann, weil seiner Zeit, als die Provinz den Zuschuß von '/« gegeben hat,
ausdrücklich gesagt worden sei, daß in Zukunft die Uebernahme dieser Straße auf Provinzialfonds
nicht befürwortet werden könne.

Die III. Fachcommissionist nur auf den ersten Einwand eingegangen, Sie hat sich
gesagt, daß es zwecklos sei, in die materielle Verhandlung der Angelegenheiteinzugehen, so lange
ein Antrag der Gemeinde Odenthal nicht vorliege, denn es würde unter Umstandendie Uebernahme
der Straße auf Provinzialfonds der Gemeinde Odenthal nicht angenehm sein. Sie schlägt also
dem Provinziallandtag vor, aus diesen formellen Gründen, lediglich deswegen also, weil die
Gemeinde Odenthal einen Antrag auf Uebernahme nicht gestellt hat, auf diese Sache sich weiter
uicht eiuzulasscu.

Ich erlaube mir, Namens der Commissiondiesen Antrag zur Genehmigungvorzuschlagen.
Stellvertretender Vorsitzender Graf vou Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne

die Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt? — Das scheint nicht der Fall zu sein,
dann darf ich mich wohl hier annehmen, daß der Antrag der III. Fachcommission,wie er gestellt
ist, von Ihnen angenommenist.

Wir gehen über zum 20. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachcommission zn dem Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend das Gesuch des Ackerers Gerhard Ackermans und
Genossen zu Aldekerk um Beseitigung der auf der Strecke von Km 0,» bls
1,. der Provinzialstraße Aldekerk-Vorst im Bauamtsbezirke Crefeld
stehenden Ulmenbäumc,

Referent ist gleichfalls Herr Abgeordneter Richard Haldy, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Richard Haldy: Meine Herreu! In der Nähe der Ortschaft

Aldekerk stehen an der Provinzialstraße zu beiden Seiten Mmenbäume und zwar auf eine Lauge
von 0,« bis 1,° Km. Diese Ulmenbäume sind 42 Jahre alt und gewähren den Spaziergängern
der OrtschaftAldekerk sehr willkommenen Schatten. Eine Anzahl Grundbesitzer,Gerhard Ackermans
und Genossenbeantragen nun, daß diese Ulmcubäumeweggenommenwerden mochten, uud motwnen
diesen Antrag damit, daß die Bäume zu viel Schatten gäben, daß die Wurzeln in ihre Grundstücke
hineinragten und diese Grundstücke nahezu unbrauchbar machten. Es ist dieser Antrag schon öfter
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gestelltworden, die Sache spielt schon seit dem Jahre 1882. Die Provinzialverwaltung ist den
Antragstellern in jeder Weise entgegengekommen,sie hat die Bäume ausästen lassen, sie hat den
Antragstellern erlaubt, die Wurzeln der Bäume von ihren Grundstücken zu entfernen dadurch,
daß sie tiefe Gräben an der Grenze der Grundstückeanlegen, und hat auf diese Weise geglaubt,
den Leuten hinreichend entgegengekommenzu sein. Nichts desto weniger haben sie jetzt diesen
Antrag wiederholt. Der Provinzialausschuß hat beantragt, das Gesuch abzulehnen und zwar
hauptsächlich deswegen, weil diese Alleen, die am Niederrhein an vielen Stellen gepflanzt sind, ,
nahezu den einzigen Schatten bieten, der dort den Fußgängern gespendetwird. Die Provinzial¬
verwaltung ist bereit, allmählich diese Ulmenbäume zu entfernen und sie durch andere Bäume, am
Nieberrhein durch Linden, zu ersetzen, die den anliegenden Grundstückenweniger schaden, als die
Ulmen und mit der Zeit denselbenSchatten geben. Sie hat gerade die Linden gewählt, weil
die Lindenblüthen eine gute Vienenweide geben. Auf diese Weise wird dann, wenn allmälig die
Ulmenbäume durch Linden ersetzt werden, der Schatten erhalten und werden die benachbarten
Grundstückemit der Zeit weniger Schaden leiden, als das gegenwärtig der Fall ist.

Die III. Fachcommissionhat sich diesem Antrag und diesem Vorgehen voll und ganz
angeschlossen und bittet den Provinziallandtag, diese Petition abzulehnen, (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort dazu verlangt? Das ist nicht der Fall,
Dann schließe ich die Diskussion und darf wohl auch hier annehmen, daß der Antrag, wie er
eben vom Herrn Referenten empfohlen, angenommen worden ist. Es erfolgt kein Widerspruch
Der Antrag ist angenommen.

Wir gehen dann über zum 21. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht des Provinzialaus-
schusseö, betreffend den Antrag der Gemeinde Würselen auf Austausch
der 678 m langen Endstrecke der Stolberg-Würselen'er Prouinzial-
strahe gegen die 738 in lange sogenannte Greuenberg'er Gemeindestrahe.

Referent ist Herr Abgeordneter von Vrcuning, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter von Breuning: Meine Herren! Unweit der im Landkreise

Aachen belegenen Ortschaft Würfelen mündet die Provinzialstraße Stolberg-Würselen in die Aachen-
Crefeld'er Provinzialstraße. In der genannten Ortschaft selbst zweigt von der Provinzialstraße
Stolberg-Würselen die gleichfalls in die Aachen-Crefeld'erProvinzialstraße einmündendesogenannte
Grevenberg'er Straße, ein Communalweg, in der Richtung nach Alsdorf ab. Die Strecke der
Provinzialstraße Stolberg-Würselen von dieser Abzweigungbis zu der Einmündung in die Aachen-
Crefeld'er Provinzialstraße beträgt, wie in Drucksache 24 angegeben, 678 m, die entsprechende
Länge der Grevenberg'er Straße 738 w; die Entfernung zwischen der Einmündungsstellc der
ersteren Straße in die Aachen-Crefeld'erProvinzialstraße und derjenigen der Grevenberg'er-Straße
ist 667 iu. Die Grevenberg'er-Straße stellt sonach für den Verkehr von Würfelen in der
Richtung auf Alsdorf eine fehr erhebliche Abkürzung dar, und es hat infolgedessenauf der
gedachten und in Frage stehenden Strecke der Stolberg-Würselen'er Straße der Verkehr immer
mehr und derart abgenommen, daß der Strecke nicht mehr die Bedeutung beizumessenist, wie sie
sonst Prouinzialstratzen zukommt. Der Verkehr auf der Grevenberg'er-Straße ist dagegen als ein
durchaus vrovinzialstrahenmähigerzu bezeichnen.

Auf Grund dieser Sachlage hat der Gemeinderath von Würselen die Uebergabe der mehr¬
gedachten StraßenstreckeStolberg-Würselen an die Gemeinde unter Uebernahme der Grevenberg'er-
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Straße in die diesseitige Verwaltung angeregt. Die hierauf angeordnete Untersuchung der letzteren
hat ergeben, dah hinsichtlich des Ausbaues die Straße den an eine Provinzialstraße zu stellenden
Anforderungen nicht entspricht, und daß zu diesem Ausbau ein Aufwand von 12 300 Mark
erforderlichsein würde. Der Gemeinderath hat sich bereit erklärt, die Straße nach dem bezüglichen
Kostenanschläge auszubauen, falls ihm hierzu Beihülfen im Betrage von 3000 Mark gegeben würden.
Der Kreisausschuß des LandkreisesAachen hat eine Beihülfe von 1000 Mark in Aussicht gestellt,
es würden demnachnoch 2000 Mark anderweit zu decken sein.

Der Provinzialllusschußhat, wie in der Drucksache Nr. 24 ausgeführt ist, zu der vor¬
liegenden Frage nicht Stellung genommen. Derselbe hegt Bedenken,einmal nach der Hinsicht, daß
die vorliegendeFrage, soweit sie den Austauscheiner Gemeindestraßegegen eine Provinzialstraßen-
strecke betrifft, je nach dem Ausfalle der Entscheidung eine Reihe weiterer analoger Anträge zur
Folge haben könnte. Ferner befürchtetderselbevon einem Eingehen auf den vorliegendenAntrag
eine Erhöhung der Wegcbaulast für die Provinz um 500—700 Mark. Die III. Fachcommission
unterbreitet dem hohen Hause auf Grund der stattgehabten Berathung die Anträge, die in der
Drucksache 89 sud 1, 2 und 3 aufgeführt sind und es gründen sich dieselben auf die Erwägung,
daß die vorgefchlagcne Veränderung des Provinzialstraßcnnetzesden Verkehrsverhältnissenund damit
dem Verkchrsbcdürfnisse entsprechen würde, ganz besonders aber und hauptsächlich darauf, daß der
Verkehr von Würselen in der Richtung auf Alsdorf, welcher früher von der Abzweigung der
Grcvenberg'erStraße von der Straße Stolbcrg-Würsclen bis zu der Einmündung der Grcvenberg'er
Straße in die Aachen-Crefeld'cr Straße, sich über 678 > 667, also im Ganzen über 1345 laufende
Meter Provinzialstraße bewegte, künftig nur mehr 738 m Provinzialstrahen berühren würde,
daß also die Inanspruchnahme von Provinzicilstraßenfür diesen Verkehr gegen die frühere Inan¬
spruchnahme erheblich zurückstehen würde. Es beruhen also die erwähnten Anträge der Commission
lediglichauf den thatsächlichen Verhältnissen und deren Würdigung. Wie in Drucksache 89 zum
Ausdruckgebracht ist, hat die Commissionexpro«»!» vsrdi» erklärt, von einem Eingehen auf die
angeregte prinzipielle Frage durchaus abfehen zu wollen. Selbstverständlichwird darüber, ob der
Ausbau der Grcvenberg'er Straße den prouinzialstraßenmäßigenAnforderungennach Maßgabe des
Kostenanschlages genüge, lediglichdie Entscheidungder diesseitigen Beamten maßgebendsein, ebenso
darüber, welche Reparaturen etwa an der zu übergebendenStrecke der Straße Stulberg-Würselen,
vor deren Ucbergabc an die Gemeinde, erforderlich sein würden. Von der Gewährung eines
Zuschussesan die Gemeinde bittet die Commission abzusehen und zwar mit Rücksichtauf den
ohnedies bei einem Beschlusse im Sinne der Commissionsanträgefür die Gemeinde sich ergebenden
Vortheil. -

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und darf wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag dem Antrage der III. Fach¬
commifsion beitritt.

Dann, meine Herren, kommen wir zum nächsten Gegenstand unserer Tagesordnung:
Antrag der III. Fachcommission, betreffend die Aufgabe einer entbehrlich
gewordenen Strecke der Beuel-Overath'cr Provinzialstraße.

Ich gebe ebenfallsdas Wort dem Abgeordneten Herrn von Breuning, der Berichterstatterist.
BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Meine Herren! In den Jahren 1883/84

'st, wie in der Drucksache 26 mitgetheilt ist, im Zuge der früheren Bezirlsstraße Veuel-Overath
eine Brücke erbaut und hierdurch die frühere Straßenstreckein der Länge von circa 600 n»
entbehrlich geworden. Es führte früher die Straße von der jetzt erbauten Brücke noch 300 m
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weiter auf dem rechten Ufer der Sieg bis zu einer Fähre und von dieser auf dem linken Ufer
wieder zurück bis zu der neuen Brücke, im Ganzen also 600 m. Die Schleife, welche, wenn ich
so sagen darf, durch die Straße gebildet wurde, ist in Folge des Brückenbaueswesentlich verkürzt
worden. Zwischendem Straßcnkörper und dein Flusse befanden sich andere Terrains nicht. Der
Straßcnkörper bildete somit thatsächlich für das hinterlicgendeTerrain einen Flußdcich und die zur
Erhaltung des Straßeukörpers aufgewendetenArbeiten wirkten somit wie Deicharbeiten, Besondere
Deicharbciteu neben den zur Erhaltung des Straßcnkürpers als solchen bestimmten Arbeiten sind
diesseits nicht ausgeführt worden. Seit der Ausführung der Brücke ist von der diesseitigenVer¬
waltung zur Erhaltung der entbehrlichgewordenen Theile des Straßcnkörpcrs nichts mehr geschehen.
In neuerer Zeit ergab sich in Folge dcsseu die Nothwendigkeit,daß zum Schutze der hinter-
liegeudeu Terrains gegen Hochwassergefahr Etwas geschehe uud es wurde endlich vom Bezirks¬
ausschüsse dahin entschieden,daß die diesseitigeVerwaltung die erforderlichen Arbeiten vorläufig
auszuführen habe, unbeschadet der späteren Entscheidung über die endgültige Verpflichtung zur
Traguug der betieffcndeuKosten.

Um nun einer derartigen Inanspruchnahme für die Zukunft zu entgehen, unterbreitet der
Provinzialllusschußdem hohen Hause den in Drucksache 26 niedergelegten Antrag, und die Commission
befürwortetdenselbenmit der in Drucksache 90 angegebenen und dem Vorgetrageneu sich ergebenden
Veränderung, wonach in dem Antrag statt der Worte: „auf dem rechten Siegufer" die Worte
einzustellensind: „auf beiden Siegufern", Bedenken könnten wol nur nach der Richtung entstehen,
daß Ihnen vorgeschlagen wird, diese Strecke „zu dcrcliuquiren".

Zur Behebung dieser Bedenken dürfte zu bemerke« sein, daß die Worte „Dereliktioncn,
derelinquiren" für Fälle der vorliegendenArt bei der hiesigen Verwaltung ein tornnnus tseliuieug
geworden und die Bedeutung hat, daß die Provinz auf die Rechte verzichtet,welche sie aus dem
betreffendenUcbernahmevertrageerworbenund damit die früheren Rechtsverhältnissean dem Wege¬
körper wieder eintreten laßt. In den Uebernahmeverträgen wird nämlich jedesmal, entsprechend
dem §2 des angezogenen Regulativs vom 1?. Januar 1876, vorbehalten, daß die zu übergebenden
Straßen, insoweit sie für den großen Verkehr entbehrlichwerden, auf die übergebendenGemeinden
zurückübertragenwerden köunen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — und schließe dieselbe, da sich
Niemand zum Wort meldet.

Ich darf wohl ohne weitere Abstimmuug, meine Herren, feststellen, daß der Provinzial-
landtag dem Antrag der III. Fachcommissionbeitritt.

Meine Herren! Auf Wunfch verschiedener Mitglieder möchte ich den Vorschlag machen,
daß wir hier unsere heutige Sitzung beenden und den letzten Gegenstand auf die nächste Sitzung
übergehenlassen. (Bravo!) Wenn dagegen kein Bedenken laut wird — und das ist nicht der
Fall — dann weiden wir darnach verfahren.

Dann habe ich Ihnen zunächst noch die Vorschläge und die Tagesordnung für die
nächste Sitzuug zu machen. Ich schlage Ihnen vor, die Sitzung am Montag 1 Uhr abzuhalten
-- es müssenvorher die Commissionenthätig sein — und als Tagesordnung:

einmal: Den letzten Gegenstand der heutigen Tagesordnung und dann folgende weitnc
Gegenstände:

Die Errichtung einer allgemeinen Viehversicherungin der Rhcinprovinz in Verbindung
mit der Petition des Bauernvereins,

dann: Etat für diejenigen Angelegenheiten,welche die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft betreffen,
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Etat für die Provinzialmuseen zu Bonn und Trier,
Etat für gewerbliche Zwecke,
Ausführung des Beschlnsses des 89. Rheinischen Provinziallandtags, betreffend die Ein¬

quartierungslast im Frieden,
Bewilligung aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags dem sogenannten Stiinde-

fonds und vier zugehörigePetitionen,
Festsetzung von Pauschalsummenfür einzelneBeamte oder Beamtenklassen an Stelle der

reglementsmäßigcnReisekosten und Tagegelder,
Antrag zu den Petitionen der Lcmdbürgermeisierum Herabsetzungdes Beitrages zur

Wittwen- und Waisen-Versorgungsanstaltfür die Communalbcnmtender Rheinprovinz,
Etat der Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstraßen und die dazu gehörigen

Unteretats,
in Verbindung damit:
die Petitionen um Sistirung der Erhebung von Vorausleistungs-Beiträgen für den

Wegebau,
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffenddie Kosten des Kaiser-Wilhelm-

Denlmals am DeutschenEck zu Coblenz.
Das, meine Herren, sind die Vorschlägeder Tagesordnung für'die nächste Sitzung. —

Gs werden Bedenkendagegen nicht laut. Dann darf ich feststellen,daß der Landtag mit dieser
Tagesordnung einverstandenist.

Ich gebe dann noch das Wort zu einer geschäftlichen Mittheilung zunächst den, Herrn
AbgeordnetenIcmßen.

AbgeordneterIanßen: Ich möchte die Herren Vertreter des RegierungsbezirksAachen
bitten, sich zu einer Vorberathung über die Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Provinzial¬
ausschusseseine halbe Stunde vor der Montags-Sitzung, also um '/»1 Uhr, in dem Saale des
Provinzialausschusseseinzufinden.

Vorsitzender Becker: Dann gebe ich das Wort dem Herrn Freiherr« von Solemacher-
Antweiler.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich bitte die
Herren des RegierungsbezirkesKöln, sich zu gleichem Zwecke eine halbe Stunde vor der Plenar-
Sitzung, also um '/«1 Uhr, in dem Zimmer der I, Fachcommissionversammelnzu wollen.

Vorsitzender Becker: Ich glaube bei dem RegierungsbezirkTrier liegt das gleiche
Bedürfniß vor.

Herr Abgeordnetervon Beulwitz hat das Wort.
Abgeordneter von Beulwitz: Meine Herren! Die Herren aus dem Regierungsbezirk

Trier sind eingeladen am Montag nach Schluß der Sitzung.
VorsitzenderBecker: Dann ist die Sache in Ordnung.
Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort zu einer geschäftlichen Mittheilung.
AbgeordneterFriederichs: Das gleiche Bedürfniß liegt für den Regierungsbezirk Düsseldorf

v°i. Ich bitte die Herren aus dem RegierungsbezirkDüsseldorf, Montag um '/' 1 Uhr im
Zimmer XX sich zu versammeln. (Zuruf: Coblenz!)

VorsitzenderBecker: Ist Jemand für Coblenz?
AbgeordneterLinz: Der RegierungsbezirkCoblenz ist bereits eingeladen.
Vorsitzender Becker: Damit wäre auch diese geschäftlicheFrage erledigt, meine Herren,
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Ich erlaube mir nur, dann nochmals darauf aufmerksam zu machen,daß die Abtheilungen
jetzt unmittelbar nach Schluß der Sitzung je ein Mitglied in die II, Fachcommissionzur Ver¬
stärkung derselben behufs Berathung des Antrages, betreffend Staffeltarife u, s. w, zu wählen haben.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 5 Minuten,)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 15. März 1897.

Beginn 12 Uhr 20 Minuten Nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzial-

ausschusses,betreffenddie Förderung von Vahnunternehmungen,
3. Antrag der besonders gewählten Commissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschufsesüber die Errichtung einer allgemeinen Nindviehversicherungin der Nheinvrovinz;
in Verbindung hiermit die Eingabe von Schönefeld-Stockum und des Präsidiums des
RheinischenVauernvereins um Ablehnung der Einführung einer obligatorischen Nindvieh¬
versicherungfür die Nheinvrovinz.

4. Antrag der I. Fachcommissionzu dein Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche
die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für die Etatsjahre vom 1. April 189?
bis 31. März 1899.

5. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Etat für die Verwaltung der Provinzialmuseen zu
Bonn und Trier für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31, März 1899.

6. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Etat für gewerbliche Zwecke für die Etatsjahre von»
1. April 189? bis 31. März 1899.

?. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Bericht des Provinzialcmsschussesüber die Aus¬
führung des Beschlussesdes 39. RheinischenProvinziallandtags, betreffend die Vertheil«»«,
der Einquartierungslast im Frieden.

8. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Antragen des Provinzialaus-
schufses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Stände¬
fonds), in Verbindung hiermit die Petition der Stadt Andernach, des Dechanten Müller in
Kyllburg, Karl vom Berge.juu. aus Lennep und des Vorstandes der St. Remigiustirche
in Bonn.

9. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Festsetzung von Pauschalsummen für einzelne Beamten oder Beamtenklassm
an Stelle der reglementsmäßigen Tagegelder und Reisekosten.
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IN. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzialaus-
ausschusses, betreffenddie Pctitwn der Landbürgermcisterder Nheinprouinz um Herabsetzung
des Beitrages zur Wittwen- und Waiseiwersorgungs-Anstaltfür die Communalbeamten der
Nheinprovinz,

11. Anträge der III, Fachcommissionzu dem Etat für die Verwaltung und die Unterhaltung
der Provinzialstraßen — nebst den Unter-Etats

^. über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,
L über die Verwendung des Eisenbahnfondsund
0 über die Verwendungdes Fonds zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-Wegebaues
für die Etatsjahre vom 1 April 189? bis 3l. März 1899

und
zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Gesuche

1. des RheinischenZweigvereins deutscher Nübenzuckerfabrikanten,
2. verschiedener Industrieller an der Mülheim-Wipperfürth'er Provinzialstraße und
3. der Industriellen an der Vrohl-Oberzissen'erStraße

um Sistirung der Ausführung des Gesetzes, betreffend die Vorausleistungen der Fa¬
briken :c. für den Wegebau.

12. Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Kosten des Kaiser-Wilhelm-Denkmalsam Deutschen Eck zu Coblenz.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokoll der Sitzung von Samstag liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Als Schriftführer werden heute wirken für die Rednerliste Herr AbgeordneterBrüning,

für das Protokoll Herr Abgeordneter Spiritus.
An geschäftlichen Mittheilungen habe ich Ihnen folgende zu machen:
Das Präsidium des RheinischenVauernvereins hat die nach meiner Mittheilung in der

Sitzung vom 12. d. M. eingereichteund bereits verlesene Petition um Ablehnung einer obliga¬
torischenRindvichversicherungim Drnck vervielfältigen und hierher gelangen lassen. Soweit der
Vorrath reichte, sind diefe Druckexemplareim Hause vertheilt,

Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden Bau eiues Schifffahrt-
Canals vom Dortmund-Eins-Canal bis zum Rhein, ist den Herren im Druck auf ihren Plätzen
zugegangen. Es ist die DruckfacheNr. 101. Die Angelegenheitdürfte nach meiner Ansicht der
I. Fachcommissionzur Vorbereitung zu überweisen sein. — Ein Bedenken dagegen wirb nicht
laut; dann werde ich danach verfahren.

Ferner ist ein Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Veräußerung des Langen¬
felder Hofs, Drucksache Nr. 104, eingegangen nnd den Herren auf Ihre Plätze gelegt worden.
Der Antrag dürfte der II. Fachcommissionzu überweisensei». — Auch hier wirb kein Bedenken
laut; dann wird dies geschehen.

Die Anweisung über die Aufnahme und Entlassung von Geisteskranken,Idioten und
Epileptischeni» und aus Privatirrenanstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beauf¬
sichtigung solcher Anstalten vom 20. September 1895 und ein diese Anweisung ergänzender
Ministerialcrlaß vom 24. April 1896, auf welchen in der Vorlage, betreffenddie Fürsorge für
d« Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz, vielfachBezug genommenist, ist durch den
Druck vervielfältigt und den Herren zugegangen.
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Das wären, meine Herren, die geschäftlichen Mittheilungen.
Neue Eingänge liegen nicht vor. Wir treten daher in die heutige Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand der Tagesordnung ist der

Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Anträgen
des Prouinzialausschusses, betreffend die Förderung von Vahnuntcr-
nehmungen,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Breuning, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Breuning: Meine Herren! Nach den ausführlichen

und klaren Darlegungen des Provinzialausschusseskann ich mich auf sehr wenige Worte beschränken.
Das Ihnen vorgelegte Verzeichnis) der bis zum Ende des vorigen Jahres ausgeführten

Kleinbahnunternehmungen— um dasselbe kurz zu bezeichnen — weist nach, daß in einer wohl
für manche von uns überraschendenWeise das Klcinbahnwesen sich in den letzten Jahren ent¬
wickelt hat, daß somit dasselbe in sehr vielen Gegenden als förderlichfür die landwirthschaftlichen
Interessen der Bevölkerung erachtetwird, und daß es demnach durchaus gerechtfertigtist, daß das
hohe Haus hier thatkräftig fördernd für die Entwicklungdes Kleinbahnwesenseintritt.

Erwägt man nun, daß naturgemäß zunächstdiejenigenStrecken gebaut worden sind und
beziehungsweisewerden, welche eine Rente mit mehr oder minder großer Sicherheit in Aussicht
stellen, daß demnachdie, wenn ich so sagen soll, schlechterenRisiken erst in zweiter Linie in
Angriff genommen werden, so ergiebt sich, daß das hohe Haus nicht wohl bei seinen» seitherigen
Eingreifen es bewenden lassen, nicht wohl bei der bisherigen Bewilligung stehen bleiben kann, sondern
daß weitere Mittel hier zur Förderung des Kleinbahnwesenszur Verfügung gestellt werden müssen.

Der Vorschlag des Provinzialausschusses, noch 6 Millionen für diesen Zweck flüssig
zu machen, sodaß für die Zeit bis zum Ablauf der bevorstehenden Etatsveriode im Ganzen
7 226 000 Mark zur Verfügung stehen würden, ist gewiß nicht zu weitgehend, und empfiehlt
Ihnen daher die Commissiondenselben einstimmig zur Annahme.

Anlangend Punkt 2 des Vorschlages des Provinzialausschusses,ist zu bemerken, daß die
Darlehen an die Aktiengesellschaftennur zu »'/««/a gegebenwerden sollen. Ein materielles Interesse/
Darlehen zu 3 ^"/« bei der hiesigen Anstalt aufnehmen zu können, besteht aber zur Zeit wohl
für keine Aktiengesellschaft;jede einigermaßen gut fundirte Gesellschaft wird bei der heutigen Lage
des Geldmarktes mit Leichtigkeit zu solchem Zinsfuß Geld anderweitig zu befchaffen in der Lage
sein. Es könnte also höchstens in Frage kommen, daß diesseits für die Aktiengefellfchaften eine größere
Bequemlichkeitfür die Darlehensaufnahme erhalten, beziehungsweife geschaffenwerde. Ein der¬
artiges Interesse ist aber ein zu geringes, als daß dieserhalbder Landtag größere Mittel beschaffen
und flüssig machen sollte. Es würden übrigens auch bei Gewährung von Darlehen an Aktien¬
gesellschaften, wie aus der betreffendenMittheilung in der Darlegung des Provinzialausschusses
erhellt, übermäßig hohe Mittel erforderlichfein; es würde alsdann nothwendig werden, über den
Vorschlag, 0 Millionen für die Förderung des Kleinbahnbaues zur Verfügung zu stellen, sehr
weit hinauszugehen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Verhandlung
und darf ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag den Anträgen des Provinzial¬
ausschusses zugestimmthat.

Dann kommenwir zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der besonders gewählten Commission zu dem Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses über die Errichtung einer allgemeinen Rind'
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Viehversicherung in der Nhcinprovinz; in Verbindung hiermit die Ein¬
gabe von Schönefeld-Stockum und des Präsidiums des Rheinischen
Nauernuereins um Ablehnung der Einführung einer obligatorischen
Nindviehversicherung für die Nheinprouinz.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Coels, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Eoels: Meine Herren! Zur Prüfung des

Antrages des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung einer allgemeinen Nindviehversicherung
in der Rhcinprovinz, haben Sie eine besondereCommission eingesetzt. Diese Commission war
überwiegend aus Landwirthen und Freunden der Landwirthschaftgebildet. Die vielfach hervor-
getretene Auffassung,daß es schwierigsein würde, in der Commission eine Einigung zu erzielen,
daß vielmehr die mannigfachen Anschauungen,welche über die Frage bestehen, wie die Vieh¬
versicherungam zweckmäßigsten auszugestaltensei, zu umfangreichen Verhandlungen führen würden,
haben sich nicht bestätigt. Nach nicht viel mehr als einstündiger Berathung herrschte in der
Commissionvolle Einmüthigkeit. Der Ihnen unter Nr, 50 der Drucksachen unterbreitete Antrag
beruht auf einem einstimmigenBeschlusse.

Der Antrag der Commissionweicht von dem Antrag des Provinzialausschussesin einen,
wesentlichen Punke ab. Während der Prouinzialausschuß die Königliche Staatsregierung ersuchen
will, die Einführung einer allgemeinen obligatorischenVersicherungin Erwägung zu ziehen uud
zu diesem Zwecke Vorarbeiten, insbesonderedie Sammlung statistischenMaterials vorzunehmen,
beantragt die Commission,die Sammlung des Materials lediglich als Grundlage für eine spätere
eingehendereErörterung der Frage, wie am besten die Verallgemeinerung der Versicherungzu
erreichensei, vorzunehmen. Man war allseitig darin einverstanden,daß unter den heutigen Ver¬
hältnissendie sofortige Einführung der vom Provinzialausfchufseempfohlenenallgemeinen obligato¬
rischen Versicherungunthunlich sei. Keine einzige Stimme hat sich zu Gunsten dieser Einrichtung
erhoben. So groß war der allgemeineWiderstand gegen dieselbe, daß es kaum für nöthig erachtet
wurde, die Gründe und Gegengründe ausgiebig zu erörtern, daß sich die Diskussion vielmehr im
Wesentlichenauf andere nicht grundsätzliche Punkte erstreckte.

Der Hauptgrund gegen die sofortige Einführung der allgemeinenobligatorischen Zwangs-
Versicherung ist zu finden in dem Mangel jeder zuverlässigenGrundlage, die die Tragweite emer
solchen Maßregel erkennenläßt. Wir kennen weder die Höhe der Vcrlustziffern,noch die Hohe
der Prämiensätze. Allerdings giebt die in Ihrer Hand befindliche Denkschrift,die Sie ohne
Zweifel mit Interesse gelesen haben, über die muthmaßlichen Zahlen einige schätzungsweise Angaben.
Sie giebt an, daß für eine allgemeine obligatorischeVersicherungein Prozentsatz von 1,'°7° 3"
erwarten sei, daß also bei einem Durchschnittswerthejedes Stückes Nindvieh von ungefähr
200 Mark auf jedes Hanvt ein jährlicher Prämiensatz von 2 Mark 32 Pfg. entfallen würde.
Aber fo ausgezeichnetdiefe Denkschriftim Uebrigen ist, so trefflichesMateria ste bietet über die
Rindviehhaltung der Provinz, über die Gesetzgebungenanderer außerdeutscherund dMfcher
Staaten, Material, wie Sie es in einer gleich knappen und gleich klaren Form an an erer Stelle
und in anderen Veröffentlichungenvergebens suchen werden, so wenig e.nwandsfrei erschemm die
gedachten Berechnungen, denn diesen Berechnungen ist zu Grunde ge egt nur em Statisük d
Jahres 1895. Es mag unerürtert bleiben, ob, wie in der Commsiswn behauM ^
Statistik in jenen. Jahre mangelhaft aufgenommen worden ist, ob nnrklrch dre Burgermelster
derselbennur'ein geringes Interesse entgegengebracht haben ""d "ele ZG^
Ermittelungen als nach schätzungsweisenFeststellungen m dle Fragebogen eingetragen haben.
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Jedenfalls ist die Zeit, auf welche sich die Erhebungen erstrecken,eine viel zu kurze, um daraus
bestimmte Folgerungen ziehen zu dürfen. Wir wissen nicht, ob das Jahr 1895 wirklich ein Durch-
schnittsjahr gewesenist, ob es nicht etwa ein besondersgünstiges oder besonders ungünstiges war.
Diese Befürchtungen finden Nahrung in den Erfahrungen, welche andere Staaten bei Einführung
von staatlichen Versicherungen gemacht haben. In anderen Staaten z. B. in schweizerischen
Kantonen, in dem Kanton Basel, ebenso im Grohherzogthum Baden haben bereits in den ersten
Jahren nach Einrichtung einer allgemeinen Versicherungtrotz bedeutenderStaatszuschüsse, erheblich
höhere Pramiensiitze erhoben werden müssen, als es nach den bei der Gründung der Versicherung
vorliegenden Berechnungen zu erwarten war.

Um so größere Vorsicht ist aber bei Einführung einer Zwangsversicherung geboten, als
es sich dabei um eine Maßregel handelt, die in landwirthschaftlichenKreisen zur Zeit der größten
Abneigung begegnet, Dieser Abneigung entspringen die gegen die allgemeine obligatorischeVer¬
sicherunggerichtetenBeschlüsse unserer rheinischen landwirthschaftlichenVereine, des landwirthschaft-
lichcn Vereins für Nheinprcußen und des Vaueriwcrcins, dessen umfassende Eingabe Ihnen im
Druck vorliegt. — Ueberall betrachtet man die Zwangsvcrsichcrmigals einen empfindlichen Eingriff
in privatrechtliche Verhältnisse, Ucberall besteht ein lebhaftes Mißtrauen dagegen, daß die Ver¬
sicherungsanstaltmit den berechneten niedrigen Prämiensätzcn auskommen werden. Man fürchtet,
daß diese Prämien ebenso, wie die Beiträge zur landwirthschaftlichen Ncrufsgcnosfcnschaft, zu beträcht¬
licher Höhe anwachsenund sich zu einer drückenden Last für die bei der heutigen Preislage der
landwirthschaftlichenProdukte wenig leistungsfähige Landwirthschaft herausbilden können. Die
Einführung einer Zwangsuerficherungkann daher nur bei dem Vorhandensein zuverlässigerBerech¬
nungen in Erörterung gezogen werden. Die Dürftigkeit des vorliegeuden Materials läßt deren
Einfühlung heute als einen Schritt in's Dunkle ansehen, als ein sich auf die ganze Provinz
erstreckendes Experiment, das im Hinblick auf die Größe der in Betracht kommendenZahlen --
allein in dem Rechnungsjahre 1895 haben die zu entschädigendenVcrlustziffcrn 2«/< Millionen
betragen — sich als ein sehr vcrhängnißvolles gestalten kann.

Indem die Commissionsich gegen die sofortige Einführung einer allgemeinen obligatorischen
Zwangsuerficherungaussprach,hat sie indeß keineswegssagen wollen, daß in Sachen der Vieh-
versicherung jeglicherZwang unter allen Umständen vermieden werden müsse. Umgekehrtist sogar
hervorgehobenworden, daß in landwirthschaftlichenFragen die Anwendung eines gewissen Zwanges
vielfachim Interesse der Gesammtheit liege. Die Commission hat zu der Frage, wie etwa in
Zukunft die Versicherungauszugestalten wäre, überhaupt gar keine Stellung nehmen wollen. Sie
hält eine Erörterung darüber erst für nützlich, wenn weiteres Material beschafft worden ist und
weitere Erfahrungen in anderen Ländern abgewartet worden sind. Ich brauche darum auch hier
auf die umfassenden Debatten nicht einzugehen, welche in der Commission über die Frage der
Ausgestaltung der Vichvcrsicherungstattgefunden haben, die sich insbesondere darauf erstreckten,
ob bei einer provinziellen Regelung der Vichversichernngwesentlich der Niederrhcin oder die
Gebirgsgegenden,der größere oder kleinereBesitzer den überwiegendenVortheil haben würde.

Wenn nun auch die Commission sich dem Antrage des Provinzialausschusses auf Ein¬
führung einer allgemeinenVersicherungnicht hat anschließenkönnen, so brachte doch im Uebrigen
dieselbe den Bestrebungendes Ausschusses auf Verallgemeinerungder Rindvichversicherungin unserer
Provinz vollste Sympathie entgegen. Sie war durchdrungenvon der Wichtigkeitder Ausdehnung
der Rindmehversicherung. Für die größereu Besitzer mag es gleichgültigsein, ob sie Prämien °«
oie Verstcherungskasse zahlen oder jährlich mehrere Stück Vieh durch Umstehen einbüßen. Für die
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kleinerm und mittleren Besitzer, die in unserer Provinz die weitaus größere Zahl der ländlichen
Besitzer bilden, ist dies nicht der Fall. Alle diejenigen,welche sich mit landwirtschaftlichenDingen
beschäftigthaben, werden oft wahrzunehmen Gelegenheit gefunden haben, daß das Eingehen von
Vieh für eine bäuerliche Wirthschaft ein sehr großes Unglück ist. Der Baner wird dadurch oft
auf Jahre in seinen Verhältnissen zurückgesetzt;ja manchmal ist das Viehsterbenfür ihn der Beginn
des wirthschaftlichen Nnins, führt ihn in die Hände der Vichleiher und Wucherer. Weder Dar-
lehnskassen noch Vichlcihkasscn können dieses Uebel vollständig beseitigen. Dies kann nur die Ver¬
allgemeinerungder Viehversichcrung.

Aber auch noch in anderer Hinsicht ist die Versicherungvon größter Wichtigkeit,nämlich
im Interesse der Scuchentilgung. Freilichbestehen bereits jetzt für einige der wichtigsten ansteckenden
ViehkrankheitenEntschädigungsgesctzc, welche die Untersuchungjedes einzelnen Seuchenfalles sichern
sollen. Trotzdem bleiben aber noch manche Fälle unbekannt, gelangen weder zur Anzeigenoch zur
thierärztlichenBehandlung. Ja sogar eine sehr verbreitete und gefährliche ansteckende Rindvieh-
krankhcit, die Tuberkulose, ist bisher iu diese Entschädigungsgesetze nicht cinbezogen. Erst nach
Einführung einer allgemeinen Versicherung wird ein festes Fundament in veterinärpolizeilicher
Hinsicht geschaffensein, werden die sämmlichenSeuchenfällc zur Anzeige und zur thierärztlichen
Behandlung kommen.

Leider, meine Herren, hat bisher das so wichtigeGebiet der Viehversichcrungin unserer
Provinz nur eine beschränkte Ausdehnung gefunden und macht nur langsam Fortschritte. Nach der
Ihnen vorliegenden Denkschrift ist bisher nur ungefähr ein Fünftel des Thierbestandes unserer
Provinz versichert. Gewiß ist ein großer Theil gerade derjenigen Bestände nnvcrsichert, die vor
allen der Versicherungbedürfen: ich meine der Bestände der kleineren nud mittleren Besitzer.

Wenn so wenig Versicherungengenommenwerden, so liegt dies daran, daß die Gelegen¬
heiten zu versichern, in unserer Provinz nicht ausreichendzahlreichuud nicht genügend ausgestattet
sind. Die Privatgesellschaften,die sämmtlich auf Gegenseitigkeitberuhen, insbesondere auch die
RheinischeVichversichcrungsgcsellschaft haben relativ nur wenig Versicherungenin unserer Provinz
abgeschlossen. Es mag anerkannt werden, daß manche dieser Gesellschaften bestrebt sind, berechtigten
Anforderungen der Versicherungsnehmerentgegenzukommen;aber das Publikum ist trotzdem durchweg
nur wenig geneigt, mit ihnen in Verhandlung zu treten. Sehr vieles haben die Orts-Viehversiche<
nmgsvereine geleistet,die sich fast über die ganze Provinz erstrecken.Sie sind zum Theil vorzüglich
vrganisirt und mögen sogar in einzelnen Gemeinden dem vorhandenen Versicherungsbedürfniß
genügen können. Aber auch diese Vereiue habcu Mängel; sie sind größeren Schäden gegen¬
über, besonders wenn sie plötzlich eintreten, nicht start genug uud lösen sich darum oft gerade in
solchen Augenblickenauf, iu denen das Vcrsicherungsbcdürfnißam allerlebhelftestenhervortritt.
Die Versuche,auf dem Wege der freien Vereinigungen, Rückversicherungen für die Ortsuereine zu
schaffen, haben bisher trotz lebhaftester Beförderung durch die Behörde» und die landwirthschaftllchen
Vereine nur geringen Erfolg aufzuweiseu. Es darf darum ohne Weiteres erklärt werden, daß die
bisherigenEinrichtungen, die unsere Provinz für das Vichversicherungswcsen besitzt, den vorhandenen
Bedürfnissennicht genügen. ^, „.

Um eine Ergänzung dieser Einrichtungen anzubahnen, schlägt Ihnen die Comnnsstonvor,
den Antrag des Provmzialausschusses anzuuehmeu, insofern er darauf abzielt, em zuverlässiges
Material über die Zahl der Rindvichstücke,die Zahl der Todes- und Abschlachtungsfälle,tue
Ursacheder Todes- und Krankheitsfälleuud den Werth der gefallenen und getödteten Thiere zu
sammeln. Ist dieses Material beschafft, dann wird eine weitere Aufgabe sein, die Art und Weise,
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in welcherdie Förderung der Versicherungerfolgen soll, zu weiterer Berathung zu stellen. Es ist
wahrscheinlich,daß alsdann auch noch aus zahlreichenNachbarstaaten Erfahrungen vorliegen, die
für unsere Provinz nutzbar gemachtwerdeu können.

Meine Herren! Auch der fernere Antrag des Provinzialausschusses,eine Vervollständigung
des thierärztlichen Personals anzubahnen, wird Ihnen zur Auuahme empfohlen, im Interesse
derjenigen Gegenden unserer Provinz, die an Thierärzten Mangel leiden, Eine geringeAenderung
dieses Autragcs ist vorgenommenworden, weil die ursprünglicheFassung einen gewiß nicht beab¬
sichtigten Zweifel in die Schulung uuseres thielärztlichen Personals zu setzen schien.

Meine Herren! Der Antrag der Commission hat vielleichtkeine besonders wohlklingende
Fassung erhalten. Die Aufeinanderfolge der drei Worte „Erörterung", Verallgemeinerung",
„Rlndviehuersicherung",giebt in sprachlicher Hinsicht vielleichtzu einigeil BedenkenAnlaß. Indeß
ist der Antrag klar und beruht auf einem einstimmigen Beschluß der Commission. Freunde und
Gegner der Zwcmgsversicherung,sowie solche, die einen mittleren Weg für den richtigen hielten,
haben ihm zugestimmt. Er ist geeignet, die Sache der Versicherungin unserer Provinz zu fördern.
Darum bitte ich, meine Herren, auch Sie, dem Antrage beizutreten.

Zugleich mit dem Antrage steht zur Berathung eine Eingabe des Kleisvereins, des
Nauernvereins für Schöuefeld-Stockum und eine Eingabe des NheinifchenBauernvereius, Durch
Ihre Beschlußfassungwürde eine Erledigung auch dieser beiden Anträge eintreten,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung und schließe dieselbe, da sich Niemand
zum Wort meldet; ich darf dann wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß Sie dem
Antrage der besonderen Commission, der gedruckt vor Ihnen liegt, mit dein Zusätze, den der
Herr Berichterstatter eben beantragt hat, bezüglich der Eingabe des Rheinischen Nauernvereins,
zustimmen. Es erfolgt kein Widerspruch; dann stelle ich das fest.

Wir kommen zum vierten Gegenstand der Tagesordnung.
(Abgeordneter Knebel: Bitte ums Wort zur Geschäftsordnung.)
Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter Knebel.
Abgeordneter Knebel: Ich erlaube mir, daran zu erinnern, daß beschlossen ist, im An¬

schlüsse an diese Berathung die Petition des Rheinischen Bauernvereius zu verhandeln.
VorsitzenderBecker: Der Herr Berichterstatter hat eben beantragt, auch diese Petition

als durch die Beschlußfassungdes Hauses über den Antrag des Provinzialausschusses für erledigt
zu erklären. Das ist der Zusatz, den der Herr Berichterstatter beantragt hatte und dazu habe
ich das Einverständnih des Hauses festgestellt. Damit dürfte die Angelegenheitwohl erledigt sein.

(Abgeordneter Knebel: Ja, dann ist die Petition erledigt.)
Dann kommenwir zum vierten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der 1. Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung der
Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Guilleaume, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter' Gnilleaumc: Meine Herren! Der Etat der Ange¬

legenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, schließt mit der Summe
von 41600 Mark ab und der Antrag der I. Fachcommissiongeht dahin:

„Der hohe Provinziallandtag wolle beschließen,den Etat unverändert anzunehmen".
VorsitzenderBecker: Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der

Fall. Dann schließeich die Verhandlung und darf ohne besondere Abstimmung feststellen, daß
Sie den Etat genehmigen.
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Wir gehen znr Berathung des fünften Gegenstandes der Tagesordnung über:
Antrag der I. Fachcommission zu dein Etat für die Verwaltung der
Provinzialmuseen zu Bonn und Trier,

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Guilleaume, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Guilleaume: Meine Herren! Der Etat der Provinzial¬

museen zu Bonn und Trier für die Etatjahre von: 1, April 1897 bis 31, März 1898
und vom 1, April 1898 bis 31, März 1899 schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit der
Summe von 39 825 Mark, Die einzelnen Posten sind in Einnahme und Ausgabe unverändert
zum Vorschlag gebracht worden, und geht der Antrag der I, Fachcommissiondahin, den Etat
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für die obenerwähnten Etatsjahre unverändert anzu¬
nehmen. In diesem Sinne wolle das hohe Haus beschließen,

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle ohne besonderenBeschluß fest, daß der Landtag den Antrag auch seiner-
feits genehmigt hat.

Wir kommenzum fechsten Gegenstand der Tagesordnung:
zu dem Etat für gewerbliche Zwecke.

Ich gebe wiederum Herrn Abgeordneteil Guilleaume, dem Berichterstatter, das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Guilleaume: Meine Herren! Der Etat für gewerbliche

Zwecke für die Etatsjahre 1897/99 Meßt in Einnahme und Ausgabe mit der Summe von
67 000 Mark ab. Die einzelnen Posten sind ebenfalls unverändert zum Vorschlag gebracht
worden und geht der Antrag der I. Fachcommissiondahin, den Etat für gewerbliche Zwecke für
die beiden oben erwähnten Etatsjcchrcunverändert anzunehmen. In diesen: Sinne wolle das hohe
Haus beschließen.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung und darf ohne besonderen Beschluß feststellen, daß der Landtag den Etat auch
seinerseitsgenehmigt hat.

Wir kommen zum siebenten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses
über die Ausführung des Beschlusses des 39, Rheinischen Provinzial-
landtags, betreffend die Vertheiln«g der Einquartierungslast im Frieden.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLinz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Der Antrag der Ihnen bezüglich der

Einquarticrungslast vorliegt, gipfelt darin, Machst die weiteren Maßnahmen der Staatsregicnmg
und die Entwickelungder sich daraus ergebenden Verhältnisse abzuwarten. Meine Herren, dieser
Antrag fußt auf der Behandlung der Angelegenheit in unfern letzten beiden Prvvinziallandtagen,
und es wird deshalb gut sein, wenn ich, allerdings nur mit ganz kurzen Worten, auf die
Verhandlung der Angelegenheitin den letzten beiden Landtagen zurückkomme.

Im 38. Provinziallandtag, meine Herren, im Jahre 1894 waren die Ansichten darüber,
°b die Provinz eintreten solle oder nicht, sehr getheilt. Die Einen befürworteten diesen Antrag
sehr stark und sagten: Die Taschen offen, weil es fo nicht weitergehen kann, weil den Kreisen
absolut geholfeu werden muß. Die Anderen hingegen, meine Herren, stellten sich auf den anderen
Standpunkt und fügten: nein, hier liegt keine Verpflichtung der Provinz vor, fondern eine
Verpflichtung des Reiches. Meiner Auffassung nach, meine Herren, kam eine entscheidende
Wendung in diese Debatte hinein durch ein Schreiben, das Se. Excellenzder Herr Ober-Präsident
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so gütig war zu verlesen, ein Schreiben des Herrn Ministers des Innern, das dahin ging,
daß in Zukunft verschiedene Erleichterungenbei der Einquartierungslast ins Auge gefaßt seien, vor
allen Dingen die Errichtung eines Biwaks bezw, eines Lagers bei Elscnborn, dann auch Regiments-
exerzierenin der Nahe der großen Garnisonen, Vor allem aber, meine Herren, wurde darauf
hingewiesen, daß von höherer Stelle aus eine Erhöhung des Servises in Aussicht genommen sei
und ebenso, daß in Aussicht genommen sei, eine Einquartierung mit Verpflegung eintreten zu lassen.
Daraufhin beschloß der Provinziallandtag und zwar fußend auf diesen mitgetheilten Schreiben:

„Er nimmt mit Dank Kenntniß von der Absichtder Militärverwaltung, die Soldaten
möglichst nur mit Verpflegung einzuquartierenund beauftragt wiederholt den Provinzial-
ausschuß,bei dem Herrn Reichskauzleidahin vorstelligzu werden, daß die Entschädigung
der Quartiergeber erhöht werden solle".

Beim 39. Provinziallandtag, meine Herren, trat schon die Stellungnahme, die im
Vorjahre etwas vereinzelt auftrat, nämlich, daß die Provinz als solche nicht verpflichtetsei, stark
iu den Vordergrund und es wurde seinerzeitvon dein Herrn Referenten dem Ausdruck gegebenund
das Haus fchloß sich der Auffassung an, daß es durchaus gewagt sei, in einer Zeit, als die
Geneigtheit der Regierung vorlag eine Erhöhung des Scrvistarifs vorzunehmen, nunmehr mit
Provinzialmitteln einzutreten. Darauf fußeud, beschloß der Provinziallandtag, nunmehr die weiteren
Maßnahmen der KöniglichenStaatsregierung abzuwarten uud den Herrn Ober-Präsidenten zu
bitten, statistische Ermittelungen darüber anstellen zu lassen, in wie weit bis jetzt die im Jahre 1894
in Aussicht gestellten Erleichterungender Quartierlast auch thatsächlich ciugetretenseien. Meine Herren,
das Resultat dieser Ermittelungen liegt Ihnen vor und da verweise ich speziell in Drucksache 9 auf
die Zusammenstellung«ud „N". Da werden Sie finden, meine verehrten Herren: aus Spalte 1
der Tabelle L ergiebt sich zur Evidenz, daß iu den letzten Jahren, vom Jahre 1892 ab, die
Gesammtzahlder mit VerpflegungeinquartiertenTruppen diejenige der ohne Verpflegungeinquartierten
übertrifft. Sie sehen hier die Zahl, meine Herren, Spalte 1 im Jahre 1892: mit Verpflegung
einquartiert 464 219 gegen 800 000 ohne; mit Verpflegung im Jahre 1893: 425 000, ohne
17500N; mit Verpflegung im Jahre 1894: 723 000, ohne 166 000. Sie sehen also, meine
Herren, ganz gewaltige Verschiebungen.

Was diese nackten Zahlen bedeuten, meine Herren, springt sofort in die Augen, wenn
man bedenkt,daß die Quarticrgeber, die ohne Verpflegung Einquartierung erhielten, nur die
6 Pfg. für die Naluralvcrpflegung erhalten, mährend diejenigen, die mit Verpflegung Einquar¬
tierung bekamen, beim Kantonnementsquartier 60 Pfg, und bei Nachtquartier 80 Pfg. erhalten.
Dementsprechend,meine Herren, werden Sie auch finden in Tabelle L Spalte 2, daß bei der
Einquartierung mit Verpflegung und zwar entsprechend dem Wunsche des Provinzillllandtages,
die Verpflegungssätzegestiegensind. Also ich wiederhole, meine Herren, bei der Einquartierung
mit Verpflegung sind die Verpflegungssätzegestiegen,und das hängt damit zusammen, daß, wie
ich bereits die Ehre hatte dem hohen Hause zu sagen, — bei der Kantonnementsoerpstegung,
6V Pfg. gezahlt werden und bei der Verpflegung auf Marschquartier 80 Pfg. bezahlt werden.
Es war immer der Wunsch des Provinziallandtages, daß möglichstdie höheren Sätze der Marsch'
Verpflegungangewandt werden sollen. Aus der Tabelle L ergicbt sich mit Evidenz, daß factisch
während dieser Zeit eine Erhöhung bei der Verpflegungder Truppen eingetretenist, daß also folglich
die höheren Sätze der Marschverpflegunggewährt worden find. Das stimmt auch, meine Herren,
mit den Erfahrungen überein, die ich persönlich in meinen, Kreise gemacht habe.
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Endlich, meine Herrrn, um noch einmal auf die Tabelle ü zurückzukommen, ergiebt sich
auch und zwar als nothwendige Folge des eben Vorgetragenen, daß das Verhältniß, in dem der
Staat beitragt zu den Einquartierungslastcn, ein stärkeres gewordenist gegenüber dem Verhältniß,
in dem die Gemeinden beitragen. Der Staat zahlte im Jahre 1892: 487 960 Mark, gegenüber
den Gemeinden, die nur 392 000 Mark zahlten. Im Jahre 1893 zahlte der Staat 394 000
Mark gegen 339 000 Mark der Gemeinden, im Jahre 1894 sogar 700 000 gegen 671 000 Mark der
Gemeinden und im Jahre 1895: 401000 gegen 389 000. Sie sehen daraus, meine Herren, den
springenden Punkt, daß nunmehr entgegen dem früheren Verfahren jetzt der Staat mehr giebt
als die Gemeinden. Also thatsächlich,meine Herren, sind Erleichterungen eingetreten.

Der Hinweis auf das Lager in Elsenborn, meine Herren, wurde in der Commission
etwas abfällig beurtheilt, und zwar aus dem Grunde, weil man der Ansichtwar, daß das Lager
in Elfenborn für einen bestimmten Theil der Provinz einen großen Uebelstand hat, nämlich den,
daß ein großer Theil der Truppen ganz bestimmte Gegenden als Zuzug zu dein Lager nach
Eisenborn wählt, daß in Folge dessen also verschiedene Gegenden der Provinz zu einer Art Heer¬
straße geworden sind, auf der immer die Truppen nach Elsenborn hin und zurück marschieren,
und es ist dem Wunsche Ausdruck gegeben worden, wenn es möglichsei, sollte doch darauf hin¬
gewirkt werden, daß die Truppen auch etwas andere Wege wählten, nicht immer dieselben Wege,
die sich in jedem Jahre wiederholen.

Dann, meine Herren, finden Sie aber auch in der Drucksacheeinen kleinen Hinweis
darauf, daß ärmere und früher fehr belastete Gegenden nunmehr weniger belastet seien. Auch
dieser Hinweis wurde etwas pessimistischbeurtheilt und zwar aus den: Grunde, weil man
annahm, daß es sehr viele andere Kreise geben würde, die auch arm sind, und die doch wohl
auch trotz der hier angeführten Zahlen für 1891, 92, 93, 94 und 95 leine Entlastung, sondern
eine zunehmende Vclastung auszuweisen haben, und zwar einfach aus dem Grunde, meine Herren, weil
nach den Erfahrungen, die man gemacht hat, doch thatsächlichdie Einquartierung, die Manöver
sich immer in ärmeren Gegenden der Provinz abspielen müssen, erstens einmal wegen der
geringeren Flurentschädigung — aber nicht nur aus dem Grunde allein, sondern auch aus
luetischenGründen, weil bekanntlichdas kupirte Terrain unserer ärmeren Gegenden der Provinz
sich mehr zu einem Mannövertcrrain eignet.

Also in dieser Beziehung versprach man sich aus diesen beiden angegebenen Gesichts¬
punkten aus dem Lager von Elsenborn ebensowohl, wie aus der Zusammenstellung, woraus
hervorgehen soll, daß die ärmeren Gegenden besonders bevorzugt seien, keinen zu großen Erfolg,
bczhsw. zog keine zu günstigen Schlußfolgerungen daraus.

3iuu, meine Herren, war die Frage, wenigstens für die Commission; was sollte sie nun
thun? Die Commissionist der Ansicht gewesen, meine Herren, daß sie sich nicht für befriedigt
erklären kann, — das kommt ja auch in dem Antrage nicht zum Ausdruck -, fondern ste null
weitere Maßnahmen der Königlichen Staatsregierung abwarten; uud da stand vor allen Dingen
prinzipiell, meine Herren, das wiederhole ich, - die Commissionauf dem Standpunkt, daß eine
Verpflichtung der Provinz nicht anzuerkennenfei, und daß dementsprechend gerade jetzt, wo die
Erhöhung des Seroistarifs i» Aussicht stäude, eiu Einspringen der Provinz als solche nicht
«»gebracht sei Sie erstrebt vor allen Dingen, meine Herren, die Erhöhung der Verpflegungs¬
sätze. Das soll mit diesem Ausdruck gesagt sein: sie will die weiteren Mahnahmen der Staats¬
regierung abwarten Meine Herren, was soll der Bauer bekommen?Ich bemerke, meine Herren,
von vornherein: es ist ja ganz klar, selbst der ärmste Eiselbauer freut sich, wenn er das zweierlei

21
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Tuch bei sich sieht; aber, meine Herren, das Vergnügen ist für ihn ein sehr theueres. Man
wünscht also nur, daß die Verpflegungssätzeerhöht werden sollen, und wenn sie mich fragen:
was soll der Bauer bekommen? — ja, meine Herren, dann gebe ich Ihnen klipp und klar die
Antwort: er soll weder Marschoerpftegungssätzenoch Kantonnementsuerpflegungssätzebekommen; er
soll nicht mehr und nicht weniger bekommen, als das, was er factisch für die Leute ausgiebt,
und da, meine Herren, steht es unbedingt fest, daß er bis jetzt zu wenig bekommt.

Ich darf Sie, meine Herren, auf die Tabelle hinweisen, die im Jahre 1894 hier in
einer sehr eingehendenArbeit dem Prouinziallandtag vorgelegen hat. Daraus geht evident hervor,
dah die Zuschüsse,die aus Privatmitteln flössen, differircn zwischen 1,38 bis 1,» Mark. Der
Mann bekommt aber, meine Herren, bei dem höchsten Verpflegungssatz 80 Pfennige. Das ist
doch eine ganz kolossal große Differenz. Meine Herren, diefer Verpflegungssatzvon 80 Pfennigen,
der nur im günstigsten Falle gewahrt werden kann, wenn die Marschquartiersätzegewährt werden
— dieser Verpflegungssatz von 80 Pfennigen, meine Herren, ist festgestellt worden im Jahre
1875 durch Gesetz vom 13. Februar l8?5. Daß während der 21 Jahre, meine Herren, eine
große Steigerung eingetreten ist, liegt auf der flachen Hand und bedarf keiner näheren Ausführung
und zwar, um so weniger, meine Herren, als faktifch im Jahre 1887 die Sätze für die Offiziere
erhöht worden sind. Da im Jahre 188? durch Gesetz vom 21. Juni 188? eine Erhöhung der
Verpflegungssätzefür die Offiziere eingetreten ist, meine Herren, liegt der Schluß doch fehr nahe,
daß da doch die Erhöhung der Verpflegungsfätze für die Mannschaften umsomehr geboten ist.
Sie ist umsomehr geboten, meine Herren, weil die Viktualien ja alle theurer geworden sind und
andererseits, weil der gemeine Mann ja grade bei den kleinen Quartierwirthen einquartiert wird,
während die Offiziere doch meistens bei den besseren Ständen einquartiert werden; also diejenigen
Personen, die besser gestellt sind, bekommen die Offiziere mit erhöhten Sätzen, während der
einfachereMan» die Mannschaften mit den noch beibehaltenenniedrigen Sätzen vom Jahre 18?5
bekommt, das ist unbedingt eine Härte.

Selbst wenn nur eine Erhöhung auf eine Mark vorgenommen würde, fo würde dein
Bauer fchon damit ein großer Gefallen gethan werden. Wir glauben deshalb immer darauf
hinweifen zu müssen, daß es Pflicht der Neichsregierung ist, die der allein verpflichtete Faktor
der Einquartierungslast ist — würde die Provinz eintreten, so würden die Provinzialabgaben
jedenfalls erhöht werden müssen; wir erweisen den Bauern auch keinen Gefallen damit — ich
fage also, daß es Pflicht der Neichsregierung sein wird, eine Erhöhung der Sätze eintreten zu
lassen und zwar, meine Herren, nicht nur allein der Sätze für das Naturalquartier, sondern auch
der Verpflegungsfätze,die ich Ihnen eben bereits mitgetheilt habe. Der gegenwärtigeVerpflegungs¬
satz für das Murschquartier, vom Kantonnementquartier gar nicht zu sprechen, ist ja viel zu
gering; das sind ja blos 80 Pfennige und die Commission war einstimmig der Ansicht, daß
die Erhörung unserer gerechtfertigtenWünsche vor allen Dingen von der Stelle ausgehen möge
und werde, die schon so außerordentlich viel für die ärmeren Theile unferer Provinz gethan hat-
Meine Herren, ich will endlich noch die Mythe zerstören, als ob der Nothschrei bezüglich der
Einquartierung, wenn überhaupt, nur aus den ärmeren Gegenden erschallte. Das ist nicht der
Fall. Die ganze Provinz, meine Herren, verlangt eine Erhöhung, und zwar aus dem Grunde,
weil Gott sei Dank die ganze Provinz ein solches Band der Gemeinsamkeitverbindet, daß, wenn
ärmere Gegenden leiden, die anderen es doppelt warm mit empfinden, und darum bitten wir
um diese Hilfe. (Beifall.)

VorsitzenderBeÄer: Der Herr Ober-Präsident hat das Wort.
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KöniglicherLandtagscommissarius Ober-Präsident Nasse: Meine Herren! Auch ich halte
die Einquartieruugslast namentlich in den ärmeren Gegenden der Provinz für eine erhebliche
Bedrückung lind habe mich bereits wiederholt bemüht, in dieser Beziehung eine Erleichterung und
Abhülfe zu schaffen. Die heutige Verhandlung, die Rede des Herrn Referenten, wird mir Ver¬
anlassung geben, in meinen Bemühungen weiter fortzufahren. Ich will hoffen, daß sie einigen
Erfolg haben, (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung.

Wir kommenzur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage der
I. Fachcommissiongemäß beschließen wollen, — zunächst die weiteren Maßnahmen der Staats¬
regierung und die Entwickelung der sich daraus ergebenden Verhältnisse abzuwarten — sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit.-(Zurufe: Einstimmig!) — Das ist einstimmig
angenommen. — Dann müssen wir aber doch die Gegenprobemachen, wenn Sie dies im Protokoll
vermerken wollen. Dann bitte ich diejenigen, welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. —
Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich die Einstimmigkeit fest und bitte, das im Protokoll
zu vermerken.

Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Antrügen des
Provinzialausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositions¬
fonds des Provinziallandtags (Ständefonds), in Verbindung hiermit die
Petition der Stadt Andernach, des Dechanten Müller in Kullburg,
Karl vom Berge ^uu. aus Lenuep und des Vorstandes der St. Remigius-
kirche in Bonn.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Linz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Wenn ich bitten darf, die Dmcksachc

Nr. 10 zur Hand zu nehme», so werden Sie auf Seite 2 finden, daß im Ganzen in diesem Jahre
aus dem Ständcfonds 168 318 Mark zur Verfügung stehen. Die sollen nun wie folgt vertheilt
werden: Der erste Antrag geht dahin, zur Ncstanrirnng von Grabdenkmälern in der evangelischen
Pfarrkirche zu Simmern 2500 Mark zu verwende». Bezüglich des architektonische» Werthes,
meine Herren, hebe ich hervor, daß nach dem Gutachte» des Rheinische»Herr» Provinzial-Conser-
vaturs das Denkmal ein Werk hervorragender RheinischerRenaissance-Kunstist und die Ueberrcste
des im Jahre 1598 verstorbenenHerzogs Rcichard von Spoiiheim birgt. Die Cummissiu» beantragt,
entsprechend dem Vorschlagedes Provinzialausschusses,2500 Mark zur Restaurirung dieses seltenen
Denkmals zu bewilligen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬
handlung und darf wohl ohne besondereAbstimmung feststellen,daß der Landtag mit dem Vor¬
schlage für Simmern einverstandenist.

Wir kommenzur uachstcu Nummer: „Düsseldorf".
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Es folgt weiter, meine Herren, ein Antrag des Kirchen-

Vorstandes der St. Lamvertus-Pfarrkirche auf Gewährung einer Beihülfe zu den Koste» der
Restauration des Grabdenkmals Wilhelms des Reiche».

Mci»c Hcrre»! Bei dieser Position habe ich Ihnen mitzutheilen, daß in der Commission
von einer Seite die Verpflichtung der Kirche, für das Dcicknal aufzukommen,besonders betont
Wurde, und daß mau sich deshalb abgeneigt zeigte, die Position zu bewilligen Dem gegenüber,
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meine Herren, wurde aber ausgeführt, daß es wohl nicht Sache der Kirchengemeindesein könne,
das nicht kirchlichen Zwecken gewidmeteGrabmal aus Kirchcnmitttcln zu rcstauriren, daß deshalb
die Kirche für diesen Zweck wohl keine Umlagen erheben könne und daß deshalb die Prastations'
fähigkeitnicht sehr stark in Betracht komme Weiter aber, meiue Herren, wurde auch angeführt,
daß man sich täusche, weun man annähme, daß die St. Lambertus-Pfarrgemeinde eine besonders
leistuugsfähigesei, Sie verfüge allerdings über eine große Anzahl von Vewuhucrn, die aber meistens
den ärmeren Kreisen angehören und speziell, was die reicherenKlassen anbetrifft, so zöge sich der
größere Theil dieser reicheren Kirchcneingcscsscncn in die besser gelegeneu Stndtthcile zurück. Ueber-
dies seien die Denkmäler, die die Reste der Angehörigen des belgischenFürstenhauses bergen, an
uud für sich von hohem Knnstwerth nnd von ebenso großem historischem Werth und darum wäre
es doppelt zu bedauern, wenn sie zu Grunde gingen, was voraussichtlichder Fall sein würde,
weun die Provinzialunterstütznng nicht gewährt würde.

Diesen Ausführungen trat die Commissionbei und empfiehltIhnen deshalb, während der
Provinzialausschuß die Ablehnung beschlossen hatte, 2000 Mark aus Prouinzialfuiios zu gewähren,

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zn diesem Theile der Vorlage das Wort? — Das
ist nicht der Fall, Ich schließe die Verhandlung und darf auch hier ohne besondereAbstimmung
feststellen, daß der Landtag dem Vorschlage des Ausschussesentgegen für die Restauration dieses
Grabdenkmals 2000 Mark bewilligt hat.

Dann bitte ich fortzufahren.
BerichterstatterAbgeordneter Linz: Meine Herren! Ls folgt dann ein Antrag der Stadt

Koblenz und zwar auf Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten des Crwerbes der alten Burg
iu Cobleuz für die Stadt Loblenz. Die veranschlagten Gesammtkostenbetragen 145 000 Mark.
Vs wird vom Provinzialausschußvorgeschlagen, — und diesem Vorschlagist Ihre Commissionbeige^
treten — 35000 Mark zu bewilligen.

Meine Herren! Was den Werth der Burg angeht, so verweise ich nur darauf, daß das
Bauwerk wohl allen Rheinländern bekannt ist. Wenn Sie sich Coblenz nähern, so wird Ihnen
sofort links von der Moselbrücke,wenn Sie von Köln kommen, die Burg ausfallen. Sie bildet
gradezu den Mittelpunkt der interessantenMoselansichtvon Coblenz und sie hat nicht nur, meine
Herren, sehr viele Künstler begeistert, sondern ich bin der Ansicht, daß jeder, der dort vorbei¬
gefahren ist, mit Wohlgefallen dieses hervorragend schöne Bauwerk sich angesehen hat. Wenn
diese Burg fiele, meine Herren, würde eine große Lücke in das ganze Städtebild hineingerissen,
und zwar eine um so empfindlichereLücke, als, wie das hohe Haus nicht außer Acht lassen darf,
in der Nähe das Prouinzial-Kaiserdenkmal errichtet wird.

Was den Werth des Denkmals angeht, meine Herren, so ist es lange Zeit, und zwar
Jahrhunderte lang der Lieblingssitz und die zweite Residenz der Trierer Kurfürsten gewesen.
Damit ist der historische Werth ja vollständig gekennzeichnet. Ich muß kurz darauf zurückkommen,
meine Herren, auf welchen Grundlagen das ganze Arrangement beruht, das Ihnen hier vor¬
geschlagen wird Das ganze Gelände, meine Herren, auf dem die Burg steht, ist im Jahre 1892
zu 250 000 Mark taxirt worden und wird jetzt angeboten zu 145 000 Mark Davon soll die
Stadt geben 70 000 Mark, der Staat 40 000 Mark, — ich darf dabei nicht unerwähnt lassen,
das. Seine Majestät Allerhöchst Ihr eigenes Interesse für die Erhaltung der Burg auch kund
gegeben haben, — und die Provinz soll unter diesen Voraussetzungen 35 000 Mark geben.

Meine Herren! Wenn dieses Arrangement nicht zu Stande kommt, dann wird unbedingt
die Burg verkauft werden Die Burg ist einstweilen in ungctheiltem Priuatbesitz, einem Privat-
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besitz, der aber nunmehr getheilt werden muß. Wird ein Zuschuß von der Provinz nicht gewährt,
so ist es ganz klar, meine Zerren, daß unter völliger Preisgabe des architektonischen Werthes der
Burg, diese zu spekulativen Zwecken ausgebaut werden wird. Das liegt auf der flachen
Hand, und wenn sie zu spekulativenZwecken ausgebaut wird, meine Herren, so wird die Lücke
entstehen, die ich eben, entsprechendden in der Commission hcrvorgetretenen Mittheilungen, als
eine sehr empfindlicheLücke für das Städtebild bezeichnet habe. Meine Herren, es ist allerdings
von einer Seite dagegen der Einspruch erhoben worden: man würde, sagte man, einen bösen
Präcedcnzfall schaffen, wenn man der Stadt Coblenz für ihre eigenen Zwecke einen Zuschuß
gewahrte, da doch das Gebäude in den Besitz der Stadt Coblenz überginge und von ihr für ihre
Zwecke verwerthet würde.

Von anderer Seite, meine Herren, wurde aber in lebhafter Weise ausgeführt, daß dem
doch wohl nicht so sei, und daß die Stadt, an die momentan gerade sehr große Anforderungen
herantreten, die den Herren ja wohl bekannt fein werden — ich erinnere an die Stadterweiterung
und die damit verbundenen großen Aufgaben — daß, fage ich, die Stadt nur nach sehr schweren
Kämpfen an die Bewilligung herangegangen sei und daß diese Bewilligung nur von dein ethischen
Grunde getragen wurde, der Stadt und damit der ganzen Rheinprovinz ein so selteneshistorisches
Baudenkmal zu erhalten. Es wurde hierbei hervorgehoben,daß Seitens der Stadt Coblenz nicht
nur allein die 70 000 Mark für den Ankauf der Burg, für die Errettung des Bauwerkes als
solches, gegeben ist, sondern daß die Stadt auch noch weitere 40 000 Mark zur Verfügung gestellt
hat, um den etwas verfallenen Bau von seinen Schlackenzu reinigen und ihn in neuein Glänze
wieder erstehen zu lassen. Es wurde von dieser Seite hervorgehoben, meine Herren, daß mit
einer verhältnißmäßig doch sehr großen Summe, die also im Ganzen für die Stadt Coblenz
l 10 000 Mark beträgt, eine Ausgabe geschaffen sei, die niemals im Verhältniß stehen könne zu
dem, was die Stadt dadurch erreicht, und zwar um so mehr, als, wie in der Commissionmit¬
getheilt wurde, factisch zu verschiedene!, Zwecken, für die die Burg der Stadt dienen sollte, sie
sich gar nicht als brauchbar erwiesen hat, sodaß also momentan die Stadt trotz der großen Aus¬
lagen vor einem Vanwcrke steht, dessen Verwendung für ihre Zwecke sie überhaupt uoch gar
nicht keunt. Damit sei doch mit nackten und bestimmten Worten ausgesprochen, daß die Stadt
eben bei der großen Bewilligung von 110 000 Mark, die sie jetzt besonders drückt, doch von rein
ethischen Gesichtspuukteugetragen worden sei, und daß deshalb wohl von der Provinz zu erhoffen
sei, daß durch die Bewilligung der beantragten Summe von 35 000 Mark nunmehr diefes fchöne
Bauwerk ihr und der Provinz erhalten bleibe.

Diese Gesichtspunkte, meine Herren, fanden Zustimmung Seitens Ihrer Fachcommission
und die Fachcommissionschlägt deshalb uur, 35 000 Mark für den eben genannten Zweck
zu bewilligen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung über diesen Theil der Vorlage. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Courth.

AbgeordneterCourth: Ich beantrage nunmehr en dloo-Annahme des Restes der Vorlage
nach den Anträgen der Commission.

VorsitzenderBecker: Es ist der Antrag gestellt, den Rest der Vorlage en bloo anzu¬
nehmen. Dem Antrage kann nur stattgegeben werden, wenn von keiner Seite Einspruch erhoben
wird. - (Zuruf: «n. dloo mit Coblenz?) Natürlich, Coblenz und die folgenden Punkte. Es
wird von keiner Seite Einspruch erhoben. Dann kommen wir zur Beschlußfassungüber den
Antrag Courth, die ganze Vorlage ou dlu« anzunehmen, einschließlichder Petitionen, meine Herren,
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bei denen ja die I. FacheommissionAenderungen hat eintreten lassen. — Auch dagegen wird kein
Bedenken laut. Dann bitte ich diejenigen Herren, welche den bis jetzt unerledigten Rest der
Vorlage «n Klo« annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit,
Die Vorlage ist angenommen.

Jetzt kommenwir zum 9. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Facheommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Festsetzung von Pauschalsummen für einzelne
Beamten oder Beamtcnklasscn an Stelle der reglcmcntsmäßigen Tage¬
gelder uud Reisekosten,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Cuels, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Der Provinzial-

nusschuß schlägt Ihnen vor, dem Reisekosten-Reglementfür die Provinzialbcamtcn einen Paragraphen
hinzuzusetzen,der den Provinzialausschuß berechtigt,

„auf Vorschlag des Landesdirektors für einzelne Beamten oder Beamtenllasscnalljährlich
bestimmte Pauschalsummen festzusetzen,welche für die innerhalb des Amtsbezirks
erforderlichenDienstreisen an Stelle der in diesem Reglement vorgesehenenTagegelder
und Reisekosten treten".

Die Höhe der wirklicherwachsenden Reisekosten und derjenigen, die nach dem Reglement
gezahlt werden, ist sehr abweichend. Besonders ist der Unterschiedsehr groß, wenn größere
Eisenbahnfahrten gemacht werden. Groß ist er aber auch bei Landreiscn, die zahlreiche Prouinzial-
beamtc, z. B. die Landcsbauinspektorcn,vielfach auf dem Zweirad ausführcu. Diese erheblichen
Differenzen haben zn manchen unliebsamen Erörterungen geführt, wie uns in der Commissionmit¬
getheilt worden ist. Diese Erörterungen sollen durch die beantragte Aenderimgabgeschnittenwerden.

Die Commission schlägt Ihnen vor, den Antrag des Provinzialausschusses unverändert
anzunehmen.

Betont wird dabei noch, daß, wenn vielleicht in absehbarer Zeit eine Aenderung des
Reisekosten-Reglementsfür die Staatsbeamten eintreten sollte, dann auch wieder heranzutreten ist
an eine Aenderung des Reisekosten-Reglementsder Pruvinzialbeamten,

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort verlangt. Das ist nicht
der Fall. Dann schließe ich die Diskussion nnd darf wohl annehmen, daß Sie mit dem Antrage
des Herrn Berichterstatters einverstandensind.

Wir kommendemnach zum 10. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Facheommission zu dem Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffeud die Petition der Landbürgcrmeister der
Rheinprovinz um Herabsetzung des Beitrages zur Wittwen- und Waise«-
vcrsorgungs-Anstalt für die Communalbcamtcn der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Hagen, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter von Hagen: Meine Herren! Die Landbürgcrmeister bitten

in der Ihnen vorliegenden Petition vom 10. August vorigen Jahres nm Folgendes:
„Der hohe Provinziallandtag wolle vom 1. April 189? ab die Wittwenkassenbciträgc
von 5 auf 3°/„ herabsetzen".

Das von Ihnen seiner Zeit genehmigteStatut über die Errichtung einer Wittwen- und
Waisenversorgungsanstaltfür die Communalbeamtender Rhcinprovinzvom 19, Mai 1891 bestimmt
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im § 3: „Der Communalvcrband ist verpflichtet,für jeden Beamten, hinsichtlich dessen der Veitritt
zur Versorgungsanstalt erfolgt ist, einen Wittwen- nnd Waiscnkasscnbcitragvon 5°/« des peusions-
berechtigtenDiensteinkommcnsdes Beamten und nach crfolgtcr Pcnsiuniruug desselben 5"/,, der
Pension an die Versorgungsanstalt zu zahlen, uud zwar auch für die Zeit, in welchernach dem
Tode des Beamten den Hinterbliebenen dessen Dicnsteinkommcnoder Pension fortzugewährenist".

Andererseits sieht der § 20 daselbst vor: „Dem Beschlusse des Prooinziallandtagcs
bleibt es vorbehalten, zu bestimmen ob, in welchem Betrage und für welchen Zeitraum die Jahres¬
beiträge der Communalverbände herabgesetzt werden können".

Gegen die beantragte Herabsetzung,meine Herren, sprechen mm zur Zeit eiue Reihe von
Bedenken. Die eingehendenErmittelungen, die bei der Errichtung der Anstalt hinsichtlich der
Beitragspflicht stattfanden, machten an sich den Beitragssatz sogar von 6«/<> des Einkommens
nothwendig, wie er zur Zeit noch in den Provinzen Westfalen und Pommern thatsächlicherhoben
wird. Die Tendenz der Anstalt aber als Wohlfahrtsinstitut ließ den ermähigten Satz von 5«/o,
wie er nachher im Statut aufgenommen ist, als hinlänglich erscheinen. Nun, nach einem noch
kau,» 5jährigen Bestände der Anstalt, hieran schon wieder zu rütteln und den Satz von »«/»
eintreten zu lassen, mußte doch außerordentlich bedenklich erscheinen, und zwar umsomehr, als
namhafte Techniker auf dem Gebiete des Versicherungswefensbezw. das Neichsversicherungsamt
selbst sich noch neuerdings gegen eine so erhebliche Herabsetzungder Beiträge ausgesprochenhabeu.
Hiernach erschien es also als ein einfaches Gebot der Sicherheit, der Petition die Zustimmung zu
versagen. Ob eine Erhöhung der Wittwen- und Waiscngclder der Staatsbeamten später
Aenderungen auf diesem Gebiete im Bereiche unseres Statuts bedingen wird, das bleibt auch
einer späteren Erwägung vorbehalten.

Dagegen ist es für angezeigt erachtet worden, einige Erleichterungen hinsichtlich des
Einkaufsgeldes zu gewähren. Eine Bestimmung, daß bei späterem Eintritt der Verbände ein
besonderes Aequivalent unter Zugrundelegung der ersparten Jahresbeiträge gewährt werden solle,
ist im Interesse der ausgleichenden Gerechtigkeit gegenüber bisher beitragspflichtigen Verbänden
nicht zu entbehren. Dieselbe Norm ist aber auch auszudehnen auf die Beamten, denen Pensions¬
berechtigung mit rückwirkender Kraft verliehen wird, oder welche durch den Veitritt eines
Verbandes unter Anrechnung zurückliegenderDienstzeit zur Anstellung gelaugen. Hier greift
jedoch die Erleichterung Platz nach den Ihnen vorgeschlagenenAenderungen, daß der Beitrag nur
vom Tage der Eröffnung der Anstalt, also vom 1. Januar 1892 ab, keinenfalls aber für die
vor diesem Termin liegende Dienstzeit, erhoben werden soll.

Als eine weitere Erleichterung ist es zu betrachten, daß der Landesdirektor befugt sein
soll, den Communalverbänden die ratenweise Zahlung des Einkaufsgeldes auf Autrag zu gestatten,
sofern die Finanzlage der Antragsteller dieses angezeigt erscheinenläßt.

Ferner soll bezw. kann an Stelle des Einkaufsgeldes die Zahlung eines Zuschlages zu
den Wittwen- und Waisenkassenbeiträgen,und zwar, wenn der Beitritt bis zum 1. April 1900
erfolgt, in Höhe von 1,°°/«, wenn der Beitritt nach dem 1. April 1900 erfolgt, in Höhe von
2«/« der den Beiträgen zu Grunde liegenden Diensteinkommen auf die Dauer von 20 Jahren
übernommen werden.

Diese Fragen, betreffend das Eintrittsgeld, sind zweckmäßig mit der Pctckon der Land-
bürgcrmeister verbunden worden.

Die I. Fachcommissionhat einstimmig beschlossen:
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„Der Provinziallandtag wolle den Anträgen des Provinzialausschusses entsprechend
beschließen".

Die Anträge des Provinzialausschusseslauteten:
„Provinziallandtag wolle
1. über die Petition der Landbürgcrmcister um Herabsetzung des Beitrages zur

Wittwen- und Waisenversorgungc>anstaltfür die Communalbcamtender Rheinprovinz
von 5°/« auf 3«/, zur Tagesordnung übergehen;

2. sich mit der vorgeschlagenenneuen Fassung des § 21 des Statuts der Wittwen-
und Wlliserversorgungsanstalt für die Communalbcamten der Nheinprovinz vom

^Te 3mber 18^ einverstanden erklären".
Die alte Fassung des § 21 lautete:

„Tritt ein Communaluerband der Versorgungsanstalt erst nach Ablauf eines Jahres
nach deren Eröffnung bei, fo hat er ein Einkaufsgeld zu zahlen, welches sich aus
den von ihm seit der Gründung der Anstalt bis zu seinem Eintritt ersparten Jahres¬
beiträgen zusammensetzt. Hierbei wird die Zahl und das Diensteinkommender Beamten
zur Zeit des Eintritts zu Grunde gelegt".

Die neue Fassung des Z 21 lautet:
„Tritt ein Communaluerband der Versorgungsanstalt erst nach Ablauf eines Jahres
nach deren Eröffnung bei, fo hat er ein Einkaufsgeld zu zahlen, welches sich aus den
von ihm seit der Gründung der Anstalt bis zu seinem Eintritt ersparten Jahres¬
beiträgen zusammensetzt.

Ebenso ist das Einkaufsgeld zu entrichten für Beamte, welche nach dem Veitritte
eines Communalverbandcs unter Anrechnung rückliegenderDienstzeiten zur Anstellung
gelangen, oder denen die Pensionsberechtigungmit rückwirkender Kraft verliehen worden
ist. Das Einkaufsgeld ist nicht zu entrichten für die vor dem Eröffnungstermine der
Anstalt — dem 1. Januar 1892 — liegenden Dienstzeiten.

Der Landesdirektor ist befugt, den Communalverbänden die ratenweife Zahlung
des Einkaufsgeldes auf Antrag zu gestatte«, sofern die Finanzlage der Antragsteller
dieses angezeigt erscheinen läßt.

An Stelle des Einkaufsgeldes kann die Zahlung eine« Zuschlages zu den
Wittwen- und Waiscnkassenbeiträgenund zwar, wenn der Beitritt bis zum 1. April 1900
erfolgt, in Höhe von 1,»°/«, wenn der Beitritt nach dem 1. April 1900 erfolgt, in
Höhe von 2"/o der den Beiträgen zu Grunde liegenden Diensteintommen, auf die
Dauer von 20 Jahren übernommen werden."

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wir kommen
zur Diskussion. Meine Herren! Ich frage, ob Jemand das Wort verlangt. Das ist nicht der
Fall, — Dann schließe ich die Diskussion und darf wohl auch hier annehmen, daß Sie nach dem
Antrage des Herrn Referenten,

„der Provinziallandtag wolle den Anträgen des Provinzialausfchusses entsprechend
beschließen",

ebenfalls befchliehen.
Wir gehen dann über zu dem 11. Gegenstand der Tagesordnung:

Anträge der III. Fachcommiffion zu dem Etat für die Verwaltung und
die Unterhaltung der Provinzialstratzen — nebst den Unter-Etats
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^ über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzial-
straßen,

L über die Verwendung des Eisenbahnfonds und
<ü über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemcinde-

und Kreis-Wegebaues
für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899

und
zum Bericht und Antrag des Provinzialansschuffes, betreffend die

Gesuche
1. des Rheinischen Zweigvereins deutscher Rübenzuckerfabrikanten,
2. verfchiedener Industrieller an der Mülheim-Wipverfürth'er Prouinzial-

strahe und
3. der Industriellen an der Vrohl-Oberzissen'er Straße um Sistirung der

Ausführung des Gesetzes, betreffend die Voransleistnngen der Fabriken
:c. für den Wegebau.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenbcrg-Mehrum. Ich ertheile
demfelben das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!
Wie Sie aus der Drucksache Nr. 83 ersehen, hat Ihnen die III. Fachcommissionvorgeschlagen:

„die vorbezeichnetenEtats, vorbehaltlich der Entscheidung über den Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betreffendeinige Abänderungen des Vesoldungsplanes
für die Provinzialbeamten — Druckfachen.Nr. 4 — unverändert anzunehmen".

Ich tann mich in Folge dessen darauf beschränke»,einige Gesichtspunkte,die die Auf¬
merksamkeit der III. Fachcommissionerregten, Ihnen hier vorzutragen.

Ich bitte Sie, die Seite 454 des Etats für die Verwaltung und Unterhaltung der
Provinzialstrahen aufzuschlagenund sich Titel III. Nr. 2 anzusehen. Da wurde bei dem Punkte
„a. zur Deckungder ordentlichenAusgabe!," für die Verwaltung und Unterhaltung der früheren
Bezirksstraßen darauf aufmerksam gemacht, daß die Vezirksstraßen sich nicht mehr in dem guten
Zustande befänden, wie das früher der Fall gewesen wäre, und nicht in einem solchen Zu¬
stande, wie er als ein genügend guter bezeichnet werden könne. Es wurde ausdrücklichhervor¬
gehoben, daß der Vauverwaltung ein Vorwurf daraus nicht gemacht werden könne, weil man
anerkennen müsse, daß die Mittel, die der Etat feit 1884 in derselben Höhe aufweist, in Anbetracht
der Steigerung aller Löhne und Materialkosten nicht mehr als ausreichenderachtetwerden könnten.
Der Herr Landesbaurath, GeheimerVaurath Dreling setzte dann seinerseits auseinander, daß während
der Etat seit 1884 constant geblieben sei, trotzdem 500 Kiu Wegestrecke seitdem als Provinzial-
straßen übernommen wordenseien, und daß seit 1878 bis heute der Durchschnittspreisdes Materials
von 6 Mark 7? Pfg. auf 8 Mark 74 Pfg, pro Kubikmeter,das ist um 29,i«/«, und der Durch¬
schnittstagelohn von 1 Mark 69 Pfg. auf 2 Mark 11 Pfg-, das ist um 24,8° "/o gestiegensei.

Da nun die Commissionder Ansicht war, daß unsere Straßen in gutem Zustande erhalten
und, wenn sie nicht darin seien, wieder darin versetzt werden mühten, so wurde beschlossen:

„den Provinzialausschuß zu beauftragen, mit Rücksicht auf die Vermehrung der Pro¬
vinzialstrahen und die theurer gewordene Unterhaltung, sowie den vielfach stärker
gewordenen Verkehr auf denselben im nächsten Etat größere Mittel der Strahen-
verwaltung zur Verfügung zu stellen, auch den Provinzialausschuß ferner zu ermächtigen,
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im Falle sich hierzu die Nothwendigkeit schon jetzt ergeben sollte, Titel III. Nr. 2a,
der Einnahmen nnd Titel IV. Nr. 1 der Ausgaben um je 100 000 Mark zu erhöhen
und die betreffendeSumme bereiten Mitteln zu entnehmen".

Der Herr Landesdirektor, der selbst in der betreffenden Sitzung zugegen war, sprach sich
zu diesem Antrage zustimmend aus und glaubte in Aussicht stellen zu können, daß die hier
angezogenenbereiten Mittel sich wohl finden würden.

Sodann, meine Herren, richte ich Ihre Aufmerksamkeitauf Titel IV. Nr, 1 der Ein¬
nahmen „Vorausleistungen der Fabriken n, s. w, für die Unterhaltung der vormaligen Vezirks-
strahen auf Grnnd des Gesetzes vom 4, August 1891", zu dem verschiedeneGesuche und zwar
I. des RheinischenZweiguereins Deutscher Rübenzucker-Fabrikanten,2, verschiedener Industriellen
an der Mülhcim Wipverfürth'er Provinzialstraße und 3, der Industriellen an der Vrohl-Ober-
zissen'er-Straße vorlagen. Ich bemerke, daß noch ein viertes Gesuch pc»8t toswm eingelaufen ist,
w'lches wegen verspäteten Eingangs nicht mehr berücksichtigt werden konnte, im Ncbrigen aber in
seiner Tendenz den genannten Gesuchencongruent war. Es wurde nun in der Commissionda¬
rauf hingewiesen,daß dieses Gesetz über die Präzipualleistungcn vielfach eine große Mißstimmung
erzeugt hätte, und zwar vorzugsweise aus dem Grunde, weil concurrirendeGewerbetreibende,von
denen der eine an einer Eommunalstraße oder einer Provinzialstraße wohne, die früher nicht
Staatsstraße gewesen, und ein anderer, der an einer früheren Staatsstraße wohne, verschieden
behandelt würden, da das Gcfetz die früheren Staatsstraßen von den Präzipualleistungcn ausnimmt.
Es wurde darauf hingewiesen, wie vielfach die Frachten, die diese Präzipualleistungen tragen
müßten, an sich nicht sehr werthvoll wären und wie deshalb dieser Zuschlagzu deren Vefördcrnngs-
tosten bitter empfunden würde. Es wurde daran der Vorschlag geknüpft, auf diese Einnähn«
von 100 000 Mark Verzicht zu leisten.

Demgegenüber wurde darauf aufmerksam gemacht, daß wenn man diese 100 000 Mark
in Wegfall bringen wolle, dann — um den Etat zu balanciren — diese Summe an einer anderen
Stelle wieder gewonnen werden müßte, und daß das doch zu großen Unzuträglichkeiten führen
würde. Außerdem war vorgeschlagenworden, eine Wiederaufhebung des Gesetzeszu beantragen.
Dem konnte auch nicht entsprochenwerden, da darauf hingewiesenwurde, daß damit dann wieder
das Mißvergnügen vieler Communalcingesessencrgeweckt werden würde, zu dessen Beseitigung
gerade das Gesetz gemacht worden sei. Diese würden dann wieder große Beiträge für den Wege¬
bau zahlen und dabei sehen müssen, wie die von ihnen unterhaltenen Wege von wenigen und
nur in geringem Maße beitragenden Miteingesessenenin unverhältnißmäßigcr Weise benutzt und
abgenutzt würden.

Die Commission einigte sich unter Berücksichtigungdieser verschiedenen Gesichtspunkte
auf den Vorschlag, den Sie hier unter II a. des Antrages der Commission finden:

„im Sinne der ausgleichendenGerechtigkeit wiederholt bei der Königlichen Staats-
regicrung zu beantragen, daß das Gefetz vom 4. August 1891, betreffenddie Voraus¬
leistungen der Fabriken :c. für den Wegebau auch auf die frühere» Staatsstraßen
ausgedehnt werde, und selbstverständlichmit Rücksicht hierauf die vorstehend unter
II 1, 2 und 3 bezeichnetenGesuche um Sistirung der Ausführung dieses Gesetzes
nach bem Antrage des Provinzialausschusses als erledigt anzusehen".

Meine Herren! Auch diesen Antrag empfehleich Ihnen zur Annahme. Ich rufe Ihucu
in die Erinnerung zurück, daß, als uns das Gesetz, betreffend die Präzipualleistungen, zur Begut¬
achtung vurlng, die Majorität des Prouinziallandtages dem WunscheAusdruck gab, daß die Pm-
zipuallcistungcnauch auf die früheren Staatsstraßen ausgedehnt werden möchten.
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Meine Herren! Das sind die wesentlichsten Punkte, die die III, Fachcommission in Betracht
gezogen hat.

Wenn ich Ihre Aufmerksamkeitmm noch weiter auf Seite 466 lenken darf, so finden
Sie dort unter den Ausgaben Titel III, Nr, 1 die Gehälter für die Straßcnmeister und Provinzial-
straßenaufseher. Bei dieser Position wurde der Wunschder Straßcnmeister mitgetheilt, daß ihnen
eine höhere Besoldung und zwar eine solche Besoldung, wie sie die Bahnmeister an der Eisenbahn
haben, zu Theil werden möchte. Demgegenüber wurde aber seitens der Provinzialstraßen-Bauver-
waltung darauf hingewiesen,daß diese Herren so bedeutende Nebeneinnahmenhätten, daß sie damit
den Bahnmeistern durchaus gleich stäudcu und daß demnachihr Wunsch als ein berechtigternicht
anerkannt werden könne, Infolgedessenhat die Fachcommissiondavon Abstand genommen,bezüglich
dieses Wunscheseinen Beschluß zu fassen oder Ihnen einen Antrag zu unterbreiten.

Dann darf ich noch Ihre Aufmerksamkeit auf Seite 472 leukcu; da finden Sie die con-
grueute Stelle der Ausgabe» zu dem Titel III. 2 a der Eiuuahmcn. Das weitere crgiebt sich von
selbst aus dem, was ich dort vorgetragen habe.

Dann bitte ich weiter aufzuschlagen Seite 494 im Unteretat ll; da finden Sie Titel I.
„znr Bewilligung von Uutcrstützungcuzum Gemeinde- und Kreiswcgcbnn" Bei diesem wurde in
der Commissionhervorgehoben,daß eine Erhühuug des Fouds — wenn auch uicht für deu nächst¬
jährigen Etat, so doch für eine spätere Zeit — als wünschenswert!) erscheine. Der Herr Landes-
und Geheime Baurath Dreliug erklärte, daß die Proviuz einer solchen Erhöhung jedenfalls sympathisch
gegenüberstehen würde. Ohne daß also ein besonderer Antrag Seitens der Commissiongestellt
worden ist, empfehleich doch Namens derselbendein hohen Provinziallandtage diese Ansführnngcn
zn wohlwollender Erwägung.

Das, meine Herren, ist das, was ich Ihnen Namens der Commissionvorzutragen hatte,
und ich empfehleuuumehr dein hohen Provinziallandtage den Ihnen auf Nr. 83 vorliegendenund
von mir schon in seinen einzelnen Theilen verlesenen Antrag der III. Fachcommission zur Annahme,

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürsteubcrg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussion ein. Zum Wort hat sich zunächstgemeldet der Herr Abgeordnete
Fritzen, dem ich dasselbe ertheile,

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Als ich bei der ersten Berathung des Straßcn-
ctats mich mit einigen Worteil gegen den großen Posten wandte, der für die materielleUnterhaltung
der Straßen dient, habe ich dem Vertrauen uud der Zuversicht Ausdruckgegeben, daß die Straßen-
vcrwaltnngsbchördc in der Lage sein würde, in der Commissiondie verlangte erhebliche Erhöhung
dieser Summen zu rechtfertigenund zu begründen. Ich ersehe nun aus dem Vortrag des Herrn
Referenten, daß diese Begründung in der Commissionin ausreichendemMaße gegeben ist. Wenn
wir den Prozentsatz hören, um welchen sowohl die Löhne, wie auch die Preise der Materialien in
der Straßcnbauvcrwaltuug gestiegen sind, so werden wir nicht umhin können, die geforderte
Mehrausgabc zu bewilligen und ebenso auch die von der Commission zur Dispositiou gestellten
100 000 Mark im Falle der Noth dem Provinzialcmsschußzur Disposition zu stellen.

Ich kann Sie also nur bitten, den Anträgen des Herrn Referenten statt zu geben. Ich
habe ja auch, wenn ich in der ersten Lesung die Summe bemängelt habe, nicht die Vermehrung
der Summe au sich bemängelt, sondern nur hervorgehoben, daß in den, Etat selbst die
Motivirung nicht hinreichendgegeben sei. In Folge dessen möchte ich den Herrn Lcmdcsdirektor
bitten, künftighin, wenn wieder derartige Erhöhungen von Summen in: Straßenbauctat, namentlich
bei der materiellen Unterhaltung der Straßen, erforderlichwerden, dieses, sei es im Etat selbst.
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sei es durch eine besondere Denkschrift, ausführlich motiviren zu lassen, damit in Zukunft derartige
Mißverständnissenicht mehr vorkommenkönnen.

Weiterhin möchte ich, da wir gerade beim Straßenetat sind, auch den Herrn Landes¬
direktor bitten, im nächstjährigen Etat bei Titel IV. Nr. 2, wo die Renten angegeben werden,
welche an diejenigenStädte gezahlt weiden müssen, die die in ihrem Bezirke liegendenProuinzial-
strahen in eigene Unterhaltung genommen haben, auch die Kilometerzahl der Straßen anzugeben,
welche die einzelnen Städte in eigene Unterhaltung genommen haben. Es wird das zum
Verständniß und zur Erleichterung eigener Berechnungen, die man machen will, wesentlich beitragen.

Und endlich möchte ich noch eine dritte Bitte dein Herrn Landesdirektor vortragen, das
ist die Bitte, in Erwägung zu ziehen, ob jetzt, nachdem ja eine große Anzahl von Straßenstrccken
an die Städte in eigene Verwaltung gegeben sind, es sich nicht ermöglichen lasse, gegebenenfalls
die Straßenaufsichtsbezirkezu reduziren.

Bekanntlich hatten wir im Anfang der Straßcnverwaltung 16 oder 17 Aufsichtsbezirke.
Dieselben haben inzwischenerhöht werden müssen, auf die Zahl von 21.

Nun haben aber, wie Sie Alle wissen, eine große Anzahl von Städten, die in ihrem
Bereich liegenden Provinzialstrahen in eigene Verwaltung übernommen, z. B. Köln, Düsseldorf,
Aachen, Essen, und das liegt auf der Hand, meine Herren, daß gerade diejenigenStraßen, welche
in den Städten liegen, den Vauinsuektoren am meisten Arbeit lind die »leiste Sorge gemacht
haben. In den Städten sind die Straßen mit Pferdebahngeleisen bedeckt, da sind Gas- und
Wasserlcitungsröhren, jetzt auch elektrische Anlagen durchgelegt, sodaß da, wenn wir die Unter¬
haltung der Strahcnstrecken haben, wir in hundert Fällen mit den Stadtbehürden in Meinungs¬
verschiedenheitengerathen, welche ausgeglichen werden müsseil. Wir müssen stets controlircn,
wir haben auch die Vangesuchezu begutachten— und in den Städten wird ja sehr viel gebaut
— das sind alles Arbeiten, die nunmehr fortgefallen sind, und da möchte es sich doch fragen, —
ich will die Frage nicht von vornherein bejahen, — ob wir nicht nunmehr mit weniger Bau¬
inspektionsbezirkenauskommen können. Es würden dann die Verwaltungskosten, welche die etwa
eingegangenenVaubezirte verursachen, zweckmäßig verwandt werden auf die materielle Unterhaltung
der Straßen und fo unserem ganzen Straßenkörper wieder zum Vortheil gereichen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stamm heim: Das Wort hat
der Herr Landcsdirektor.

Landcsdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Den beiden ersten Anregungen des Herrn
Abgeordneten Fritzen wird im nächsten Etat bereitwilligst entsprochenwerden; es steht dem lein
Bedenken entgegen.

Den dritten Punkt anlangend, so haben bereits längere Zeit Erwägungen darüber statt¬
gefunden, ob wir nicht angesichts der Abtretung von Straßen an die Städte die Bcmämter
der Provinz verringern könnten. Es sind abgegeben worden etwa 450 Km, dagegen aber
504 Km hinzugetreten und zwar nicht seit 1884, sondern von 1876 ab. Die gepflogenen
Erhebungen haben dahin geführt, daß darüber Klarheit besteht, ein Bcmamt unbedingt eingehen zu
lassen, wahrend über ein zweites noch Erwägungen schweben. Ich habe schon in der III, Fach'
commissionerklärt, daß ein Bauamt demnächsteingehen würde, wodurch etwa 15—20 000 Mark
mehr für die materielle Straßenunterhaltung wieder disponibel werden. Wir können augenblicklich
noch nicht mit der Einziehung dieses Baucnntes vorgehen, weil eine Vakanz in der Zahl der
Landesbauinspektorennicht vorhanden ist und sich auch augenblicklichnoch nicht schaffe» läßt.
Sowie aber eine Vakanz eintritt — und die wird wohl in nicht all zu langer Zeit zu erwarten
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sein — wird sofort mit Einziehung eines Aaucimtes schon begonnen werden und es wird dann
auch möglicherWeise sich daran das zweite schließen,

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat
noch verlangt Herr CommerzicnrathLucg,

AbgeordneterCarl Lucg: Meine Herren! Ich kann mich mit dem Antrage des Herrn
Referenten einverstandenerklären, mit Ausnahme des Antrages zu Nr. 2«,, worin die Commission
bczw. der Referent eine Ausdchuuug des Gesetzes vom 4. August 1891 auf die früheren Staats¬
straßen verlangt.

Meine Herren! Das Gesetz von 1891 war mir von Hans aus nicht sympathisch. Durch
dieses Gesetz wurden bei den Vczirksstraßcndie beseitigtenQucrbäume wieder aufgerichtet. Dieses
Gesetz, beziehentlichseine Ausführung, hat vielfache Reklamationen in der Provinz hervorgerufen
(sehr richtig!) nnd es ist in der That auch nicht möglich, das Gesetz so auszuführen, daß eine
ansglcichende Gerechtigkeitstattfinden kann, (sehr richtig!) aber diese Ucbelständc dadurch zu
verbessern, daß man weitere Ucbclstände einführt, daß man dieses Gesetz nvch auf andere Straßen,
die bisher davon befreit sind, ausdehnt, das scheint mir nicht logisch richtig zu sein. Mir wäre es
viel sympathischergewesen,man hätte demgemäß zur ausgleichendenGerechtigkeit beantragt, wir
werden zukünftigdas Gesetz von 1891 nicht mehr anwenden. (Sehr richtig und Beifall,) Das
wäre ausgleichendeGerechtigkeit, Ich kann meinerseits dieser Fassung, wie sie die Fachcommission
vorgeschlagenhat, nicht zustimmenund bitte das Gleiche auch Ihrerseits zu thuu. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr Landes-
direktor hat das Wort.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Die Aufhebung des Gesetzes wird wohl
nicht beantragt werden können, weil die Prouinz ja nicht allein dabei interessirt ist, sondern auch
die übrigen Communaluerwaltungen, die Gemeinden und Kreise, denen gegenüber kann der Land¬
tag doch nicht ohne Weiteres mit dem Vorschlagevorgehen, das Gesetz aufzuheben.

Bei dein Präzipualleistungsgesetzlaufen aber auch viele Uebertreibungenunter. Ich bin
kein Freund dieses Gesetzes, wie ich bereits ausgesprochenhabe. Aber auf der anderen Seite
scheint mir doch auch diese große Erregung gegen dieses Gesetz nicht gerechtfertigt. Es werden
im Ganzen 100 000 Mark erhoben. Das ist gewiß eine kleine Summe und man kann nicht
sagen, daß dadnrch die rheinische Industrie gefährdet wurde. Das scheint mir doch zu weit zu gehen.

Wenn man von Ungleichheiten,welche dieses Gesetz geschaffen, spricht, so möchte ich doch
auch darauf aufmerksam machen, daß in allen anderen Provinzen, auch in uuserer Nachbarprovinz
Westfalen, dieselben Ungleichheitenbestehen. Auf den Kreisstraßen wird noch vielfach Varrierengeld
erhoben. Der Industrielle, der dort an der Krcisstraße wohnt, welche unserer Vezirksstraßegleich¬
steht, muh Varrierengeld bezahlen und diese Narrierengelder sind manchmal höher, wie die
Präzipualleistungen, welche wir verlangen. Andererseits werden auf Grund dieses Gesetzes viel¬
fach bei den Kreisstrahen der übrigen Provinzen, in denen Barriergeldcr erhoben werden, Präzipual¬
leistungen nicht mehr verlangt; auch bort müssen die Zuckerfabrikendasselbe zahlen, nur mit
dem Unterschied,daß sie es nicht an die Provinz, sondern an den Kreis zahlen, was in der
Frage der Velaslung und der Concurrenzfähigtcit doch keine» Unterschied bildet. Der Umstand,
daß die Provinz von den früheren Staatsstraßen keine Beiträge erheben darf, sondern nur von
den früheren Bezirksstrahen, hat — so berechtigt er in der Sache auch sein mag - doch allerdings
sehr viel Unzufriedenheit in der Provinz erregt; man konnte nicht verstehen, weshalb die Provinz
dein ^, der an der ehemaligen Staatsstraße wohnt, keine Beitrage abnimmt, während sie dem
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L, der einen viel unbedeutenderenBetrieb hat, an der parallel liegenden Vezirksstraße eine Abgabe
auferlegt, die sein Eoncurrent nicht zu tragen hat. Hierin wird eine ungerechte Behandlung
gefunden, denn das Publikum weiß nicht, was eine Bezirksstraße früher war und was eine
Staatsstraße war, man kennt vielmehr nur Provinzialstrahen seit dem Jahre 1876 und hat
niemals einen Unterschiedäußerlich bemerkt; ebendeshalb versteht man in weiteren Kreisen den
Unterschiednicht, man glaubt, daß das Gesetz mit Willkür oder mit Bevorzugung des einen
vor dem andern angewandt werde, und das hat den ersten Anlaß zu der großen Unzufriedenheit
gegeben. Dieser Unzufriedenheit glaubt die Commissiondadurch ein Ende machen zu sollen, daß
sie vorschlägt, das Präzipualgesetz auf die früheren Staatsstraßen auszudehnen.

Auf der anderen Seite verkenne ich auch nicht, daß die Art, wie das Gesetz nach den
Beschlüssen des Oberverwaltungsgerichts angewandt werden muß, sehr viel zu Unzufriedenheiten
Anlaß gegeben hat. In dieser Hinsicht beabsichtigenwir dem Landtage eine Vorlage zu machen,
welche eine andere Anwendung des Gesetzes,wie dies jetzt bei der etwas schablonenmäßigen Art
und Weise geschehen ist, ermöglichensoll.

Jetzt wird angenommen, ein Betrieb sei ein erheblicher,wenn er sich wie 1 : 70 verhält,
und findet alsdann die Heranziehungzu Vorausleistungen statt, d. h, also, wenn einer den siebzigsten
Theil des ganzen Fuhrverkehrs einer Straße benutzt. Aber, meine Herren, darauf allein kommt
es nicht an; es kann Einer viel weniger in einem ganz anderen Prozentsatz die Straße benutzen;
es kann meinetwegen ein Prozentsatz von 1 : 100 und weniger sein und dennoch die Straße
mehr abgenutzt weiden, wie bei dem Satze von 1 : 70. Der Eine kann die Straße ganz und gar
dadurch in Grund und Boden fahren, daß er einen ganzen Waggon auf einen Wagen aufladet, daß
das Fuhrwert zu Zeiten kommt, wo die Straßen feucht und naß sind und außergewöhnlichleiden.
Der Prozentsatz der Benutzung der Straßen entscheidetallein nicht, sondern es kommt eben so
sehr, ja noch mehr möchte ich sagen, auf das „Wie", die Art und Weise der Benutzung, an. Ich
bin der Ansicht, daß zwei Voraussetzungen nöthig sind, um die Interessenten mit diesem Gesetze
zu versöhnen. Erstens müßte es bei allen Provinzialstrahen, sowohl Staatsstraßen als Vezirks-
straßen, zur Anwendung kommen, dann aber zweitens nur als Echutzwehrdienen gegen eine miß¬
bräuchliche Ausnutzung der Straßen. Lediglich da, wo wirklich eine ganz außerordentliche
Abnutzung seitens einzelner Fabriken u. s. w. stattfindet, wie z. B. Seitens der Nübenfabriken
während ihrer Kampagne im November jeden Jahres häufig in wenigen Wochen eine neue Decke
entzwei gefahren wird, welche per Kilometer 8—9000 Mark kostet, während auf demselben Straßen¬
zuge außerhalb des Nübenverkehrs die Decke 10—12 Jahre hält, und wo man genau sehen
kann, wieweit das Nübenfuhrwerk gegangen ist, da sollen diese Fabriken auch zu entsprechende»
Umlagen herangeholt werden, namentlich da, wo sie es in der Hand haben, durch Weitcrlegung,
der Geleise ihrer Bahnen, die sie auf dem Felde haben, über das Aanquett den ganzen Schaden
zu verhüten. In einem solchen Fall würde das Gesetz sich gewiß als zweckmäßigerweisen; es
würde die Folge haben, daß entweder Seitens der Fabriken Vorkehrungen getroffen werden, um
die Zerstörung der Straßen zu verhindern; oder es würden die Folgen auf die Industriellen selbst
und nicht auf die Steuerzahler der Provinz fallen, fodaß das Gesetz eine Handhabe darstellt, um
einer ganz excessiveuAbnutzung der Straßen entgegen zu treten oder aber eine entsprechende
Abgabe dafür zu erhalten.

In dem Sinne glaube ich, meine Herren, daß das Gesetz trotz der Mängel, die es au
sich hat, dennochsich^nützlich erweisen kann, und ich möchte Sie also bitten, nicht ohne Weiteres
das Gesetz zu beseitigen, sondern zunächst noch den Versuch zu machen, ob die KöniglicheStaats-
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regierung geneigt ist, es auf die Staatsstraßen auszudehnen und dann abzuwarten, welche neuen
Vorschlägewir Ihnen über die Anwendung des Gesetzes in Zukunft machen.

Der Landtag kann alsdann beschließen,Grundsätze aufzustellen, die mit den Beschlüssen
des Oberverwaltungsgerichts ja nicht in Widerspruch zu treten brauchen, weil sie nicht soweit
gehen wie diese, sodaß wir uns nicht an den Verkehr wie 1: 70 binden, sondern das Gesetz nur
da anwenden, wo eine wirkliche Zerstörung der Straßen durch außergewöhnlichesFuhrwerk in
der Provinz herbeigeführt wird.

Und wenn diese Handhabung des Gesetzes für alle Prouinzialstrahcn, einerlei ob frühere
Staats- oder Bezirksftraße, eintritt, dann brauche» wir, um die Etatssumme von 100 000 Mark
zu erhalten, nicht so weit wie jetzt zu gehen, wir können alsdann die kleinerenBeiträge und alle
diejenigen Fälle, in denen nicht gerade eine außerordentlicheZerstörung der Straßen stattfindet,
ausscheiden, ohne daß die übrigen Steuerzahler davon betroffen werden und bin ich überzeugt,
daß alsdann die Klagen aufhören und wir es erleben werden, daß entweder die Straßen weniger
zerstört werden, oder aber, daß wir einen Ersatz für die Zerstörung bekommen. Wie die Sache
hellte liegt, möchte ich also bitten, das Gesetz noch nicht fallen zu lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stamm heim: Das Wort
ertheile ich dein Herrn AbgeordnetenZweigert

AbgeordneterZ weigert: Meine Herren! Mich haben die Ausführungen des Herrn Landes¬
direktors doch nach keiner Richtung hin überzeugt. Es ist bekanntlich eine sehr große Mißstimmung
über die Handhabung des Gesetzes über die Prüzipualleistungen in der ganzen Provinz vorhanden.

Run möchte ich an die Geschichte dieser Gesetzgebungerinnern.
Die Nhcinprovinz hat mit der Gesetzgebung dieser Art nicht den Anfang gemacht,fondern,

wenn ich mich recht erinnere, ist das erste Gesetz dieser Art für die Provinz Sachsen erlassen
worden. (Sehr richtig!) Dann ist es allmählich auch auf die anderen Provinzen ausgedehnt
worden. In den übrigen Provinze» ist der Provinz überhaupt niemals das Recht gegeben, für
folche Straßen, die sie unterhält und erbaut hat, irgeud welche Präzipualleistnngen zu fordern,
fondern dieses Recht haben in den übrigen Provinzen nur die Kreise und Gemeinden, und
ExcellenzSolemacher ist es gewesen, der im Herrenhause es durchgesetzt hat, daß dieses Recht in
Bezug auf die Bezirksstraßen der Nheinvrouinz übertragen worden ist wegen der eigenthüm¬
lichen Verhältnisse unserer Vezirksstraßen. Wenn ich mich recht entsinne, ist die Geschichte des
Gesetzes so gewesen.

Nun meine ich, meine Herren, daß, wenn der Provinzialausschuh nach den Ausführungen
des Herrn Landesdirektors damit umgeht, uns ein Reglement in den nächsten Jahren vorzulegen,

. wie wir im Nahmen des bestehendenGesetzes die Härte thunlichst vermeiden sollen, welche durch
die Ausführuug des Gesetzes bisher entstanden ist, daß dann der gegenwärtige Zeitpunkt am
allerwenigsten geeignet ist, bei der KöniglichenStaatsregierung zu petitioniren, das Gesetz an sich
noch weiter auszudehnen auch auf die Staatsstraßen und auch da der Provinz das Recht auf
Forderung uou Präzipualleistungen zu geben, ein Recht, das, wie gesagt, in keiner einzigen
Provinz vorhanden ist. Auch Sachsen hat Staatsstraßen übernommen, auch Brandenburg hat
sie übernommen und niemals ist die Berechtigung zu einer Erhebung von Präzipualleistungen
anerkannt. Das ist auch ganz unberechtigt, meine Herren; denn für die Uebernahme dieser
Straßen hat die Provinz die große Dotationsrente bekommen.

Also ich kann dem Antrage II, sowohl a wie K, nach den, Antrage des Herrn
Commerzienrath Lueg für meine Person die Zustimmung nicht ertheilen.
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat
der Herr Landesdircktor.

Landesdirektor Dr, Klein: Meine Herren! Ich muß den Herrn OberbürgermeisterZweigert
dahin berichtigen, daß doch ein großer Unterschiedobwaltet zwischender Straßenvcrwaltung der
Nheinprovinz und derjenigen der übrigen Provinzen. Die übrigen Provinzen haben nur Staats¬
straßen zu verwalten und zu unterhalten und für diese Staatsstraßen haben sie ihre Nente
bekommen. Es werden also für die Strahenuerwaltung keine Prouinzialabgaben von den Steuer¬
zahlern dort erhoben.

Die Nheinprovinz hat die Vezirksstraßen übernommen, verwaltet sie an Stelle der
Kreise und erhebt auch an Stelle der Kreise dafür besondere Prouinzialabgaben. Wenn man
also das Princip annimmt, daß für Kreiöstrahen, wofür eine Dotationsrente nicht gegeben worden
ist, Präzivulllleistungcn erhoben werden können, so war es nur folgerichtig, daß man auch der
Nheinprovinz für die ehemaligen Vezirksstraßen dasselbe Recht gab, das in anderen Provinzen
für die betreffendeKategorie von Straßen gilt, d. h. die Präzipualleistungen erheben ließ ebenso
wie für die Kreisstrahcn fo auch für unsere ehemaligen Vezirksstraßen. Daher ist der Unterschied
gekommen,daß das Gefetz blos fnr die Vezirksstraßen gilt, aber nicht für die Staatsstraßen.

Neuerdings hat nun die Provinz Hannover — wo hinsichtlichder Landstraßen ein
ähnliches Verhältniß, wie bei unseren Vezirksstraßen vorwaltet — den Antrag auf Ausdehnung des
Vorausleistungsgesetzesauf die ehemaligen Staatsstraßen gestellt. Zwischender Nheinprovinz und
Hannover besteht allerdings der Unterschied, daß die Provinz die Landstraßen verwaltet; allein
sie hat die Landstrahenverbände bestehen lassen und erhebt die Beiträge nicht als Prouinzial¬
abgaben, wie dies bei uns der Fall ist, sondern diese werden dort von den einzelnen Landstrahen-
uerbänden aufgebracht. Für die Landstraßen gilt das Recht der Erhebung von Präzipualleistungen
und hat nun der Landtag in Hannover neuerdings wieder beschlossen,an die KöniglicheStaats¬
regierung das Ersuchen zu richten, zu gestatten, daß die Präzipualleistungen auch gleichmäßig
von den Staatsstraßen erhoben werden können, um die Gleichstellungzwischen beiderleiGattungen
von Straßen in der Provinz herbeizuführen. Nach diesem Vorgang der Provinz Hannover hat
auch hier die Fachcommissiunbeschlossen, den gleichenAntrag an die Staatsregierung zu richten.

VorsitzenderVeckcr: Meine Herren! Zum Wort hat sich noch gemeldet der Herr Abge¬
ordnete Fritzen,dem ich dasselbe hiermit ertheile.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich glaube, wir alle haben an dem Gesetze sehr
wenig Vergnügen und gerade der Herr Landesdirettor und der Herr Landesbaurath, welchen die
Ausführung obliegt, werden am wenigsten Vergnügen an dein Gesetze haben. (Zustimmung) Aber,
meine Herren, nun ist doch die Thatsacheunbestreitbar, daß wir selbst hier im Landtage verschiedene
Male dieses Gesetz beantragt haben. Wenn ich mich recht erinnere, ist sogar eine Commission,eine
Deputation in Verlin bei dem Herrn Minister vorstellig geworden, dieses Gefetz zu extrahiren, nnd
was würde das nun für einen Eindruck machen, meine Herren, wenn wir uns jetzt wiederum an
die Herren Minister wenden und nunmehr das Gesetz aufgehobenwissen wollen. Ich glaube, wir
wurden dadurch dem Eindrucke und dem Einflüsse,welchen etwaigeAnträge des Provinziallcmdlages
in Verlin genießen, den Voden vollständig entziehen.

Nun läßt sich ja auch nicht verkennen, meine Herren, daß dem Gesetze doch große Villigkeits
gründe zu Grunde liegen. Nehmen Sie z B. einen Basaltsteinbruchan, dessen Ausbeute die damit
in Verbindung stehende Straße jedes Jahr total ruinirl, nehmen Sie eine Nnbcnzuckerfabrik, welche
glänzende Geschäftemacht, große Dividenden vertheilt, (Heiterkeitund Oho!) die aber dabei die
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Straßen vollständig zerfährt und die Gemeinden wie die Provinz zu großen Straßenbaulcistungen
veranlaßt, um diese Straße« wieder in Stand zu setzen — ich glaube also, daß da eine gewisse
Billigkeit doch vorliegt, um dieses Gesetz beizubehalten

Meine Herren! Nur in einem Punkte scheint mir eine große Unbilligkeit zu liegeu uud
diese Unbilligkeitist diejenige,daß die Bezirksstraßendem Gesetze unterliegen uud nicht die Staats¬
straßen, Das ist, wie der Herr Lcmdcsdirektor richtig hervorgehoben hat, der Pnnkt, welcher in
der Provinz das Gefühl der Ungerechtigkeithervorgerufen hat, welcher bei denjenigen, die an
Bezirksstraßenliegen, das Gefühl hervorruft, sie würden schlechter behandelt, wie diejenigen,die au
der Staatsstraße liegen. Also, meine Herren, es scheint mir ganz gerechtfertigt zu sein, daß dieser
Hauptpunkt der Unbilligkeit, der in dem Gesetze liegt, daß nämlich die Staatsstraßen dem Gesetze
nicht unterworfen sind, ausgemerzt werde und daß wir uns an die Staatsregierung wenden mit
dem Antrage, wie auch die Commissionvorschlägt, jedenfalls die Staatsstraßen auch dem Gesetze
zu unterwerfen. (Bravo!)

Aber, meine Herren, das muß ich doch sagen, wenn dieser Antrag nicht genehmigt wird,
wenn wir es nicht erreichenkönnen,daß auch die Staatsstraße« dem Gesetze unterworfen weiden,
dann ist es mir ganz gleichgültig,dann mag man meinetwegenauch die Bezirksstraßenausnehmen,
dann mag man das Gesetz ganz fallen lassen. Aber diesen Unterschied zwischen Staatsstraßen und
Bezirksstraßen auf die Dauer festzuhalten,das halte ich für unmöglich; das ist ein Punkt, der dem
Rcchtsbewußtseindes Volkes durchaus ins Gesicht schlägt.

Meine Herren! Nun aber hat der Herr Landesdirektor hervorgehoben,daß er beabsichtige,
dem nächstenLandtage ein Reglement vorzulegen,welches über die Feststellung der Beiträge nähere
Bestimmuugcn trifft und welches dazu bestimmt sein soll, die Unzuträglichkeitenund die Unzu¬
friedenheit,die diesem Gesetz gegenüberherrscht,auszugleichenund zu beseitigen.

Ich glaube, meine Herren, daß wir gut thun, dieses Reglement ruhig abzuwarten und
zunächstden Vorschlägender Commissionuns anzuschließen,(Bravo!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterIweigcrt: Meine Herren! Ich bin auch der Meinung, daß wir zunächst

das Reglement des Herrn Landesdirektors abwarten, aber uns so lange eben den Vorschlägender
Commission nicht anschließen, gerade im Gegensatz zu dem Herrn AbgeordnetenFritzen. Die
Commission will jetzt etwas anderes; sie will etwas neues, und wenn der Herr Landesdirektor
auch etwas neues will, dann sage ich, es ist doch richtig, wir lassen es zunächst einmal beim
Alten und warten ab, was uns der Herr LandesdircNor denn bringen wird.

Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Landesdirektors über das Verhältniß der
Bezirksstraßen in der Nheinprovinz zu deu Kreisstraßen in anderen Provinzen waren mir wohl
bekannt und ich habe das ja auch erwähnt. Ich habe gesagt, wie ist es denn überhaupt gekommen,
daß die Rheinprovinz das Recht hat, Präzipnalbeitrage zu erhebe», während es alle übrigen
Provinzen nicht haben? Das ist eben daher gekommen,daß wir an Stelle von Kreisstraßen
Bezirksstraßenhaben. Dieser Zustand ist also insofern ein berechtigter.

Nun würde der Herr Abgeordnete Fritzen vollkommen recht haben, wenn etwa durch
Herrn Commerzienrath Lueg die Resolution beantragt wäre, bei der Staatsrcgierung zu petttwmreu,
dieses Gesetz aufzuheben. Das hat der Herr CommerzienrathLueg aber gar nicht beantragt. Er
hat nm gesagt- ich hätte eher erwartet, daß die Commissioneine Aufhebung beantragen würde,
als daß sie eine Ausdehnung beantragt. Also da der Herr CommerzienrathLueg keineswegseme
Aufhebung nachgesucht hat, sondern gerade gesagt hat: laßt es doch gefälligstso lange beim Alten,
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bis der Herr Landesdirektor uns das Reglement vorgelegt hat, so glaube ich, ist der Antrag auf
Ablehnung der ganzen Nr. II der Commissionvollkommenberechtigt, und ich kann, meine Herren,
auch dem nicht zustimmen, wenn dann endlich der Herr Lcmdesrath Fritzen ausgeführt hat, daß
eine Uubilligkeitdarin läge, die Vezirksstraßenanders zu behandeln wie die Prouinzialstraßen —
meine Herren, so bemerkte ich, diese Uubilligkeitwird in den übrigen Provinzen gar nicht empfunden.
Da wird die Präzipualleistuug nur bei den Kreisstraßeu gefordert, da sageu die Leute, die ciuzelneu
Interessenten im Kreise, das ist ganz recht, der die Straße übermäßig benutzt, muß bezahlen, denn
sonst sind wir diejenigen, die für ihn eintreten müssen. Bei uns empfindet mau dagegen die
Unbilligkeit des Anspruchs der Provinz, weil sich in den Augen des Publikums der Unterschied
zwischen Vezirksstraßenund Provinzialstraßen vollständig verwischt hat. Aber leugnen können Sie
doch nicht, daß Sie für die Unterhaltung der Staatsstraßen die große Staatsrentc bekommen
haben, uud da auch uoch diejenigen Leute, die an dieser alten Heerstraße liegen, zu einer Präzipual¬
leistuug heranzuziehen,das scheint mir denn doch absolut nicht der Billigkeit zu entsprechen.

Ich bitte daher, den Punkt II der Anträge der Commissionabzulehnen.
VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landcsdireltor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich will nur noch ein Wort sagen. Mau

konnte mir vielleichtentgegnen, warum denn das Reglement nicht bereits jetzt vorgelegt worden
sei. Dagegen habe ich anzuführen, daß das nicht möglich war, weil bei dem Oberverwaltungs»
gericht Fragen prinzipieller Art streitig waren, die das ganze Gesetz in Frage stellten und die
zunächstentschieden werden muhten. Es war nämlich iu dem Schweben der Prozesse behauptet
worden, die Vezirksstrahen konnten nicht sämmtlich, sondern nur zum Theil unter gewisse» Voraus¬
setzungen herangezogen werden, wenn nämlich ausdrüälich im Uebernahmeuertrag enthalten sei,
daß jeder Zeit die Straße an die betreffende Gemeinde wieder zurückgegebenwerden könne.
Ferner mußte zunächst in den schwebenden Prozessen entschieden werden, unter welchenVoraus¬
setzungenein Betrieb als erheblich anzusehen sei. Diese Fragen muhten doch zuuächst feststehen,
bevor wir an die Ausarbeitung eines Reglements herantreten konnten. Diese Entscheidungen
sind jetzt erst ergangen, dieses Reglement kann deshalb jetzt erst ausgearbeitet werden und soll
deshalb alsdann dem nächstenLandtage vorgelegt werden.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr von Solemacher.
(Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich verzichte!)
Herr Freiherr von Solemacher verzichtet. Sonst hat sich Niemand zum Wort gemeldet

Dcnm schliche ich die Verhandlung und gebe dein Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!

Ich mache noch darauf aufmerkfam, daß auch die Erwägungen, denen der Herr Abgeordnete
Fritzen Ausdruck gab, in der CommissionPlatz gegriffen haben. Es wurde auch da gesagt- was
muß das für einen Eindruck machen, wenn nach so kurzer Zeit die Wiederaufhebung dieses
Gesetzes beantragt wird, das mit so regem Eifer von dem Provinziallandtage befürwortet worden
ist? Es wurde ferner darauf hingewiesen, dah solche Beschwerden vorauszusehen gewesen seien,
da ja auch hier, wie in den meisten Fällen, das, was dem einen angenehm sei, einem anderen unan¬
genehmsein müsse. Es wurde dann weiter betont, daß gerade die Petitionen, welche über die Hand¬
habung des Gesetzesllagteu, den Haupttou darauf legten, dah die an den mit Präzipualleistungen
belasteten Straßen und die an den davon befreiten früheren Staatsstraßen wohnenden Concurrenten
ungleichmäßig behandelt würden. Um da ausgleichende Gerechtigkeit zu üben, kam eben die
Commissionzu dem Vorschlage,daß die früheren Staatsstraßen hinsichtlich der Präzipualleistungen
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den anderen Straßen gleichgestellt werden möchten, damit nicht der eine Gewerbetreibende der
Concurrenz des anderen gegenüber benachteiligt würde.

Es wurde weiter hervorgehoben, daß, wenn etwa, wie ja auch hier eben in Aussicht
genommen wurde, diese Präzipualleistungen bei den Vezirksstraßen beseitigt werden sollten, —
daß dann wieder eine Ungleichmäßigkeiteintreten würde zwischen den Adjazenten der Communal-
strahen und der Bezirksstraßen. Dann würde der Concurrent an der Communalstraße, der
Präzipualleistungen zu tragen hatte, dieselbenKlagen führen, wie jetzt der an der Vezirksstraße
wohnende, und dann würde an die Communen der Wunsch herantreten, auch ihrerseits die
Präzipualleistungen nicht zu erheben. Das wäre aber gerade für viele ländliche Communen eine
sehr üble Sache, die gerade dieses Gesetz erstrebt und mit großer Freude begrüßt haben. Der
vielfach nicht sehr leistungsfähige ländliche Steuerzahler — dessen communale Beiträge auf
Grund-, Gebäude- und Cinkommensteucrumgelegt werden — mußte früher schwere Wegebaulasten
tragen zu Gunsten von mindcrbeitragendenGewerbetreibenden,die durch besondersstarke Abnutzung
der Wege deren Unterhaltungskostenin ungewöhnlicherWeise vermehrten.

Das war eine Ungerechtigkeit,deren Wiederherstellungnicht angestrebt werden darf.
Dann habe ich, meine Herren, noch darauf aufmerksam zu machen — eine formelle

Sache —, daß, nachdem die Entscheidungüber den Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,
betreffend einige Abänderungen des Vesoldungsplanes für die Proviuzialbeamteu, wie er sich auf
Drucksache Nr, 4 findet, inzwifchengefallen ist, — was, als die Commifsionden Antrag stellte,
noch nicht geschehenwar — daß da sinngemäß dieser Passus aus dem Antrage aä I wegzustreichen
sein dürfte, und es würde der Antrag der Commissiondemnach u,ck I lauten:

„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneten Etats unverändert annehmen".
VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Abstimmung. Am zweckmäßigsten wird es sein,

wenn wir über die einzelnen alinsa getrennt abstimmen, zumal ja von Herrn Lueg beantragt
ist, das eine lüinsu, zu streichen. — Das Haus ist damit einverstanden. Dann bitte ich zunächst,
daß diejenigenHerren, welche die Nr. I annehmen, also die vorbezeichneten Etats unverändert geneh¬
migen wollen, sich erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit, ^.liiwa I ist angenommen.

Dann kommen wir zu alinoa, II, und zwar zunächst zum alinLu, II a, welches Herr
Lueg zu streichen beantragt hat, wenn ich ihn recht verstanden habe. (Zuruf: III» auch!)

Wir würdeu alfo auch hier über iüine«. a zunächst allein abzustimmenhaben, und die¬
jenigen, welche dasselbe streichen wollen, müssen gegen die Annahme des alinea, stimmen.

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche entgegen dem Antrage des Herrn Lueg auch
die Nr. II, alinsu. u, annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.
(Zuruft: Gegenprobe!)

Machen wir die Gegenprobe, meine Herren, obgleich das Bureau darüber nicht zweifelhaft
ist, daß das die Mehrheit ist.

Diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn Lueg gemäß das alinsa a streichen
wollen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit; die Nr. II alinea a
ist also angenommen.

Dann kommen wir zur Beschlußfassungüber das aliuea I>. Ich bitte diejenigen Herren,
welche alineu, d annehmen wollen, sich zu erheben (Geschieht.) Das ist die Mehrheit, ^liusa d
ist angenommen.

Dann kommenwir zum dritten Antrage der III. Fachcommission,der unter der Nr. III
auf der anderen Seite verzeichnetist. Ich bitte diejenigen Herren, welche diesen dritten Antrag,
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der also für den Wegebau vermehrte Mittel beschaffen will, annehmen wollen, sich zu erheben,
(Geschieht.) Das ist ebenfalls eine große Mehrheit. Auch die Nr. III ist angenommen und
damit der ganze Gegenstand erledigt.

. Wir kommenzum letzten Gegenstand der Sitzung:
Antrag der I. Fachcommission zum Bericht und den Anträgen des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Kosten des Kaiser-Wilhelm-Denkmals am
Deutschen Eck zu Coblenz.

Berichterstatter ist Herr Graf Beifsel, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beifsel von Gymnich: Meine Herren! Ich möchte

bei dem hohen Interesse, welches Sie alle an der Errichtung des hehren Denkmals nehmen, welches
die Rheinpruvinz zur Erinnerung an unseren allgeliebtcn Kaiser Wilhelm den Großen sowohl, wie
zum dauernden Zeugnisse der innigen Liebe und aufrichtigenDankbarkeit errichtet,voraussetzen,daß
Sie alle die DruckschriftNr. 8 des Provinzialausschusfes einer eingehenden Prüfung unterzogen
haben und möchte, um Ihre Zeit nicht überflüssig in Anspruchzu nehmen, sofort auf den Bericht
der I, Fllchcommifsion und auf deren Anträge übergehen.

Der Bericht besagt:
„Die Vorlage des Prouinzicilausfchufses,betreffend die Kosten des Kaiser-Wilhelm-Denk¬

mals am Deutschen Eck in Coblenz, bietet insofern kein erfreuliches Bild, als aus derselben
hervorgeht, daß die Kosten des Denkmals die von dem hohen Hause bewilligteBausumme bedeutend
überschreiten. Die erste Facheumniissionhielt es daher für ihre ganz befoudcre Pflicht, im Einzelnen
die Gründe zu prüfen, auf welche die Ueberschreitungzurückzuführenund welche in der Druckschrift
Nr. 8 im Allgemeinen aufgeführt sind. Die Commission gewann hierbei die Ueberzeugung,
daß die Ueberschreitungunvermeidlich gewesen und durch die gegebenenVerhältnisse gerechtfertigt
fei. Die Commission richtet daher an den Prouinziallandtag einstimmig den Antrag, die Ueber¬
schreitung auf Grund der von ihr vorgenommenen sorgfältigen und gewissenhaftenPrüfung zu
genehmigen. Bezüglich der Deckung der Kosten schließt sich die Commission den Vorschlägen
des Pruuinzialausschuffes an, daß dieselben unter Aufrechterhaltung des früheren Beschlusses
in der Weise gedeckt weiden, daß sie nicht den Steuerzahlern der Provinz zur Last fallen, und
beantragt daher:

„Der Provinziallandtag wolle
1. die Ueberschreitungder zur Zeit festgesetzten Summe von 1032 000 Mark um die

angegebeneSumme genehmigen,
2. bestimmen, daß die zur Zahlung der Kosten des Denkmals erforderlicheSumme als

3'/« prozentigcs Darlehen bei der Landesbank aufgenommen und zur Verzinsung und
Tilgung dieser Schuld auch fernerhin jährlich «0 000 Mark aus dem Dispositions¬
fonds des Provinziallandtages entnommen werden sollen, insofern es nicht möglich sei»
sollte, eine frühere Tilgung aus anderweiten Mitteln herbeizuführen,

3. beschließen,I. I. K. K. Majestäten die allerunterthänigste Bitte zu unterbreiten, der
Enthüllungsfeier Allergnädigst beiwohnen zu wollen,

endlich
4. die Pruvinzial-Denkmalscommifsionermächtigen, alle erforderlichenVorbereitungen zur

Enthüllungsfcier, sowie einem den Allerhöchsten Herrschaften anzubietenden Feste zu
veranlassenbezw. auszuführen."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, Das Wort hat Herr Lueg.
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AbgeordneterHeinrich Lueg: Ich habe gegen die Anträge der Commissionabsolut nichts
einzuwenden, aber ich «lochte doch den Herrn Lcmdcsdirektor bitten, in Zukunft die Voranschläge
namentlich wenn sie von Künstlern ausgehen, etwas sorgfältigerprüfen zu lassen. Es ist im Bericht
gesagt worden, daß 100 000 Mark Mehrkostendadurch entstanden seien, daß sich aus den Boden.
Untersuchungen die Tiefe der Baugründung nicht genügendzuverlässighätte feststellen lassen. Meine
Herren! Man hat heutzutage so außerordentlich gute Einrichtungenznr Untersuchungdes Bau-"
grundcs, namentlich am Lande und in so geringer Tiefe, daß ich diesen Grund durchaus nicht für
stichhaltig halten kann. Wir haben sogar selbst bei den Gründungen, die in den Strömen vor
sich gehen, wie z. B. hier bei der Gründung der Pfeiler für die neue Rheinbrückc,in viel größererTiefe
und unter viel größeren Schwierigkeiten den Baugrund untersuchenmüssen und haben ihn ganz genau
vorher feststellen können. Also, wenn da nur mit einiger Sorgfalt verfahren wäre, so hätte sich die
Tiefe der Fundirung ganz genau vorher feststellen lassen und diese 100 000 Mark Mehrkosten hätten
also vorgesehen werden können.

Das Gleiche betrifft die Ausführung der Uferregulirungcn, Man wußte ja auch vou
vornherein, daß eine mit dem Denkmal harmonisch ausgebildete Ufermaucr nothwendig sei, und
hätte sehr gut mit der Strombauvcrwaltung sich wegen der antheiligen Kosten vorher benehmen
können, so daß auch diese Mehrkosten im Betrage von über 277 000 Mark hätten früher festgestellt
werden können.

Meine Bitte geht also nur dahin, in Zukunft einen größeren Sicherheits-Cocfficientenbei
derartigen Voranschlägeneintreten zu lassen, damit wir nicht nachher vor derartigen unerfreulichen
Nachfordcrungenstehen. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Die Kostenanschlägefür das Denkmal hat

Herr Professor Bruno Schmitz gemacht und sind dieselbenvon Herrn GeheimenBaurath Guinbcrt
im Allgemeinengeprüft worden. Herr Bruno Schmitz hat seine Anschläge der Denkmalscommission
kurz vor dem Zusammentritt des letzten Landtages vorgelegt und sind auf Grund desselben damals
das Referat und die Anträge an den Provinziallandtag von Herrn Geheimen Nath Guinbert angefertigt
worden. Herr Bruuo Schmitz behauptete der Denkmalscommissiongegenüber, vollkommen für den
Voranschlag nach jeder Richtung hin eintreten zu können, und erbot sich sogar die Ausführung für
die veranschlagteSumme in Genercilcntreprisczu nehmen. Die Denkmalscommission beschloß aber
darauf nicht einzugehen, weil Herr Bruno Schmitz zwar ein sehr großer Künstler ist, allein kein
Unternehmer und kein Geschäftsmann. Man schloß hieraus, daß, wenn sein Anschlag nicht richtig
wäre, doch Schwierigkeitenerwachsenwürden. Die Commissionbeschloß deshalb, jenen Vorschlag
nicht anzunehmen, sondern das Denkmal durch Organe der Provinz ausführen zu lassen. Bevor
diese mit dem Baue begonnen haben, ist alles dasjenige, was Herr CommerzicnrathLueg gesagt
hat, geschehen. Es ist der Voranschlag genau revidirt, es ist gebohrt, der Baugrund untersuchtund
alles ganz genau festgestellt worden, ehe eine Hand an die Ausführung gelegt wurde. Der von
hiesigenTechnikern revidirte Anschlag ergab die Summe von circa 1500000 Mark, so daß vor
dem Beginn des Baues diese Summe schon feststand. Wenn der Landtag mit so wenig Umständen
und Kosten hätte zusammenberufenwerden können, wie das beim Stadtrath hier der Fall ist, dann
wäre der Landtag gewiß nochmals zusammenbcrufenworden. Unter den obwaltenden Umständen
war das aber nicht angängig. Bekanntlich ging der Landtag im Mai 1895 auseinander, nachdem
« die Ausführung des Denkmales beschlossenhatte und es wurde hierbei die Fertigstellung bis
zum Jahre 189? gewünscht. Die Anschläge des Herrn Schmitz waren so kurze Zeit vor dem
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1895cr Landtag eingegangen,daß dieselben im Einzelnen vor dem Landtage nicht geprüft und insbc^
sondere die erforderlichen Ermittelungen au Ort und Stelle nicht mehr vorgenommenwerden konnten.
Es war dies erst nach Schluß des Landtages möglich. Als der höhere Kusteubedarfsich ergab,
hätte man entweder den Bau bis jetzt verschiebe::oder den Landtag abermals berufen müssen.
Letztereswäre gewiß geschehen, wenn von den Anschlägenetwas hätte abgestrichenwerden können,
allein die ermittelten Summen waren nothwendig. Sie sind nicht dadurch entstanden, daß
Fehler gemacht worden sind, oder dadurch, daß mau mehr ausgeführt hat, wie der Landtag wollte,
sondern sie waren nothwendig, um das Denkmal so herzustellen,wie es jetzt beschlossen war, und
da war es wohl nicht indizirt, den Landtag nochmals zu versammeln oder mit der ganzen Sache
zu warten bis zum Jahre 1897. Unter diesen Umständen hat die Denkmalseommisssonbeschlossen,
mit der Ausführung vorzugehen,um das Denkmal noch im Jahre 189? enthüllen zu können.

Aus meinen Ausführungen geht also hervor, daß eine sorgfältige Prüfung der Anschläge
vor Beginn der Ausführung stattgefunden hat und daß wir nicht darauf losgebaut haben, ohne
Alles vorher untersuchtzu haben.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung. Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? (Berichterstatter Graf Ncissel
von Gymnich: Ich danke sehr!)

Meine Herren! Dann kommen wir zur Abstimmung. Es liegen also 4 Antrage der
Fachcommission vor, die diesen Gegenstandbetreffen. Gegenanträge sind nicht gestellt. Dann würde
ich also, wenn nicht ein besondererWunsch ausgesprochen wird, über die Anträge im Ganze»
abstimmen lassen. — Das scheiut Ihre Meinung zu sein. (Zustimmung.)

Bei der Wichtigkeitdes Gegenstandeswerden wir aber doch zu einer direkten Abstimmung
nach meiner Auffassung schreiten müssen und ich bitte diejenigenHerren, welche diese 4 Anträge
Ihrer Fachcummission,die der Herr Berichterstatter bereits vorgetragen hat und die Ihnen gedruckt
vorliegen, deren nochmaligeVerlesung also wahrscheinlichnicht mehr verlangt wird, (Rufe: nein!)
— die diese 4 Anträge annehmen wollen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die
große Majorität, meine Herren. (Rufe: Einstimmig!) Dann machenwir die Gegenprobe.

Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu erheben, -— Es erhebt sich
Niemand. Dann stelle ich die Einstimmigkeit ausdrücklichfest und bitte, sie im Protokoll zu
vermerken. (Bravo!)

Damit, meine Herren, sind wir am Ende unserer Tagesordnung.
Ich habe Ihnen nun die Vorschlägezu macheu für unsere morgige Sitzung
Mit Rücksicht darauf, daß der Nachmittag morgen bereits in Anspruch genommen ist,

schlage ich Ihnen vor, daß wir die morgige Sitzung bereits um 1t) Uhr morgens halten.
Als Tagesordnung erlaube ich mir Folgendes vorzuschlagen:
1. Bericht und Anträge, betreffenddie Fürsorge für Geisteskrankennd Epileptiker,
2. Etats der Prouinzial-Irrenanstalteu,
3. Etat für die erweiterte Armenpflege,
4. Berufung eines Landespsychiaters als technischen Beirath des Landesdirektors für das

Irreuwesen,
5. Ergcinzungs- und Neuwahlen für den Provinzialausschuß,
6. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Errichtung von landwirtb/

schllftlichen Winterschulenzu Adencm, Gummersbach, Saarlouis und Xanten,
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7. Petition des Obersten z. D. von Gicse auf Uebernahme der von ihm begründeten
gemeinnützigen Anlagen bei Soinbrodt im Kreise Malmedy durch den Proviuzialverband
(Heiterkeit)

8. Antrag betreffenddie künstlerische Ausschmückung des Ständesaales.
Gegen die Tagesordnung werden --------------(Zuruf: Zur Geschäftsordnung!)
Zur GeschäftsordnungHerr Graf Bcissel.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Es liegt im Interesse eines großen Theiles

der Mitglieder des Hauses, daß morgen der Antrag wegen der Staffeltarife auf die Tagesordnung
gesetzt wird.

Vorsitzender Becker: Ja, wenn das der Wunschdes Hauses ist, (Rufe: Jawohl!) dann
setzen wir das morgen anf die Tagesordnung. Meine Herren, dann werden wir aber nicht noth»
wendig die ganze Tagesordnung morgen abmachen müssen,(Heiterkeit) sondern wir müssen uns
dauu uach der nns gegebenen beschränkten Zeit richten. Ich werde die Staffeltarife auch noch auf
die Tagesordnung setzen und zwar nicht als letzten Gegenstand, sondern nachdem die Irrenfrage
erledigt ist. — Anch das scheint der Wuusch des Hauses zu seiu. Dann wird danach verfahren werden.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß gegen 3'/, Uhr.)

Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Dienstag, den 16. März 1897.

Beginn Vormittags IN Uhr 15 Minuten.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Prouinzial-

llusschusses, betreffenddie Fürsorge für die Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz.
3. Antrag der verstärkten II. Fachkommission zu den Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu

Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg, Mcrzig und Aachen für die Etatsjahre vom 1. April
189? bis 31. März 1899.

4. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Etat für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31.
März 1899.

5. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Berufung eines Landespsychiatersals technischen Beirath des Landesdirektors
für das Irrenwesen (zu Titel IV Nr. 2 der Ausgaben des Etats des Provinziallandtags,
des Provinzialausschussesund der Centralverwaltungsbehörde).

6. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Antrage, betreffend die Aufhebung der
Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukte :c.
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7. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Antrage, betreffend die Absperrung gegen
das Ausland für Vieh und Viehprodukte.

8. Antrag der I, Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,betreffend
Ergänzungs- bezw. Ersatzwahlen für den Provinzialausschuß.

9. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betreffend die Errichtung von landwirthschastlichenWinterschulenzu Adenau, Gummersbach,
Saarlouis und Xanten.

10, Antrag der II. Fachcommissionzu der Petition des Obersten z. D. von Giese zu Aachen'
um Uebernahme der von ihm begründeten gemeinnützigenAnlagen bei Sourbrodt im Kreise
Malmedy durch den Provinzialverband,

11. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Antrag, betreffend die künstlerischeAusschmückung
des Sitzungssaales. _________

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokoll der Sitzung vom Montag liegt auf dem Tische des Hauses auf.
Als Schriftführer werden fungiren für die Rednerliste Herr Abgeordneter Freiherr von

Coels, für das Protokoll Herr Abgeordneter Linz.
An Eingängen ist nur mitzutheilen eine Eingabe des Presbyteriums der evangelischen

Gemeinde zu Friedrichsthal, welche ich zu verlesen bitte.
Schriftführer Abgeordneter Linz: (liest)

„Friedrichsthal, 15. März 1897.
An den Provinziallandtag in Düsseldorf.

Unter dem 1. ds. Mts. wandten wir uns an die Landesbank der Rheinprovinz
mit der Bitte, den Zinsfuß eines der evangelischenKirchengemeinde Friedrichsthal
im verflossenen Jahre gewährten Darlehens von 3°/i« auf 3'/2«/« herabfetzen zu wollen.

Dieses Gesuch wurde von dem Herrn Direktor der Landesbankabschlägig beschieden,
da nach den für Darlehen an Gemeinden allgemein festgefetzten Bedingungen eine
Ermäßigung des Zinsfußes unzuläfsig sei.

Wir erlauben uns dem verehrlichen Provinziallandtag angesichts des billigen
Zinsfußes und angesichts des Umstandeö,daß die RheinischeAlters- und Invaliditäts-
Versicherungsanstaltzu Düsseldorf auch für bauliche Zwecke Kapitalien an Gemeinden
zu einem Zinsfuß von 3°/« ausleiht, die Bitte vorzutragen, gefälligstdahin wirken zu
wollen, daß der Zinsfuß der Prouinzial-Landesbank ebenfalls auf 3«/o herunter
gesetzt werde.

Sollte diesem Antrage nicht stattgegebenwerden, so stellen wir den Eventual-
antrag, daß die Kündigung bei dem uns von der Landesbank gewährten Darlehen
eine gegenseitigesei, damit wir in der Lage sind, uns von anderer Seite das Geld
zu einem niedrigeren Zinsfuß zu uerfchaffen und der Landesbank das Kapital
zurückzuzahlen.

Durch die Erfüllung unserer Bitte würde unferer mit kirchlichen Umlagen
fchwer belasteten Gemeinde eine dankenswerthe Erleichterung zu Theil werden.

Das Presbyterium. N. d.: de Wyl, Pfarrer."
VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die Petition der 1. Fach'

commissionzur Vorberathung zu überweifen. — Es wirb kein Bedenken dagegen laut. Dann
werde ich danach verfahren.
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Wir treten in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand ist der

Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu dem Bericht und den An¬
trägen des Prouinzialausschusses, betreffend die Fürsorge für die
Geisteskranken und Epileptiker der Rheinprovinz.

Berichterstatter sind die Herren Dr. Venn und Conze. Ich gebe zunächst dem Herrn
Dr. Venn das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: Ein weitläufiges Eingehen auf den Inhalt
der Vorlage erscheint mit Rücksichtauf den Ihnen vorliegenden Bericht sowie die Ausführungen
des Herrn Landesdirektors und des Herrn Landesrath Vorster kaum nothwendig. Die verstärkte
II. Fachcommissionempfiehlt Ihnen im Wesentlichendie Annahme der vom Prouinzialausschuß
gestellten Anträge. Demgemäß erscheint eine besondere Darlegung nur bei denjenigen Gesichts¬
punkten nöthig, welche Gegenstand von Wünschen oder Anträgen in der Commission waren.
Behufs leichterer Uebersicht dürften die gedruckt vorliegenden Anträge auf Seite 29 und 30 des
Berichts (Seite 174 und 175 der Anlagen) als Grundlage dienen. Demnach zerfallendie Anträge
des Prouinzialausschussesin 2 Theile, und zwar:

1. in die nachträglicheGenehmigung der vorläufigen Mahnahmen, soweit sie die Anstalt
Mariaberg betreffenund die Beaufsichtigungder Privat-und Provinzial-Irrenanstaltcn;

2. die Genehmigung derjenigen Anträge, die der Prouinzialausschuß vorschlägt zur
Unterbringung der Geisteskrankenund zur Verbesserung der Irrenpflege.

Die verstärkteII. Fachcommissionhat die Mahnahmen, die der Prouinzialausschuß betreffs
der Anstalt Mariaberg getroffen hat, ausdrücklichgut geheißen und dem Provinzialausfchuß dafür
ihre volle Anerkennung ausgesprochen.

Was nun die weiteren Anträge behufs Beschaffungder erforderlichenweiteren Plätze für
Geisteskrankeangeht, so sind dieselbenbegründet in vermehrten Anforderungen an die Provinzial-
verwaltung durch die inzwischenerfolgte Entschließung der Stadt Köln, den geplanten Neubau
einer eigenen Irrenanstalt nicht auszuführen, sowie durch die nothwendig gewordene Unterbringung
der Pfleglinge aus der Anstalt Mariaberg. Zudem hat die Statistik einen durchschnittlichen jähr»
lichen Zuwachs von rund 200 Geisteskranken ergeben, sobah für die Provinzialvcrwaltung die
Nothwendigkeitzur Unterbringung von 1200 Kranken, als Mehr gegen früher, sich ergiebt. Um
hierfür in geeigneter Weise Abhülfe zu schaffen, ist feitcns des Ausfchusses eine Commissonge¬
wählt worden, die nach Prüfung und Berathung fowie nach Besichtigung von nord- und süd¬
deutschenAnstalten sich für die vorzulegendenVauprogramme für das sogenannte „Offen-Thür-
System" entschiedenhat, und zwar dasselbe bei den Anstalten Grafenberg und Merzig bei der
geplanten Erweiterung nach Möglichkeit einzuführen. Für die neue Provinzial-Irrenanstalt lst
das System vollständig zu Grunde gelegt Um nun die nöthigen Plätze für die Unterbringung
der 1200 weiteren Kranken zu beschaffen, wird die Aufhebungder ersten und zweckn Verpflegungs-
klassen in Bonn, Düren und Merzig vorgeschlagen. ^ ^ <-,. .

Die Mahregel soll mit Schonung und Rücksicht auf die jetzigen Penstonare durchgeführt
werden. Die alten Pensionäre sollen in den Anstalten verbleiben, neue nicht aufgenommenwerden,
Die Prouinzial-Irrencmstalten zu Grafenberg und Merzig sollen nach dem vorgelegtenallgememen
Bauplan um je 200 Köpfe erweitert werden, während für Andernach, Bonn und Düren wegen
der Schwierigkeit genügender Terrainerwerbung vorläufig eine glückliche Lösung noch mcht hat
gefunden werden können.

24
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Die Grundsätze, die für die Erweiterung maßgebend sind, beruhen in: Wesentlichen
darauf, daß die alten Anstalten mehr oder weniger als geschlossene Centralanstalten gedacht sind
und die neuen Landhäuser als ländliche Colonie, in die alle Kranken aus der Centralanstalt
kommen,sobald und solange sie sich für freie Behandlung eignen. Die Erweiterung der alten
Anstalten stellt sich nach den vorgelegtenPlänen und Kostenanschlägen auf zusammen 1 280 000 Mark
oder 3200 Mark pro Kopf. Zur Deckung der noch fehlenden 800 Plätze wird Ihnen die Er¬
bauung einer neuen Anstalt vorgeschlagen. In der Commissionssitzungist uns dargelegt worden,
daß sich das Gut Galkhausen, in der Nähe der Bahnstation Langenfeld, besonders für diesen
Zweck eignet und zum Ankauf empfohlen wird. Die Lage ist deshalb gewählt, weil durch die
nnderweite Entschließung der Stadt Köln zu berücksichtigen war, daß die neue Anstalt in möglichst
gut erreichbarer Verbindung und Nahe von Köln gelegt wurde. In hygienischerBeziehung ent¬
spricht das Gut den nothwendigen Anforderungen. Die Kosten für Grunderwerb und Gebäude
belaufen sich auf 205 000 Mark. Die Gesammtkostender neu zu erbauenden Anstalt würden sich
demnach, ich verweise auf die Zusammenstellung Seite 20 des Berichts, auf 3 200 000 Mark be¬
laufen, sodaß auf den Kopf der vorgesehenen Belegung von 800 Kranken ein Netrag von
4000 Mark entfällt.

Was nun die Verbesserungder Unterbringung der Kranken angeht, fo liegt Ihnen der
Antrag vor, eine besondere Station für verbrecherische Irre lc. im Anschluß an die Irrenanstalt
in Düren zu erbauen. Hierfür wird die Bewilligung von 160 000 Mark oder 3333 Mark pro
Kopf verlangt. Düren eignet sich besonders für eine derartige Anstalt, weil es zunächst ziemlich
im Mittelpunkt der Provinz liegt und von einer anderweitigen Vergrößerung der Düren'er Anstalt
abgesehenist.

Die Commissionstimmte dem Vorschlage des Provinzialausschusseszu, daß für jetzt ein
Bedürfniß zu diesem Bau, besonders mit Berücksichtigungder angenblicklichen gesetzlichen Bestim¬
mungen vorläge, jedoch stellte ein Mitglied der Commission den Antrag zu der Resolution die
Ihnen unter 2 der Anträge der verstärkten II. Fachcommissionvorliegt:

„den Provinzialausschuß zu ersuchen bei der Königlichen Staatsregierung zu beantragen,
daß die Fürsorge für irre Verbrecher von Seiten des Staats auf Staatskosten über¬
nommen wird",

Antragsteller begründete die Resolution damit, daß er auf die Unterscheidung zwischen
irren Verbrechern und verbrecherischen Irren einging und zunächst sich dahin äußerte, daß seiner
Auffassung nach für die irren Verbrecher, die noch unter dem Strafvollzuge stehen, also noch
Gefangene sind, der Staat unbedingt verpflichtet fei, daß der Staat ferner auch für folche irre
Verbrecher, die aus dem Strafvollzüge wegen festgestellterGeisteskrankheitentlassen sind, Unter¬
kommen zu beschaffen habe. Antragsteller befindet sich in voller Uebereinstimmung mit der Peti¬
tion der sämmtlichen preußischen Landesdirektoren. Bezüglich der Unterbringung der verbreche¬
rischenIrren läßt es Antragsteller dahingestellt, ob die Provinz diese Kategorie in ihrer Obhut
behalten muß. Die Resolution wurde von der verstärkte!, Commissioneinstimmig angenommen.

Was die weiteren vorgeschlagenenbaulichenVerbesserungender vorhandenen Provinzial-
Irrenanstlllten angeht, fo wurde die Einrichtung einer klinischen Station in Bonn, mit Rücksicht auf
die Universität, fowie die Vornahme der weiteren baulichen Verbesserungen an Provinzial-Irren-
anstalten einstimmig genehmigt. Letztere unter Anerkennung der Begründung, daß dieselbennoth'
wendig seien durch die natürliche Abnutzung, sowie die in Folge der großen Fortschritte aller



40. RheinischerProvinzmllandtag, ?. Sitzung am 16. März 1897. 18?

hygienischen Einrichtungen gesteigerten sanitären Ansprüche. Hierzu ist die Gewährung eines
einmaligen außerordentlichenCredits bis zum Betrage von 550 000 Mark erforderlich.

Zu Nr, 4, betreffenddie Errichtung einer Anstalt für Epileptiker und Geisteskrankefür
800 Köpfe, entspann sich eine längere Diskussion. Der Prouinzialausschuß beantragt, daß er
ermächtigt werde ein geeignetes Vauterrain im Mittelpunkt der Provinz anzukaufen, Pläne,
.Kostenanschläge anfertigen zu lassen und dem nächstenProvinziallandtage vorzulegen.

Von eiuem Mitgliede wurde der Antrag gestellt, die Worte „im Mittelpunkt der Provinz"
zu streichen, da hierdurch der Prouinzialausschuß in seinen Maßnahmen zu sehr beengt wäre. Die
Commissionstimmte diesem Antrage einstimmig zu.

Ferner stellte ein Mitglied den Antrag, anstatt einer Anstalt für 800 Köpfe eine solche
für 500 Köpfe, mit Ausdehnungsfähigkeit bis zu 800 Köpfen, zu beschließen. Antragsteller
begründete den Antrag wie folgt:

Die Verpflegung der Epileptischenin der Nheinprouinz geschieht bisher in confefsionell
getrennten Anstalten und die Erfahrung hat gezeigt, daß gerade bei diesen Kranken, die nur als
schwachsinnig bezeichnetwerden müßten, eine Pflege auf religiöser Grundlage die richtige und
allein barmherzige sei. Die Entwickelung und segensreiche Arbeit in der Anstalt Bethe! bei
Bielefeld liefere dafür den sicheren Beweis. In der neuen Anstalt hoffe man mit neuen Hülfs¬
mitteln der Wissenschaftgrößere Heilerfolge zu erzielen. Aber auch wenn dies erreicht werden
sollte, fallen 90°/<> der dauernden Anstaltspflege anheim und diesen sollte doch die gleiche Wohl¬
that zu theil werden, wie den bisher in den Priuatanstalten Verpflegten.

Der Antragsteller will die Frage einer confessionellen Gestaltung der Provinzialanstalten
heute nicht entscheiden, sondern nur die Möglichkeiteiner solchen offen halten, indem er vorschlägt,
zunächst nur für 500 Köpfe Fürsorge zu treffen. Stellt sich später heraus, daß eine confessionelle
Scheidung insbesondere wegen der Erziehungsmethode der jugendlichen Kranken nothwendig sei,
würde man leichter dazu gelaugen, wenn man einer Anstalt für nur 500 Köpfe gegenüberstehe.
Die Zahl von 500 Köpfen ist vorgefchlagen, weil etwa auf 200 Köpfe jährlicher Zugang zu
rechnen ist, die dann 2 Jahre lang zum Heilversuchin der Anstalt bleiben könnten.

Der Landesdirektor erklärte, an sich kein Bedenken gegen eine vorläufige Beschränkung
der Anstalt für Elpilcptikcr auf 500 Köpfe zu hegen, hob jedoch hervor, daß diese Anstalt
keineswegs allein für Epileptiker, sondern gleichzeitig für Geisteskrankebestimmt sei und daß
hiernach die Zahl 800 dem Bedürfniß entspreche.

Die Commissionbeschloß darauf, bei dem Vorfchlag des Provinzialausschlusseszu bleiben.
In der verstärkten II. Facheommissionwurde anerkannt, daß man mit Recht der Wärter¬

frage und was damit zusammenhangt,eine besondereBedeutung beizulegenhabe. Um ein besseres
Wartepersonal zu bekommen,hat sich die Commissionden Vorschlägen administrativer Natur im
Wesentlichenangeschlossen. Um bessere Kräfte zu gewinnen nnd auch der Anstalt zu erhalten,
«scheint es erforderlich,einen höheren Anfangslohn zu gewähren, ferner ein Steigen des Lohnes
«ach der Zeit des Dienstes in der Anstalt sowie Aussichtenund Sicherstcllung für die Zukunft.
Dazu kommt das Ihnen vorgeschlagene Prämiirungssystem, darin bestehend, daß dem Wartepersonal
außer dem festen Lohne nach Ablauf einer bestimmten Reihe von Jahren (5) eine Prämie bei
Pflegern von 400, bei Pflegerinnen von 300 Mark gewährt werden soll. Wollen Pfleger oder
Pflegerinnen sich dauernd diesem Berufe widme» und sie erweisen sich als geeignet,so kann diesen
Personen bei guter Führung und zufriedenstellenden Leistungeneine etatsmäßigeStelle als „Stations¬
pfleger" mit Veamtcnqualitat und Pensionsberechtigungverliehen werden.
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Von der Errichtung von Wärterschulensieht der Provinzialciusschußab, überläßt es viel¬
mehr den Direktoren, sich ihr Personal selbst auszubilden und für geregeltenFachunterrichtin den
einzelnenAnstalten Sorge zu tragen.

Der Vermehrung des Aerztepersunalsstimmte die Commissionzu. Bezüglich der ministe¬
riellen Anweisungvom 20. September 1895, betreffend die Prwatanstalten (Seite 26? der An¬
lagen), gab ein Mitglied der Commission dem Wunsche Ausdruck, der Prouinzialausschnßmöge dafür
Sorge tragen, daß dieselben mit möglichster Schonung Anwendung finden möge, sowohl bezüglich
der polizeilichenMaßnahmen wie auch der gefordertenZahl der Aerzte, Der Herr Landesdirektor
sagte dieses zu.

Zu dem Antrage 5 beantragte ein Mitglied der Commissionzu Seite 40 Abschnitt1,
betreffend die Dienstvorschriftenfür die bei den PrivatIrrcnanstaltcn anzustellendenAerzte: „die
Ernennung und Entlassung der Aerzte erfolgt durch deu Vorstand der betreffendenAnstalt und
bedarf der Bestätigung des Lcmdesdirektors". Er bemerkte, daß er diesen und die folgendenAn¬
träge zu den Dienstvorschriftender bei den Privat-Irrenanstalten anzustellenden Aerzte aus folgenden
Gründen zu stellen habe. Seines Erachtcns müsse der Arzt von dem Geuossenschaftsvorstmide
bezw. dem Prouinzialverein für innere Mission möglichst nnabhängig gestellt sein. Nur dann sei
eine geordnete Irrenpstegc möglich, wenn dieselbe in erster Linie von einer aus einer wissenschaft¬
lichen Grundlage beruhenden Ueberzeugung und dem sachverständigen Ermessen getragen sei. Letzteres
sei aber nur bei dem Arzte und nicht bei dem Genossenschaftsvorstande bezw. dein Prouinzialuerein
für innere Mission zu finden. Aus diesen Gründen sei es nothwendig die Annahme und ins¬
besonderedie Entlassung des Anstciltsarztcsder Bestätigung durch den Landcsdirektor zu unterwerfen.

Der Landesdirektorwendet hiergegen Folgendes ein:
Die in den Normativbestimmungeubezw. in den Dienstanweisungenfür die Aerzte an

den von der Provinz benutztenPrivatanstalten enthaltenen Vorschriften seien durch die in Folge
des AlexianerprozesseserlasseneministerielleAnweisung über Einrichtung, Leitung und Beaufsichti¬
gung von Prwatanstalten vom 20. September 1895 gegenstandslos geworden. Nachdem die
Staatsregierung auf Gruud des ihr zustehendenAufsichtsrechtes über die Privat-Irrenanstalten die
erste Frage sowie die Beaufsichtigungdieser Anstalten in eingehenderWeise geordnet habe, sei für
die Provinzialverwllltung die Nothwendigkeitzur Mitwirkung bei Anstellung und Entlassung der
Aerzte sowie bei Beaufsichtigungder Privatanstalten in ärztlicher Hinsicht fortgefallen. Der Pro-
viuzialausschuß habe deshalb beschlossen, die bezüglichenBestimmungen der Normativvorschriftcn
außer Kraft zu setzen, weil nicht von zwei Seiten in derselben Frage die Aufsicht geführt werden
könne, ohne die Gefahr zu Couflikten herbeizuführen und die Verantwortlichkeitabzuschwächen.
Wenn die Commission anderer Ansichtsei, vielmehr die Mitwirkung der Provinz bei Anstellung
der Aerzte beibehalten wolle, so könne doch die vorgeschlagene Bestätigung durch den Landesdirektor
nicht eintreten, weil die Bestätigung der Ausfluß eines obrigkeitliche» Aufsichtsrechts sei, welche der
Provinzialvcrwaltung nicht zustehe; die Bestätigung stehe vielmehr der staatlichen Aufsichtsinstanz
zu und sei der Letzterenauch in dem Ministerialreskriptvorbehalten.

Der Antragsteller ändert daher seinen Antrag dahin,
„daß die Annahme und die Entlassung der Aerzte nur mit Zustimmung des Landes¬
direktors erfolgen könne".

Es sei dies entschieden eine größere Garantie, wie sie bisher in den Dienstvorschriften vor¬
gesehensei. Ihn schrecke auch nicht der Einwand, daß damit ein Konflikt mit der staatlichen
Aufsichtsbehörde entstehen könne. Habe die Staatsaufsichtsbehürde der Anstellungeines Arztes wider¬
sprochenoder sollte sie die Entlassung eines solchen fordern, so würde der Landest»irektordem in
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den meisten Fällen wohl zustimmenkönnen und ebenso würde die Aufsichtsinstanzsich mit den
dahingehendenWünschen des Landesdirektorseinverstandenerklären, abgesehendavon, daß ihr ein
Recht auf Ernennung oder Forderung der Beibehaltung eines bestimmtenArztes gar nicht zustehe.

Nachdemder Landesdirekorsich mit dem modifizirtenAntrag einverstandenerklärt hatte,
gelangte derselbe mit großer Majorität zur Annahme,

Dasselbe Mitglied beantragte ferner in den Dienstvorschriftenauf Seite 40 (Seite 184
der Anlagen) Nr. 4» den ersten Satz zu fassen wie folgt:

„a. Der Verpflegung der Kranken. Er hat die Beköstigungzu regeln statt zu
controliren".

Der Antragsteller bemerkte zur Motivirung: seines Emchtens sei es unbedingt nothwendig,
dem Arzte einen maßgebenden Einfluß auf die wirthschaftlicheVerwaltung der Anstalt einzuräumen,
die gewinne er, wenn er die Beköstigung der Kranken regele und nicht blos beaufsichtige. Falls
eiu Zweifel über die Art der Beköstigungauftauche, fo müsse in erster Linie das sachverständige
Urtheil des Arztes entscheiden. Gegen diese Entscheidung diejenigedes Landesdirektorsanzurufen,
müsse selbstverständlich dem Genossenschaftsvorstaude überlassenbleiben. Gegen diese Ausführungen
wurde von einem anderen Mitgliede eingewendet, daß dadurch der Lcmdesdirektorin die Lage
käme, sich in die Privatangelegenheiten der Anstalten zu mischen. Das Verhältniß des Lcmdes¬
direktors zum Anstaltsvorstaud sei durch Vertrag geregelt uud über dessen Erfülluug habe nicht
der Arzt, sondern der Anstaltsuorstand zu entscheiden. Lege man die Entscheidungin die Hand
des Arztes, so greife man dadurch iu die Rechte des Anstaltsvorstandesin unzulässigerWeise ein.

Seitens des Antragstellers wurde hiergegen indessen bemerkt, daß dem Arzte unbedingt
ein Einfluß auf die wirthschaftliche Verwaltung der Anstalt gebühre und daß ihm dieser nur auf
dem von ihm angegebenen Wege gesichert werden könne. Er gebe anheim, seinem Antrage den von
dem Landesdirektorvorgeschlagenen Zusatz zu geben, „innerhalb des Normalbeköstigungsplans".Mit
dieser Beschränkunggelangte der Antrag zur Annahme.

Von Seiten desselbenAntragstellers wurde zu Nr. 4« auf Seite 41 (Seite 185 der An¬
lagen) der Antrag gestellt, diesen Paragraphen zu fassen wie folgt:

„Leistungen des Pflegepersonals, Er hat auf die Auswahl uud Vertheilung des
Pflegepersonals für die einzelnen Stationen, sowie für die einzelnenDienstzweigezu
achten, Wärter und Wärterinnen, welche von dem Anstaltsarzt als für die Irrenpflege
ungeeignet erachtet werden, müssen vorbehaltlichder Anrufung des Landesdirektorsvon
dem Anstaltsuorstand abgelöst werden".

Zur Begründung bemerkt der Antragsteller, daß die Wärterfrage die wichtigstebei der
ganzen Irrenfrage sei. Nur allein der Anstaltsarzt könne entscheiden, ob ein Wärter für die
Irrenpflege geeignetsei oder nicht. Nur danu, wenn dem Arzt diese Befugniß eingeräumt werde,
würden Vergehungen,wie sie in Mariaberg zu Tage getreten seien, in Zukunft vermiedenwerden.

Von Seiten des Landesdirektorswurde bemerkt, daß er prinzipiell auf dem Standpunkt
des Herrn Antragstellers stehe und daß in diesem Sinne auch die bezügliche Vorschrift der
Normativbestimmungenaufgefaßt und gchandhabt werde. Es sei deshalb auch nicht nöthig, eine
so scharfe Fassung, wie der Abgeordnetevorgeschlagen,zu wählen, zumal die Anstaltsvorstände
möglicherweise au derselben Anstoß nehmen würden. Er beantragt daher, anstatt des Schlußwortes
„zu beantragen" zu setzen „vorbehaltlichder Entscheidungdes Landesdirektorszu verlangen".

Der Antragsteller widersprachdiesem Vorschlagdes Landesdirektors,sein Antrag sei klarer,
stelle die Befugniß der Anstaltsärzte, die Pflegekräfteanzustellenaußer Zweifel, während man bei
dem Vorschlage des Landesdirektors diese immerhin noch in Zweifel ziehen könne. Er bäte es
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bei seinen: Antrage zn belassen. Bei der Abstimmungwurde der Antrag des ücmdesdirektorsmit
großer Mehrheit angenommen.

Von Seiten desselben Antragstellers wurde zu Nr. V der Anträge des Prouiuzial-
ausschnsses, Nr. 11 der Drucksachen Seite 30 (Seite 175 der Anlagen), beantragt, den Prouinzial-
ausschuß zu ersuchen, in Erwägung zu nehmen, ob nicht die Verwendung geistlichen (katholischen oder
evangelischen) Pflegepersonals in den Provinzialanstalten zu ermöglichen ist.

Zur Begründung bemerkteder Antragsteller, durch seine früheren Anträge zu den
„Dienstvorschriften für die bei den Privat-Irrenanstalten anzustellenden Aerzte,
bezüglich der diesen Anstalten seitens des Landesdirektors der Nheinprovinz über-
wiesenenKranken"

habe er mehrere Antrage gestellt, welche alle den Zweck hätten, die Stellung des Anstaltsarztes
zu kräftigen. Er wolle die Anstellung und Entlassung des Arztes möglichst unabhängig machen
von dein Anstaltsuorstand (Vorstand der Genossenschaft, Provinzialuerein für innere Mission), er
wolle seine Entlassung und Anstellungnur zulassenmit Zustimmung der Prouinzialverwaltung,
er wolle ihm einen Einfluh einräumen auf die ökonomische und wirtschaftliche Verwaltung der
Anstalt dadurch, daß er die Beköstigungder Kranken nicht blos zu controliren, sondern zu regeln
haben wird, er wolle den Anstaltsarzt endlich dadurch besonders stärken, daß er das Wärter¬
personal in Bezug auf seine Pflegethätigkeit lediglichdein Arzt unterstelle. Dieser habe in erster
Linie (vorbehaltlichder Anrufung des Landesdirektors) zu entscheiden,ob ein Wärter oder eine
Wärterin für die Irrenpflege geeignet ist. Leider habe die Commission in letzterer Beziehung
feinem Antrage nicht in vollem Umfange stattgegeben.

Aus dieser seiner Stellungnahme zn den Anstaltsärzten einerseits und dem Pflege¬
personal andererseits habe man mit Unrecht geschlossen, als ob er — der Antragsteller — ein¬
genommen sei gegen das geistliche Pflegepersonal und das weltlichebevorzuge. Letzteres sei nicht
der Fall. Er habe nur hervorgehoben,daß beide, geistliche und welllichePfleger, Menschenseien
und Fehler hätten, im Uebrigen verkenne er nicht die segensreiche Thätigkeit des geistlichen Pflege¬
personals auf dem Gebiete der Krankenpflegeim Allgemeinenund dem Gebiete der Irrenpflege
im Besondern.

Um diesem Verdachte entgegenzu treten, habe er seinen oben mitgetheilten Antrag gestellt.
Er halte die Frage, ob die Verwendung geistlichenPflegepersonals in Provinzial¬

anstalten möglichsei für eine Frage, die der Prüfung werth sei.
In erster Linie kommt das Urtheil der sachverständigenAerzte in Betracht. Diese hätten

sich allerdings in einem seinen Antrag verneinenden Sinne geäußert, allein dies sei alles geschehen
unter dem Einfluß der früheren Kämpfe und eine erneute Prüfung daher nicht ausgefchlossen.

Diese solle sich darauf beziehen,ob nicht alle oder einzelneder jetzt bestehenden Genossen-
schafts-Pflegeanstaltenunter Beibehaltung des bisherigen geistlichen Pflegepersonals
von der Provinz übernommen werden könnten, ob nicht auch weiter geistliches Pflegepersonal in
den Provinzialanstalten verwendet werden tonne.

Er bäte den Provinzialausschuh, diese Frage unparteiisch zu prüfen und vor allem die
Herren Aerzte hierüber zu hören.

Gegen den Antrag sei eingewendet, daß dadurch die Provinzialanstalten einen con-
fessionellen Charakter erhalten mühten.

Dies halte er nicht für zutreffend. Er sähe nicht ein, warum nicht ein geisteskranker
Katholik von einer evangelifchenDiakonissin gepflegt werden könne, und was entgegenstehe,die
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Pflege eines geisteskranken Evangelischen einer Nonne anzuvertrauen. Sollte aber eine confessionelle
Trennung der Anstalten durch die Ausführung des Antrages nothwendig werden, so würde immer
zu erwägen bleiben, ob die Nachtheile dieser Trennung nicht durch andere Thatsachen auf¬
gewogen würden.

In erster Linie müßten diese Frage die Aerzte entscheiden. Falls der Arzt die Ent¬
scheidung über die Qualifikation des einzelnenPflegers in der Hand habe, halte er die Bejahung
der Frage durch die Sachverständigen nicht für ausgeschlossen.

Die Commissionbeschloß, diesen Antrag dem Provinzialausschußzur Erwägung zu geben.
Die verstärkteII. Fachcommission steht der Anstellung eiues Landespsychiatcrszustimmend

gegeuüber,ebenso den Vurschlägcu bezüglich der Entlastung des Austaltsdirettors von oen Verwaltungs»
geschäftcn. Diese Einrichtung jull vorläufig nur für Bouu eintreten und bei der neu zu erbauenden
Anstalt. Auch den Rcglemcntsäuderungeugab die Commissiuu ihre Zustimmung und beantragt deren
Geuehmignngdurch den Prouinziallaudtag. Somit würde durch Annahme der Anträge Ihrerseits
eine Mehrbelastung der Provinz durch folgende Zahlen dargestellt:

1. Erweiterung von Grafenberg und Merzig ..... 1280 000 Mark
2. Neubau einer Provinzial'Irrenanstalt ....... 3 200000 „
3. Station für irre Verbrecher.......... 160000 „
4. Bauliche Verbesserungenin den Provinzial-Irrenanstalten 550000 „

in Summe 5 190000 Mark.
Außerdemkommen hinzu noch vorschußweiseZahlungen, die zur Vorbereitung der Vorschläge

bereits geleistet werden müßten und zwar für Grundftnckscrwerbung,die im Interesse der Erweiterung
lmd besseren Entwässerungder Proviuzial-Irrenanstalteu nothwendigwaren 162103 Mark 13 Pfg.,
ferner Ausgaben für besondere technischeKräfte zur Vorbereitung der Projekte «., Reisekosten der
Commission,Sachverständige,Druckkosten nnd andere sächliche Kosten 26 665 Mark 51 Pfg,, fodaß
sich also die insgesammt vorzusehende Belastung belauft auf abgerundet 5 390000 Mark, wozu die
dem nächsten Proviuziallandtage vorzulegendenKostenanschlägeder Anstalt für Epileptiker und
Geisteskrankezu 800 Köpfen mit etwa 3 200000 Mark treten werden, sodaß im Ganzen etwa
8 590000 Mark aufzuwendensind.

Wie Sie sehen hat sich die Commission im Wesentlichen den Darlegungen und Anträgen
des Provinzilllausschussesangeschlossen. Ich beantrage im Namen der verstärkten II. Fachcommission
die Geuehmignngder Ihnen vom Provinzialausschußvorgelegte«Auträge, sowie derjenigen Anträge
und Resolutionen, die Ihnen in Nr, 8? der Drucksachen zugestelltsind, (Beifall,)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst Herrn Abgeordneten
Zweigert das Wort,

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Nachdem wir uns in der Generaldebatte
darüber verständigt haben, daß der Weg, den der Provinzialausschußmit der uns jetzt vorliegenden
Vorlage einschlägt,der richtige ist, will ich auf den Streit, ob dieser Weg ein anderer ist wie der
frühere, nicht wieder zurückkommen, sondern auch meinerseitsIhnen die Annahme der Anträge der
Fachcummissiouwarm z empfehlen mit der »einzigen Ausnahme der Abäuderung, welche ich mir
gestattet habe zu beantragen und die sich gedruckt in Ihren Händen befindet.

Meine Herren! Die Arbeiten der Commission haben sich, wie Sie aus den Anträgen, die
Ihnen vorliegen, ersehen und wie Sie aus dem Referate» des Herrn Dr, Venn entnommen haben
werden, im Wesentlichenum die Frage der Stellung des Arztes gedieht und zweitens um die
Wärterfrage.
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Bei der Stellung des Arztes ist von Seiten der Commissionbeschlossen, daß bei den
Privat-Pflegcanstlllten die Anstellung des Arztes fernerhin nicht wie bisher bloß „im Einver¬
nehmen" mit dem Landesdirektor, sondern ferner nur mit seiner Zustimmung erfolgen dürfe,
und daß dasselbe hinsichtlich der Entlassung gilt. Was die Annahme des Arztes betrifft, so lege
ich für meine Person auf die Zustimmung des Landcsdirektors nicht den erheblichenWerth, weil
bereits im Z 18 der von dem Herrn Minister erlassenenInstruktion ausdrücklicherklärt ist, daß
zur Anstellung des Arztes die Genehmigung der Ortspolizeibehörde,die nicht ohne Zustimmung
des Regierungs-Präsidenten ertheilt werden dürfe, erforderlich sei. Ich halte es aber immerhin
doch für wünschenswert!),daß derjenige Beamte, welcher im Wesentlichendie Kosten der Anstalt
bezahlt, auch bei der Anstellung des Arztes einen wesentlichenEinfluß ausübt.

Was die Entlassung des Arztes betrifft, so regelt darüber die ministerielleInstruktion
lediglich den Fall, daß ein Arzt sich als für die Stellung nicht gewachsen erweist; sie sagt in
dieser Beziehung, daß die Genehmigung der Ortspolizeibehörde bezw. des Herrn Regierungs¬
präsidenten zurückgenommen werden könne, wenn die Unrichtigkeitder Nachweife— nämlich über
feine Befähigung — dargethan wird, auf Grund deren sie ertheilt worden ist, oder wenn aus
Handlungen oder Unterlassungen des Arztes sich dessen Unzuverlässigkeitin Bezug auf die ihm
übertragene Thätigkeit ergiebt. Dagegen regelt die ministerielleInstruktion den Fall gar nicht,
daß ein durchaus zuverlässiger Arzt, ein Arzt, welcher seiner Aufgabe völlig gewachsen ist, von
dem Anstaltsuorstand entlassen werden soll, aus Gründen, die mit seiner ärztlichen Thätigkeit an
sich nichts zu thun haben, vielleicht weil er allzu scharf auf die Einhaltung der ministeriellen
Anweisungenhält, weil er allzu scharf seine eigenen Rechte in Anspruch nimmt, die Beköstigung
der Kranken zu regeln u. s. w. Gerade die Competenzfragen sind in der Irrenpflege die
wichtigstenund diejenigen, welche die Stellung des Arztes so außerordentlich zweifelhaft machen,
Fragen, die die Anstaltsvorstände zum Theil bestimmt haben, die Aerzte widerruflich oder mit
ganz kurzen Kündigungsfristen anzustellen. Ist dies geschehen,so ist dadurch die Stellung des
Arztes zum Anstaltsvorstande zu einer durchaus unfreien geworden. Diese Fragen regelt der
§ 18 der ministeriellen Anweisung nicht, und doch ist es dringend nothwendig, dem Anstaltsarzt
auch den Genossenschaftenund dein Verein für Innere Mission gegenüber das nöthige Rückgrat
zu verleihen, daß er nicht nöthig hat, jedem Wunschedieser Vorstände nachzukommen.Um dies
zu erreichen, ist beantragt worden, daß auch seine Entlassung vom Genossenschaftsvorstandenur
mit Zustimmung des Landesdirektors erfolgen könne. Diese Zustimmung wird der Landcsdirektor
zweifellos in allen denjenigen Fällen ertheilen, in denen sie berechtigterweise von dem Anstalts¬
vorstände gefordert werden kann.

Meine Herren! Es ist sodann i» der Commissionbeschlossen worden, daß der Anstalts¬
arzt die Verpflegung der Kranken, die Beköstigungnicht nur zu controliren, sondern seinerseitszu
regeln habe. Ich meine, daß diese Vorschrift bereits nothwendig war in Folge der ausdrücklichen
Bestimmung der ministeriellen Anweisung, welche im § 19 Nr. 3 die Vorschrifthat: „Sache des
Arztes ist die Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährenden besonderen Kost und Ver¬
pflegung". Darin liegt, daß der Ansialtsarzt auf die Verpflegung der Kranken und damit auf
das gesummte wirthschaftlicheGetriebe der Anstalt einen maßgebenden Einfluß auszuüben hat.
Nur dadurch, daß Sie den Anstaltsarzt mitten in die wirthschaftlicheVerwaltung der Anstalt
hineinfetzen,daß sie ihm ein lebendiges Interesse auch an ihrer wirthschaftlichenEntwickelung
geben, werden Sie ihn zu einem wirklichenLeiter der Anstalt machen.

Ich bitte daher, auch diesem Antrage Ihre Zustimmung zu geben.
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Unter Nr. o der Anweisung^ist sodann gesagt, daß der Anstaltsarzt auf die Auswahl
und Veitheilung des Pflegepersonals sin die einzelnenStationen und für einzelneDienstleistungen
zu achten und uöthigenfalls die Ablösung eines für die Irrenpflege etwa nngeeignetenWärters
oder eiuer Wärterin zu beantragen habe. Meine Herren, bei wem er es zu beantragen habe, ob
bei dein Anstaltsvorstandeoder bei dem Lnudcsdirektor, wer darüber zu entscheidenhat, ob der
Anstaltsvorstand oder der Landesdirektor,nnd was nnn eigentlich wird, wenn der Anstaltsvorstand
sagt: ich entlasse diese Wärterinnen oder ich löse diesen Wärter nicht ab, ob der Landesdirektor
dann sagen kann: ich verlange diese Ablösung nnd ob diesem Antrage des üandesdirektors stattge¬
geben werden muß, darüber steht iu der Instmktion kein Wort und auch die ministerielle Anweisung
hat in dieser Richtung nur die eine einzige Vcstimmung:

„Der Unternehmer" — das ist nämlich der Genosscnschaftsvorstandoder der Verein
für Innere Mission — „hat dem leitenden Arzte folgende Obliegenheiten zn über¬
tragen: 4, die Bestimmungenüber die gcsammte Thätigkeit des Wärtersiersonals,soweit
es sich nm die Krankenpflegehandelt".

Man kann allerdings daraus wohl schließen, daß nach der ministeriellenAnweisungdem
Anstaltsarzt die Vefuguiß übertragen werden muß, den einzelnen Wärter von jeder Krankenpflege»
thätigkeit zu suspendiren; aber ob die Bcfngniß des Arztes foweit geht, die Ablösung des Wärters,
seine Entfernnng aus der Anstalt selbst zn beantragen, kann nach den vorstehendenVorschriften
zweifelhaftsein.

Nun war der Herr Landesoirektorin der Commissionmit mir einverstanden,daß es ohne
allen Zweifel sei, daß der Wärter, der sich als ungeeignet erwiesen habe, nach dem Urtheil des
hierfür allein zuständigen Anstaltsarztes, entlassen werden müsse, Er meinte aber, die Fassung, wie
ich sie in der Commission bereits beantragt habe nnd wie ich sie hier wiederhole, sei zn scharf.
Ja, meine verehrten Herren, Schärfe thut niemals etwas, wenn dadurch Klarheit herbeigeführt
wird. Was heißt es, wie die Commission beantragt hat: „Der Anstaltsarzt hat vorbehaltlichder
Cutscheiduugdes Laudesdirektors die Ablösung eines ungeeignetenWärters zu verlangen?" Er hat
sie zu vcrlaugeu! Das ist nicht viel anders, als wie: er hat sie zu beantragen. Ich will zugeben,
daß, wenn ich etwas verlange, ich dann ein Recht haben mnß, es zu bcautragen, aber das steht
da eigentlich schon drin. Ob diesen: Antrage stattgegeben werden muß und was zu erfolgen hat,
wenn dem Antrage nicht stattgegeben werden muß, darüber sagt der Autrag des Herrn Landes¬
direktors nichts und deshalb meine ich: wenn man will, daß der Genossenschaftsvorstand gehalten
ist, einen Wärter zu entlassen, wenn er sich als ungeeignet erweist, dann muß man es auch so
fassen, wie es in meinem Antrage geschehen ist:

„Wärter und Wärtcriuucn, welche von den: Anstaltsarzt als für die Irrenpflege unge¬
eignet bezeichnet werden, müssen von den: Anstaltsvorstand, vorbehaltlich der Cntscheidnng
des Landesdirektors, abgelöst werden".

Nur dann ist das Verhältniß des Arztes zu den einzelnen Wärtern und Pflegern klar
geregelt, nur dann weiß der Arzt, was er zn thnn hat, und der Anstaltsvorstand, bezw. Gcnossen-
schaftsvorstandist gegen übermäßige Ansprüche und unberechtigteAnforderungen des Arztes durch
die Anrnfung des Landesdirettors vollständig geschützt. Meine Herren, ein Genossenschaftsvorstand,
der sich dieser Bestimmung nicht unterwerfe,: sollte, der sein eigenes Urtheil über das Urtheil des
sachverständigen Arztes setzen sollte und aus diesen: Grunde die weitere Anfncchme von Pfleglingen
ablehnen sollte, hat dadurch meines Erachtcns bereits bewiesen, daß er für die Irrenpflege cm
ungeeigneter ist, und ich würde es gar nicht bedauern, wem, denjenigen Genossenschaftsvorstehern
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und Vorsteherinnen der Innern Mission, welche sich einer solchen Bestimmung nicht fügen wollen,
die Fürsorge für die von der Provinz unterzubringendenKranken abgenommenwürde.

Meine Herren! Wenn nun aber die Frage der Stellung des Pflegepersonals zu den
Anstaltsärzten in dieser scharfenund klar abgegrenzten Weise geregelt ist, wie dies auf Grund
der Beschlüsse Ihrer Commissionund namentlich auf Grund meines erweiterten Antrages geschehen
ist, dann halte ich es für in hohem Grade wünschenswerth und aus diesem Grunde möchte ich
bitten, daß Sie sich auch dem Beschlusse unter « der Anträge anschließen mochten, daß auch in
unseren Provinzialanstalten geistliches Pflegepersonal verwendet wird. Ich für meine Person
stehe niemals an, die Erklärung abzugeben, daß ich im Allgemeinen das geistliche Pflegepersonal,
sowohl das evangelische wie das katholische, auf Grund der langjährigen Erfahrungen, die ich auf
dem Gebiete der Krankenpflegegemacht habe, für ein geeigneteres halte als wie das weltliche
und daß ich es mit großer Freude begrüßen würde, wenn das geistliche Pflegepersonal auch in
den Provinzialanstalten Verwendung finden könnte, alles aber unter der Voraussetzung, daß die
Disposition über das Personal, die Beurtheilung seiner Pflegethätigkeit nicht dem Genossenschafts'
Vorstände, sondern allein dem Anstaltsarzte zusteht. Ich meine daher, daß diese Frage der
Erwägung werth ist und sie hat doch auch eine weitere Seite, die auch der Herr Referent hervor¬
gehoben hat. Ich habe im vorigen Jahre den Weg des Prouinzialausschusses, die Kranken nicht
in eigenen Anstalten, sondern in solchen Anstalten, die von Genossenschaftengeleitet sind, unter¬
zubringen, nicht für den richtigen erklärt. Eine Umkehr auf diesem Wege, eine Uebernahme aller
jetzt im Priuatbesitz befindlichenAnstalten zu beantragen, das wage ich nicht; derart radikale
Anträge kann man nicht stellen; jeder Verwaltungsbeamte wird sich hüten, auf einem Wege, der
einmal beschrittenist, eine plötzliche Umkehr vorzuschlagen. Dagegen, meine Herren, wird der
Antrag der Verwendung geistlichen Pflegepersonals in Provinzialanstalten den Weg der Erwerbung
der einzelnenGenossenschaftsanstaltendurch die Provinz erleichtern. Wenn den einzelnen Genossen-
schaftsuorstandenbezw. den Vorständen der Innern Mission gegenüber die Erklärung abgegeben
wird: „wir wollen Euere Anstalten übernehmen, wir belassen aber die gesammte Pflege den
Alexianern, den Nonnen, den Diakonissinnen", so werden letztere viel geneigter sein, die Leitung
und Verwaltung der Anstalten an die Provinz abzutreten, als wenn letzteres nicht der Fall ist.

Es würde dies meines Erachtens der Weg sein der allmählichenUebernahme der Anstalten
in die Verwaltung der Provinz.

Meine Herren! Es ist eingewendetworden, daß dadurch unbedingt eiue Trennung der
Anstalten nach Eonfesstonennöthig werden würde. Der Herr Referent hat Ihnen bereits erörtert,
daß ich in der Commission dies nicht für eine unbedingte Consequenz dieses meines Antrages
erklärt habe. Meines Erachtens wird damit nicht eine vollständige confessionelle Trennung aller
Allstalten herbeigeführt? Er hat Ihnen die Gründe mitgetheilt, aus denen ich diese Ueberzeugung
nicht haben kann. Aber, meine Herren, wenn dies selbst der Fall sein würde, so würden doch
meines Erachtens die Herren Aerzte einmal die Frage zu beantworten haben, ob nicht in der
That die Vorzüge des geistlichen Pflegepersonals diejenigen Nachtheile überwiegen, welche durch
eine confessionelle Trennung herbeigeführt werden. Ich würde mich wie in allen Fällen, die die
Irrenpflege betreffen, in erster Linie dein Urtheile der sachverständigenAerzte unterwerfen. Wie
die Entscheidungder letzteren ausfallen wird, weih ich nicht; bisher haben die Aerzte sich dagegen
geäußert. Daß das geschehen, ist, wie ich glaube, unter dem Eindruckder Kämpfe geschehen, welche
um die Art der Irrenpflege in den letzten Jahren mit größter Heftigkeitspeziell in unserer Provinz
geführt worden sind. Ich hoffe, daß eine nochmalige Erwägung grabe speziell dieses Antrages,
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des letzten, der Ihnen vorliegt, mit dazu beitragen wird, eine Versöhnung herbeizuführenauf einem
Gebiete, auf dem meines Erachtens alle Partheien und alle Coufessionen einig sein sollten. (Beifall,)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Oberbürger¬

meisters Zweigert zerfallen in zwei Theile.
Der erste Theil befaßt sich mit Vorschlägenzur Abänderung der Dienstvorschriftenfür die

bei den Privat-Irrenanstalten angestellten Aerzte. In dieser Hinsicht werden drei Vorschläge
gemacht. Ich bemerke vorab, meine Herren, und habe das auch in der Commissionausgeführt,
daß in sachlicher Hinsicht durch diese Vorschlägenicht das allcrmindestean den bestehenden Ver¬
hältnissen geändert wird. (Beifall) Nur die Form ist eine andere, die Sache selbst ist nicht eine
andere. Die geltenden Bestimmungen enthalten die Worte: „die Ernennung und Entlassung der
Aerzte erfolgt durch den Vorstand der betreffendenAnstalt im Einvernehmen mit dem Landes¬
direktor". Herr OberbürgermeisterZweigert hatte zuerst vorgeschlagen,an Stelle des Wortes „Ein¬
vernehmen" „Bestätigung" zu sagen. Ich habe dagegen ausgeführt, daß die Bestätigung der Aus¬
fluß einer obrigkeitlichen Befugniß sei, welche wir nicht hätten, daß aber das Wort „Einvernehmen"
so verstanden worden sei, daß die Ernennung und Entlassung der Zustimmung des Landesdirektors
bedürfe. (Sehr richtig.) Wenn man daran zweifelt, so habe ich absolut nichts dagegen, daß man
das Wort „Einvernehmen" in „Zustimmung" umwandelt, weil ich das für dasselbe erachte und
habe ich deshalb in der Commissionausgeführt, daß man sagen solle „Zustimmung", wenn Sie
Zweifel haben.

Die zweite Aenderung, meine Herren, betrifft den Satz: — der Arzt — „Er hat die
Beköstigungzu kontroliren".

Meine Herren! Diese Bestimmung ist faktisch so gehandhabt worden, daß innerhalb des
Normalbeköstigungsplanesder Geüossenschaftsvorstcmd einen Speisezettel für die Woche aufstellte,
daß dieser Speisezettel dann vom Arzte vom hygienischenGesichtspunkteaus revidirt und unter¬
schrieben und der Beköstigungzu Grunde gelegt wurde, sodah, wenn die Revision kommt, welche
auch die Beköstigungrevidirt, feststeht, daß der Arzt den Zettel für die Beköstigungmit unter¬
schrieben und seine Einwilligung damit bekundet hat. Dies Verfahren, meine Herren, ist wohl
ohne jedes Bedenken für die Kranken und ist auch niemals über diesen Punkt eine Differenz
entstanden. Wenn Sie aber das Wort „Regeln" vorziehen, so ist mir das eben so lieb; ja ich
selbst ziehe das Wort „Regeln" vor, weil es ein deutsches Wort ist und an dem Bestehenden
nichts ändert.

Der dritte Vorschlag betrifft folgenden Satz: „Der Arzt ist berechtigt, nöthigenfalls die
Ablösung eines für die Irrenpflege etwa ungeeignetenWärters oder einer Wärterin zu beantragen".
Hier hat Herr Oberbürgermeister Zweigert ausgeführt, was alles aus diefer Bestimmung folgen
könnte und wie unklar sie sei; allein, meine Herren, wenn man die Bestimmung nimmt, wie sie
im jetzigenReglement steht, und vergegenwärtigt sich dabei das Verhältniß der Ordensgenossen¬
schaften zu unserer Verwaltung, so werden die Bedenkendes Herrn Oberbürgermeisters Zweigert
zerfallen. Die Sache liegt doch einfach. Wenn ein Wärter von dem Arzt für nicht geeignet
befunden wird, fo theilt er dem Anstaltsvorstand dies mit und fordert die Ablösung dieses
Wärters. Folgt alsdann der Anstaltsnorstand nicht, so ist der Arzt verpflichtet,da er ja an den
Landesdirektor über alle die Kranken betreffendenVorkommnisseBericht abzustatten hat, sich beim
Landesdirektor darüber zu beschweren, daß der ungeeignete Wärter bleibt; und dann werden wir
schon einschreiten. Wenn Herr OberbürgermeisterZweigert glaubt, die Instanz des Landesdirektors
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sei nicht Vorgesehen, so kann man zur Ausfüllung an der betreffendenStelle die Worte einfügen:
„vorbehaltlich der Entscheidung des Landesdirektors", um damit zu bekunden, daß bei Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen dein Anstaltsvorstandeund dem Arzte die Entscheidungenin der Hand des
Landesdirektors liegen und daß er die Entfernung des Wärters soll verlangen können.

Ich halte zwar eine solche ausdrücklicheVorschrift nicht für geboten, denn, meine Herren,
wenn wir mit den Genossenschaften auf dem Fuße ständen, daß sie uns mit solchen Deduktionen,
wie wir eben gehört haben und wie sie vom juristischen Standpunkte wohl aufgestellt werden,
kämen, dann glaube ich, wäre es besser, daß wir das ganze Verhältniß zu ihnen aufheben
würden. (Sehr richtig!) Ich bin aber der Meinung, daß das Verhältniß, welches auf gegenseitiger
Treue und Glauben beruht, solche Deduktionen gar nicht zuläßt. Die Ordensgenossenschaftensind
uns auch niemals mit derartigen Fragen gekommen und Herr Oberbürgermeister Zweigert wird
auch keinen Fall namhaft machen können, wo ein folcher Zweifel in der Praxis je aufgetreten ist.

Herr Zweigert verlangt nun für die bezügliche Bestimmung eine noch schärfereFassung,
wie die Fachcommissionbeschlossen hat. Ja, meine Herren, wenn sich die Nothwendigkeithierfür
ergäbe, würde ich dafür sein, aber wozu soll man mit scharfen Worten kommen, wenn keine Noth¬
wendigkeit dazu vorhanden ist. Wenn wir die Bestimmung jetzt neu zu erlassen hätten, dann
könnten wir ja vielleicht ohne Bedenken die schärfere Fassung wählen, allein, meine Herren, wir
ändern jetzt das Bestehendeund sagen selbst, in der Sache »vollen wir, wie jetzt die Praxis
gehandhabt wird, nichts Neues. Wenn wir da nun mit solchen scharfen Bestünmnngm kommen,
dann liegt zu nahe, daß man Hintergedanken dabei vermuthet und von der anderen Seite etwas
in diese Bestimmungen hineingelegt wird, was nicht darin liegt. Es wird auf diese Weise zu
leicht Mißtrauen erregt, und das wollte ich durch die Fassung, die nach meinem Dafürhalten
hinreichendklar ist, vermeiden.

Ich resumire mich also dahiu, meine Herren, daß ich gegen die Aenderung von „Einver¬
nehmen" in „Zustimmung" und gegen das Wort „Regeln" nichts zu erinnern finde, anch dagegen
nicht, daß für die Ablösung der Wärter die Entscheidungdes Landesdirektors als maßgebend in
dem letzten Paragraphen hingestellt wird; allein ich halte das für ausreichend,wie die Eummission
auch beschlossen hat.

Der zweite Theil der Ausführungen des Herrn Oberbürgermeisters Zweigert befaßte sich
mit Einführung der geistlichen Pflege in die Prouinzialanstalten. Meine Herren, es ist das eine
Frage, die der ernstesten und eingehendstenErwägung bedarf, eine Frage, gegen welche, wie ich
nicht verkenne, auf der anderen Seite doch manche Bedenken vorwalten, welche zunächsteingehend
geprüft werden müssen, bevor man eine Stellung zur Sache nehmen kann. Ich möchte deshalb
diese Frage heute nur aä rLioronHun! zur eingehenden Prüfung für den Prooinzial-
ausschuß nehmen.

Zum Schlüsse muß ich noch einen Punkt hier berichtigen. Herr Oberbürgermeister
Zweigert hat hier wiederum gesagt, eine Umkehr von dem bisherigen Systeme der Unterbringung
der geisteskranken Pfleglinge wäre nicht möglich, weil die Provinz auf diesem Wege zu weit
gegangen sei. Dem möchte ich nochmals auf das Entschiedenste widersprechenund fühle ich mich
dazu veranlaßt, weil solche Aeußerungen nur zu leicht zu Mißverständnissen führen. Meine
Herren, die Provinz hat die Fürsorge für die unheilbaren Geisteskranken erst seit dem Jahre
1893 und seit dieser Zeit ist Nichts geschehen, wodurch die Provinz für ein Bestimmtes dauernd
eugagirt worden ist. Wie ich glaube, habe ich iu meinem ersten Vortrage ausgeführt, daß im
Falle der Provmziallandtag die sämmtlichenKrankeniu öffentlichen Anstalten verpflegt sehen wolle,
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der Ausführung dieses Beschlussesabsolut nichts im Wege stehe. Wenn Sie, meine Herren, dies
wollen, nun gut, dann beschließen Sie es uud dann werden wir Ihren Beschlußgewissenhaft aus¬
führen und dem nächsten Landtage eine Vorlage zur Erbauung oder Erwerbung der erforderlichen
Pflegeanstlllteu unterbreiten. Ich muß die Verwaltung aber auf das Nachdrücklichste dagegen in
Schütz nehmen, daß ihr nachgesagt wird, daß sie den Landtag in eine Art von Zwangslage gebracht
habe uud daß er deshalb jetzt ciucu Weg, den er für falsch hält, beibehalten müsse. Das ist, wie
gesagt, meine Herren, durchaus nicht richtig; Sie haben es in Ihrer freien Erschließung, ob Sie,
anstatt Geld für die Pflege in Prwatanstalten aufzuwenden,neue öffentliche Pflcgeaustalten bauen
wollen. Herr Oberbürgermeister Zweigcrt sagt, „ich halte dcu Weg für uicht richtig, daß wir
Kraule in Privatanstaltcn pflegen lassen, sondern ich halte öffentlicheAnstalten allein für geeignet".
Herr OberbürgermeisterZweigcrt geht damit über den Rahmen des Gesetzesvon 1891 hinaus.
Diese Frage ist nach meinem Dafürhalten entschiedenwurden bei dem Erlaß dieses Gesetzes.
Damals hat die Stcmtsregiernng, in Ucberstimmung mit dem Landtage der Monarchie, dafür
entschieden, daß die Privatanstalten geduldet werdeu sollten. Das Gesetz von 1891 bestimmt nicht,
daß die der Provinz zur Pflege anheimfallendenIrren in Provinzialcmstalten unterzubringen seien,
sondern in geeigneten Anstalten. Geeignet ist aber, meine Herren, eine jede vom Staate concessionirtc
uud beaufsichtigte Austalt. Andernfalls müßte der Staat die Anstalt schließenund zwar für alle
Kranke und nicht bloß für die Kranken der Provinz. Indem das Gesetz von 1891 ausdrücklich
die Pflege in „geeigneten Anstalten" vorschreibt,hat es der Proviuzialvcrwaltuug überlassen,
geeignetePrwatanstalten zu benutzen— und soviel ich weiß — haben auch alle übrigen Provin-
zialuerwaltnngen das Vorhandene, was in anderen Provinzen allerdings wenig war, benutzt und
keine Provinz hat sich prinzipiell auf den Standpunkt gestellt: wir pflegen ausschließlichin
Proviuzialanstalten.

Ich wiederhole aber, der Weg hierzu steht Ihucn immer noch offen und Sie können die
ausschließliche Pflege in öffentlichenAnstalten beschließen, wenn Sie das für richtigerhalten. Auf
die rein theoretischeFrage lasse ich mich hier nicht ein, daranf, ob das Eine idealer ist wie das
Andere,darauf kommt es bei dieser Frage nicht an, sondernes kommt darauf an, was wir den gegebenen
Verhältnissen gegenüber thun müssen. Diese Verhältnisse haben sich nun in der Rheinprovinz nicht
erst seit dem Jahre 1893, auch nicht seit dem Jahre 1892 entwickelt, sondern sie reichen in ihren
Anfcmgsstadicnbis zum Anfang dieses Jahrhunderts und darüber noch hinaus zurück, seitdem wir
überhaupt eine Irrcnpflege in der Rhcinprovinz haben. Diese historische Entwickelung- und das
habe ich immer behauptet —- töuueu uud dürfen wir uicht iguorircn, wohl aber kann alles ignonrt
werden, was seitens der Provinzialvcrwaltnng auf diesem Gebiete seit dem Jahre 1891 geschehen
ist. (Beifall).

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordnetervou Grcmd-Ry.
Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Eine Meinungsverschiedenheitbezüglich

der Vorlage des Proviuzialausschussesbesteht ja uur in unwesentlichenPunkten.
Die jetzige Vorlage in ihrer Gesammtheit findet, soweit ich die Sache übersehe,die vollste

Zustimmung des Provinziallandtages. Die Resultate der ganzen Berathung thun aber anch dar,
daß die Proviuzialvcrwaltuug den ihr von mancherSeite in der Oeffentlichkeit zu The,l gewordenen
Tadel nicht verdient. .„ ^ < r z. » <

Die Aenderungen, die jetzt vorgeschlagenwerden - und das will ,ch besonders hervor¬
heben - sind nicht so erheblicherArt, daß daraus eine Berechtigung hergeleitet werden könnte,
die früheren Vorschlägezu vcrurtheilen oder sie sogar für die Erlebnisse der letzten Ze,t verant¬
wortlich zu machen.
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Das, was uns in diesem Augenblick beschäftigt, meine Herren, sind vor Allem die Anträge
des Herrn AbgeordnetenZweigert.

Ich bin der Meinung, daß der Herr Abgeordnete Zweigert, der jetzt im Großen und Ganzen
seine Zustimmung zu dieser Vorlage der Provinzicilverwaltunggiebt, auch nicht berechtigt ist, auf
angeblichprinzipielle Unterschiede gegen die früheren hinzuweisen und daraus für sich ein besonderes
Recht der Kritik herzuleiten, da er in früheren Verhandlungen über diese Fragen dem Vorgehen
der Provinzialvcrwaltung seine Zustimmung ebenfalls gegeben hat, ich erlaube mir seine hierauf
bezügliche Aeußerung am Schlüsse seiner damaligen Rede S. 224 zu verlesen, es heißt dort: „Ich
möchte ausdrücklich dagegen Verwahrung einlegen, daß man aus diesem meinem Worte etwa eine
übelwollendeKritik unserer Rheinischen Irrenpflege herleiten konnte; im Gegentheil, ich erkenne gern
und vollständig an, daß unsere Rheinische Irrenpflege sich in durchaus gutem Zustande befindet uud
wir gar nichts in dieser Beziehung zu wünschen übrig haben; nur wollte ich mich wenden gegen
die Kritik der Denkschrift".

Meine Herren! Herr Zweigcrt hat also damals vollständig das als richtig anerkannt,
was vorgeschlagen worden ist, und er stand damit auf dem gleichen Boden mit uns bei der da¬
maligen Beurtheilung der Vorlage.

Was nun die Anträge zu den Bestimmungen, die uns jetzt beschäftigen, betrifft, so will
ich zunächsterklären, daß ich für meine Person denselben durchaus zustimme. Ich bin auch der
Meinung, daß die Stellung der Aerzte eine einflußreiche sein muß. Ich bin ferner der Meinung,
daß der Arzt auf alles das eine Einwirkung und zwar vielfach eine bestimmendehaben muß, was
der Herr Zweigert hier in seinen Anträgen zum Ausdruckbringt, so auf die Bestimmung der Be¬
köstigung, so vor Allem auf die Entlassung und Annahme der Wärter und daß ihm hierfür ein
starker Rückhalt bei der Provinzialvcrwaltuug gegeben werden muß. Die Aenderungen, die Herr
Zweigert vorgeschlagenhat, sind nun nach meiner Meinung hierzu aber gar nicht erforderlich.
Sie sind bei richtiger Interpretation auch schon voll enthalten in dem, was hier von der Provinzial-
Verwaltungvorgeschlagen wird. Der Herr Landesdirektor hat schon fast Alles vorweg genommen,
was sich hierüber sagen läßt. Ich will, um die Verhandlung nicht hinzuhalten, nur ein einziges
hervorhebenund das bezicht sich auf die Betostigungsfrage. Es soll hier der Arzt das Recht der
Bestimmung haben über die Verpflegung inucrhcilb des Normalbeköstigungsplanes. Die Ministerial-
Instrnktion vom 20. September 1895 sagt nun bezüglich der Beköstigung, der Arzt habe „die
Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährendenbesonderen Kost und Verpflegung zu be¬
stimmen". Herr Zweigert hat darauf hingewiesen, daß die Ministerial-Instruktion im § 19 Nr. 3
die Grundlage seines Abänderungsantrages bildet für die Regulirung der Betostigungsfrage. Es steht
hiernach dem Arzte die Bestimmungder Kost für einzelne Kranke und in besonderen Fällen zu.

Meine Herren! Nun bestimmtaber die vorgelegteInstruktion: der Arzt soll die Beköstigung
coutroliren und in einzelnen besonderen Krankheitsfällen eine besondere Diät anordnen. Ich
meine, damit wird doch schon vollständig das getroffen, die ministerielle Instruktion will auch
ohne die vorgeschlageneAbänderung das controliren und regeln. Nichtsdestowenigerstehe ich
nun diesen Abänderungen auf ^. und V und auch auf 0, wie sie die Commission vorschlägt,
vollständig zustimmend gegenüber, da ich anerkenne, daß sie eine größere Klarheit schaffen.
Nur dem neuen Antrage möchte ich meine Zustimmung nicht geben. Nach dem Commissions-
vorschlag soll der Arzt die Entlassung eines Wärters verlangen können, der Landesdirektor
entscheiden,ob sie erfolge; nach dem Antrag müsse der Wärter von dem Anstaltsvorstand ab¬
gelöst werden, vorbehaltlichder Entscheidungdes Landesdirektors, also, auch hier, nachdemder Herr
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Landesdirektor entschieden hal. Nun, meine Herren, halte ich doch die erste Fassung für berechtigter,
denn wie wird die Sache verlaufen? Es wird dem Arzte das Verlangen der Ablösung eines
Wärters ausgesprochen,nachdemder Landesdirektor geprüft und entschieden hat, wird die Ablösung
erfolgen oder sie unterbleibt. Nach dem vorliegendenAntrag wird fofort ausgesprochen, er muß
entlassen werden, der Landesdirektor hat aber auch hier, und nicht der Arzt, die Entscheidung,
dies muß betont werden; ich halte daher die Fassung der Commissionwesentlichentsprechender
der ganzen Sachlage.

Der Herr Landesdirektorhat darauf hingewiesen,daß wenn ein so gespanntesVerhältniß,
wie es diesen Vorschlägen zu Grunde läge, gegenüber den Genossenschaftenoder den sonstigen
Privatanstalten bestände, dies eine fehr bedenklicheSituation sei. Ich bin derselben Meinung
und würde den Anträgen nicht zustimmen,wenn ihnen irgend ein feindseligerGedankeuntergelegt
werben könnte.

Ich habe aber schon, glaube ich, darauf hingewiesen, daß kein wesentlicherUnterschied
zwischen den von der Commissionvorgeschlagenen Abänderungen und ursprünglichenBestimmungen
besteht, und daß es nicht nöthig ist, aus den Abänderungen eine Feindseligkeit oder eine Schärfe
gegen die Genossenschaften heraus zu lesen. Deshalb, meine Herren, glaube ich, daß eine Ver¬
bitterung der Verhältnisse daraus nicht folgen wird und daß man sie ohne Bedenken nach dieser
Richtung hin annehmen kann.

Die Stellung der Aerzte, meine Herren, ist hier in besonderer Weise hervorgehobenund
ich kann diese Frage nicht verlassen, ohne meinerseits noch darauf hinzuweisen,daß, wenn man von
Menschlichkeiten spricht bezüglich des Wärterpersonals und dergleichen,man auch ja nicht vergessen
darf, daß die Aerzte auch Menschen sind. (Beifall.) Den Anordnungen der Aerzte möge volle
Achtung und Beachtung zu Theil werden, aber, meine Herren, vergessen wir nicht, daß vielfach
Anordnungen kommen tonnen, die durchaus ungerechtfertigt sind, die au« Stimmungen und
Meinungen hervorgehen. Aus diesem Grunde erachte ich es für nothwendig, meine Herren, der
Provinzialverwaltung doch auch unsere Meinung dahin auszufprechen, daß sie nicht absolut den
Aerzten zu folgen habe, sondern daß sie eigene, unbefangene und reifliche Erwägung bei ihren
Entscheidungenund Beurtheilungen eintreten lassen müsse, sowohl bezüglich der Aerzte, als bezüg¬
lich des Wärterpersonals, als auch bezüglichder Vorstände der Privatanstalten.

Das, meine Herren, halte ich hier für nöthig auszufprechen,unbefchndet der Achtung,
die die Aerzte in dieser Frage in Anspruch zu nehmen berechtigt sind. Meine Herren, die letzten
bedauernswerthen Vorgänge haben zum WesentlichenVeranlassung in dein mangelndenEinfluß der
Aerzte, die hieraus hervorgehende Gegenströmung ist wohl in diesem Augenblickegeneigt, den
Einfluß und die Stellung der Aerzte so hoch zu schrauben, daß doch die Gefahr entsteht, sie
über das nöthige Maß hinaus gehen zu lassen.

Nun, meine Herren, liegt der Antrag des Herrn Zweigert vor bezüglich der geistlichen
Genossenschaften. Herr Kollege Iweigert hat diesen Antrag gestellt und hat ihn eingehend motivirt
in einer Weise, der ich vollkommenbeitreten kann. Er hat sehr vorsichtig— und dem schließe ich
mich auch vollständig an - dem Provinzialausfchuh die Angelegenheitzur Erwägung und Prüfung
vorgelegt und ich meine, sie ist, wie er felbst sagt, und wie der Herr Referent ausgesprochenhat,
wahrhaft der Prüfung werth. Herr Zweigert hat uns mit feinem Antrag die Anschauung
wiederholt, die er in früheren Verhandlungen ausgesprochenhat, und möchte ich ihm bestätigen,
daß es ungerechtwäre, ihm eine feindliche Stellung gegen die Pflege durch geistliche Genossen¬
schaften zuzuschreiben.
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Ich will auf die Wärterfrage nicht eingehen, Sie werden aber, wenn Sie sich über die
Einzelheiten aus früheren Landtagsberichten orientieren, insbesondere auch die Ausführungen des
Dr. Hoppe vom Jahre 1892 in dem Berichte vom Jahre 1895 beachten wollen, nicht verkennen,
daß die Wärterfrage eine sehr bedeutungsvolle und eine der wesentlichstenFragen der ganzen
Irrenpflege ist, und auch die schwierigste. Wenn nun die Provinzialverwaltung aufgefordert wird,
sich noch einmal Klarheit darüber zu verschaffen, ob nicht auch die geistlichenGenossenschaften
mehr herangezogen werden sollen, und vielleicht einzelne Anstalten übernommen werden müssen,
so möchte ich zunächst darauf hindeuten, daß die Frage der Uebernahmeder Anstalten auch dadurch
später vielleichtin eine größere Nähe gerücktwerden könnte, wenn, wie es thatsächlichschon jetzt
ist, die Zahl der Irren weiter wächst und dadurch das Bedürfniß für weitere Anstalten entsteht.

Was nun die Wärter selbst anbetrifft, so ist ja darüber kein Zweifel, daß die Wärter,
wenn sie durch innere Motive zu diesem Berufe geführt werden, doch auch in der That eine
gewisse höhere Garantie bieten, daß sie den Beruf in idealer Weise ausüben. Ich will nicht
einmal das harte Urtheil über die weltlichen Pfleger aussprechen, das von Aerzten in dem schon
erwähnten Bericht gefällt wird. Ich weise sodann darauf hin, — um nicht zu lang zu werden,
gehe ich nicht auf die confessionelle Trennung ein, — daß in Westfalen schon geistliche Genossen¬
schaften in den Anstalten sich befinden. Ich weise vor Allem darauf hin, daß in Elsaß-Lothringen
die Schwestern in den Irrenanstalten thätig sind, und daß dort von allen Seiten von der Ver¬
waltung sowohl wie von den Aerzten das Wirken der Schwestern im höchsten Maße Aner¬
kennung findet.

Gewiß, meine Herren, steht eine Forderung der Provinzialverwaltung nach dieser Richtung
in dein Vordergrund.- das ist die, daß sich die Anstaltenden Anforderungender Prouinzialanstalten
anbequemen, daß die geistlichen Pflegerinnen ihrerseits den Anordnungender Aerzte und der Verwal¬
tung rückhaltlosfolgen. Dies muß geschehen, und ich bin der Meinung, wenn das vielleicht nicht in
dein Maße geschehen ist, — ich spreche das offen aus — wie es wünschenswerthwäre, daß es
doch im Laufe der Zeit sich finden muh; ich würde es von meinem Standpunkte aus mit Freuden
begrüßeil, wenn sich Ordensgenossenschaftenoder geistliche Genossenschaftender Evangelischen
fänden, die selbstlos genug aussprechen: wir treten in eine solche Anstalt ein mit dein Bewußtsein
unseres Berufes, mit dem Willen, unsere Kräfte der Pflege dieser leidendenMenschen zu widmen,
und in dem demüthigen Sinne einer Magd Christi uns als Pstegcriuuen den Anforderungen
dieser Anstalten und den Anordnungen der Aerzte und der Verwaltung zu unterwerfen.

Ich hoffe, daß, meine Herren, im Laufe der Zeit diese Auffassung Geltung erlangen
wird. Sie besteht — das betone ich — in Elsaß-Lothringen, wie ich dieser Tage Gelegenheit
gehabt habe, aus autoritativein Munde zu hören. Ich hoffe, sage ich, es wird diese Gesinnung
innerhalb der Genossenschaftender Evangelischen sowohl wie der Katholischenlebendig werden,
und ich meine, wenn dies der Fall ist, so würde die Provinzialverwaltung gewiß keinen Anstand
nehmen können, die geistlichePflege auch in ihren Anstalten einzuführen. Dein Ganzen würde
damit wesentlichgedient werden.

Meine Herren! Aus diesen Gesichtspunktenbitte ich die Provinzialverwaltung dringend,
die Sache wohlwollendund vorurtheilslos zu prüfen, ohne irgend welche Voreingenommenheit,wie
das auch schon vorher verlangt worden ist. Wenn dies geschieht, wenn bei Berücksichtigungder
Tüchtigkeit der Kräfte abgewogen wird, welche Vortheile auf der einen Seite und welche Nachtheile
auf der anderen bestehen,dann, hoffe ich, wird der Beschluß heute ein segensreicherwerden für
die Entwickelungunserer Provinzialmlstalten.
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In diesem Sinne, meine Herren, bitte ich Sie: nehmen Sie das, was die Commission
Ihnen vorlegt, an und lassen Sie eine weitere Aenderung nicht eintreten; lehnen Sie den letzten
Antrag des Herrn AbgeordnetenZweigert ab. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZwcigcrt: Meine Herren! Ich muß, wenn auch die Zeit bereits etwas

vorgerückt ist, mit wenigen Worten auf die Ausführungen antworte,,.
Der Herr Landcsdirektorhat gegen meine,, Antrag augeführt, daß er zwar dasselbe bedeute,

daß er auch au sich gar keine Bedenkenhätte, es sei aber nicht nöthig, es ginge auch so uud er
hat zum Schluß baun gesagt, das Verhältniß der Provinz zu den einzelnen Gcnossenschafts-
vorständcn beruhe auf Vertrauen, und gegenüber diesem Vertrauen bedürfe es einer derartigen
Vorschriftnicht.

Nun, meine Herren, der Herr Landcsdirektorverkennt immer die Intcutioucn, die mich
bei den Anträgen geleitet haben, Nicht um das Verhältniß des Herrn Laudesdirektors znm
Gcnossenschaftsvorstande zu regeln, sundern nm dem Arzte zu sagen, was er verlangen kann, um
dem Arzte ganz klar zu „lachen, welche Stellung er gegenüberdem Gciwsseuschaftsvorstandc hat,
ist der Antrag gestellt und alles Vertraue« zwischenLandcsdirektor und Genossenschaftsvorstand
kau» dieses Bewußtsein dem Anstaltsarzte nicht geben

Wenn dann der Herr Landcsdirektorauch heute wiederum Vcrwahruug dagegen eingelegt
hat, daß ich von ciuer Umkehr in der Irrcnpflcge gesprochenhabe, so muß ich heute, wie
schon so oft wiederholen,daß ich diesen Ausdruckaufrecht erhalte; ich habe aber nicmals vuu ciuer
Umkehr der Irrcnpflcge allein der Pruviuzialverwaltuug gesprochen,sunderu von einer Umkehr
der Rheinischen Irrcnpflcge, welche ebensowohl umfaßt die Art und Weise, wie die Gemeinden
ihre Irrcnpflcge ausgeübt haben, als auch die Art und Weise, wie die Provinz sie ausgeübt
hat uud die Verwahrung des Herrn Laudesdirektors,daß er seit 1891 nichts an der Sache habc
ändern können, trifft daher meines Erachtens die Sache gar nicht. Der Vorwurf, den ich gegen
die Irrcnpflcge gerichtet habe, trifft die Rheinische, sowohl die der Gemeinden, wie der Provinz.

Wcnn dann der Herr von Grcmd-Ny ans meine vorjährigen Aeußerungeneingegangenist
und erklärt hat, daß ich gar kein Recht hätte, Kritik zu üben an der RheinischenIrrenpflcge, weil
ich im vorigen Jahre meine Zustimmung erklärt hätte, so möchte ich den Herrn von Grand-Ry
doch bitten, meine vorjährigen Worte noch einmal zu lesen. Er wird daraus crschcn, daß man
wohl über dic Wege streiten kann, die man einschlagensoll. Man kann dcu ciucn Weg für den
richtigen uud deu andern für den falschen halten. Trotzdem aber kann man der Ansicht sei», daß
auch der falsche Weg sich im ordnungsmäßigen Znstande befindet. Er ist nnr weiter, er ist unbe-
qnemer, er hat Mängel auderer Art, aber er befindet sich trotzdem in ordmmgsmäßigemZnstande,
man kann mit ihm znfricden sein und ich habe nnch beim vorigen Male nur erklärt, daß ich die
Art des Vorgehens der Provinz hinsichtlichder Anstalten der Genossenschaften für falsch halte.
Daß ich damit aber lein abfälliges Urtheil über dic Qualität der Genosscnschastsanstaltenabgeben
wollte, das habe ich voriges Jahr ebenfallsbehauptet und das wiederholeich auch heute. Darin
liegt durchauskein Widerspruch und das berechtigtmich auch, meine vorjährigeKritik zn wiederholen.

Meine Herren! Ich bitte daher nochmals: machen Sie ganze Arbeit, stellen Sie das
Verhältniß des Anstaltsarztes klar, indem Sic meinen Antrag annehmen, dcr zwcifcllosden Vorzug
der Klarheit hat und dem von keiner Seite als einem „„richtigen widersprochen worden ist.

Vorsitzender Becker: Es ist ein Antrag ans Schluß der Verhandlung eingegangen. Es
hat sich auch Niemand weiter zum Worte gemeldet. Ich kann daher die Verhandlung schließen.
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Meine Herren! Wir kommenzur Abstimmung.---------
Zunächst frage ich den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht.— Den

zweiten Herrn Berichterstatter! (Berichterstatter AbgeordneterConzc: Ich verzichte!)
Dann, meine Herren, kommenwir zur Abstimmung. Die einzige Meinungsverschiedenheit,

die mir vorzuliegen scheint, besteht zwischen der Fassung, welche die Commissionselbst vorschlägt
und dem Antrage Zweigert, der den betreffendenPassus schärfer fassen will, also sich als ein
Abänderungsvorschlagzu dem Vorschlage der Commission darstellt Nach meiner Ansicht muß
deshalb über deu Antrag Zweigert zunächstabgestimmtwerden und zwar dahingehend,ob für den
Fall der sonstigen Annahme des Commissionsantragesdie Fassung Zweigert gewählt werden soll,
— Bedenken gegen diesen Vorschlagwerden aus dem Hause heraus nicht erhoben. Dann werde
ich danach verfahren und bitte diejenigenHerren, welche für den Fall der sonstigenAnnahme des
Commissionsantragcsden Antrag Iwcigert annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die Minderheit. Der Antrag Zweigcrt ist abgelehnt.

Wir kommensodann zu der Abstimmung über den Commissionsantrag,ich bitte diejenigen
Herren, welche den Commissionsantrag,also den Antrag Ihrer II. Fachcommissionannehmen, mithin
die letzten Worte des ursprünglichenVorschlages des Provinzialansschussesdahin abändern wollen,
daß gesagt wird: „vorbehaltlichder Entscheidungdes Landcsdirektors zu verlangen", welche diesen
Antrag Ihrer Commission annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große
Mehrheit. Der Antrag ist damit angenommen.

Dann darf ich wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie auch den übrigen
Anträgen Ihrer Commissiondie Zustimmung ertheilen.

Das Wort hat noch Herr Abgeordneter Conze.
Berichterstatter Abgeordneter Conze: Ich möchte mir erlauben, darauf hinzuweisen,daß

in Nr. 87 ein Druckfehlerenthalten ist. Soweit ich mich erinnere, hat die Commissionbeschlossen,
in Nr. IV der Provinzialausschußanträge Ihnen die Streichung der Worte: „im Mittelpunkte
der Provinz" zu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Der Herr Correferent irrt sich. Das ist auch beschlossen worden
und steht weiter unten, wenn Sie weiter lesen.

Berichterstatter AbgeordneterConze: Ich bitte um Entschuldigung. Es ist weiter unten
die Streichung angegeben.

VorsitzenderBecker: Wünscht sonst noch Jemand das Wort? — Meine Herren, dann
darf ich wohl ohne weitere Abstimmung nochmals feststellen, daß Sie im Uebrigen die Vorschläge
Ihrer Commissiongenehmigthaben und damit dieser Gegenstandder Tagesordnung seine Erledigung
gefunden hat.

Wir komme» dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-
Irrenanstalten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Conze.
Berichterstatter AbgeordneterConze: Meine Herren! Ueber die Etats der Irrenanstalten

habe ich nur weniges zu berichten, obgleich in diesem zweitgrößten Ausgabeposten unserer Ver¬
waltung ebenso umfangreichewie zahlreicheVeränderungen gegen die Voranschläge der vorigen
Jahre enthalten sind. In der That sind sie aber nur die zahlenmäßigeAusführung der Beschlüsse,
die Sie bezüglich der Denkschriftin Druckfache Nr. 11 und der darin enthaltenen Anträge des
Provinzialausschussesgefaßt haben. Hiernach ist die Belegung der 5 alten Anstalten abgeändert.
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In Bon», Dürcn und Merzig werden die I. und II. Krankenklasseaufgehobenund dafür eine
größere Zahl Kranke III, und IV. Klasse eingestellt. Die betreffendenEtatspositionen sind dieser
Velegnng entsprechendabgeändert worden. Ferner tritt zu den 5 alten Anstalten die bis 1899
gemiethete Anstalt zu Aachen hinzu, die 400 Kranke III, und IV. Klasse verpflegen soll. Der
Etat enthält hierfür dieselbenAnsätze wie die Etats der alten Anstalten. Die einzige Position,
die eine Aenderung von grundsätzlicherBedeutung erfahren hat, betrifft das Gehalt des Pflege¬
personals, worüber die Denkschriftsich ausführlich verbreitet hat. In der Hoffnung, dadurch die
Qualität des Pflegepersonals zu verbessern, ist vorgeschlagen,das Gehalt der Wärter und Wärte¬
rinnen — später Pfleger und Pflegerinnen genannt — erheblichzu erhohen. Das Anfangsgehalt
der Pfleger soll 360 Mark betragen und mit 36 Mark jährlich bis zu 600 Mark steigen; das
Gehalt der Pflegerinnen mit 290 Mark beginnen und mit 30 Mark jährlich bis zu 480 Mark
steigen. Eiue größere Stabilität des Pflegepersonals hofft man dadurch zu erzielen, daß Prämien
für die über 5 Jahre im Anstaltsdienste verbleibendenPfleger ertheilt werden. Den männlichen
Pflegern soll nach 5 jährigem Dienst eine Prämie von 400 Mark, den weiblichen von 300 Mark
bewilligt werden. Endlich ist die Einstellungvon Stationspflegern und -Pflegerinnen zur Anleitung
und Ueberwachungdes Pflegepersonals vorgeschlagen, für die ein Anfangsgehalt von 600 bezw.
500 Mark, steigend bis 900 Mark bezw, 750 Mark, angesetzt ist. Von solchen Stationspflegern
und -Pflegerinnen sind in jeder Anstalt 4 bis 5 ans jeder Geschlechtsseite in Vorschlag gebracht
worden. Wie Sie vom Herrn Referenten über die Denkfchriftgehört haben, hat sich die II. Fach¬
commissionmit diesen Vorschlägenim Princip einverstandenerklärt. Sie bedürfen aber noch der
Genehmigung dieses hohen Hauses, und die würde sie erhalten durch die Annahme dieser Etats,
in denen entsprechenddiesen Vorschlägen die Gehälter für Pfleger, Pflegerinnen, Stationspfleger
und -Pflegerinnen eingesetzt sind.

Die II. Fachcommissionempfiehlt Ihnen in diesem Sinne die unveränderte Annahme
der vorliegenden Etats der 6 Irrenanstalten.

VorsitzenderBecker: Wünscht der zweite Herr Berichterstatter Herr Knebel das Wort?
Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Ich Habeden Ausführungen des Herrn Referenten

nichts hinzuzufügen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — und kann die Verhandlung schließen,

weil sich Niemand zum Worte meldet. Ich darf auch wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,
daß Sie dein Antrage Ihrer II. Fachcommissionbeigetreten sind und die Etats genehmigt haben.

Wir kommenzum nächsten Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu dem Etat für die erweiterte
Armenpflege.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Wätjen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Wätjen: Meine Herren! Der Etat der erweiterten

Armenpflege ist in der verstärkten II. Fachcommission debattelos angenommen worden. Die
Sätze desselben ergeben sich aus den Beschlüssen, die Sie zu Punkt 1 der Tagesordnung gefaßt
haben und zwar speziell durch Genehmigung des Antrages VI, welcher die Erhöhung der regle¬
mentarischenSätze betrifft.

Der Etat schließt in Einnahme und Ausgabe mit einem Mehr von 447 000 Mark in
Folge dieser Beschlüsse ab, das sich auher auf die Erhöhung der reglementarischenSätze auch
darauf gründet, daß eben die Zahl der Geisteskrankenin der Nheinprovinz in letzter Zeit
bedauerlicherWeise erheblich zugenommenhat.
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Die II. Fachcommissionschlägt Ihnen vor, den Etat unverändert zu genehmigen. Nur
hat sie in ihrem Antrage berücksichtigt, daß sich ein Druckfehlerin die Vorlage eingeschlichenhat.
Es heißt hinter dem Betrag nach dem Etat für 1895/9? in der Einnahme 2 265 000 Mark,
während es heißen muh: 2 625 000 Mark,

Meine Herren! Hiernach beantragt die II. Fachcommifsion:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Etat unter Abänderung der Zahl:
„2 265 000" in der Spalte: „Netrag nach dem Etat für 1895/9?" in die Zahl:
„2 625 000" annehmen".

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, kann dieselbe schließen, da sich Niemand
zum Worte meldet und darf wohl auch ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß Sie dem Antrage
Ihrer II. Fachcommissiongemäß diesen Etat genehmigt haben.

Dann, meine Herren, kommenwir zum 5. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission, betreffend die Berufung ciues Landes-
Psychiaters als technischen Bcirath des Landesdircktors für das Irrcnwescn.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter AbgeorgneterLindemann das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLindcmann: Meine hochverehrtenHerren! Mein Vortrug

in dieser Sache kann, glaube ich, sehr kurz sein.
Der Pruvinzialausschuß hat Ihnen in den Drucksachen dargelegt, daß er es für durchaus

nothwendig erachtet, daß dem Herrn Landcsdircktor ein technischerBcirath zur Seite gestelltwerde,
und hat auch die Erwägungen vorgetragen, aus denen er sich entschlossen hat, dieses Amt zunächst
im Nebenamte zu besetzen, und nicht einen Beamten dafür anzustellen, der auf Lebenszeit
angenommen ist. Die Fachcommisstonist diesen Erwägungen durchaus beigctretcn und beantragt,
sich mit dein Vorgehen des Provinzialausschusfesin dieser Angelegenheitgrundsätzlich einverstanden
zu erklären.

Diesen Autrag habe ich Ihnen Namens der Commissionzu empfehlen, und da glaube
ich nach der eingehendenBegründung des Provinzialausschusses,die er in den Drucksachen gegeben
hat, auf weitere mündlicheErläuterungen verzichten zu können. Vielleicht ist es mir erlaubt, meine
persönliche Meinung noch hinzuzufügen, die insofern noch etwas weiter geht, als ich persönlich
glaube, daß, wcun für den Pruvinzialausschuß sich die Gelegenheitbietet, eine geeignete Persönlichkeit
zu gewinnen, die im Nebcnmnte diese Aufgabe übernimmt, es im Allgemeineil vorzuziehen ist,
dieses Amt im Nebenamt zu besetzen, und nicht dafür einen auf Lebenszeit angestelltenBeamten zu
eiMgircn. Das aber, wie gesagt, darf ich nur als meine persönlicheAnsicht anssprechen, die
vielleichtauch dazu beitragen könnte, den Hauptantmg zu unterstützen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, — Es meldet sich Niemand zum
Wort. — Daher schließe ich die Verhandlung und stelle ohne besondere Abstimmung fest, daß der
Landtag den Antrag der I. Fachcmnmissiongenehmigt hat.

Nnn kommenwir, meine Herren, zum 6. Gegenstande der Tagesordnung.
Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu dem Antrage, betreffend die
Aufhebung der Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukte «.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKnebel, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Es wirb manchen Mitgliedern

dieses hohen Hauses vielleicht nicht unerwünscht sein, wenn ich kurz ins Gedächtniß rufe, welche
Staffeltarife bestanden haben und noch heute bestehe». Wie Sie alle sich eriunern, ist im Anfang
der 90er Jahre der Staffeltarif für Getreide bei nns eingeführt worden, hat sich aber damals als
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derart ruinös erwiesen, daß, als es sich im Jahre 1894 um die Einführung des russischenHandels¬
vertrages handelte, sehr viele Lcmdwirthe aus West- und Süddcutschlaud alle Bedenken, die sie
gegen den russischen Handelsvertrag hatten, fallen ließen und sogar noch die Aufhebung des
Identitätsnachweises in den Kauf nahmen, nur um die Staffeltarife los zu werden.

Es ist damals ansdrncklichausgesprochenworden, daß die Zustimmung zum russischen
Handelsverträge und zu der Aufhebung des Identitätsnachweises die Bedingung für die Aufhebung
der Staffeltarife sei, und die Staatsregicrnng hat auch Kenntniß davon genommen. Sie hat sich
dazu geäußert, und namentlich hat der Vicrpräsident des Staatsministcriums, Herr von Bötticher,
ausdrücklich auf die Loyalität des preußischenStaatsministcrinms hingewiesen.

Es hat nun die Aufhebung des Identitätsnachweises ja für die östlichen Provinzen die
erfrenliche Folge gehabt, daß eine vermehrte Ausfuhr vou Getreide nach Skandinavien eingetreten
ist, die den Preis im Osten etwas erhöht hat. Für den Westen ist die Sache, wenn nicht
einflnßlos geblieben, jedenfalls nicht zu seinem Nutzen ansgeschlagen, da die Erhöhung des Preises
des östlichen Getreides heilte noch nicht den Stand des Preises, den das Getreide im Westen hat,
erreicht hat.

Ich komme dann ans die Staffeltarife für Vieh. Für Vieh besteht augenblicklich ein
Staffeltarif seit dem l. Oktober 1895. Der Tarif wird erhoben für das Quadratmeter Ladefläche
und für das Kilometer, und dafür wird berechnet für Großvieh, namentlich Rindvieh n. s. w. bei
Entferuungen bis zu 100 lcin 0,02 Mark, bei Entfernungen vou 101 bis 200 Kiu 0,0175 Mark,
bei über 200-300 1«n 0,015 Mark und für jedes weitere Kilometer nur 0,01 Mark. Für das
Kleinvieh gilt derselbe Tarif, uur mit dem Unterschied, daß, wenn in dovpeltetagigenWaggons
versandt wird, dann ein Zuschlag vou 33^3°/« erhoben wird.

Anders noch, wie mit Getreide nnd mit Vieh, liegt die Sache mit dem Holz. Augen-
blicklich besteht ein Staffeltarif für Holz noch nicht. Dagegen wird mit dem 1. April, dss. Is.
der Nohstofftarif ausgedehnt auf Brennstoffe. Der Ruhstofftarif ist ein wirtlicherStaffeltarif, und
es wird also vom 1. April ab das Brennholz auf Grund des Staffeltarifcs befördert werden zu
dem ganz außerordentlichniedrigen Satz von 2,2 Pfg. für die Tonne und das Kilometer bis 350 lcin
uud bei einer Entfernung von über 350 Km für 1,4 Pfg. für das Tonnenkilometerfür alle
weiteren Entfernungen.

Weit bedenklicher aber, als dieser am 1. April znr Einführnng gelangendeStaffeltarif
für Brennholz ist eine Aeußerung, die seitens des Herrn Ministers der öffentlichenArbeiten in
der Sitzung des Herreuhauses vom 16. Februar d. I. erfolgte. Der Herr Münster hat in dieser
Sitzung gesagt:

„Mit dem 1. April thun wir iu dieser Richtung" — nämlich der Richtung der
Einführung von Staffeltarifen — „einen großen Schritt vorwärts, indem wir die
Brennstoffe in den Staffeltarif aufnehmen, und der Nohstofftarifist ein richtiger Staffel
tarif. Wir werden voraussichtlichuoch weiter vorgehen, anch bezüglich des Holzes,
insofern, als Verhandlungen schweben wegen Einbeziehung des Grubenholzes und des
damit verwandten sonstigen Holzes in die Staffeltarife".

Diese Inaussichtuahmc des Herrn Ministers kommt in demselben Augenblick, wo für unsere
so schwer geschädigten Eichenschälwaldnngendie Erzielung von Grubenholz fast der einzige Ausweg
ist, der überhaupt aus der über ihnen lastende,, Kalamität heraushelfen kanu.

Meine Herren! Bei den Verhandlungen der Commissionsind Bedenken erhoben worden
hauptsächlich gegen die Staffeltarife auf Vieh. Es wurde von den Vertretern der größeren Städte
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und der Industriecentren darauf hingewiesen,daß nicht übersehen werden könne, inwieweit eine
Preiserhöhung des Fleisches die Folge der Einführung dieses Staffeltarifes sein würde, und bei
der Kürze der Zeit sind auch die Antragsteller nicht in der Lage gewesen,darüber ausreichende
Erkundigungeneinzuziehenund zuverlässige Auskunft geben zu können. Es kam auch noch eiu anderer
Gesichtspunkt zur Erörterung, der nämlich, daß bei Getreide, Mühlenfabrikatenund Holz einstweilen
ja Staffeltarife noch nicht bestehen, daß aber die Staffeltarife auf Vieh sich dadurch schon von
den übrigen unterscheiden,daß sie bereits seit über Jahresfrist eingeführt sind und daß mit ihrer
Aufhebung eine Aenderuug unserer augenblicklichen wirthschaftlichenLage verbunden sein würde.

Das hat die Commissionbestimmt, einstimmig, das Vieh aus dem Staffeltarif auszU'
scheiden, und der Antrag hat in Folge dieses einstimmigenBeschlusses folgende Form angenommen:

„Der Piovinziallandtag spricht bei der fortdauernden Nothlage der RheinischenLand-
Wirthschaft seine Ueberzeugungdahin aus, daß die Einführung von Staffeltarifen auf
Getreide, Mühlenprodukte und Holz eine empfindlicheSchädigung der rheinischen
Landwirthschaftdarstellt, und ersucht dementsprechenddie KöniglicheStaatsregierung,
die bezeichneten Staffeltarife nicht einzuführen".

Meine Herren! Bei den Diskussionenist sehr lebhaft und fehl warm von den Vertretern
der betheiligten Grwerbsständc darauf hingewiesenworden, daß die Erwerbsstände bei uns in der
Nheinprovinz auch künftig einig in ihren Anforderungen an den Staat auftreten möchten. Es ist
auch zur Sprache gekommen, daß in der Beziehung die Dinge bei uns am Rhein glücklicher lägen,
als in anderen Provinzen, daß die Neigung, die gegenseitigen Interessen zu achten, bei uns größer
ist, als in manchen anderen Provinzen. Es wurde als Beweis dafür darauf hingewiesen,daß die
in der Rheinprovinz vorhandenen landwirthschaftlichcn Korporationen ansnahmslos sich sowohl dem
Antrage Kanitz als dem Bunde der Landwirthe gegenüber ablehnend verhalten haben, und daß bei
dieser ablehnenden Haltung für sehr viele gerade die Rücksichtauf die Stellung der Industrie
zu diesen Fragen entscheidend gewesen ist. Es haben diejenigen Herren, welche ganz besonders für
Aufhebung der Viehstaffeltarifeeingetreten sind, sich dieser Erwägung nicht verschlossen, sie haben,
während sie an ihrer Ueberzeugung festhielten, daß die Beseitigung der Viehstaffeltarifedringend
wünschenswert!) sei, doch einen größerenWerth darauf gelegt, daß der Proviuziallandtag einig und
einstimmigin dieser Frage vorgehen möchte, als daß bereits in diesem Autrage auch ihre speziellen
Wünschehinsichtlich der Viehstaffeltarifezum Ausdruckkämen.

Meine Herren! Ich kann an diese Mittheilungen aus der Commissionmeinerseitsnur die
Hoffnung knüpfen, daß der Wunsch, die werbenden Stände der Rheinprovinz möchtenin Frieden
und Einigkeit, Hand in Hand und gegenseitigihre Interessen zu fördern suchen, auch Ausdruck
finden möchte in einer einstimmigenAnnahme dieses Antrages Seitens des Provinziallandtages.
(Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussion ein, und zunächst ertheile ich dem Herrn Abgeordneten Freiherrn
von Stumm das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Stumm-Halberg: Meine Herren! Ich verstehe den
Antrag, dessen Wortlaut ja zweifelhaft sein könnte, in dem Sinne, daß die Commission sich nicht
im Prinzip gegen jeden Staffeltarif hat aussprechcn wollen, sondern daß ihre Stellungnahme hier
lediglichgelichtet ist gegen die Staffeltarife und deren Billigkeit, wie sie bisher bestanden haben
bezw. analog für Holz eingeführt werden könnten. Der ganze Antrag bezw. der darauf basirte
Beschluß des Landtages würde auch im anderen Falle keinen rechten Sinn haben. Ebensowenig
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haben die Verhandlungen des Herrenhauses, die den Herren ja bekannt sein werden, meiner Auf¬
fassung nach einen praktischen Zweck erreicht, denn sich darüber zu streiten, ob ein Staffeltarif an
sich einzuführen sei oder nicht, ob das System der Staffelung richtig sei oder nicht, meine Herren,
das ist einfach ein Schlag ins Wasser. Ich behaupte: jeder Gütertarif ist bei uns bis zu einen,
gewissen Grade ein Staffeltarif, indem er sich zusammensetztaus einem Streckensatzund einer
festen Expeditionsgebühr, die natürlich als fallende Skala je nach der Entfernung wirkt.

Man muh sich das einfach an einem Beispiel klar machen. Ein Tarif, der zusammengefetzt
ist aus einem Streckensatzvon 2 Pfennigen und der bekanntenExpeditionsgcbühruon 1,20 Mark,
beträgt auf 100 Km 3,2 Pfg. pro Tonnenkilometer, auf 50 Km 4,4 Pfg,, und auf 200 Kni
nur 2,« Pfg. — alfo, meine Herren, ganz unzweifelhaft ein Staffeltarif. Jeder Gütertarif aber
ist bei uns mit wenig Ausnahmen auf dieser Basis aufgebaut. Es kann sich hier also nur um
den Grad der Staffelung handeln, um die Verminderung des Betrages, die bei größeren Ent¬
fernungen für die Schlußstreckeeintritt.

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, hat auch der Landeseisenbahnrath, der ja besonders
compctent zur Beurtheilung dieser Frage ist, niemals eine prinzipielle Stellung dahin genommen,
ob das Prinzip der Staffeltarife an sich richtig sei oder nicht, sondern der Landeseisenbahnrath
hat in jedem einzelnen Falle sich gefragt: wirkt der Staffeltarif, um den es sich gerade handelt,
in einer Weise verschiebend auf die Produktionsverhältnisse, daß vom Standpunkt der aus¬
gleichendenGerechtigkeiter angenommen werden kann oder bekämpft werden muh? Beispielsweise
sind alle die Exporttarife seewärts nach den Seehäfen, die zum Export der deutschen Produkte
dienen, anstandslos von dem Landeseisenbahnrath immer befürwortet und angenommen worden,
weil hier ein Interessengegensatzseitens der einzelnen Produktionsgebiete sich nicht oder wenigstens
kaum geltend gemacht hat, während andererseits solche Staffeltarife, die eine erhebliche
Verfchiebungzwischen den einzelnen Provinzen hervorzurufen geeignet waren, regelmäßig vom
Landeseifen bahnrath abgelehnt wurden, oder vielmehr ihre Befürwortung wnrde abgelehnt, denn
der Landeseisenbahnrath hat ja überhaupt kein Veschliehungsrccht, wie Sie wissen, sondern lediglich
eine berathende Stimme.

Prinzipiell gegen die Staffeltarife sind allerdings die mittleren Provinzen; und es liegt
auch auf der Hand, daß sie prinzipielle Gegner der Staffeltarife fein müssen. Auch dafür will
ich Ihnen ein Beispiel anführen. Meine Herren, zwei Orte ^, und L sind 400 Km von einander
entfernt und es wird im Wege des Staffeltarifs von ^. nach II beispielsweisezu 10 Mark pro
Tonne gefahren; wenn nun mitten zwischen beiden Orten der Ort 0 liegt, der also sowohl von
^, wie von Z 200 Km entfernt ist, so wird dieser Ort 0, da er nun zwar dieselben Ent¬
fernungen für seinen Transport von H. und L zurückzulegenhat, aber natürlich jedesmal nur
auf 200 Km, von der letzten Staffel keinen Gebrauch machen können. Dann wird also beispiels¬
weise uon H. nach 0 sowohl wie von L nach 0, statt 5 Mark, der Hälfte von 10 Mark, etwa
7'/« Mark zu bezahlen sein, in Summa also 15 Mark statt 10 Mark, die der Ort ^. oder der
Ort L an Fracht bezahlen würde, und es liegt also auf der Hand, daß für Gegenstände,die von
den beiden Endpunkten ja mitunter transportirt werden müssen, entweder von einem nach dem
anderen oder von beiden nach der Mitte, die Mitte durchaus unconcurrenzfähig wird, und die
Folge davon ist, daß die mittleren Provinzen, namentlich Hannover und Sachsen prinzipielle
Gegner aller Staffeltarife sind und sein müssen. Ganz speziell die Staffeltarife für Mühlen¬
fabrikate haben sich dort nachtheilig geltend gemacht.Wenden Sie einfach mein Beifpiel, welches
hier durchaus praktisch und actuell wirkt, auf den Fall an, daß das Getreide von Osten nach
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den großen Mühlen in Sachsen und Hannover gefahren wird und das Mehl dann weiter
nach dein Rhein geht, so haben Sie hier einen drastischen Beweis für diese ganze Verschiebung,
indem das Getreide sowohl wie das Mehl einen um 30°/„, wenn ich nicht irre, höheren Tarif
durch das Transportiren des Getreides von Sachsen nach Hannover und das Weitcrtransportiren
des Mehls bezahlen muß, als wenn das Getreide oder das Mehl direkt auf Grund des Staffel-
tarifes aus dem Osten nach dem Westen übergeführt würde.

Meine Herren! Wenn somit die mittleren Provinzen prinzipielle Gegner der Staffel¬
tarife, wenigstens solcher Staffeltarife mit sehr niedriger Endstasfel fein müssen, so ist das mit
der Nheinprouinz nicht ebenso. Die Rhcinvrovinz hat meiner Ansicht nach kein Interesse daran,
prinzipiell den Staffeltarifen sich entgegenzustellen,sondern sie hat lediglich Interesse daran, solche
Staffeltarife zu bekämpfen, die durch ihre Billigkeit eine ungerechtfertigteoder jedenfalls nach¬
teilige Eoncurrenz der landwirthfchaftlichcn Produkte aus dem Osten nach dem Rhein hervor¬
rufen, und das trifft ganz besonders zu in Bezug ans die Getreidestaffcltarife. Weil der Landes-
eisenbahnrath stets dieser Auffassunggewesenist, hat er auch bei jeder Gelegenheit die gestellten
Anträge auf Einführung dieser Staffeltarife vom Osten nach dein Westen bekämpft und in seinen
Erklärungen abgelehnt, allerdings mit Unterstützung der mittleren Provinzen, die ja, wie ich
bereits bemerkt habe, prinzipielle Gegner der Staffeltarife sind und die fchon aus diesem Grunde
mit den Vertretern der Rheinprovinz gestimmt haben.

Nichtsdestowenigersind diese Staffeltarife damals eingeführt worden lind man kann dem
Herrn Minister auch daraus keinen besonderenVorwurf machen, weil das in einer Zeit geschah,
wo die Getreideprcise so kolossal hoch standen, daß geradezu ein Rothstand für die Consumenteu
entstanden war. Damals hat der Herr Minister über den Kopf des Landeseiseubahnraths hinweg
die Einführung jener Staffeltarife beschlossen,als aber der russische Handelsvertrag kam, auf
den der Herr Referent ja fchon mit Recht hingewiesenhat, änderte sich plötzlich die Sachlage.
Die Regierung überzeugte sich davon, daß die Vertreter der Nheinprouinz im Reichstage — uud
zwar, soviel ich mich erinnere, ohne Ausnahme — sich auf den Standpunkt stellten: ohne Auf¬
hebung der Getreidestaffeltarife sind wir ganz außer Stande, für den russischen Handelsvertrag
zu stimmen. Die Folge davon ist gewesen, daß der russische Handelsvertrag, der mit einer Mehr¬
heit von, wenn ich nicht irre, nur etwa einem DutzendStimmen angenommen wurde, nur dadurch
gesichert war, daß die Vertreter der westlichenProvinzen, und zwar auch die landwirthschaftlichen
Vertreter der westlichen Provinzen, im Gegensatz zu den landwirthschaftlichenVertretern des
Ostens, für den russischenHandelsvertrag gestimmt haben. Vorher war der Landeseisenbahnrath
wieder einberufen worden und der Minister legte diesmal den größten Werth darauf, daß der
Landeseisenbahnrath sich gegen die Staffeltarife aussprach, weil sonst die Vorwürfe berechtigt
erscheinen konnten, die vielfach der Reichsrcgierung geinacht wurden, daß sie gewissermaßenaus
Eonnivenz für Bayern, welches sich ja speziellgegen die Staffeltarife aussprach, eine Concession
mache, die gegen das preußische Interesse sei — ein Vorwurf, der ziemlich weit in parlamentarischen
Kreisen verbreitet war —. Deshalb mußte die preußischeNegierung den größte!, Werth darauf
legen, den Beweis zu liefern, daß die gesetzliche Vertretung der preußischen Eisenbahninteressen
auch ihrerseits die Aufhebung der Staffeltarife befürworte und es wurde damals ja auch im
Landeseisenbahnrath die Aufhebung befürwortet, wenn auch nicht mit einer sehr erheblichen
Majorität.

Nuu hat der Herr Referent daranf aufmerksam gemacht, daß in Beziehung auf diese
Staffeltarife eine gewisse Garantie gegen ihre NichtWiedereinführunggegeben sei in Folge einer
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Erklärung des Herrn Staatssekretärs von Bötticher. Ich bemerke zunächst, Herr von Botticher
hat die Erklärung nicht als Vicepräsident des preußischen Staatsministeriums, sondern als Staats¬
sekretär des Innern, also im Namen des Reichskanzlers, abgegeben. Auch ich, meine Herren,
lege auf diese Erklärung einen gewissen Werth, Aber, wenn man die historische Entstehnng dieser
Erklärung in's Auge faßt, so ist sie doch nicht so absolut beruhigend. Sie ist abgegebenworden
gegenüber dem von einem Abgeordneten gestelltenVerlangen, der Vundesrath möge versprechen,
daß, solange der russische Handelsvertrag besteht, von einer Wiebereinführung der Staffeltarife
keine Rede sein könne. Das hat der Herr Staatssekretär abgelehnt. Er hat gesagt: „Meine
Herren, ich kann darüber nichts versprechen; aber verlassen Sie sich auf die Loyalität der
Negierung". Meine Herren, daß in Folge dieser Erklärung der Vundesrath nicht in der Lage
wäre, nach 1, 2, 3, 4 Jahren meinetwegen,die Wiedereinführung der Staffeltarife zu beschließen,
bezw. sie dein preußischenMinister zu gestatten, das, glaube ich, liegt auf der Hand. Daß aber
eine Garantie dafür gegeben sei, daß das während der ganzen 7 Jahre nicht geschieht, die jetzt
noch der rnssische Handelsvertrag läuft, das, glaube ich, liegt in der Erklärung nicht, denn die
Erklärung steht in einem gewissenGegensatzzn dem verlangten Versprechen, daß während der
ganzen Dauer des russischenHandelsvertrages eine Wiedereinführung der Staffeltarife ausge¬
schlossen sei.

Deswegen, meine Herren, glaube ich, ist es von dem höchstenWerth — darin stimmt
ja der Referent mit mir überein, denn sonst würde er ja nicht diese Sache so warm befürwortet
haben — daß jeder Faktor, der dazu in der Lage ist — und darin steht, wie ich meine, der
Rheinische Provinziallandtag mit der ihm innewohnendenund mit Recht innewohnendenAutorität
obenan — daß jeder derartige Faktor die Pflicht hat, Front zu machen gegen die Wiederein^
führung, um den Druck, der von anderer Seile auf den Herrn Arbeitsminister ausgeübt wird,
thunlichst zu Paralysiren. Meine Herren, daß ein derartiger Druck ausgeübt wird, das kann ich
Sie versichern und wenn Sie nur die parlamentarischenVerhandlungen in den Zeitungen verfolgt
haben, fo werden Sie wissen, daß im Hcrrenhcmseausdrücklichciu Antrag angenommenworden
ist, der sich allerdings nur im Allgemeinenfür die Einführung der Staffeltarife ausspricht,der aber
unzweifelhaft, wenn auch der ursprünglichvom Grafen Fraukenberg gestellte weitergehendeAntrag
abgelehnt wurde, doch in der Richtung nufznfasfen ist und wirken muß, die wir hier bekämpfen
wollen. Ebenso hat der Reichstag noch vor Kurzem einen Antrag angenommen, den Herrn
Minister zu einer allgemeinen Ermäßigung der Pcrsoneutarife — das hat allerdings damit nichts
zu thun — aber auch der Gütertarife aufzufordern.

Meine Herren! Das sind alles Anregungen, die unzweifelhaft eine frühere Wiederein¬
führung der Staffeltarife zur Folge haben müssen, wenn ihnen nachgegeben wird, als nach Ablauf
des russischen Handelsvertrages. , ,^ ^ „

Deswegen haben wir, wie ich glaube, alle Veranlassung,hier und zwar, wie ich Hofe,
uns einmüthig dafür auszusprechen, daß wir die Wiedereinführungdieser Tarife als die treffen
der Rheinprouinz bcnachtheiligenderachten. > ^ ^

Meine Herren! Ueber die Viehtarife will ich hier nicht sprechen, da m, wie der Herr
Referent ausgeführt hat, die Herren Antragsteller diese Frage zurückgestellthaben (Bravo!) im
Interesse der einmüthigen Verständigung über die übrigen Punkte. ^, . ^

Ich mochte aber noch einige Worte über das Holz sagen. Meme Herren wenn ich
auch, trotz der Bedenken, die ich ausgeführt habe, es nicht für wahrscheinlichha te, daß die Frage
der Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide in der allernächsten Zeit actuell werden wird,

2?
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so kann ich diese selbe Beruhigung für das Holz nicht theilen. Wie der Herr Referent ausgeführt
hat, ist ja bereits vom Herrn Minister angekündigtworden, daß der Rohstofftarif, der am 1. April
zur Einführung gelangt, auf Brennstoffe überhaupt ausgedehnt wird, aso auch auf Brennholz.
Das halte ich aber nicht für sehr bedenklich,denn, meine Herren, das Brennholz wird ja im
Westen fast überall von den Steinkohlen verdrängt. Es ist nicht anzunehmen, daß selbst mit
diesen billigen Staffeltarifen das Brennholz in neimenswerther Weise in Concurrenz mit dem
Brennholz unserer RheinischenWaldungen eingeführt werden wird. Es wird ja überall da, wo
Eisenbahnen vorhanden sind, Kohle gebrannt, und da, wo Brennholz noch vorzugsweise
gebrannt wird, sind das abgelegeneGegenden, in die doch ganz gewiß nicht das Brennholz von
Osten mit der Bahn und dann noch von der Station per Achse herbeigeschafftwerden wird.
Das Brennholz wird dort eben nur gebrannt, weil es sehr billig ist und der Transport der
Kohle dorthin schwierigsein würde.

Anders liegt es beim Grubenholz, und die Gefahr, daß das Grubenholz in den
Staffeltarif eingeschlossen werden wird, ist um so größer, als es sich hier nicht bloß um allgemeine
wirthschaftlicheVerhältnisse handelt, die die Negierung ins Auge faßt, sondern um fiskalische
Interessen, und Sie werden mir zugeben: bei der großen Bedeutung, welche die fiskalischen
Interessen immer mehr, wie es scheint, in Preußen gewinnen, liegt die Gefahr deshalb doppelt
nahe, daß hier diese Ermäßigung stattfindet. Meine Herren, im Landeseisenbahnrath hat der
Oberforstmeister Dankelmann uns, wenn ich nicht irre im vorigen Jahre, einen außerordentlich
eingehenden,sachgemäßen,wie ich zugeben will, und warmen Vortrag gehalten, der die Einführung
der Staffeltarife für Holz, namentlich für Grubenholz,nach dem Westen empfahl. Wenn trotzdem
der Landeseisenbahnrath, und zwar mit Zustimmung sämmtlicher Vertreter des Westens, des
Bergbaus, wie natürlich auch der Landwirthschaft sich dagegen ausgesprochen hat, so war für
uns die feste Ueberzeugungmaßgebend, daß die RheinischeWaldwirthschaft durch eineil derartigen
Tarif in demselbenMaße geschädigtwerden würde, wie er nach den Ausführungen des Herrn
Dankelmann von Nutzen für die Forstwirthschaft der östlichen Provinzen wirken würde.

Meine Herren! Ich meine, daß seitdem doch die Verhältnisse sich noch ganz erheblich
zum Nachtheil der Rheinischen Waldwirthschaft geändert haben. Der Herr Referent hat schon
darauf aufmerksamgemacht,daß die Bestrebungen, die ja zunächst hier in diesem Landtag begonnen
haben, durch Einführung eines Zolles auf Quebracho und andere exotische Gerbmittel den
deutschen Schälwald zu schützen,vergeblich gewesen sind. Ich habe ja in mehreren Sessionen
des Reichstages den Versuch gemacht, die Frage in einem nach unserer Auffassung günstigen
Sinne gelöst zu sehen und der Herr Referent hat mir im preußischen Abgeordnetenhausedabei ja
auch ganz wirksam secundirt. Es hat sich aber bei der Gelegenheit herausgestellt, daß — meiner
Ansicht nach mit Unrecht — der Vundesrath auf dem Standpunkt steht, daß, wie man auch über
die Sache selbst denkenmöge, die Einführung des Quebrachozollesmit den bestehenden Handels¬
verträgen unvereinbar sei. (Zuruf: Sehr richtig!) Ich will jetzt auf die Details dieser Frage
nicht eingehen. Sie gehört ja streng genommen nicht hierher. Aber, meine Herren, das Eine
habe ich neben dem zustimmenden Votum im Reichstage doch noch erreicht: daß nämlich der
Herr Staatssekretär des Reichsschatzamtszugegebenhat — und das ist die erste Concession, die
wir auf dem Gebiet bekommenhaben — daß, wenn die Handelsverträge abgelaufen wären, dann
allerdings in eine erneute Prüfung der Frage Seitens der Staatsregierung eingetreten werden
müsse, und es ist anerkannt worden, daß, wenn auch die Interessen der großen Gerberei im
Norden zu berücksichtigen sind, doch die Interessen des Schälwaldes und der damit verbundenen
Gerbereien alle Beachtung verdienen.



40, RheinischerProvinziallandtag, 7. Sitzung am 16. März 1897. 211

Freilich, meine Herren, ist das eine Beruhigung, die vielleichtnicht so sehr in's Gewicht
fallt, weil erst in 7 Jahren davon praktischerGebrauch gemachtwerden kann. Ich meine aber,
daß für die Forstwirthschaftein Termin von 7 Jahren doch nicht gerade etwas übermäßig langes
ist. Wenn die Deutsche Schälwaldwirthschaftdie Hoffnung haben kann, daß sie in 7 Jahren eine
Berücksichtigung ihrer Interessen erfährt, so wird man überall da, wo die Verhältnisse nicht allzu
ungünstig liegen, von einer Umwandlung des Schälwaldcs in Hochwald u. dergl. Abstand nehmen
können- man wird sich eben die 7 Jahre hindurch noch krumm legen, in der Hoffnung, daß später
nicht bloß der Quebrachozoll eingeführt wird — nein, meine Herren, auch der Lohezoll wieder
eingeführt wird, und zwar in einer ganz unzweifelhaftgrößeren Höhe, als es früher der Fall
gewesen ist. Ich darf hinzufügen, daß, wenn der Reichstag in 7 Jahren noch fo zusammengesetzt
sein sollte wie heute, ich dann gar nicht daran zweifele, daß die Forderungen der Schälwald»
interessenten nach dieser Richtung hin volle Berücksichtigungfinden werden. Aber, meine Herren,
das ist nicht bloß Zukunftsmusik, sondern es ist auch deshalb zweifelhaft, weil der Reichstag bis
dahin eine ganz andere Zusammensetzunghaben kann; die Staatsregierung kann bis dahin auch
eine andere Auffassung haben als die connivente Erklärung erkennenläßt, die der Herr Graf
Posadowskyjetzt im Reichstage abgegebenhat, und deswegen,sage ich, meine Herren, sind wir bei
diesem unsicheren Zustande doppelt verpflichtet,nun unsererseitseinzutreten für die deutsche Wald¬
wirtschaft uud auch insofern für die deutscheSchälwaldwirthschaft, als wir es ihr ermöglichen,
nöthigenflllls zur Hochwaldwirthschaft überzugeheu — ich meine nicht zur Hochwaldwirthschaftvon
100 oder 200jährigem Umtrieb — davon kann gar keine Rede fein,- so etwas kann der Staat
heute allein machen — sondern mit einem Umtrieb von 40 oder 50 Jahren, also zur Erzieluug
von Grubenholz. Aber gerade das Grubenholz ist in unserer Provinz durch die Einführung von
Staffeltarifen gefährdet, und deswegenmöchte ich meinerseits fast noch mehr Werth legen auf ein
Votum des Provinziallandtages gegen die Einführung von Staffeltarifen für Grubenholz, als selbst
auf die Wiedereinführungder Staffeltarife auf Getreide, obwohl ja das letztere an sich natürlich
eine größere Bedeutung hat.

Ich gebe zu: Die Industrie und die großen Städte haben allerdings einen gewifsen
Nachtheil von dem Beschluß,wie er Ihnen von der Commission vorgeschlagen wird. Das steht ja
fest, vor allen Dingen wird die Landwirthschaftdes Ostens dadurch benachtheiligt. Mit der haben
wir uus aber hier nicht zu beschäftigen. Wir find hier im Rheinischen Landtag; wir haben also
zunächst die Rheinischen Interessen im Auge zu behalten. Anders steht es mit den Interessen der
Industrie und der großen Städte, und da ist ja kein Zweifel, daß, wenn der industriellen Bevölkerung
das Brod uertheuert wird — und eine Verthcuerung des Brodes liegt ja immer in höheren
Gctreidepreisen— und wenn dem Bergban das Grubcuholz vertheuert wird, daß darin ein gewisser
Nachtheil liegt. Aber, meine Herren, ich stimme darin mit dem Herrn Referenten vollkommen
überein, daß, wie im Landeseifenbahnrath, wie im Reichstag, und, soviel ich weiß, auch im Abge-
ordnetenhanse, die Vertreter von Industrie und Landwirthschaftgerade in der Rheinprovinz die
Solidarität beider Bernfsstände voll und ganz anerkannt haben, selbst mit Hintansetzungeinzelner
mehr oder weniger großer Nachtheile, die damit verbundensein könnten, auch der Provinziallandtag
diesem Beispiele folgen und sich gleichfallsauf diesen Standpunkt stellen sollte.

Meine Herren! Wir -- alles was produktive Arbeit heißt — habeu in diesen, Augeublicke
mit so vielen Gefahren zu kämpfen,die in wirthschaftlicher und sozialpolitischer Beziehung auf uns
eindringen, daß wir alle Veranlassung haben, kleine Differenzenin den Hintergrund zu stellen und
für die Solidarität der produktiven Bemfszwcige mich jeder Richtunghin einzutreten. (Sehr richtig!)

27.
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Ich meine, daß es in diesein Augenblick der Industrie um so leichter sein wird, diese» Standpunkt
zu Gunsten der Landwirthschafteinzunehmen,als Niemand leugnen kann, daß es, im großen ganzen
wenigstens,der Industrie gut, ja zum Theil sehr gut geht, (Sehr richtig!) wahrend es der Land¬
wirthschaftschlecht, ja zum Theil sehr schlecht geht, (Sehr richtig!) und es ist deshalb heute mehr
wie je ein nuliilo okKciuni der Industrie, hier für die Interessen der Rheinischen Landwirthschaft
einzutreten, wie die Rheinische Landwirtschaft auch bisher stets sich mit den Interessen der Industrie
für solidarisch erklärt und niemals den Versuchgemacht hat, wie das in anderen Provinzen leider
der Fall ist, gegen die Industrie ihrerseits vorzugehen.

Meine Herren! Aus allen diesen Gesichtspunktenempfehle ich Ihnen die einstimmige
Annahme der Commissionsvorschlcige.(Anhaltender lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Das Wort ertheile ich nunmehr dem Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Plettenbcrg-Mehrmn.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrnm: Meine Herren! Ich werde für
den Antrag der Eonuuissiunstimmen uud habe den Wunsch, dem auch der Herr Vorredner Aus
druck gab, dadurch die Einmüthigkeit zwischen Industrie und Landwirthschaft fordern zu können.
Aber ich kann doch nicht umhin, die Frage der Vichstaffcltarifehier kurz zu streife», damit es nicht
den Anschein gewinnt, als wenn die bctheiligten Kreise der Rheinprovinz sich davon ganz »»berührt
fühlte». Ich muß ja zugeben, daß der Staffeltarif von Dänemark bis zu uns am Nicderrhein
nicht so sehr erheblichist Aber immerhin bildet er ein Moment nnter anderen, die für den Vieh-
produzente» des Niederrheius vcrhäügnißvoll sind. Der Nicdcrrhcin ist mit seinen großen Weiden
auf die Viehzuchtangewiesen. Der Landmann am Niederrhein lebt von der Viehzucht. Es ist
das seine fast einzige, jedenfallsseine Haupterwcrbsguellcund ich kann bestätigen,daß diese Erwerbs
quelle zur Zeit in einer Weise beeinträchtigt ist, die gradezu einen Nothstand herbeigeführt hat,
Ich habe das Wort genommen,um das zu constatiren, damit nicht durch die Annahme des vor¬
liegenden Antrags seitens dieses hohen Hauses anderwärts die AnschauungPlatz greift, als wenn
dieser Nothstand eine Legende wäre.

Ich bin der Meinung und gestatte mir von dieser Stelle das auszusprechcn, daß man bei
allen Vcrkchrserleichterungen, die im Wege der Staffeltarife oder auf andere Weise herbeigeführt
werden; den Nutzen der einheimischenund uicht deu der ausländischen Produktion im Auge
haben soll.

Der Herr Vorredner hat schon angedeutet, wie in dankenswerther Weise der LandeS-
eisenbahnrath dahin gewirkt hat, daß der Export begünstigt wird. Daraus ergiebt sich mit
logischerConsequenz,daß der Import nicht in demselben Maße begünstigtwerden darf, wenigstens
nicht da, wo er der einheimischen Produktion Concurrenz macht. Und das ist meines Erachtcns
auch im Lande selbst zu beachten. Verkehrserleichterungcnsind nöthig für solche Produkte, die
in einem Theile des Landes gewonnen werden, und an denen in einen: anderen Theile des
Landes Mangel ist. Ich nenne z. B. die Kohlen, die in besonderenGegenden gewonnen werden
und in anderen fehlen, denen sie zugeführt werden müssen. Da ist eine billige Beförderung von
Nutzen gleichmäßigfür den Produzenten wie für den Consumenten. Anders aber steht es, weim
man Eulen nach Athen trägt, wenn man da, wo eine reichliche Produktion vorhanden ist, mittels
billiger Tarife von auswärts her dieselben Produkte einführt, und am allerschlimmstenist es,
wenn diese aus dem Auslande kommen, wie das ja leider mit dein Vieh von Dänemark her
geschieht. Dänisches Vieh kommt jetzt in großer Zahl auf unsere Märkte am Niederrhein, der
auf die Viehzuchtangewiesenist und sich in derselben von jeher ausgezeichnethat.
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Das, meine Herren, durfte nicht ungesagt bleiben. Ich schließe aber nunmehr damit,
daß ich nochmals erkläre: ich werde für den Antrag der Commission stimmen und bitte auch
meine Freunde vom Niederrhcin, die an ihrem Leibe denselben Schmerz empfinden, dem ich Aus¬
druck gegeben habe, trotzdem für den Antrag der Commissionzu stimmen im Geiste und im
Sinne der Einigkeit. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort
ertheile ich nunmehr den, Herrn AbgeordnetenGeheimen Commerzienrath Michels.

Abgeordneter Michels: Meine Herren! Ich werde Ihre Aufmerksamkeitbei der vor¬
gerücktenZeit nicht lange in Anspruch nehmen. Ich glaube nur gut zu thun, wenn ich hier —
ich glaube, ich darf wohl sagen, im Namen der hier im Hause anwesendenVertreter von Handel
und Industrie — der Freude darüber Ausdruck gebe, dah durch die Annahme unseres Vorschlages,
den Antrag von den Herren in die verstärkte Commission zu verweisen, uns die Gelegenheit
gegeben worden ist, hier ein einstimmigesVotum, wie ich hoffe, herbeizuführen. (Beifall.)

Ich möchte daher nur noch hervorheben, daß wir durchaus nicht jetzt erst auf den
Staudpunkt gekommen sind, die Anforderungen und die Wünscheder landwirthschaftlichenKreise
zu unterstützen, sondern daß die Handelskammern schon selbstständig in der Sache vorgegangen
sind und der Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukteund Malz auf das
ganz Entschiedenste widerrathen haben.

Die Handelskammer von Köln hat in einer Eingabe vom Ende November 1896 diesen
Standpunkt dem Herrn Eisenbahnminister gegenüber ausdrücklichbetont, dabei allerdings auch
hervorgehoben,wie Herr von Stumm das auch schon ausgeführt hat, daß ihr Votum sich speziell
auf die Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukte und Malz erstrecke und daß dieses Votum
unbeschadet ihres sonstigenStandpunktes hinsichtlich der Tarife mit fnlleudcr Skala abgegeben werde.

Ich möchte auch nach der Richtung hin dem Herrn von Stumm beitreten, daß die
Staffeltarife, wie sie an uns herantreten, stets von Fall zu Fall beurtheilt werden müssen hin¬
sichtlich ihrer Wirkung und namentlich hinsichtlich der Höhe der Tarife, wie sie vorgeschlagen werden.

Ein Grund, meine Herren, der in der Debatte noch gar nicht berührt worden ist, uud
der namentlich auch uns in Köln dazu geführt hat, entfchiedcn für die Wünfcheder Vertreter der
Landwirthschaft einzutreten, ist der Umstand, daß die schädigende Wirkung der Frachtermäßigungen
für den Westen dadurch gesteigert, der Nutzen des Ostens dadurch verringert wird, daß auch die
ausländischen, insbesondere russischen und österreichischenWaaren die gleiche Tarifbegünstiguug
genießen, wie die einheimischen,(sehr richtig!) wodurch der Zollschutz theilweise für die Rhein¬
lande verschwindet.

Es ist das ein Motiv gewesen, das uns hauptsächlichdazu geführt hat für die Sache
einzutreten.

Meine Herren! Ich möchte nur noch meiner persönlichenFreude Ausdruckgeben, daß
es uns in diesem Falle möglich ist, mit den Herren von der Landwirthschaftvollständig Hand in
Hand zu gehen, möchte Sie aber doch bitten, daß Sie das große Opfer, das wir bringen,
nicht unterschätzen und eine nächsteGelegenheit wahrnehmen, auch mit uns zu stimmen, wenn es
in unserem Interesse ist. (Beifall und Heiterkeit.)

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. Dann schließe
ich die Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatter noch das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Nach der zustimmenden Aufnahme, die der
Antrag der Commifsionallerseits gefunden hat, kann ich Namens der Commissionauf das weitere
Wort verzichten. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Wir kommen zur Abstimmung. Der Antrag, den Ihnen die verstärkte
II. Fachcommissionvorgeschlagen hat, liegt Ihnen gedruckt vor. Meine Herren, die Verlesung wird
wohl nicht noch einmal verlangt? (Zurufe: uein.) Die Abstimmung würde sich einfach darauf
beschranken, daß wir über diesen Antrag abstimmen. (Zurufe: ja.) Das ist auch Ihre Meinung.
Dann bitte ich diejenigen Herren, welche den Antrag der verstärktenII. Fachcommission(Nr. 109
der Drucksachen) annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht;Zurufe: Einstimmigkeit.)

Das scheint die einstimmigeAnnahme zu sein. (Zurufe: Gegenprobe.) Machen wir die
Gegenprobe. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen den Antrag der II. Fachcommissionsind,
sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand. Dann darf ich die Einstimmigkeit feststellen und
bitte das im Protokoll zu vermerken. (Beifall.)

Meine Herren! Ich möchte Ihnen nun den Vorschlagmachen und zwar auf Wunsch von
vielen Seiten aus dem Hause, daß wir den nächsten Gegenstand, den Antrag der II. Fachcommision,
betreffenddie Absperrunggegen das Ausland für Vieh und Vichprodukte,heute absetzen,(Zustimmung)
er wird uns noch längere Zeit in Anspruch nehmen und wird dann morgen als erster Gegenstand
auf die Tagesordnung gesetzt werden. (Zustimmung.) Es wird ein Bedenken dagegen nicht laut,
dann darf ich das als Ihren Willen feststellen.

Meine Herren! Wir würden den nächsten Gegenstand der Tagesordnung vielleichtnoch
abmachenkönnen; das wird auch von vielen Seiten gewünscht.

Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ergänzungs- bezw. Ersatzwahlen für den Provinzial-
ausschuß.

Wenn Sie damit einverstandensind, dann wollen wir in die Berathung dieses Gegen¬
standes noch eintreten.

Berichterstatter ist Herr Guilleaume, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Guilleaume: Nach Z 49 der Provinzialordnung scheidet

alle drei Jahre die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stellvertreter des Provinzialausschusses
aus und wird durch neue Wahlen ersetzt.

Da nach 8 48 der Provinzialordnung die Wahl der Mitglieder und deren Stellvertreter
auf sechs Jahre erfolgt, so werden die seit April 1891 im Amt befindlichen Mitglieder und
Stellvertreter am 1. April 189? auszuscheiden haben.

Für die am I. April 1891 begonnene und bis zum 1. April 189? ablaufende Amts¬
periode sind vom 36. RheinischenProvinziallandtage in der Plenarsitzung vom 2. Dezember 1890
gewählt worden:

folgende Mitglieder: und als deren Stellvertreter:
1. Oberstlieuteuant a. D. Schmidt von 1. Geheimer Commerzienralh Gugen von

Schwind in Eschberg, Noch in Mettlach,
2. Fabrikant Eduard Nels in Prüm, 2. Gutsbesitzer und Oekonomierath Wilhelm

Rauten st rauch in Eitelsbach (ist inzwischen
gestorben),

3. Geheimer Iustizrath Adams in Coblenz 3. Direktor Eduard Klein zu Heinrichshütte,
(ist gestorben),

4. GutsbesitzerAdolf Reinhard in Heddes- 4. Gutsbesitzer Jakob Peters zu Fressenhof,
dorf,

5. OberbürgermeisterBecker in Köln, 5. Geheimer Commerzienralh August Heuser
in Köln,
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6. Bürgermeister und Guisbesitzer Eich in 6. CommerzienrcithOtto Andreae in Köln
Bedingen (ist gestorben),

7. GutsbesitzerFerdinand Lieven in Hilden, 7. Gutsbesitzer Theodor Mclchers in Gnaden¬
thal.

In der Plenarsitzung vom 9. Dezember 1892 hat der 37. Rheinische Provinziallandtag
an Stelle des verstorbenen Geheimen Iustizraths Adams das bisherige stellvertretendeMitglied
des Provinzialausschusses, Direktor Eduard Klein zu Heinrichshütte zum Mitglied und an
Stelle des Letzteren den WeingutsbesitzerJohann Baptist Engelsmann zu Kreuznach zum
stellvertretendenMitgliede des Provinzialausschussesgewählt.

Der 38. Rheinische Provinziallandtag hat sodann in der Plenarsitzung vom 2. Juni 1894
an Stelle des verstorbenen Bürgermeisters und Gutsbesitzers Eich den Königlichen Schloßhauptmann
und Kammerherrn Grafen von Fürstenberg-Stammheim auf Schloß Stammheim als Mit¬
glied des Provinzialausschussesgewählt.

Nach ß 50 der Proviuzialordnung bleiben diese als Ersatz für die gestorbenenMitglieder
im Dezember 1892 und Juni 1894 Gewählten nur bis zum Ende desjenigen Zeitraumes in
Thätigkeit, für welche»die Gestorbenengewählt waren. Es ist also auch für diese eine Grgänzungs-
wllhl vorzunehmen.

Der Geheime Commerzienrath Wilhelm Scheidt in Kettwig v. d. Brücke uud der
GutsbesitzerHubert Schlick in Holzweiler, welche vom 38. Rheinischen Provinziallcmdtage in der
Plenarsitzung vom 2. Juni 1894 für eine Amtsperiode bis Ende März 1900 als stellvertretende
Mitglieder des Provinzialausschussesgewählt waren, sind inzwischen gestorben. Es sind daher für
dieselbenbis zu dem gleichen Zeitpunkte laufende Ersatzwahlcuzu thätigen.

Der Antrag des Provinzialausschussesund der I. Fachcommissiongeht dahin:
„Der Provinziallandtag wolle die erforderlichen Ergänzungs- bezw. Ersatzwahleu
vorzunehmen".

VorsitzenderNecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandlung und würde anheimgeben, ob wir noch in die Thätigung
der einzelnen Wahlen eintreten wollen. (Rufe: ja!) Es wird dagegen ein Bedenkenvon keiner
Seite laut.

Meine Herren! Dann wird es am besten sein, wenn ich die einzelnen Persönlichkeiten,
die in Frage stehen, bezeichne,und Sie Ihrerseits daraufhin bestimmte Vorschläge machen. —
Auch mit dem Wahlverfahren sind Sie einverstanden. (Rufe: ja!)

Die Wahl hat ja zu erfolgen nach dem Wahlreglement, welches der Provinzialordnung
angehängt ist und für alle unsere communalständischenWahlen maßgebend ist. Wenn also von
einer Seite Zettelwahl beantragt würde, würden wir nach Maßgabe dieses Wahlreglements zu
verfahren haben.

Das erste ausscheidendeMitglied ist Herr Oberstlieutenant a. D. Schmidt von Schwind
in Eschberg. (Abgeordneter von Beulwitz: Ich bitte um's Wort.)

Herr Abgeordneter von Beulwitz hat das Wort.
Abgeordnetervon Beulwitz: Die Herren Abgeordnetenaus dem RegierungsbezirkTrier

haben sich dahin verständigt (Rufe: lauter!) und haben mich dahin beauftragt, dem hohen Haufe
den Vorschlag zu unterbreiten, den Herrn Schmidt von Schwind wiederzuwählen (Bravo!) und
mich ferner beauftragt, die Wahl per Akklamationvorzufchlagen.

VorsitzenderNecker: Es wird ein Bedenkengegen den Antrag, die Wahl durch AMq-
mation zu vollziehen,nicht laut. Dann kommenwir zur Atklamationswahl.
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Der Vorschlag ist, den Abgeordneten Herrn Schmidt von Schwind wiederzuwählen.—
Auch hier wird von keiner Seite ein Bedenken laut. — Dann darf ich wohl ohne besondere Ab¬

stimmung feststellen,daß Sie Herrn Schmidt von Schwind per Akklamationwiedergewählt haben.
Ich frage den Herrn Schmidt von Schwind, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter Schmidt von Schwind: Ja, ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Becker: Dann kommen wir zum Stellvertreter des Herrn Schmidt von Schwind.
Abgeordneter von Veulwitz: Auch hier bin ich von den Herren Abgeordneten des

Regierungsbezirks Trier beauftragt, als Stellvertreter den Herrn Ren6 von Boch in Vorschlag
zu bringen und auch ebenfalls vorzuschlagen,diese Wahl per Akklamation vorzunehmen.

VorsitzenderBecker: Also wenn ich den Herrn Vorredner richtig verstanden habe, schlägt
er vor, an Stelle des Herrn Geheimen Commerzienrath von Noch den Herrn Commerzienrath
von Boch, unser Mitglied, zu wählen, (Abgeordneter von Beulwitz: Jawohl!) Gegen den Vor¬
schlag, diese Wahl durch Akklamationvorzunehmen, werden Bedenken nicht laut. Ich stelle Ihr
Einverständniß mit der Akklamationswahlfest.

Es ist ferner der Vorschlag gemacht, hier Herrn Commerzienrath von Boch, das Mit¬
glied des Hauses, an Stelle seines Vaters zu wählen. — Auch hiergegen wird von keiner Seite
ein Bedenken laut. Ich darf wohl feststellen, daß die Versammlung per Akklamation die Wahl
des Herrn Commerzienrath von Boch gethätigt hat.

Ich frage Herrn Abgeordneten von Boch, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter von Boch: Ich nehme die Wahl dankend an.
VorsitzenderBecker: Dann kämen wir zur Wahl des Herrn Fabrikanten Nels in Prüm.

Wünscht dazu jemand das Wort?
Abgeordneter von Veulwitz: Ich bin ebenfalls hier von Seiten der Herren Abgeord¬

neten des RegierungsbezirkesTrier beauftragt, den Herrn Eduard Nels zur Wiederwahl vorzu»
schlagenund Ihnen auch hier die Wahl per Akklamationzu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Auch hier wird der Vorschlag der AMamationswahl gemacht und
es wird von keiner Seite ein Bedenken laut. Sie werden die Wahl also sogleich thätigen.

Vorgeschlagenist die Wiederwahl des Herrn Nels aus Prüm. — Es wird ebenfalls von
keiner Seite ein Einwand erhoben. Ich darf daher wohl ohne weitere Abstimmung feststellen,
daß Sie die Wahl per Akklamationgethätigt haben und frage Herrn Nels, falls er hier ist, ob
er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Nels: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderBecker: Dann kommenwir zur Wahl des Stellvertreters des Herrn Nels,

an Stelle des leider verstorbenen Gutsbesitzers Wilhelm Rautenstrauch.
Das Wort hat Herr Abgeordneter von Beulwitz.
Abgeordneter von Veulwitz: Als Stellvertreter des Herrn Nels haben sich die Herren

Abgeordneten aus dem RegierungsbezirkTrier auf den Herrn Eduard Laeis, Fabrikbesitzer in
Trier, geeinigt, und ich schlage in ihrem Auftrage diesen Herrn und weiter vor, per Akklamation
seine Wahl vorzunehmen.

VorsitzenderBecker: Auch hier findet der Vorschlag der Aktlamationswahl von keiner
Seite Widerspruch, Dann stelle ich das als Ihren Willen fest.

Auch der Vorschlag der Wahl des Herrn Laeis wird von keiner Seite bemängelt. Dann
darf ich auch hier wohl feststellen, daß Sie, meine Herren, die Wahl durch Akklamationgethätigt
und auch Herrn Laeis gewählt haben.
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Ich frage Herrn AbgeordnetenLaeis, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterLaeis: Ja,
VorsitzenderBecker: Dann kommen wir, meine Herren, zur Wahl für den Direktor

Klein zu Heinrichshütte.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wegeler.
Abgeordneter Wegeler: Meine Herren! Die Vertreter des Regierungsbezirks Coblenz

haben sich einstimmig dahin geeinigt, den Herrn Direktor Eduard Klein zur Wiederwahlvorzuschlagen.
VorsitzenderNecker: Wird auch hier Akklamationvorgeschlagen?(AbgeordneterWegeler:

Auch mit Akklamation,ja.) — Das entspricht dem Willen des Hauses. Einspruch wird nicht laut.
Dann kommenwir zur Wahl selbst. Vorgeschlagenist Herr Klein. — Von keiner Seite

wirb ein anderer Vorschlag gemacht. Dann darf ich auch hier feststellen,daß Sie durch Akkla¬
mation Herrn Klein gewählt haben.

Ich frage Herrn Klein, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter Eduard Klein: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderVecker: Dann kommen wir zur Wahl des Stellvertreters, zur Zeit des

Herrn Engelsmann. Herr Abgeordneter Wegeler hat um's Wort gebeten.
Abgeordneter Wegeler: Meine Herren! Auch hier wird die Wiederwahl des bisherigen

Stellvertreters des Herrn I. B. Engelsmann von den Abgeordneten in Vorschlag gebracht, wir
bitten, diese Wahl durch Akklamationzu vollziehen.

VorsitzenderBecker: Gegen die Attlamationswahl ist von keiner Seite Einspruch erhoben
worden. Dann werden wir auf diese Weise wählen. Vorgeschlagenist bisher ausschliehlich Herr
Engelsmann. Ein anderer Vorschlag wird nicht laut. Dann darf ich auch hier feststellen, daß
Sie per AkklamationHerrn Engelsmann gewählt haben.

Ich frage, Herr Engelsmann, ob Sie die Wahl annehmen?
Abgeordneter Engelsmann: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderVecker: Nun kommenwir zu einer Wahl für den Herrn GutsbesitzerAdolf

Reinhard in Heddesdorf.
Herr Abgeordneter Wegeler hat das Wort erbeten.
Abgeordneter Wegeler: Meine Herren! Die Abgeordnetendes Bezirks Coblenz schlagen

den bisherigen Stellvertreter Herrn GutsbesitzerIalob Peters zu Fressenhof als Mitglied vor,
und wir bitten, die Wahl auch per Akklamationvorzunehmen.

VorsitzenderVecker: Auch hier wird gegen die Akklamationswahl kein Bedenken laut.
Ich darf das als Ihren Willen feststellen.

Vorgeschlagen ist ausschließlichHerr Peters zu Fressenhof. Ändere Vorschläge werden
nicht gemacht. Dann kann ich auch hier feststellen, daß das Haus per AkklamationHerrn Peters
zu Frefsenhof gewählt hat.

Ich frage Herrn AbgeordnetenPeters, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter Peters: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Wahl des Stellvertreters für Herrn Peters.
Herr Abgeordneter Wegeler hat das Wort.
Abgeordneter Wegeler: Für diefe Stelle wird vorgeschlagen, den Abgeordneten Herrn

Rentner und Beigeordneten Radermacher aus Neuwied per Akklamationzu wählen.
VorsitzenderBecker: Gegen die Attlamationswahl wird von keiner Seite Widerspruch

erhoben. Dann werden wir so verfahren.
28
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Vorgeschlagenist ausschließlichHerr Radermacher, Ich darf wohl ohne besondere Ab¬
stimmung feststellen, daß das Haus Herrn Radermacher per Akklamationgewählt hat, und frage
Herrn Radermacher, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Nadermacher: Ich nehme die Wahl an.
VorsitzenderNecker: Dann kommen wir zur Wahl für den Oberbürgermeister Becker

in Köln. (Heiterkeit.)
Herr Abgeordneter von Niefewand hat das Wort.
Abgeordneter von Niesewand: Meine Herren! Die Herren Landtagsmitglieder aus

dem Regierungsbezirk Köln haben sich einstimmig zu der Wiederwahl des Herrn Oberbürger¬
meisters Becker entschlossen. Sie haben zwar keine Akklamationswahl beantragt, das liegt aber
wohl in der einstimmigen Wahl begründet. Ich würde daher also auch die Wahl des Herrn
Oberbürgermeisters Becker durch Akklamationbeantragen.

VorsitzenderBecker: Auch hier wird Akklamationswahlvorgeschlagen.— Ein Bedenken
wird dagegen nicht laut, — dann darf ich das als Ihren Willen feststellen.

Vorgeschlagenist der Oberbürgermeister Becker. (Heiterkeit.) Ich bitte diejenigenHerren,
welche ihn durch Akklamation wieder wählen wollen, sich zu erheben. (Geschieht unter fort¬
dauernder Heiterkeit.)

Dann ist die Wahl gethätigt, und ich erkläre hiermit, daß ich mit Dank die Wahl annehme.
Wir kommen dann zur Wahl des Stellvertreters. Bisheriger Stellvertreter war Herr

Geheimer Commerzienrath August Heuser in Köln.
Das Wort hat Herr Abgeordneter von Niesewand:
Abgeordneter von Niesewand: Das gleiche, was für Herrn Oberbürgermeister Becker

gilt, gilt auch für Herrn GeheimenCommerzienrathHeufer. Ich fchlage auch Akklamationswahlvor.
VorsitzenderBecker: Auch hier wird gegen die Akklamationswahl kein Einspruch laut.

Dann werden wir darnach verfahren.
Vorgeschlagenist ausschließlichHerr August Heuser aus Köln. Ich darf wohl ohne

befonbere Abstimmung feststellen, daß Sie ihn per Akklamation gewählt haben, und frage ihn,
ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Heufer: Ich nehme die Wahl dankend an.
VorsitzenderBecker: Dann kommen wir zur Wahl für den Herrn Grafen von Fürstenberg.
Herr Abgeordneter von Niesewand hat das Wort.
Abgeordneter von Niese wand: Da ist dasselbe der Fall; da wird auch Akklamations¬

wahl beantragt.
Vorsitzender Becker: Auch hier wird die Akklamationswahl des Herrn Grafen von

Fürstenberg beantragt. — Es wird von keiner Seite ein Einspruch erhoben. Dann darf ich
feststellen, daß Sie auch hier per Akklamationden Grafen von Fürstenberg wieder gewählt haben,
und frage ihn, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderNeck er: Dann kommenwir zur Wahl des Stellvertreters, — bisher Com¬

merzienrath Otto Andreae in Köln.
Abgeordneter von Niesewand: Für Herrn Commerzienrath Otto Andreae hat sich

nur eine Minorität von 2 Stimmen ergeben. (Oho!) Die übrigen haben alle für den Herrn
Dr. Venn in Waldbroel gestimmt.

Abgeordneter Michels: Ich bitte um's Wort.
VorsitzenderBecker- Herr Abgeordneter Michels hat das Wort,
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AbgeordneterMichels: Ich möchte nur erklären, daß das von dem Herrn Berichterstatter
angegebeneStimmenverhältniß, wonach Herr Andreae nur 2 Stimmen erhalten habe, auf einem
Irrthum beruht

Abgeordnetervon Niesewand: Ich glaube, daß Herr CommerzienrathMichels und Herr
OberbürgermeisterBecker nur sür ihn gestimmthaben, (AbgeordneterMichels: Nein, bitte sehr!)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir können während der Wahl keine Diskussion
eintreten lassen. Ich muß daher bitten, daß wir diese Wahlv«Handlung noch einmal von vorn
beginnen, weil Diskussionenüber derartige Wahlen ausdrücklich ausgcschlosscu sind.

Von Herrn von Niesewand ist vorgeschlagendie Wahl des Dr, Venn an Stelle des
bisherigen Stellvertreters, CommerzienrathOtto Andreae in Köln, und wenn ich recht verstanden
habe, per Akklamation.

Abgeordnetervon Niesewand: Ich beantrage Akklamationswahl,
VorsitzenderBecker: Es wird Akklamationswahlbeantragt. — Gegen die Akklamation«-

wähl ist von keiner Seite Bedenken erhoben. Dann darf ich das feststellen, daß wir per Akklamation
wählen werden.

Vorgeschlagenist ausschließlichHerr Dr. Venn. Ich ersuche diejenigenHerren, welche
den Herrn Dr. Venn wählen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht,) Das ist die
große Mehrheit.

Dann stelle ich fest, daß Herr Dr. Venn per Akklamationgewählt ist und frage ihn, ob
er die Wahl annimmt?

AbgeordneterDr. Venn: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderBecker: Dann kämen wir zur Wahl für den GutsbesitzerFerdinand Lievcn

in Hilden.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Conze.
Abgeordneter Conze: Ich bitte ebenso, wie bei den bisherigen Wahlen, den Herrn

Ferdinand Licven durch Akklamationwiederzuwählen.
VorsitzenderBecker: Es ist der Vorschlag gemacht, Herrn Lieven durch Akklamation

wiederzuwählen.— Es wird von keiner Seite ein Bedenkendagegen laut.
Dann darf ich feststellen, daß Sie diese Wahl des Herrn Lieven per Akklamationgethiitigt

haben und frage Herrn Lieven, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterLieven: Ich danke den Herren und nehme die Wahl an.
VorsitzenderBecker: Dann kommen wir zur Wahl des Stellvertreters — bisher Herr

Theodor Melchers in Gnadenthal.
Abgeordneter Conze: Da habe ich vorzuschlagen den Herrn Gutsbesitzer Theodor Melchers

auch durch Akklamationzum Stellvertreter wiederzuwählen.
VorsitzenderBecker: Auch hier ist der Antrag gestellt,Herrn Melchers per Akklamation

wiederzuwählen.— Von keiner Seite wird dagegen ein Bedenkenlaut. Dann stelle ich fest, daß
Sie den Herrn Melchers per Akklamationwiedergewählt haben und frage Herrn Melchers, ob er
die Wahl annimmt?

Abgeordneter Melchers: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Dann, meine Herren, haben wir noch eine Wahl zu thätigen für

den leider verstorbenenHerrn Geheimen CommerzienrathScheidt in Kettwig.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Friederichs.
AbgeordneterFriedelichs: Namens der Abgeordneten des Bezirkes Düsseldorf bringe

ich in Vorschlag Herrn von Wiitjcn und bitte, die Wahl durch Zuruf zu vollziehen.
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VorsitzenderBecker: Es ist der Antrag gestellt, auch diese Wahl durch Akklamation
zu thätigen.

(Zuruf: Ich beantrage Wahl durch Stimmzettel für diesen Zweck und erlaube mir
Herrn Landrath Freiherrn von Hövel vorzuschlagen.)

Es wird der Antrag auf Zettelwahl gestellt. Das genügt. Wir werden also die Wahl
durch Zettel bewirken, da Akklamationswahlnur zulässig ist, wenn Uebereinstimmungim ganzen
Hause herrscht.

Meine Herren! Nach dem Wahlreglement (Unruhe) — noch einen Augenblick, damit
wir die Form erfüllen — habe ich als Vorsitzender des Wahlvorstandes zu wirken mit zwei
Beisitzern, welche von Ihnen aus der Zahl der Wähler zu wählen sind. Wenn nicht sonstige
Vorschläge gemacht weiden, möchte ich Ihnen vorschlagen, daß Sie die beiden Herren, die mich
bisher schon in der Leitung der Verhandlungen unterstützt haben, als Beisitzer wählen. — Ein
Bedenken wird dagegen von keiner Seite laut. Dann darf ich das als Ihren Willen feststellen.

Aus den beiden Herren Beisitzern habe ich den Protokollführer zu ernennen. Ich ernenne
dazu hier den Herrn zu meiner Rechten, Herrn AbgeordnetenLinz.

Meine Herren! Ich bitte nun, daß Sie auf den Stimmzettel den Namen desjenigen
Herrn schreiben, den Sie wählen wollen. Ich bemerke dabei, daß nach den: Wahlreglcment
ungültig sind Stimmzettel, welche keinen oder keinen leserlichen Namen enthalten, Stimmzettel,
aus welchen die Person des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen ist, Stimmzettel, auf
welchen mehr Namen als zu wählende Personen oder der Name einer nicht wählbaren Person
verzeichnet sind, und endlich Stimmzettel, welche einen Protest oder Vorbehalt enthalten.

Meine Herren! Sie werden also in diesem Falle, wo es sich um die Wahl des
Negierungsraths von Wätjen handelt und auf der anderen Seite vorgefchlagen ist der Herr
Landrath von Hövel, berücksichtigenmüssen, daß wir zwei Herren im Hause haben, die den
Namen Hövel tragen, und daher den von Ihnen zu wählenden genau bezeichnen müssen.

Ich bitte dann, daß Sie auf den Wahlzettel den Namen so genau schreiben,daß er
unzweifelhaft erkennbar ist.

Nunmehr werden die einzelnen Wähler aufgerufen und dann bitte ich, daß Sie die
Güte haben, hier an die Wahlurne heranzutreten und Ihren Wahlzettel hineinzuwerfen.

Schriftführer Abgeordneter Freiherr von Coels vollzieht den Namensaufruf.
VorsitzenderBecker: Sind noch Herren in dem Saale, die ihren Zettel nicht abgegeben

haben, nicht gewählt haben? Dann bitte ich, daß sie sich melden.
Es scheint sich Niemand mehr zu melden. Dann erkläre ich den Wahlakt für geschlossen.
Meine Herren! Ich werde nun die Zettel einzeln aus der Urne nehmen und bitte die

Herren Schriftführer, die Namen zu notiren, (Die Zählung der Stimmzettel erfolgt.)
Meine Herren! Das Wahlrefultat ist folgendes: Negierungsrath von Wätjen hat 55

Stimmen erhalten, Landrath Freiherr von Hövel ??. Freiherr von Hövel ist daher mit absoluter
Mehrheit zum Stellvertreter des Provinzialausschusses gewählt. Ich frage Herrn von Hövel,
ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
VorsitzenderBecker: Nun, meine Herren, haben wir noch zu wählen für Herrn Schlick

Ich bitte, meine Herren, daß Sie Vorschlägemachen. Herr Abgeordneter Ianßen.
Abgeordneter Ianßen: Die Vertreter des RegierungsbezirksAachen haben gestern per

mllsar«, Herrn Commcrzicnrath Hupertz als Nachfolger des Herrn Schlick gewählt. Ich gebe
anheim, ob diese Wahl hier per Akklamationzu thätigen sei.
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Vorsitzender Becker: Wird gegen die Akklamation,welche beantragt ist, von irgend einer
Seite Einspruch erhoben, — das ist nicht der Fall. Dann stelle ich sest, meine Herren, daß Sie
die Wahl per Akklamation thätigen wollen. Der alleinige Vorschlag geht bis jetzt dahin, den
Herrn CommerzienrathHnpcrtz zu wählen. Auch hier wird von keiner Seite ein Gegenvorschlag
gemacht,dann darf ich ohne besondere Abstimmuug feststellen, daß Sie die Wahl des Herr» Hupertz
per Akklamationgethätigt haben.

Ich frage Herrn Hnpertz, ob er die Wahl annimmt.
Abgeordneter Hnpcrtz: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Damit wäre dieser Gegenstand der Tagesurd-

nnug erledigt.
Ich glaube, daß es Ihrer Aller Wunsch entspricht, wenn wir jetzt unsere Sitznug beendigen

nnd die anderen Gegenstände auf die morgende Sitzung übergehen ließen. — Hiergegen wird kein
Widerspruchlaut.

Dann habe ich Ihnen nur noch die Tagesordnung fiir die morgendeSitzuug vorzuschlagen.
Ich erlaube mir den Vorschlag zu machen, daß wir die Sitzung morgen um 11 Uhr

beginnen; wir haben noch viel auf die Tagesordnung zn setzen: einmal die Gegenstände,die heute
nicht erledigt worden sind und zwar in erster Linie die Frage der Viehsperrc,zweitens die anderen
Sachen und dann folgende neue Gegenstände:

Etat für die Verwaltung der landwirtschaftlichen Angelegenheitennebst Unteretat sür die
Provinzial-Wcinbauschule,

Hauptetat für die Provinzialvcrwaltung,
Vorbericht zum Hauptetat,
Vermögensstanddes Provinzialverbandes,
Führnng des Titels „Landeshauptmann" dnrch den Landesdirektorund
Entlastung der Rechnungen.
Dann würben wir — um das zu Ihrer Orientirung gleich mitzutheilen — für den

Donnerstag noch eine kleinere Tagesordnung haben und zwar:
Rest der Tagesordnung von morgen — ich hoffe aber, daß wir morgen mit der Tages

ordnung durchkommen —,
Bereitstellung weiterer Mittel zur Förderung landwirtschaftlicher Zwecke,
Bericht des Provinzialausschusscs, betreffend den Bau eines Schifffahrts-Kanals von,

Dortmuud-Ems-Kanal,
Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Veräußerung des Langenfelder Hofes,
Petition des Presbyteriums der evangelischen Gemeinde zu Friedrichsthal auf Herabsetzung

des Zinsfußes, sowie
Wahlprüfungen.
Diese letzten Gegenstände werden erst morgen in der Fachcommission berathen, und daher

konnten sie für morgen auf die Tagesordnung nicht gesetzt werden. Dagegen können wir sehr wohl,
wie ich annehme, die Gegenstände am Donnerstag erledigen.

Es wird gegen die von nur vorgeschlagene Tagesordnung kein Bedenken laut, - dann
stelle ich fest, daß Sie dieselbe genehmigt haben und schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung gegen 1 '/u Uhr.)
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Achte Sitzung
im Standehausezu Düsseldorf,am Mittwoch den 17. März 1897.

Beginn Mittags nach 11'/4 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge,
2. Antrag der verstärktenII. Fachcommissionzu dem Antrage, betreffend die Absperrung gegen

das Ausland für Vieh und Viehprodukte.
3. Antrag der II, Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,be¬

treffend die Errichtung von landwirthschaftlichenWinterschulen zu Adenau, Gummersbach,
Saarlouis und Xanten.

4. Antrag der II, Fachcommissionzu der Petition des Obersten z. D, von Giese zu Aachen um
Uebernahme der von ihm begründeten gemeinnützigen Anlagen bei Sourbrodt im Kreise Mal-
medy durch den Provinzialverband.

5. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Antrag, betreffend die künstlerische Ausschmückung des
Sitzungssaales.

6. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat für die Verwaltung der landwirthschaftlichen
Angelegenheiten— nebst Untcretat für die Provinzial-Weinbauschule zu Trier — für die
Etatjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

7. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Hauptetat der Provinzialverwaltung für die Etatjahre
vom 1. April 1897 bis 31. März 1899.

8. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Vorbericht zu dem Hauptetat der Provinzialverwaltung
der Rheinprovinz fowie zu den zu demselben gehörendenEtats der einzelnen Verwaltungs¬
zweige und Anstalten für die Etatsjahre vom 1. April 1897 bis 31. März 1899.

9. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht des Prouinzialausschuffes, betreffend den Ver^
mögensstaud des RheinischenProvinzialverbandes.

10. Antrag der I. Fachcommission auf Einführung des Titels „Landeshauptmann" für den
Landesdirektor.

11. Antrag der I. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen,und zwar
im Verzeichniß der Vorlagen. Nr. 34 unter L. Nr, 29 bis 33,

» » « "4 „ i><,
» » » ^" „ 44,
„ ,, ,, 4l) ,, 50.
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12. Antrag der II. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen,und zwar
im Verzeichnißder Vorlagen. Nr. 34 unter L. Nr. 54,

„ ., ., 55 und 56,
.. ., ., 57 „ 58,
...... ?4 bis 88,
.. „ ., 89 „ 101,
...... 102 „ 112,
„ „ „ 119 .. 130.

13. Antrag der III. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen,und zwar
im Verzeichnißder Vorlagen. Nr. 34 unter L. Nr. 136 bis 138,

„ „ ., 139 und 140,
...... 141 bis 143,
...... 147 .. 149.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen.
Als Schriftführer werden für den heutigen Tag wirken der Herr Abgeordnete Spiritus

für die Rednerliste, der Herr Abgeordnete Brüning für das Protokoll.
Geschäftliche Mittheilungen habe ich keine zu machen.
Eingänge sind nicht zu verzeichnen.
Wir können sofort in die Tagesordnung eintreten. Meine Herren! Ich mochte Sie

bitten, sich damit einverstanden zu erklären, daß wir den Gegenstand Nr. 4 vorwegnehmen,weil
der Herr Berichterstatter von Grand-Ry nach Berlin zurückkehren muh und nur noch diesen
Gegenstand vortragen wollte. Der Herr Graf und Marquis von und zu Hoensbroechist bannt
einverstanden, sodah die beiden Herren ihre Nummern wechseln können. — Es erfolgt kein
Widerspruch gegen diesen Vorschlag. Dann stelle ich Ihr Einverständnis^fest.

Wir kommendann zum
Antrag der II. Fachcommission zu der Petition des Obersten z. D. von
Giese zu Aachen um Uebernahme der von ihm begründeten gemeinnützigen
Anlagen bei Sourbrodt im Kreise Malmedy durch den Provinzialverband.

Ich gebe Herrn Abgeordneten von Grand-Ny das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter von Grand-Ny: Meine Herren! Der Herr Oberst von

Giese hat an den Provinzialausschuß wie an den Landtag den Antrag gerichtet, es möchtendie
voi, ihm gegründeten gemeinnützigen Anlagen bei Sourbrodt im Kreise Malmedy seitens des
Provinzialverbandes übernommen werden. Die Anlagen bestehentheils in der Kultivirung von
Oedländereien, theils in Verwerthung der dortigen Torflager.

Dem vorigen Landtage hat bereits ein gleicher Antrag vorgelegen und ist von diesem
in der Sitzung vom 3. Mai 1895 abgelehnt worden.

Der Provinzialausschuß hatte auf das erneuerte Gesuch eine Commission zur nochmaligen
Prüfung, insbesondere auch zur Besichtigungder Anlagen ernannt; in Folge schlechter Witterung
hat diese letztere nicht stattfinden können und legt er nunmehr den Antrag dein Landtage zur
Beschlußfassungvor.

Meine Herren! Mit lebhaftein Bedauern hat die Fachcommissionsich auch diesmal
genöthigt gesehen,die Ablehnung zu beantragen.
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Wenn auch anerkannt werden muß, daß der Herr Oberst von Giese sich bei seinen
Anlagen von idealen Auffassungen hat leiten lassen, indem er jenen armen Gegenden neue
Hülfsquellen erschließen,Arbeit und Verdienst schaffen, Oedländereien in fruchtbares Land um¬
wandeln wollte, so geht es doch weit über die Aufgaben des Provinzialverbandes hinaus, diese
Veranstaltungen in eigene Verwaltung zu übernehmen und ist in ähnlichen Fällen stets die Ab¬
lehnung erfolgt. Mit Rücksicht auf diese grundsätzliche Stellung zur Sache hat auch eine
erneuerte Prüfung der finanziellen Seite des Unternehmens keine Bedeutung,

Ich bitte Sie daher, dem Antrage der Fachcommifsionauf Ablehnungbeitrcten zu wollen.
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬

handlung und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß Sie dem Antrage der II.
Fachcommifsionzugestimmt haben. Damit ist der Gegenstand erledigt.

Dann, meine Herren, können wir in der Reihenfolge unserer Tagesordnung fortfahren
und zunächst also zur Verhandlung stellen den

Antrag der verstärkten II. Fachcommisssion zu dem Antrage, betreffend
die Absperrung gegen das Ausland für Vieh und Viehprodukte.

Berichterstatter ist Herr Graf und Marquis von und zu Hocnsbroech, dem ich das
Wort gebe.

Berichterstatter Abgeordneter Graf und Marquis von nnd zu Hocnsbroech:
Meine Herren! Der Antrag, den ich im Namen der Commissiondein hohen Hause vorzutragen
die Ehre habe, ist in der zu diesem Zwecke verstärkten Commission einstimmig zur Annahme
gelangt. Ich habe in dem Vortrage, den ich bei der ersten Lesung über diesen Gegenstand zu
halten die Ehre hatte, schon auf die große und umfangreiche Schädigung hingewiesen, die unser
Viehstand im letzten Jahre durch die Verbreitung der Seuchen gerade in unserer Provinz gefunden
hat, und das ist ja der einzige Zweck des Antrages, durch schärfere Maßnahmen dem Auslande
gegenüber nunmehr in die Möglichkeit zu gelangen, unseren Viehstand wieder der Gesundung
zuzuführen, wie sie die -Landwirthschaft sowohl wie die Consumenten fordern müssen. Dieser
Antrag richtet sich in der Hauptsache auf zur Zeit noch nicht vorhandene Maßregeln gegen Däne¬
mark und die Niederlande und wenn ich manches heute hervorheben muß, so geschieht es leider
in dem Bewußtsein, daß ich vielen und den meisten der Herren damit nichts Unbekanntes mehr
vortrage. Aber ich habe doch als Referent die Empfindung, wenigstens die charakteristischen
Momente hervorhebenzu sollen, die in der Commission in dieser Frage zur Geltung gekommensind.

Meine Herren! Was zunächstdie Lage Dänemark gegenüber betrifft, so möchte ich vor
allem constatiren, daß das Deutsche Reich mit Dänemark keinen Handelsvertrag hat. Die gegen¬
wärtige Situation Dänemark gegenüber ist folgende — ich entnehme diese Mittheilungen einer
amtlichen Drucksache,welche vor kurzem dem Reichstage von Seiten der Neichsregierung zuge¬
gangen ist.

In Bezug auf Dänemark gelten folgende Bestimmungen: Die Einfuhr von Schweinen
und frischemSchweinefleischist verboten. Schweinefett darf eingeführt werden. Die Einführung
thierischerRohstoffeist vom Negierungs-Präsidenten in Schleswig verboten. Wiederkäuer dürfen
durch Vermittelung der Seequarantaine-Anstalten nach zehntägiger Quarantaine zur Einfuhr
zugelassen werden. Also die Einfuhr von Schweinen und frischemSchweinefleisch ist verboten,
hingegen ist die Einfuhr von Rindvieh über die Quarantaine-Anstalten gestattet. Demgegenüber
besteht von Seiten Dänemarks uns gegenüber folgenderZustand. Eine dänischeVerordnung vom
13. Juni 1892 sagt Deutschland gegenüber:
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„Verboten ist die Ein- — und Durchfuhr.von lebenden Wiederkäuern, Schweinen
und rohen Theilen derselben, ferner von Hunden, sowie von Milch, Stroh und Heu
aus Deutschland".

Also, meine Herren, Sie sehen erstens: wir haben keinen Handelsvertrag mit Dänemark;
zweitens sperrt sich Dänemark uns gegenüber in vollständigerWeise ab; drittens sind wir Däne¬
mark gegenüber in dieser Weise noch nicht genügend gesichert.

Nunmehr möchte ich einige Bemerkungen darüber machen, welchen Einfluß die dänische
Vieheinfuhr gerade für den Rhein besitzt, und ich beziehe mich hierbei auf Mittheilungen, die
ich aus der „Deutscheu Fleischerzeitung"entnommen habe und die ich früher fchon an anderer
Stelle mir erlaubte anzuführen. Es schreibtbeispielsweisedie „Deutsche Fleischerzeitung"aus
Flensburg: „Eine Viehverkaufshalleist oberhalb der hiesigenQuarantäneanstalten von den Betriebs¬
unternehmern seit kurzem eingerichtetworden. Hier stehen jeden Donnerstag mehrere Hundert
Stück dänischesFettvieh. Namentlich die Rheinischen Viehhändler sind es, welche sich zu den
Verkaufstagen in größerer Zahl einstellen".

Ans Husum, meine Herren, liegt mir folgende Mittheilung vor: „Von Husum winden im
verflossenen Jahr 1895 während der Fettvichsaisonüber Hamburg hinaus 46 000 Stück Hornvieh
expediert. Hiervon gingen nach rheinländischen Stationen 31 720 Stück." Also von Husnm sind
nahezu 70°/« des ganzen dortigen Marktuiehes an den Rhein gegangen und daß diese 70"/«, diese
31 720 Stück, wesentlich dänischen Ursprungs sind, das unterliegt keinem Zweifel. Sie sehen also
aus diesen wenigen Mittheilungen, meine Herren, welche Bedeutung die dänische Vichcinfuhr gerade
für den Rhein quantitativ hat.

Welche Bedeutung hat mm diese Vieheinfnhr für Thiere und Menschenbei nns zu Lande
bekomme«? Ich habe, glaube ich, vor einigen Tagen schon darauf hingewiesen — wenigstenshabe
ich es in der Cumuüssiongethan — wie Seitens der dänischen Regierung der bekannteProfessor
Bang die Impfung des dänischen Viehes vorgenommenhat, und wie bei dieser Impfung sich heraus-
gestellt hat, daß bei Küheu der Prozentsatz der tuberkulösenThiere sich bis zu 80°/» gesteigert
hat. Die Däueu verfahren in der Beziehung sehr rationell. Sie impfen ihr Vieh. Diejenigen
Thiere die darauf reagireu, werde» iu das Ausland hin abgeschoben, nothwcndigerwcise deshalb,
weil in Dänemark nicht nur der Impfzwang besteht für Thiere, fondern auch die Vorschrift besteht,
daß von tuberkulös befuudencnThieren nicht weiter gezüchtet werden darf. Deshalb ist thatsächlich
das Verhältniß ein derartiges geworden,daß die Dänen ihr gesummtestnberknlöses Vieh, nm ihren
Viehbestandwieder zu reinigen, nach Deutschlandals nach dein zunächst liegenden Theile abgeschoben
haben. Diese Thatsachen ergeben sich zahlenmäßig iu ganz eklatanter Weise aus den Berichten der
Schlachthöfe, die dort »n der Grenze errichtet sind. Charaeteristischhierfür ist besonders Kiel.
Im Jahre 1891/92 wurden nach dem Schlachthofberichtvon Kiel 8,°°°/« tnberÄilosesV.eh bei
der Schlachtung entdeckt. Im Jahre 1894/95 hat sich dieser Prozentsatz durch die vennehr e
dänische Einfuhr von tuberkulösem Vieh im Kieler Schlachthofevon 8,°° auf 55,«2«/o gesteigert.
Sie sehen also, meine Herren, diese Zahlen beweisen ganz unwiderleglich,wie gerade die dänische
Einfuhr die Verbreitung der tuberknlöfen Thiere in Deutschland fördert. Nun ist m bei den
Thi reu. die in die Schlachthöfekommen,die Gefahr noch eine relativ gering denn m en meisten
Schlachthöfenist die Controle eine derartig scharfe, - ich verwe.se m der BeMh^^^nf
die m strMi e Controle beim Kölner Schlachthof - daß, da die Schädlichkeiten,du sich e

Schlachten herausstellen,wesentlich beseitigt und abgeschwächt werden tonnen. Aber die Folge davon

ch. da^ Vieh, weil es an den Schlachthöfendieser, scharfen Controle unterworfen wird,
29
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nicht mehr in die Schlachthöfe hineinkommt,auch aus dem Grunde, wenigstenshier am Rhein, daß
die Schlachtviehverficherungen sich weigern, Versicherungenauf dänisches Vieh zu übernehmen; und
so entsteht denn der Umstand, daß das dänische Vieh von den Händlern uncontrolirt auf dem Lande
vertrieben wird. Ich könnte Ihnen hier Namen und Dateu vorlegen gerade auch vou Händlern
aus Crefeld, aus Wermelskirchenund anderen Orten. Es stehen mir Daten zu Gebote, die zahlen¬
mäßig nachweisen, wie viel Stück diese Händler wöchentlich beziehen und zu Zuchtzwecken an die
kleinen Leute weiterverkaufen. Darin liegt, meine Herren, die große Gefahr dieser uncontrolirten
Ausbreitung des dänischen Viehs in unserer Provinz, und das ist ja auch allseitig festgestellt wordeil,
und der Herr Minister für Landwirthschaftäußerte im vorigen Jahre bei einer Berathung darüber
im Abgeordnetenhause:

„Ich fürchte, daß wir zur Zeit schon in Deutschlandviel mehr unter der Tuberkulose
des Viehs zu leiden haben, wie selbst die Dänen".

Meine Herren! Von Seiten der Reichsregierung sollen ja nun gegeu diese Ausbreitung
der Tuberkuloseuud besondersDänemark gegenüber, auch Maßregeln ergriffen werden, dahingehend,
daß auch bei uns iu den Quarantäneaustalten das Vieh einer Impfung uuterworfen werde. Es
äußerte sich in der Beziehung der Herr Minister von Bötticher in der Neichstagssitzungvom
21. Januar dss. Is. dahin:

„diese Impfung wird zum 15. Februar, bis wohin die erforderlichenEinrichtungen
dazu getroffen sein werden, hoffentlich in sämmtlichen Quarantänennstalten zur Einführung
kommen".

Meine Herren! Das sollte bis zum 15. Februar geschehen. Ich habe bis heute noch
nicht gehört, daß es geschehe» sei und ich vermuthe, daß das seine guten Gründe hat, indem man
zu der Erkenntnißgelangt ist, daß man mit der Impfung in den Quarantänennstalten absolut teiuen
sicheren Beweis für die Gesundheit herstellenkann, denn das geimpfte Vieh reagirt auf die zweite
Impfung nicht mehr. Also nehmen Sie an, daß die Dänen so klug sind, und bevor sie ihr Vieh
in die Quarantäneaustalten schicken, dasselbe vorher impfen, dann wird es 14 Tage darauf in
unserer Quarantäneanstalt wieder geimpft, es reagirt auf deutschem Boden zum zweite« Male uicht
mehr, wohingegenes in Dänemark reagirt hat, uud so geht es unter dem Schutz der Impfung, und
ich möchte sagen, gleichsam mit einem falschen Gesundheitsatteste, in unsere deutschen Provinzen
hinein. Meine Herren, über die große Uebertraguugsfähigkeitder Tuberkulosevou Seiten der Thiere
auf die Menschenist ja in ärztlichen Kreisen keine Meinungsverschiedenheit. Beispielsweisewarnt
gerade in Rücksicht auf die Ausdehnung der Tuberkulosebeim Vieh jeder Arzt heutigen Tages vor
dem Genuß roher Milch. Bei dieser Gefahr haben nicht nur die Produzenten das Interesse daran,
gesunde Viehprodnkteden Eunsumentenzur Verfügung zu stellen, sondern ebenso haben die Eunsu^
menten das Interesse daran, daß dem Produzenten die Möglichkeitgegeben werde, ihre Bedürfnisse
in reeller und gesundheitszuträglicherWeise zu befriedigen. — Meine Herren, das in Bezug auf
die Tuberkulose.

Nun beziehensich die Schadensnachweise,die ich mir erlaubt habe, Ihnen vorzulegen,
zum größten Theil auf die Schädigungen, die die Maul- und Klauenseuchein der Nheinprouinz
im vorigen Jahre angerichtet hat. Thatsache ist nun, dah die Maul- und Klauenseuche seit der
Einfuhr des dänischenViehs in der Nheinpromnz ungeheuer zugenommenhat. Nun wirb gesagt:
bisher ist kein Fall amtlich constatirt worden, daß die Maul« und Klauenseuche aus Dänemark
eingeschleppt worden sei. Ich möchte da doch folgende Momente entgegenhalten.

Zunächst steht fest und hat das die dänische Negierung ausdrücklich auch anerkannt, daß
in Dänemark Maul- und Klauenseuche existirt. Dann, meine Herren, vergegenwärtigen Sie sich
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die Schwierigkeit einer amtlichen Constatirung. Ich erlaubte mir vor einigen Tagen schon,
Ihnen eine Mittheilung eines amtlichen Kreisthierarztes vorzutragen, wonach bei sieben Ochsen,
die direkt aus Dänemark importirt waren, sofort hier die Maul- und Klauenseuche zum Nusbruch
kam, ohne daß in der Umgegend dieselbe irgend wie existirte. Es war das ein Fall in Westfalen.
Derartiger Fälle könnte ich Ihnen mehrere anführen.

Nun vergegenwärtigen Sie sich aber die Schwierigkeiteiner amtlichen Constatirung bei
einer Krankheit, bei der bisher das Contagium, der Bazillus oder wie Sie es nennen wollen,
noch nicht hat festgestellt werden können. Außerdem herrscht mit Bezug auf die Incubations-
daucr bei der Maul- und Klauenseuche in wissenschaftlichenKreisen die grüßte Meinungs¬
verschiedenheit. Es giebt wissenschaftlicheAnschauungen, die behaupten, die Incubationsdauer
betrüge 10 Tage; andere Anschauungen dehnen die Incubationsdauer dieser Krankheit auf
10 Wochen aus, und wieder andere gehen bis zu 2 bis 3 Monaten. Für jede dieser verschiedenen
Anschauungen lassen sich hervorragende wissenschaftliche Autoritäten namhaft machen. Dann,
meine Herren, vergegenwärtigen Sie sich noch das besondere Moment, daß die Händler das
Bedürfniß haben, derartige Sachen fofort zu verheimlichen und zu vertuschen; das werden mir
die Herren Landräthe besonders bestätigen können, wie schwer es im Inlande ist, den Ursprung
eines solchen Falles festzulegen,der auch einmal auftritt. Ich selbst habe in meiner Gemeinde
unter der Maul- und Klauenseuche zu leiden gehabt, und Sie können sich denken,daß ich mir in
meiner Eigenschaft als Communalbeamter ausreichende Mühe gegeben habe, diefe Fälle zu
verfolgen und festzustellen. Es ist mir dies aber in keinem einzigen Falle gelungen.

Meine Herren! Bei der Beurtheilung dieser Verhältnisse glaube ich, können wir nicht
anders sagen als: wo derartig große Wahrscheinlichkeitsgründe,die der Sicherheit beinahe gleich¬
kommen, für die Einschleppung der Maul- und Klauenseucheaus Dänemark vorhanden sind,
müssen wir zu Maßregeln schreiten. In wirthschaftlichenFragen wird man nicht dem juristischen
Satz beitreten können: in äudio pro rec»; in wirthschaftlichenFragen muß es nach meiner
Anfchauung unbedingt heißen: in äudio contra, rsuru, und der rsus ist in diefem Falle
Dänemark.

Meine Herren! Was nun Holland betrifft, fo wollen Sie erlauben, daß ich Ihnen, auch
nach dm amtlichen Mittheilungen, das gegenwärtige Verhältniß Holland gegenüber vorführe.

Es heißt in diesen amtlichen Mittheiluugen:
„Niederlande: Die Einfuhr von Widerkäuern und Schweinen, Milch, Fellen, Häuten,
Hörnern, Klauen, Haaren und Borsten ist verboten. Dünger darf nach dem
Regierungsbezirk Aurich nicht eingeführt weiden. Für Häute von Rindvieh sind
Ausnahmen bewilligt".

Also, meine Herren, Holland ist vollständig abgesperrt; nur die Einfuhr von frischem
Schweinefleischaus Holland ist gestattet. Wie diese Einfuhr nach der Sperre gegen lebendes
Vieh seitens Holland zugenommen hat, das habe ich mir letzthin schon erlaubt, Ihnen vorzu¬
führen, aus den Mittheilungen des Crefelder Schlachtuiehhofes. Es könnte nun die Befürchtung
entstehen, daß bei einer Sperre Holland gegenüber ein Mangel an Schweinefleischgerade für
unsere hiesige ausgedehnte Arbeiterbevülkerungentstehenkönnte. Ich theile aber die Befürchtung
in keiner Weise. Ich behaupte: wenn es zweifelhaft sein könnte, ob die RheinischeViehzuchtden
Consum an Nindfteifchdecken kann, so ist es unzweifelhaft nach meiner Ansichtund nach Ansicht
von allen Sachkundigen, daß die Rheinische Landbevölkerung den Consum an Schweinefleisch
unbedingt zu decken in der Lage ist; und gerade die auf Grund des vermehrten Consums

29»
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erfordertehöhere Produktion bei den Schweinen kommt den kleineren und mittleren Landwirtheu in
hervorragender Weise zu Gute. Nachdem gestern das hohe Zaus dadurch, daß aus dem ursprüng¬
lich eingereichtenAntrage über die Staffeltarife die Beseitigung der Staffeltarife auf Vieh aus¬
gestrichen worden ist, sich also gewissermaßen,wenigstens stillschweigend,zustimmend für die Auf¬
rechterhaltung der Staffeltarife für dieses Vieh erklärt hat, glaube ich, können wir unserer
Flcischversorgungim Industriebezirke mit vollständiger Nuhe und Sicherheit entgegensehen.

Das ist ja auch der Standpunkt der KöniglichenStaatsregierung, die wiederholt aus¬
gesprochen hat, daß Deutschland absolut in der Lage sei, den Fleischbedarfselbst zu decken.

Meine Herren! Ich möchte noch auf ein Moment hinweisen, wie gefährlich die Fleisch-
eiufnhr augenblicklichsich in veterinärer Hinsicht für uns gestaltet hat. Denjenigen Herren, die
die dortigen Grenzverhältnisse kennen, wird es bekannt sein, wie sich seit der Sperre Holland's
gegen lebendes Vieh an der Grenze entlang zahlreiche und größere Schlachteinrichtungenctablirt
haben. Die Holländer bringen ihr lebendes Vieh in diese Schlachteinrichtnngen. Dort wird das
Vieh geschlachtetund kommt als frisch geschlachtetes Fleisch über die Grenze herüber. Das auf
diese Weise importirte Fleisch, speziell das Schweinefleisch,ist dadurch günstiger gestellt, daß von
dem Fleisch nicht verlangt wird, daß die inneren Theile im Zusammenhang mit dem geschlachteten
Thiere über die Grenze gebracht werden.

Meine Herren! Sie wissen, wir haben hier in: RegierungsbezirkDüsseldorf eine Tri-
chinenfchau. Die Fleifchschauin den Schlachthöfenist eine sehr geordnete; da wird jedes Thier
uutersucht. Die inneren Theile sind dabei im Zusammenhang mit den Thieren, und für die
Beurtheilung der Krankheiten — das weiß Jeder, der sich damit befaßt hat — sind die inneren
Theile gerade die maßgebenden. Die Tuberkulose und sonstigenKrankheiten äußern sich zunächst
an Leber, Milz, Lunge u. s. w. Wenn nun die Holländer in den Schlachteinrichtungenan der
Grenze ein Thier schlachten, welches an den inneren Theilen Krankheiten aufweist, fo werden die
inneren Theile ganz einfach fortgenommen und man nimmt innere Theile von gesuuden Thieren
und legt diese dem kranken Stück bei. So lange man nicht den Zusammenhang der inneren
Theile mit dem geschlachteten Thier fordert, so lange hat auf diefe Weise, wie Sie sehen, diese
Maßregel gar keine Wirkung. Auf diefe Weife kommt unter der Firma der Gesundheit der
inneren Theile uns das kranke Fleisch herüber. Dann, meine Herren, ist noch ein anderer Uebel¬
stand, der von großer Bedeutung ist. In diesen Schlachteinrichtungenwird zum großen Theil
von diesseitigen Lohnschlächterngeschlachtet. Die Holländer ziehen diese Lohnschlächteraus den
anliegenden Distrikten, aus Crefeld, Gladbach, Kempen u. s. w. Diese Metzger gehen nach
Holland über die Grenze herüber, schlachtendort ihr Quantum, da ist von desinficiren der
betreffendenPersonen absolut keine Rede. Daß ein Metzgergesellenicht gerade der properste
Mann ist, das wissen wir ja Alle. Also diese Leute gehen von einem Geschäft in's andere,
schlachten um diese Stunde in Holland, in der nächsten Stunde gehen sie in die nebenan liegenden
diesseitigen Gehöfte hinein und schlachten dort und vertreiben auf diese Weise die Krankheiten in
ganz uncontrolirbarer Weise; und daß da nach unseren gesetzlichen Bestimmungen eine andere
Abhülfe geschafft werden könnte, als schärfereMaßregeln gegen die Grenze zu machen, wird wohl
kaum möglich fein.

Meine Herren! Aus all' diesen Gründen möchte ich Sie bitten, diesem vorliegenden
Antrage zuzustimmen. Der Antrag, wie er heute vorliegt, hat in Bezug auf die erste Fassung
— wenn Sie vergleichen wollen — die Aenderung erfahren, daß hinter dem Worte „Vieh¬
produkte" hinzugefetzt worden ist „bei denen die Gefahr von Verbreitung von Viehseuchen vorliegt".
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Meine Herren! Die Commission hat geglaubt, diesen allgemeinen Ausdruck „Vieh¬
produkte" dahin einschränkenzu sollen, aus dem einfachenGrunde, weil es doch Viehprodukte
und besonders Präparate von Viehprodukten geben kann, die absolut ungefährlich sind und für
die es gar kein Vortheil, im Gegentheil eine Schädigung anderer Kreise, auch industrieller Kreise
des Landes werden könnte, wenn man die an der Einfuhr hindern wollte. In Folge dessen ist
dieser Zusatz, der durchaus sachlicher Natur ist und den ich Ihnen empfehle,hinzugekommen.

Meine Herren! Ich möchte mit einer allgemeinen Bemerkung schließen. Die große
Wichtigkeitder Viehzuchtwird ja von allen Seiten anerkannt.

Wenn Sie hierbei bedenken, welche Schwierigkeitensind, die landwirthschaftlichen Betriebe,
besonders die kleineren landwirthschaftlichenBetriebe, die wenig kapitalkräftig sind, umzuwandeln,
von dem früheren Körncrbaubetricb in einen Viehzuchtbctrieb,wenn Sie sich vergegenwärtigen,
was das für ungeheuere Auslagen an vergrößerten Stallungen und dergleichenerfordert, welche
Kapitalaufwendung und wie schwierig das ist für den leider in hohem Grade verfchuldeten
Bauernstand in der Rheinprovinz — dann, meine Herren, halte ich es um so mehr für noth¬
wendig, daß wir auch auf diefcm Wege alles Mögliche thun, damit die Anstrengungen, die in
Bezug auf die Ausdehnung der Viehzucht in unserer Provinz von unserer landwirthschaftlichen
Bevölkerung gemacht werden, sich wenigstens rentiren und damit Sie; nicht illusorisch und nutzlos
gemacht werden durch derartige Schädlichkeiten,die uns durch das Ausland gebracht werden.

Meine Herren! Ich schließe meinen gegenwärtigen Vortrag, in der Hoffnung, daß das
Haus auch in dieser Frage mit derselben Einhelligkeit und Einstimmigkeitbeschließenmöge, wie
wir es gestern zur großen Freude und zum Danke der RheinischenLandwirthschafthier gesehen
haben. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Herr Abgeordneter Lueg hat das Wort.
Abgeordneter Carl Lueg: Meine Herren! Ich fasse den Antrag so auf, daß eine

Absperrung der Grenzen gefordert wird für Vieh- und Viehprodukte, solange und insoweit das
Ausland verseucht,bezw. Theile des Auslandes verseuchtsind.

Und wenn diese meine Auffassung richtig ist, dann stimme ich auch mit vollem Herzen
diesem Antrage zu. Ich glaube auch, daß er eigentlichnicht anders verstanden werden kann.

(Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Selbstredend!)
Denn eine absolute Absperrung können wir nicht verlangen.
Es wäre mir aber lieb, wenn der Herr Berichterstatter bestätigen würde, daß diese

meine Auffassungrichtig ist. ^ ^i, ^«xn
(Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Selbstredend!)
VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. - (AbgeordneterDick:

Ich bitte ums Wort.)
Herr Abgeordneter Dick hat das Wort.
Abgeordneter Dick: Meine Herren! Es ist mir mitgetheilt worden, es sei un hohen

Hause unangenehm vermerkt worden, daß Vertreter der ausübenden Landmrthschaft, m den
wichtigstenFragen, die uns bis jetzt beschäftigten,das Wort nicht ergriffen haben.

Auf der anderen Seite ist mir Seitens derjenigen verehrten Herren, welche tnsher unfcre
Angelegenheitenzu vertreten die Güte hatten, mitgetheilt worden, wie es ihnen unerwünscht sei.
daß die eigentlich werbenden Landwirthe ihnen zu wenig secundirt hätten.

Das veranlaßt mich, in dieser Angelegenheitdas Wort zu ergxechn.
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Nur ein paar kurze Bemerkungen, meine Herren, habe ich zu machen. Nach dem gestrigen
Resultate und nach der heutigen Bemerkung des verehrten Herrn Vorredners darf ich wohl
annehmen, daß Landwirthschaft und Industrie wiederum zusammengehen wollen, daß die Industrie
uns nicht verlassen will, und es bleibt nur ein Zweifel übrig, ob die Herren aus den Handels¬
kammern sich unserem Antrage anschließen?

Ich vermisse leider den Vertreter der Handelskammer von Köln, der gestern in einer
unserer Angelegenheitendas Wort genommen hat.

Diese Herreu können, wie ja eben schon angedeutet worden ist, nur fürchten, daß unser
Antrag ein Mäntclchcn sei, welches einen Kern berge, der bisher nicht in die Angelegenheithinein¬
getragen ist, der aber eben angedeutet wurde, den Kern, daß wir eine höhere, eine bessere
Verwerthung unserer Produkte durchsetzen wollen. Meine Herren, ich constatire, daß das nicht der
Fall ist, und ich glaube, Sie gewinnen die Ueberzeugung, daß dem nicht so ist, wenn ich Ihnen
klipp und klar sage, daß ein großer Theil der RheinischenLandwirthe in normalen Verhältnissen
den Wunsch hat, daß die holländischeGrenze offen sei für die Vieheinfuhr. Es mag Ihnen dies
auffallen, aber die Thatsachen bestätigen es. Wir haben im Rheinlande fast widersprechende
Interessen, besonders auf dem Gebiete der Viehzucht, in Nord, in Süd, und im Centrum der
Provinz, Im Centrum der Provinz, dem ich angehöre, hegen eine Menge von Landwirthen, die
Mehrzahl derselben, den Wunsch, daß zu normaler Zeit die holländischeGrenze offen sei für die
Einfuhr von Zuchtvieh und für den Import von Melkvieh, Namentlich in der Umgebung der
größeren Städte, deren wir ja im Rheinland«: eine ganze Menge haben und deren Wellenschlag
ja weit hinausgeht wegen der Schienenwege, die diese Städte mit dem Lande verbinden; — ist
dieser Wunsch ein sehr dringender, und ich kann Sie versichern, daß diejenigen Landwirthe,
welche Milchwirthschafttreiben, besonders die, welche in den Umkreisen dieser großen und kleinen
Städte wohnen, zur Zeit auch bei diesem Wirthschaftszweigegroßartige Verluste haben durch die
Sperrung der holländischenGrenze, Ich könnte mit Namen dienen und mit Zahlen, ich bemerke
aber nur einen einzigen Fall, wo festgestellt wurde, daß bei einer Viehhaltung von 80 Stück
Melkvieh ein Iahresverlust von 12 000 Mark als Differenz zwischen Ankauf und Verkauf erlitten
worden ist. Meine Herren, das ist eine Thatsache, deren Beweis zu erbringen ich bereit bin.
Diese Umstände, hier offen klar gelegt, meine ich, müßten Sie überzeugen, daß es sich bei dem
Gros der Landwirthe im Centrum der Provinz durchaus nicht darum handeln kann, hier eine
Preiserhöhung zu erzielen; es handelt sich lediglich darum, die Scuchengefahrzu bannen, (Sehr
richtig!) Jetzt, schon ^ Jahre lang, meine Herren, geht die Seuche durch das Land. Im
Norden und Süden, im Centrum der Provinz springt sie von hüben nach drüben, Schrecke»
verbreitend und große Verwüstungen anrichtend. Die empfindlichsten Betriebsstörungen sind die
Folge, Meine Herren, in der eigenen Provinz haben wir in Folge der gesetzlichenBestimmungen
Absperrungen:die Gehöftsperre,die Dorfsperre, die Gemeindesperre,die Kreissperrc! Nun frage ich
Sie: Wenn wir im Interesse der Niederhaltung der Seuchen, der Abwehr der Seuchen uns diese
Sperrung von Nachbar zu Nachbar gefallen lasfen müssen, wenn es immer und überall „Sperre"
heißt, dann, meine ich, dürfen wir doch verlangen, daß das Land sich gegen das Ausland absperrt.
(Sehr richtig!) Nnr diesem Verlangen wollten wir hier Ausdruckgeben, meine Herren.

Dann aber möchte ich auf die Bemerkungen,die gestern hier im hohen Hause seitens des
Vertreters der Kölner Handelskammer gefallen sind, auch noch ein Wort erwidern.

Der sehr verehrte Herr hatte die Liebenswürdigkeitzu sagen, er und seine Freunde
würden dem Antrage bezüglichder Staffeltarife zustimmen, aber es geschehe dies mit schwerem
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Herzen, und er hoffe sehr, daß man mit der Zeit sich revanchiren werde. Meine Herren, in
demselbenAthemzuge hatte er uns gesagt, daß schon im November v, Is. die Kölner Handels¬
kammer beschlossen habe, daß man sich gegen die Staffeltarife aussprechen müsse und, meine Herren,
damals sind an die Kölner Handelskammer durchaus keine Anträge Seitens der Vertretung der
Landwirthschaft ergangen, Diese Beschlüsse hatten doch einen ganz anderen Grund. Köln als
Haupthcmdelspllltz,als Hafen, als Seehafen, möchte ich fast sagen, bezicht sein Getreide, seine
Mehlproduktc und seine Hauptwaaren auf den: Wasserwege,und ich glaube — und das wird
wohl Keiner bezweifeln — daß die Kölner Handelskammer im Interesse des Handels diesen
Beschluß gefaßt hat, weil sie die Vorzüge, die die Lage der Stadt hat, uicht durch die Staffel¬
tarife geschwächt sehen wollte.

Dann, meine Herren, bezüglich der Herzensangelegenheitnoch ein Wort. Es hat mich
wirklich gefreut, daß der Herr Vertreter der Kölner Handelskammer das Herz auch mit in die
Debatte hineingezogenhat, und, meine Herren, ich möchte mich auch an das Herz dieser Herren
wenden. (Heiterkeit)

Meine Herren! Vergessen Sie doch nicht, daß die Landwirtschaft die Urahne aller
Gewerbe und auch des Handels ist; vergessen Sie doch diese alte Matrone nicht, die immerfort
noch rüstig wirkt! und denken Sie daran, daß in den gedrückten Verhältnissen, in denen dies alte
Mütterchen jetzt sich sorgt, es diesem ganz besonders gut thun muß, wenn hier eine Einstimmigkeit
in der Resolution erzielt wird, wenn auch der Handel mit einstimmt! Uni diese Einstimmigkeit
bitte ich, meine Herren, uud wenn vielleichtden Herren von Köln eine alte Matrone nicht dient
in Herzensangelegenheiten(Heiterkeit) — nun, meine Herren, dann sage ich: Kölner Jungfrau,
vergiß den Kölner Bauer nicht! (Beifall und Heiterkeit.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine

Herren! Ich möchte nicht unterlassen, obwohl das ja nicht zu meinem Bericht gehört, aber in
Verfolg der einleitenden Worte des Herrn Vorredners mich Ihnen auch hier als praktisch aus¬
übenden Landwirth vorzustellen. Ich habe nicht nur verpachtetenBesitz, sondern betreibe selbst
auch Landwirthschaft.

Dann hat der geehrte Herr Vorredner mehrfach auf den Herrn AbgeordnetenMichels
hingewiesen, und ich glaube, es wird im Sinne des geehrten Herrn sein, wenn ich constatire,daß
derselbeheute leider in geschäftlicher Angelegenheit nach Köln mußte und noch nicht zurück sein
konnte und daß er mir gestern seine Zustimmung zum vorliegendenAntrage erklärt hat.

Diese wenigen Bemerkungenwollte ich noch hinzufügen. (Beifall! Rufe: Schluß!)
VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet, Dann schließe

ich die Verhandlung.
Der Herr Berichterstatter hat noch das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

habe noch eine Erklärung hinzuzufügenin Bezug auf die Aeußerung des Herrn AbgeordnetenLueg.
Meine Herren! Darüber kann gar kein Zweifel sein, daß, sowie diese Maßregeln von uns

bloß aus VeterinärenGründen gewünscht weiden, sie mit derselbenStunde in Wegfall kommen
müssen, wo diese Gründe in Wegfall kommen und in dieser Zwangslage, möchte ich sagen, ist in
Rücksicht auf die Handelsverträge ja auch die Reichsregierung. Sie kann aus anderen als aus
veteriniirpolizcilichenGründen keine Sperrmaßregeln vornehmen. Deshalb müssen mit demselben



232 40. RheinischerProvinziallandtag, 8. Sitzung am 17. März 189?.

Tage, wo die Gefahr beseitigt ist oder auf ein solches Minimum reduzirt ist, daß sie nicht mehr
in Betracht kommt, derartige Maßregeln wieder aufgehobenwerden.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Gegenanträge
liegen nicht vor. Es handelt sich also nur um die Abstimmung über den Antrag der II. ver¬
stärkten Fachcommission,der den Antrag, der aus dem Hause eingebrachtwar, in veränderter Form
Ihnen zur Umrahme empfiehlt.

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Ihnen gedruckt vorliegenden Antrag der ver¬
stärkten II. Fachcommission— von dem ich wohl annehmen darf, daß Sie die Verlesung nicht
noch einmal verlangen, (Rufe: Nein!) — die diesen Antrag annehmen, wollen sich erheben.
(Geschieht.)

Machen wir die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen sich zu erheben, welche gegen den
Antrag sind. — Es steht Niemand.

Dann darf ich die einstimmigeAnnahme des Antrages Ihrer II. Fachcommissionhiermit
feststellen. (LebhafterBeifall.)

Dann fahren wir in unserer Tagesordnung fort und kommenzum
Autrag der II. Fachcommission, betreffend die Errichtung von land-
wirthschaftlichen Winterschulen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Meine Herren! Unter Nr. 30

der Drucksachen liegt Ihnen vor ein Antrag des Präsidiums des landwirthschaftlichenVereins
für Nheinpreuhen, welches auf Grund von Beschlüssen des' Central-Curatoriums für Winterschulen
und Wanderlehrer in der Nheinprovinz den Antrag stellt, aus Provinzialmitteln die erforderlichen
Zuschüsse zur Errichtung vier neuer Winterschulenzu bewilligen. Das Bedürfniß zur Errichtung
weiterer landwirtschaftlicher Winterschulenwar Seitens des Central-Curatoriums schon seit längerer
Zeit anerkannt. Der Verein hat aber von der Errichtung mangels bereitstehenderMittel bisher
Abstand nehmen müssen. Die 4 Winterschulen, für welche die Mittel beim Landtage beantragt
werden, können daher erst ins Leben treten, wenn das hohe Haus dem vorliegenden Antrage zu¬
gestimmt haben wird. Aber auch diese Zustimmung soll keine bedingungslose sein, sondern an
die Erwartung geknüpftwerden, daß auch von dem Herrn Minister für Landwirthschaft, Domänen
und Forsten eine Erhöhung des Staatszuschusses für das Wanderlehrthum in der Nheinprovinz
zugesagt wird.

Ehe ich zu den einzelnen Anträgen komme, will ich nicht unterlassen, anzuführen, daß
nach dem vom 39. RheinischenProvinziallandtage beschlossenen Statut Seitens der Provinz für
jede der bestehenden24 landwirthschaftlichenWinterschulen ein Zuschuß von 2500 Mark gewährt
wird, und daß von den betheiligten Kreisen, mit Ausnahme von 9 ärmeren Kreisen, Baarzuschüsse
von 1500 Mark neben der Gestellung des Schullokals mit Reinigung, Heizung und Beleuchtung,
sowie der Wohnung des Schulbirektors gefordert werden. Es ist also auch für das Insleben-
treten der neuen 4 Winterschulen die Vorbedingung, daß diese Erfordernisse Seitens der 4 Kreise
erfüllt werden.

Zu den einzelnen in Aussicht genommenen Schulen kommend,ist zunächst für den Kreis
Adenau die Gründung einer neuen Winterschule in Aussicht genommen. Der Kreis Adenau
gehörte bisher zum Bezirke der Winterschule in Lutzerath, zu welcher die Kreise Cochem,Adenau
und Ahrweiler gehörten. In der Commissionwurde ganz besondersdas Bedürfniß zur Gründung
einer Winterschule in dem armen Kreise Adenau hervorgehoben. Es wurde allerdings auch betout,
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daß der Vesuch der Winterschule in Adenau wohl fast ausschließlichaus dem Kreise Ndencm selbst
zu erwarten sei, weil die anderen benachbartenKreise jede Betheiligung an der Hergäbe von
Mitteln abgelehnt haben. Aber auch der Kreis Adenau hat nicht den statutenmäßigen Zuschuß
in Aussicht gestellt, und es ist auch von der Commissionbeschlossen worden, nicht auf höheren
Anforderungen zu bestehen,als die Kreisvertretung zugesagt hat und zwar mit Rücksicht auf die
bedrückte Lage der Bevölkerung. Die Frequenz der Schule soll gesichertsein, da heute schon
47 Schüler zur Theilnahme angemeldet sein sollen.

Der zweite Antrag betrifft den Kreis Gummersbach. Auch hier ist das Bedürfniß nicht
bestritten worden. Der Kreis ist bereit, die sämmtlichenBedingungen zu erfüllen, und soll die
Schule in Volmerhausen gegründet werden.

Im Kreise Saarlouis sind die Beschlüsse der Kreisvertretung zwar noch nicht gefaßt.
Es ist mir aber Seitens des Vertreters des Kreises Saarlouis gesagt, daß kein Zweifel bestehe,
daß diese in günstigem Sinne ausfalleu würden; nur fei die eine Aenderung eingetreten, daß die
Stadt Saarlouis ihre frühere Stellungnahme zu dein Antrage verlassen habe und nun auch der
Kreis die Lokalitäten zu stellen haben werde.

Im Kreise Mocrs endlich besteht bereits eine Winterschulein der Stadt Moers. Der
Kreis Moers ist aber sehr ausgedehnt, hat eine sehr starke Bevölkerungund die Winterschule liegt
im südlichstenTheile des Kreises. Auf diefe Weise soll es den Landwirthen des nördlichenTheiles
nicht gut möglich sein, ihre Söhne der Winterschulezu Moers zuzuführen. Es wird daher die
Gründung einer Schule zu Xanten in Antrag gebracht und hat auch hier die Commissionsich dein
Antrage gegenüber zustimmendverhalten.

Die Commission hat daher beschlossen,dem Provinziallandtag folgenden Antrag zu
unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichntetenAntrag des Provinzialausschusses:
„Der Provinziallandtag wolle zur Errichtung von landwirthfchaftlichenWinterfchulen
in Adenau, Gummersbach, Saarlouis und Xanten und zur Gewährung des erforder¬
lichen Normalzufchussesaus Provinzialmitteln in der Erwartung seine Zustimmung
geben, daß der Herr Minister für Lanbwirthschaft, Domänen und Forsten sich bereit
erklärt, eine Erhöhung des Staatszuschusses für das Wanderlehrthum in der Nhein-
provinz eintreten zu lassen"

genehmigen".
Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Zerren!

Wir treten in die Diskussion ein. Ich frage, ob Jemand zu den einzelnenSchulen das Wort
verlangt. - Wenn das nicht der Fall ist, dann möchte ich das hohe Haus befragen, ob überhaupt
Jemand das Wort verlangt zu dieser Vorlage. — Das scheint nicht der Fall zu sein. Ich
frage, ob der Herr Berichterstatter sonst noch etwas zu bemerken hat. — Der Herr Bericht¬
erstatter Verzichtet. Ich darf alfo annehmen, daß, da keiner das Wort verlangt hat, Sie dem
BeschlusseIhrer Commission beistimmen, und wir gehen nunmehr über zu Nr. 5 unserer Tagesordnung:

Antrag der I. Fachcommission zu dem Antrag, betreffend die künstlerische
Ausschmückung des Sitzungssaales.

Referent ist Herr Abgeordneter Freiherr von Coels, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Es ist von einer

Reihe von Mitgliedern des Hauses angeregt worden, dem Sitzungssaale hier eine weitere künst¬
lerische Ausschmückung zu geben. Der Antrag dürfte uns wohl allen in hohem Grade sympathisch
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sein. Die großen Flächen, die wir da oben sehen, rufen laut nach einem künstlerischen Schmuck.
Aber dringender, meine Herren, als dieses künstlerische Bedürfniß ist wohl ein praktisches Bedürfniß,
nämlich die Verbesserungder Akustik des Sitzungssaales. (Sehr richtig.) Gewiß, meine Herren,
wünschen wir, daß der Sitzungssaal sich ausgestalte als ein angenehmer Aufenthaltsort für die
Mitglieder des Provinziallandtages und als ein würdiger Nepräsentationsraum für die Provinz.
Aber vor Allem ist es doch nöthig, daß wir uns hier unter einander verstehen. (Sehr richtig.)
Unter der schlechten Akustik haben wir in den letzten Tagen alle gelitten. Minder stimmbegabte
Redner werden nur von einem Theile der Mitglieder des Hauses verstanden und lesen am
anderen Tage in der Zeitung, daß sie auch auf der Iournalistentribüne unverständlichgeblieben
sind. Dieser Uebelstand ist zuerst zu beseitigen Vielleichtist es im Interesse der Akustik nöthig,
die Wandflächen zu theilen oder umzuändern. Dies würde unmöglich werden, wenn diese Wand¬
flächen mit einem bildnerischenoder sonstigen künstlerischen Schmuckversehen worden sind.

Darum haben wir in der Fachcommissiongeglaubt, Ihnen den vorliegendenAntrag nur
empfehlen zu dürfen, nachdem vorher die nöthigen Matzregeln getroffen worden sind, um die
Akustikdes Hauses zu verbessern. Infolgedessen, meine Herren, ist auch eine sofortige Bereit¬
stellung von Geldmitteln für die Ausschmückungdes Saales nicht erforderlich. Wir hatten aber
auch in der Commission gegen die Art und Weise der angeregten Bereitstellung der Geldmittel
Bedenken. Insbesondere konnten wir uns nicht ohne Weiteres einverstanden erklären mit einer
weiteren erheblichenBelastung des Ständefonds. Der Ständefonds, welcher, wie Sie wissen,
jährlich 120 000 Mark ausmacht, ist bereits zur Hälfte für viele Jahre hinaus in Anspruch
genommen für die Ausführung des Kaiser-Wilhelm-Denkmals am Deutschen Eck. Wenn von
dem Nestbetrage von 60 000 Mark nur ein geringer Theil weggenommenwird zur Deckung der
Kosten für die Ausschmückungdieses Sitzungssaales, dann fördert es die Sache nur wenig.
Wenn aber ein erheblicherTheil davon genommen wird, dann tritt die Gefahr hervor, daß die
Aufgaben, welche die Provinz bezüglich der Unterstützung der Restaurationsarbeiten von Kunst-
denkmälern draußen im Lande übernommen hat, in den künftigen Jahren nicht im bisherigen
Umfange fortgeführt werden können.

Darum fchlägt Ihnen die Commifsion vor, über die Art und Weise der Vereitstellung
der Geldmittel einstweilen keinen Beschluß zu fassen, vielmehr die bezüglichenVorschläge dem
Provinzialllusschussezu überlassen. Als feststehend nahm die Commissiondabei an, daß keinesfalls
der für die künstlerischeAusschmückungdes Saales nöthige Betrag aus Provinzialumlagen
bestritten werden darf.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussion ein. Das Wort ertheile ich dem Herrn Abgeordneten Fritzen.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich halte es für ganz richtig, daß sich die Fach¬
commission zunächst mit der Frage der Akustik beschäftigt hat und insofern bin ich mit dem
Antrage vollständig einverstanden,als die Frage der Akustik, wobei es sich ja um die nothwendige
Beseitigung eines Uebels handelt, wichtiger ist, als die Frage der Ausschmückung der Wanoflachen,
welche nur eine Verschönerung des Sitzungssaales herbeiführensoll.

Auch mit dem übrigen Theile des Antrages bin ich einverstanden und werde meinerseits
gern dafür stimmen.

Inzwischen aber möchte ich doch hervorheben,daß mir die große» Bedenken,welche in der
Commissiongegen eine Heranziehung des Ständefonds zu diesem Zwecke, wie es scheint, hervorge¬
treten sind, nicht vollständig zuzutreffen scheinen. Der Ständcfonds hat jährlich 120000 Mark.
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60000 Mark davon sind zu reserviren für das Kaiserdenkmal. Es bleiben also 60 000 Mark
übrig. Diese 60000 Mark sind bestimmt zur Erhaltung von Kunstdenkmälern,zur Wiederher¬
stellung von alten Wandgemälden in Kirchen, zur Unterstützungvon solchen Gemeinden, welche alte
historisch merkwürdigeKulturdenkmälerwiederherstellenwollen; überhaupt sie sind im Wesentlichen
bestimmt und werden ausgegeben zur Erhaltung und Reparatur von künstlerischwichtigen und
monumentalen Bau- und Kunstdcnkmälernin der ganzen Provinz.

Meine Herren! Es scheint mir aber doch nahe zu liegen, daß, wenn wir selbst unser
eigenes Heim künstlerischausschmücken wollen, wir dann doch gewiß berechtigt sind, einen Theil
des Ständefonds dafür in Anspruchzu nehmen. (Sehr richtig!) Der Fonds enthält 60000 Mark,
die zur freien Disposition stehen. Das macht in der Etatsperiode 120 000 Mark. Nehmen wir nun
nur den vierten Theil dieser Summe, so wären das 30000 Mark in der Gtatsperiode, Eine
Ausschmückungder Wcmdflächen würde mindestenssich 2, 3, vielleichtauch 4 Etatsperiodenhinziehen.
Wenn Sie bedenken, wie lange die Ausschmückung unseres hiesigenRathhaussaales gedauert hat,
wenn Sie ferner bedenken, daß man in der Kunsthallc in Düsseldorf schon seit 8 Jahren damit
beschäftigt ist, die Wandgemälde im Treppenhause anzubringen, das — Geld war dazu da — so
werdcu Sie mir zugeben, daß immer 6—7, vielleicht 8 Jahre hingehen werden, um die Wand¬
gemälde hier im Sitzungssaale auszuführen. Weun Sie nun diesen vierten Theil des Ständc-
fonds, in der Etatsperiode also 30000 Mark, für die drei Gtatsperiudcn zurücklegen,so kommen
Sie auf eine Summe von 90 000 Mark,

Dann, meine Herren, ist noch ein zweiter Fonds vorhanden, der zu dem Zwecke ebenfalls
in Angriff genommenwerden könnte. Das ist der Fonds für Kunst uud Wissenschaft.

Er beträgt etatsmäßig jährlich 33000 Mark. Wenn Sie auch von diesem Fonds ein
Viertel nehmen, so sind das 8000 Mark; das sind in 5 Jahren 40000 Mark. Die würden
dann zu den 90000 Mark hinzukommen,dann hätte man in 6—7 Jahren eine Summe von
130000 Mark — eine Summe, die nach meiner Auffassungvollständig genügen würde, um die
Kosten einer solchen monumentalen Ausschmückung zu bestreiten.

Meine Herren! Ich betone eins, wenn wir uns jetzt diesem Entschlüssezuwenden,dann
thun wir es nicht allein deshalb, um hier unser eigenes Heim zu verschönern,sondern in diesem
Beschluß liegt zugleich eine markante Unterstützungder monumentalen Kunst, also ein Akt, welcher
gerade eine der ersten Aufgaben des Provinzialvcrbandcs ist, (sehr richtig!) so daß, wie ich meine,
jedes kleinliche Bedenkendagegen zurücktretenmuß, (Sehr richtig!)

Wir haben ja hier in Düsseldorf, meine Herren, Künstler ersten Ranges. Es läßt sich
sehr leicht herbeiführen, daß der Provinzialausschuß mit den Künstlern Rücksprachenimmt, daß
vielleicht schon bis zum nächsten Jahre Entwürfe eventuell im Wege von Prämienausschreiben
herbeigeschafft werden können, und ich für meine Person würde dringend den Wunsch hegen, daß
uns der Provinzialausschuß schon bei dem nächsten Landtage allerdings in erster Linie die Vor¬
schläge zur Verbesserungder Akustik und insoweit die Wandflächen dadurch nicht berührt würden,
in zweiter Linie dann auch Vorschlägemacht, um diesen Wandflächen eine Ausschmückungzu Theil
werden zu lassen.

Meine Herren! Diese kahlen Wandflächenfordern ja geradezu die Ausschmückung.Man
braucht ja nur im Saale umherzuschauenund wird sich sagen müssen, diese kahlen Wandflächen
sind ein steter Vorwurf für uns, wenn wir nicht die Mittel bewilligen, um hier eine monumental
künstlerische Ausschmückung anzubringen. Meine Herren, ich spreche das aus nicht allein unseres
Sitzungssaales wegen, sondern hauptsächlich, wie ich hervorgehobenhabe, im Interesse der monu-
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mentalen Kunst, deren Unterstützung stets eine der schönsten Aufgaben der Provinz gewesen ist.
(Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeord¬
neter Courth hat das Wort.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich wollte dem Ausschuß empfehlen, einmal
einen Versuch zu machen, statt der bisherigen glatten Tapeten solche von Stoff mit hervortretenden
Mustern anzubringen. In unserem neuen Bezirksausschußsaaleverhallten auch die Worte; hier
haben wir Seidentapeten mit großen Mustern angebracht, wodurch der Uebelstandvollständig ver¬
schwunden ist.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Es hat sich keiner mehr zum Wort gemeldet. Anträge liegen nicht besonders vor. Dann schließe
ich die Diskussion und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht. (Bericht¬
erstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Ich möchte noch einige Bemerkungen machen.)

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Ich glaube fest¬

stellen zu dürfen, daß dem Antrage selbst von Herrn Abgeordneten Fritzen nicht widersprochen
worden ist.

Dann darf ich zur Ergänzung meines Referates noch anführen, daß es keineswegs in
der Absichtder Fachcommissiongelegen hat, jede Benutzung des Ständefonds auszuschließenzu
dem Zwecke der Ausschmückungdes Saales, Die Fachcommissiontrug nur Bedenken, bereits
heute eine für den Provinzialausschuß bindende Belastung des Ständefonds festzulegen. Sie ist
der Ansicht gewesen,daß diese Belastung eine sehr beträchtliche sein müsse, da die Ausgaben doch
jedenfalls auf 80 000 Mark zu schätzen sein würden. Wenn wir den Ständefonds, wie angeregt
wurde, belasten würden mit einer jährlichen Summe von 10 000 Mark, würde dies zur Bereit¬
stellung der erforderlichenGeldmittel eine Frist von 8 Jahren erfordern. Wir waren aber der
Ansicht, daß sich vielleicht innerhalb dieser 8 Jahre eine bessere Art und Weise finden lasse, um
die erforderlicheSumme flüfsig zu machen.

Dann legt aber die KommissionbesonderenWerth darauf, den Aufgaben, denen der
Ständefonds jetzt genügt, in keiner Weife zu nahe zu treten. Es lagen bereits in diesem Jahre
Anforderungen an den Ständefonds vor, die erheblich höher waren, als die zur Verfügung
stehendenSummen. Die Commissionwar der Ansicht, daß die Berücksichtigungauch dieser Auf¬
gaben eine wichtige und keineswegs eine kleinliche Aufgabe der Prouinzialverwaltung fei.

Wenn es den Antragstellern wirtlich daran liegt, recht bald dahin zu gelangen, daß die
Ausschmückung des Saales stattfindet, dann möchte ich anheim geben, ob nicht vielleichtein Bei¬
spiel nachgeahmt werden kann, welches angewandt worden ist im LandkreiseAachen, als es sich
dort handelte um die Ausschmückung des Sitzungssaales.

Dort durste nicht zurückgegriffen werden auf Umlagen und auf Kapitalbeiträge des Kreises.
Da hat sich der Kreisausschuß bittend gewandt an die potenten Mitglieder des Kreistages und
dieselben haben gleich die erforderlichenBeiträge — ich glaube, es handelte sich um 30 000 Mark
— zur Ausschmückung des Saales gezeichnet. (Heiterkeit.)

Wenn die Antragsteller hier eine ähnliche Anregung gäben, wird dieselbevielleicht auch
auf günstigen Boden fallen, vielleicht werden viele Herren bereit sein, durch eine derartige
Zeichnung den Dank dafür auszusprechen,daß Ihnen durch die Wahl in dieses hohe Haus eine
besondere Ehrung widerfahren ist. (Heiterkeit.)



40. Rheinischer Provinziallandtag, 8. Sitzung am 17. März 1897. 237

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir kommen zur Abstimmung, Ich bitte, daß diejenigen Zerren, die gegen den Antrag Ihrer
Commissionstimmen, sich erheben, — Das ist nicht der Fall. Ich constatire, daß der Antrag
Ihrer I. Fachcommissionangenommen ist.

Wir gehen nunmehr über zum 6. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zn dem Etat für die Verwaltung der
landwirtschaftlichen Angelegenheiten — nebst Unter-Etat für die Pro-
vinzilll-Weinbanschule zn Trier — für die Etatsjahrc vom 1. April 189?
bis 31. März 1899,

Referent ist Herr Abgeordneter Engelsmann, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Engelsmann: Meine Herren! Der Etat der landwirth-

schaftlichen Verwaltung ist in diesem Jahre 404 495 Mark 16 Pfg. gegen 341000 Mark für
1895/97, also ein mehr von 63 495 Mark 16 Pfg. Diese Mehrausgaben resultiren hauptsächlich
aus Mehrbewilligungen für Winterschulen, für Meliorationen und Mehrausgaben bei der Wein«
bauschulein Trier.

Die Zuschüsse für die landwirthschaftlichenWinterschulen betragen 64 650 Mark gegen
69 200 Mark in den Vorjahren 1895/97. Es kommen aber hinzu die 4 neueu Winterschuleu,
die Sie soeben bewilligt haben, mit je 2500 Mark, also zusammen 10 000 Mark und noch ein
Zuschuß für Adenau im Betrage von ungefähr 900 Mark. Der Zufchuß für die landwirthschaft¬
lichen Schulen in Bitburg und Eleve ist derselbe geblieben. Der Zuschuß zum Pensious-Etat für
die bei den Landwirthfchaftsfchulenzu Bitburg und Eleve angestelltenLehrer beträgt 9444 Mark
54 Pfg.. also ein Mehr von 2944 Mark 54 Pfg.

Die Hauvtmehrausgaben sind zur Förderung landwirthschaftlicherZwecke, Meliorationen,
Hebung der Rindvieh-, Pferde- und Fischzucht.

Diese betragen 190 925 Mark 62 Pfg. gegen 132 300 Mark in den Vorjahren 1895/97,
lllfo ein Plus von 58 625, Mark 62 Pfg.

Nach den Vefchlüssen des Provinziallandtages sind von den 132 300 Mark verausgabt
worden, an den RheinischenFischereivereinzur Hebung der Fischzucht 2000 Mark, an den land¬
wirthschaftlichenVerein für Nhempreußen als Beitrag zur Besoldung von Weinbauwanderlehrern
3500 Mark, zur Unterstützung der Gemeinden und sonstigen Korporationen behufs Durchführung
des Bullenhaltungsgefetzesund Hebung der Rindviehzucht30000 Mark, für Landesmeliorationen,
Verbesserungvon Dungstätten, Errichtung von Molkereigenossenschaften und für fonstige landwirth-
schaftliche Zwecke der Rest von 96 800 Mark, also in Summa 132 300 Mark.

Die Mehrausgaben von 58 625 Mark, die dieses Jahr beantragt werden, sollen haupt¬
sächlich verwendet werden zur Hebung der Pferdezucht, und hier soll ein Betrag von 8—10 000
Mark ausgeworfen werden, die übrigen Beträge follen alfo für diejenigen Anträge, welche durch
die allgemeine Landwirthschaft in den letzten Jahren gestellt worden sind, hauptsächlichaber
Meliorationen betreffend, verwendet werden. Es kommen dann noch hinzu der Betrag für die
Weinbauschule zu Trier — der Betrag war in den Etatsjahren 1895/9? 13 000 Mark; er
betragt jetzt 19 475 Mark, also ein Plus von 6475 Mark. Diese 6475 Mark sind dadurch
mehr nothig geworden, weil mehr Arbeitspersonal, neue Zöglinge der Schule, hinzugekommen sind,
ebenso durch Mehrbeköstigung:c., dann aber hauptsächlichdeswegen, weil die Weinberge zum
Theil neu angelegt, neu gepfählt nnd gut gedüngt werden müssen, fodah dafür 3000 Mark
mehr ausgeworfen sind.
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Alles in Allem schließt der landwirthfchaftlicheEtat ab mit dem Betrage von 404 595
Mark, wozu aber noch kommen die 10 000 Mark für die Errichtung der 4 neuen Winterschulen,
die Sie eben beschlossenhaben, so daß der Etat abschließtmit 414 595 Mark 16 Pfg.

Zu diesem Etat, meine Herren, hatte ich in der II. Fachcommission einen Antrag gestellt,
in denl es folgendermaßenheißt:

„Der Provinzillllandtag wolle beschließen,den Provinzialausschuß zu ersuchen, eine
zweite Provinzial-Weinbanschuleim RegierungsbezirkCoblenz, dem grüßten Weinbau
treibenden Bezirk der Rheinprovinz, so bald wie möglichzu errichten".

Ich hatte diesen Antrag in der Commissionbegründet, und es ist von Seiten des Vor»
sitzenden des Provinzialausschussesdie Iusicherung gegeben worden, daß schon im Provinzialausschuß
darüber gesprochen worden ist, und daß demnächsteine zweite Provinzial-Weinbauschuleverbunden
mit einer Obstbaumschulein dem RegierungsbezirkCoblenz errichtet weiden soll. Ich verzichte
deswegen hier im Plenum auf die Begründung meines Antrages und bitte Sie, den Etat in den«
Netrage, wie ich ihn eben vorgetragen habe, zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürsten berg- Stamm he im: Wir treten in die
Diskussionein und ich ertheile das Wort zunächst Herrn AbgeordnetenKnebel.

AbgeordneterKnebel: Meine Herren! Es ist nicht meine Absicht auf den Etat der
landwirtschaftlichen Angelegenheitenselbst einzugehen. Ich möchte aber eine Anregung über die
geschäftliche Behandlung der landwirthschaftlichenAngelegenheitengeben. Gegenwärtig sind sie der
II. Fachcommission zugetheilt, die aber gleichzeitig cmch die Provinzialanstalten hat. Nun kann ich
der II. Fachcommission das Zeugniß ertheilen, daß sie außerordentlich fleißig gearbeitet hat. Sie
hat sich nicht gescheut, auch den Abend hinzuzunehmen. Trotzdem haben sich die Berathungsgegen-
stände so angehäuft, daß beispielsweise heute bei Beginn der Plenarsitzungum 11 Uhr in die Berathung
einer der allerwichtigsten Vorlagen, der Vorlage über das Meliorationswesen,erst eingetretenwerden
sollte. Daß unter solchen Umständeneine sachgemäße Erledigung nicht stattfinden kann, bedarf keiner
weiteren Begründung.

Nun werden voraussichtlich die landwirthschaftlichen Angelegenheiten uns nicht in sich vermindernd,
sondern in steigendem Maße künftig in Anspruch nehmen. Wir dürfen uns nicht vorstellen,daß etwa
die landwirthschaftlicheKrisis zu Ende sei; ob sie ihrem Ende zuneigt, ist schon zweifelhaft,und je
mehr die Verhältnisse sich zuspitzen, um so wesentlicher werden sich die landwirthschaftlichenAnge¬
legenheitenin den Vordergrund der öffentlichen Berathungen drängen, sodaß eine besondere Commission
für landwirthschaftlicheAngelegenheitenvolle Beschäftigungfinden würde. Es würde das natürlich
bedingen, daß für diejenigen Gegenstände, die der II. Fachcommissiongegenwärtig überwiesensind,
die nicht landwirtschaftlicher Natur sind, auch eine besondere Commissionbesteht. Das halte ich
für keinen Schaden, weil z. B. dazn die große Frage unserer Irrenpflege gehört, die uns ebenfalls
in steigendem Maße beschäftigen wird, und die zusammenmit den übrigen Provinzialanstalten für
eine eigene Commissionvollständig ausreichendenArbeitsstossbietet. Hiernach würde es eine Ver¬
besserung sein, wenn die landwirthschaftlichen Angelegenheitenabgetrennt und einer eigenen Commission
überwiesen würden. Ich möchte einen dahin gehendenAntrag heute uicht stellen, weil wir dem
nächsten Provinzillllandtage nicht werden vorgreifen dürfen; er wird selbst über seine Constituirung
zu beschließenhaben, aber würde die Anregung heute nicht gegeben, dann drängt die Zeit der
Constituirung so sehr, daß es außerordentlichschwer sein würde, dann mit einer derartigen Anregung
durchzudringen; und deshalb habe ich mir erlaubt, schon heute dies vorzubringen. Wenn Sie der
Anregung Folge leisten, dann wird die Sachlichkeitder Vorberathung unserer landwirthschaftlichen
Angelegenheitennur gewinnenkönnen. (Beifall.)
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat
Herr Landesrath Kehl.

Landesrath Kehl: Meine Herren! Es ist durchaus zutreffend,daß der nächste Provinzial-
landtag sich mit der Frage der Organisation seiner Fachcommissionen befassen muß.

Bekanntlich beruht heute die Organisation zugleich auf der Organisation der Ceutral-
verwaltung, indem der I, Fachcommissiondiejenigen Angelegenheitenüberwiesen sind, die die 1.
Abtheilung der Centralverwaltung bearbeitet, der II. Fachcommission diejenigen Angelegenheiten über¬
wiesen sind, die die II,, III. und IV. Abtheilung der Centralverwaltung hat, und der III. Fach¬
commission diejenigen Sachen angehören, die der V. Abtheilung, der Straßcnbauverwaltung, jetzt
überwiesensind. Da Sie nun bereits eine Vorlage genehmigthaben, die Ihnen seitens der Ver¬
waltung gemachtwar, daß an Stelle der bisherigen 5 Abtheilungen der Centralverwaltung nur
3 Abtheilungen eingerichtet werden sollen, so ist die nothwendige Folge, daß daraus auch eine
veränderte Organisation Ihrer Fachcommissionenund der Geschäftsemtheilungerfolgen wird. Cs
wird also Sache des Provinzialausschussessein, eine Abänderung der Geschäftsordnung für den
Provinziallandtag dem nächstenProuinziallaudtage zur Beschlußfassungvorzulegen, und es wird
zweifellosdie Anregung ans der II. Fachcommission,die eben Herr Geheimrath Knebel vertreten
hat, dabei zur Verwendung gelangen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort er¬
theile ich nuumehr dem Herrn AbgeordnetenFricderichs.

AbgeordneterFriederichs: Nach der Erklärung des Herrn Landesraths kann ich mich
darauf beschränken, der Anregung des Herrn Abgeordneten Knebel mich als Vorsitzender der II. Fach¬
commissionanzuschließen und zwar nicht um weniger Arbeit willen, sondern um die hochwichtigen
Fragen der Provinzialanstalten, namentlich der Humanitären Einrichtungenund sodann der Land¬
wirthschaft,mit mehr Zeit uud Gründlichkeitdurcharbeitenzu können. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender: Graf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat
Herr AbgeordneterLohmann,

AbgeordneterLoh mann: Meine Herren! Ich möchte darauf hinweisen,daß es doch auch
etwas Bedenklichesan sich hat, eine besondereCommissionfür landwirtschaftliche Angelegenheiten
zu bilden. Es wird sich dann wohl von selbst ergeben, daß mit Vorliebe diejenigen Herren, die
in der Landwirthschaftstehen, in diese Commissionhineingcwahlt werden, und das kann nicht im
Interesse der Sache liegen; es werden dann die Fragen leicht vom einseitigen Standpunkte der
Landwirthschaftaus in Erwägung gezogen werden, während es viel richtiger ist, wenn in einer
Commission,in der landwirtschaftliche Angelegenheitenvorkommen,auch die Vertreter von Handel
und Industrie anwesend sind, um schon in der Commissionzu einen: allgemein befriedigendenEr¬
gebnisse zu kommen, wie das eben in unserer jetzigen Tagung so schön der Fall gewesen ist, sodaß
auch allgemeineEinstimmigkeitim Plenum erzielt wird. Ich möchte diesen Gesichtspunkt hier auch
mit in Erwägung geben, damit man nicht ohne Weiteres auf diese besondere Commissioneingeht,
ohne auch diese Gegenseitegründlich erwogen zu haben.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort ertheile
ich nunmehr Herrn AbgeordnetenKnebel.

AbgeordneterKnebel: Ich kann das Bedenken des Herrn Vorredners doch nicht als be¬
gründet anerkennen. Es ist ja keineswegsausgeschlossen, daß in eine solche Commissionfür land- .
wirthschaftliche Angelegenheitenauch Vertreter von Handel und Gewerbe gewählt werden.
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Wir werden die Commissionso zusammensetzen, daß sie eine möglichst sachliche Behand¬
lung der Angelegenheitenverbürgt (sehr richtig!) und dazu gehört, wie ich dem Herrn Vorredner
zugebe, auch die Berücksichtigung anderer Erwcrbszweigeals der Laudwirthschaft.

Ich möchte aber darauf noch hinweisen, daß in anderen parlamentarischen Körperschaften
auch für die landwirtschaftlichen Angelegenheitenbesondere Commissionen bestehen. Diese Ein
richtuug hat sich bewährt, und wir haben folglich ein bereits bewährtes Vorbild, dem wir lediglich
zu folgen brauchen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Meine Herren!
Das Wort hat der Herr Landesdirektor.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Der Schwerpunkt der Frage scheint mir
weniger in der Commissionsbildungzu liegen, als vielmehr in einem anderen Umstände.

Meine Herren! Wir haben bereits wahrend der früheren Sessionen als Uebelstand wahr¬
genommen, daß die Commissionen nicht ausreichend Zeit zur Erledigung ihrer Arbeiten hatten
und daß zu viele Commissionen gleichzeitig tagten, wodurch es dem Einzelneu benommen war,
den Verhandlungen einer anderen Commission beizuwohnen. Diese Wahrnehmung hat Anlaß
geboten, bei dein gegenwärtigen Landtage zwei freie Tage für Commissionsberathungeuzu lassen,
und ich glaube sageu zu dürfen, daß diese Einrichtung sich sehr bewährt hat. (Zustimmung.)

Man führte früher dagegen an, es wäre nicht zweckmäßig, die Plenarsitzungen an ein¬
zelnen Tagen ausfallen zu lassen, weil dann die Herren, die nichts zu thun hätten, nach Hause
gehen würden, oder es beklagen würden, daß man sie hier unnöthig aufhielte. Das ist aber nicht
richtig. Die Herren, die nicht Mitglieder der Commissionensind, gehen doch in eine der Com¬
missionen hinein und hören dort zu. Ich glaube, es wäre richtiger gewesen,wenn wir in diesem
System noch insofern weiter gegangen waren, als wir auch in dieser Woche noch 1 oder 2 Tage
für Commissionsberathungenfrei gelassen hätten. (Zustimmung.) Dann hätten Sie allerdings
2 Tage länger hier bleiben müssen, allein das hätte sich vollständig ausgeglichen dadurch, daß
Sie viel tiefer und besser in die Sachen eingedrungen wären.

Es war vielfach geradezu als eine Hetze empfunden, daß um 10 Uhr die Commissionen
zusammentraten, und daß gleich nachher um 11 oder 12 Uhr das Plenum hier begann; hätten
die Commissionen zwei freie Tage noch für ihre Berathungen gehabt, dann hätten Sie Vor¬
mittags um 10 Uhr mit Commissionssitzungenbeginnen und bis 1 Uhr tagen und alsdann
eventuell um 4 Uhr noch beginnen können, was im Interesse einer eingehendenBerathung nur
erwünscht gewesen wäre. Wir werden deshalb bei dem nächsten Zusammentritte des Landtages
darauf Bedacht nehmen, daß etwa 4 freie Tage für Commissionsberathungenfrei bleiben und
zwar 2 Tage zu Anfang und die übrigen 2 Tage etwa gegen Ende der Session, weil sich dann
wieder viele neue Sachen aus dem Hause angesammelt haben, die wieder eine eingehendeBe¬
rathung nöthig machen. Ob Sie dann eine Commissionmehr bilden wollen, das wird sich dann
nach Maßgabe der Vorlagen ergeben,und wird der Landtag dann beschließenkönnen, ob er die
Fachcommissionenverwenden oder für bestimmte Vorlagen eine besondere Commissionbilden will.

Ich glaube, daß auf diesem Wege allen Beschwerdenleicht Abhülfe bereitet werden kann.
Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat

Herr Abgeordneter Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich möchte unmaßgeblicher Weise der Ansicht

sein, daß wir diese Discussion heute verlassen können. Der Herr Geheimrath Knebel hat die
dankenswertheAnregung gegeben, die Entscheidung steht dem nächsten Landtage zu; für diesen
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Landtag wird der Gedanke aber nicht mehr praktisch werden und wir wollen ruhig abwarten, was
uns im nächstenProvinziattandtage für Vorschlägegemachtwerden. (Sehr richtig!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürsten berg-Stamm he im: Ich frage, ob
noch Jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall, dann schließe ich die Diskussion und
frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht. (Verichterstatter Abgeordneter
Engelsmann: Ich verzichte.) Der Herr Verichterstatter verzichtet; ich constatire also, daß der
Antrag Ihrer II. Fachcommissionangenommen ist.

Wir kommennunmehr zum 7. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haupt-Etat der Provinzialver-
waltung für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Referent ist Herr AbgeordneteLindemann.
Verichterstatter Abgeordneter Lindemann: Meine Herren! Für die Fachcommission

habe ich Ihnen den Antrag zu stellen, den Hauptetat in seinen Positionen, abgesehenvon zwei
gewünschten,nicht wesentlichenZusätzen, unverändert anzunehmen.

Wenn ich zur Erläuterung noch einzelne Positionen besonders beleuchten soll, so habe ich
Folgendes zu bemerken. Bei der Einnahme stehen die Einnahmen an Dotationsrenten und die
Einnahmen, die aus Nebcnfonds erfolgen, theils durch Gesetz, theils durch die besonderenEtats,
fest. Ich darf darüber hinweggehen. Die Einnahme an Provinzialabgaben, die zur Ausgleichung
der Einnahmen und Ausgaben dient, werde ich mir erlauben, später zu beleuchten, wenn wir
zunächstdie Ausgaben besprochen haben.

In den Ausgaben finden Sie aufgeführt, was in den von Ihnen genehmigtenNeben¬
etats an Ausgaben beschlossen ist. Ich darf daher diese Ausgaben übergehen und komme zu
Titel V, wo einzelne Positionen einer näheren Veleuchtungbedürfen.

Es ist da unter Nr. 2 aufgeführt:
„Zur Verzinsung der Vorschüssebehufs Bestreitung der Kosten der Errichtung nnd
Erweiterung von Provinzialanstalten eine Mehrausgabe von 100 000 Mark".

Diese Ausgabe ist bereits erläutert worden bei der Erörterung über die auszuführenden
Bauten für die Irrenpflege,

Position 3 lautet:
„Zur Verfügung des Provinzialausfchusses40 000 Mark".

Diese Ausgabe ist neu. Sie ist in der allgemeinen Berathung von einem der Herren
Abgeordneten bemängelt worden.

Die Fachcommissionwar der Meinung, daß in einem so großen Etat die Einstellung
einer Summe, welche dienen soll für die Deckungfolcher Ausgaben, die bei Aufstellung des Etats
nicht vorgesehenwerden tonnen, gerechtfertigtsei.

Sie finden eine solche Position in allen größeren Etats größerer Eommunen und Kor¬
porationen. Auch wir werden im Laufe der Etatsperiode mehrfachin die Lage kommen, Aus¬
gaben bestreiten zu müssen, die nicht vorauszusehen waren. Wenn ich em Verspiel für d:e dem¬
nächst beginnende Etatsperiode anführen darf, fo brauche ich nur darauf hinzuweisen,daß Sie m
einer Ihrer letzten Sitzungen beschlossen haben, Ihren Majestätendie ehrfurchtsvolleBitte zu unter¬
breiten, eine Festlichkeit im Herbste bei der Enthüllung des Kaiserdenkmals entgegennehmen zu
wollen die doch ohne Kosten nicht zu veranstalten sein wird. Die Fachconumssionhat aber
geglaubt um die Bestimmung dieser Ausgaben näher und fester zu kennzeichnen, hinzufügen zu
sollen: '„zu unvorhergesehenen Ausgaben". Diese Beschränkung hat die Wirkung, daß der

01
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Provinzialausschuß nicht berechtigt ist, aus dieser Summe Ausgaben zu bestreiten, für welche
sonst im Etat bereits andere Positionen vorgesehen sind. Wenn für solche Zwecke, für welche im
Etat Ausgaben vorgesehen sind, Mehrausgaben geleistet werden müssen, so stellen diese Mehr¬
ausgaben Etatsüberschreitungen dar, die nachträglich gerechtfertigtwerden müssenund für die die
nachträglicheGenehmigung eingeholt werden muh.

Hiernach hat also an der Gesammtausgabe die Fachcommissionnichts bemängelt.
Wenn man dann die feststehenden Einnahmen von den Ausgaben abzieht, so ergiebt sich

die Nothwendigkeit,diejenige Summe an Provinzialabgaben zu erheben, die im Etat angegeben
ist mit 4 730 000 Mark.

Diese Summe, welche auf die einzelnen Kreife zu vertheilen ist, kann man nun in
zweierlei Weise vertheilen; entweder wird festgesetzt,daß diese fest bestimmte Summe auf die
einzelnen Kreife nach dem vorgefchriebenengesetzlichen Maßstab zu vertheilen sei, das hat den
Vorzug, daß der Provinzialverband genau den Betrag erhält, dessen er nach dem Etat bedarf,
nicht mehr und nicht weniger. In der Handhabung stellt sich indeß die Schwierigkeit heraus,
daß zwar feststeht, wie viel der Provinzialverband nöthig hat, daß dagegen der Betrag, auf
welchendiese Summe revartirt wird, nicht zu Anfang des Jahres feststeht, sondern erst nach
Schluß des Etatsjahres. Die Summe wird ja, wie Sie wissen, revartirt nach Verhältniß des
Sollaufkommens an Steuern in den einzelnen Kreisen, und zwar desjenigen Betrages, welcher
der Gemeindebesteuerungzu Grunde gelegt wird. Dieses Sollaufkommen verändert sich aber im
Laufe des Jahres durch Reklamationen oder durch sonstige Abgänge und wenn nun die Provinz
den von ihr zu erhebenden Betrag zu früh im Laufe des Jahres vertheilt, fo entgehen ihr
diejenigen Beträge, welche nachträglich von den einzelnen Kreisen nicht abgeführt werden, weil
bei den von ihnen zu erhebenden Steuern Abgänge vorgekommensind. Diese Abgänge können
die Kreise ohne Weiteres zurückverlangen,die Provinz ist aber nicht in der Lage, das Deficit,
das ihr auf diese Weise erwächst,nachträglich noch einmal umzulegen. Also die Wahrscheinlichkeit
spricht dafür, daß immer ein größerer oder geringerer Minderbetrag wirklich vereinnahmt wird.

Deshalb empfiehlt es sich aus praktischenGründen, daß ein bestimmter Prozentsatz fest¬
gesetzt wird, der hier in Höhe von 11«/<> vorgeschlagenwird. Bei diesem Modus der Erhebung
ergiebt sich ja allerdings, wie auch bereits in der allgemeinen Berathung hervorgehoben wurde,
die Möglichkeit,daß unter Umständen etwas mehr erhoben wird, als der Bedarf beträgt. Es ist
ja richtig, daß man annehmen darf, daß, wenn die günstigen Verhältnisse bleiben, das Steuer¬
soll wächst und wenn also heute beschlossen wird, 11°/» zu erheben unter Zugrundelegung des¬
jenigen Steueraufkommens, das für das letzte Jahr ermittelt worden ist, und wenn wir annehmen,
daß im nächstenJahre die Steuer wächst und im darauffolgenden wieder, fo wird ein größerer
Betrag erhoben werden, als nach dem Etat eigentlichnöthig war.

Es fragt sich, wie hoch wird dieser Mehrbetrag zu veranschlagen sein? In der all¬
gemeinen Berathung ist hervorgehobenworden, daß dieser Mehrbetrag auf mehrere Millionen zu
beziffernfei. Die Fachcommifsionwar der Meinung, daß hier ein Irrthum vorliege nach den
Mittheilungen, die in der Commission der Herr Landesdirektor gemacht hat. Das Steuerauf¬
kommenist in den letzten Jahren in der That erheblichgewachsen. Aber es ist dabei zu berück¬
sichtigen, daß dieses Wachsthum herbeigeführt ist durch Umstände, die in den nächsten Jahren
nicht wiederlehren werden; es ist gewachsen einmal dadurch, daß die Deklarationspsticht bei der
Staatseinkommensteuer eingeführt ist; ferner dadurch, daß in dem vorgehendenJahre die alle 15
Jahre stattfindende Revision der Gebäudesteuer vorgenommen worden ist, und endlich dadurch,
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daß nach Einführung des neuen Communalavgabengesetzesein etwas veränderter Modus eingetreten
ist in Bezug auf die Heranziehung der neuen Gebäude für Gebäudesteuer. Früher blieben diese
Gebäude zwei Jahre lang steuerfrei, nach dem jetzigen Communalabgabengesetzwerden sie aber
sofort herangezogen,und das hatte die Folge, daß in dem Jahre, in dem das Communalabgaben¬
gesetz in Kraft trat, die neuen Bauten von drei Jahren mit einem Mal in Zugang kamen,
nämlich die neuen Bauten des laufenden Jahres, bezw. diejenigen Bauten, die im laufenden
Jahre fertig wurden, und die Bauten aus den beiden vorhergehenden Jahren, die bisher frei
gebliebenwaren.

Diese drei Umstände haben natürlich die Wirkung gehabt, daß der Betrag der auf«
kommendenSteuern von einem zum anderen Jahr in einem recht erheblichen Prozentsatzgewachsen
ist, wie er in gleichem Verhältniß in den nächsten Jahren voraussichtlichnicht steigen wird.
Nach den Ziffern, die der Herr Landesdirektor in der Commissionvorgetragen hat, ist nur anzu-
nehmen, daß der Steuerbetrag jährlich wachsen wird um ca. 700 000 Mark. Legen wir diese
Ziffer zu Grunde und nehmen wir an, daß im nächsten Jahre das Sollaufkommen an Steuern,
das zu den Provinzialabgaben herangezogenwerden kann, 700 000 Mark höher ist, als hier in
dieser Vorlage angegeben, so wird 70 000 Mark mehr Steuern erhoben werden, als nach dem
Etat nothwendig ist, und im nächsten Jahre event. 140 000 Mark, weil ja dann wiederum eine
Steigung von 70 000 Mark eintritt, Summa-Summarum also 210 000 Mark. Dabei ist aber
zu berücksichtigen, bah mit der zunehmendenVevölterungsziffer auch die Landarmenlostenwachsen,
daß also diese Mehreinnahme immerhin um einiges sich vermindert. Dann kommt aber in
Betracht, daß Sie nach dem Beschlusse,den Sie, ich glaube in der vorgestrigen Sitzung, gefaßt
haben, bereits festgesetzt bezw. den Wunsch ausgesprochenhaben, daß der Provinzialausschuß für
die Unterhaltung der Straßen 100 000 Mark mehr ausgeben möge, als im Etat vorgesehen,
Sie haben also den Provinzialausschuß schon aufgefordert, 200 000 Mark in den nächstenzwei
Jahren mehr auszugeben, für welche Ausgaben eine Deckung vorläufig ihm nicht zugewiesen ist.
Hiernach erscheint es durchaus gerechtfertigt, hier bei der Veranschlagung der zu erhebenden
Steuern einen etwas größeren Betrag in Aussicht zu nehmen, als nach dem Etat nothwendig ist.

Es kommt hinzu, meine Herren, — und zur Beruhigung etwa bedenklicher Gemüther
hat die Fachcommissiongeglaubt, das hineinschreibenzu sollen, — daß natürlich dasjenige, was
mehr eingenommen wird, lediglich zur Verfügung des Provinziallandtages verbleibt, daß nicht
etwa über diesen Mehrertrag der Provinzialausschuß verfügen kann. Ich halte das eigentlich
für selbstverständlich,denn der Provinzialausschuß kann nur solche Ausgaben genehmigenbezw.
beschließen,für welche ihm in den Ausgabetiteln eine Vollmacht gegeben ist. Indessen mag die
bezügliche Bemerkung hinzugefügt werden. Sollte wirklicham Schlüsse der Etatsperiode noch ein
Plus verbleiben, so, glaube ich, würde uns das nur sehr erwünscht sein können im Hinblick
darauf, daß die Ausgaben in der nächsten Etatsperiode für die Irrenanstalten noch bedeutend
steigen werden, so baß dann dieses Plus dazu beitragen kann, die leider zu erwartende weitere
Steigerung des zu erhebendenProzentsatzes etwas zu vermindern.

Es empfiehlt Ihnen daher die Fachcommission,den Antrag zu genehmigen, 11«/« an
Provinzialabgaben zu erheben von dem Steuersoll der Kreise, insoweit dieses Steuersoll der
Gemeindebesteuerungunterliegt und dann hinzuzufügen:

„Die über die Summe von 4 730 000 Mark hinausgehendenMehreinnahmen bleiben
zur Verfügung des Provinziallandtags".

31*
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Dann ist noch erwogen worden, daß die Etats abschließenmit einem ganz bestimmten
Datum, mit Ende 1898, bezw, Ende März 1899. Es kann nnn vorkommen,daß die Neubcrufung
des Provinziallandtags sich nm einige Wochen verzögert nnd innerhalb der Etatsperiode nicht
ohne Unzuträglichkeitenmöglichist. Dann würde unter Umständen der Prouinzialcmsschußin die
mißlicheLage kommen, ohne rechtlicheGrundlage wirthschaften zu müsseu und bei der großen
Skrnpelhaftigkeit des Provinzialausschusseswürde man denselben dann vielleicht in Verlegenheit
setzen. (Heiterkeit.) Um in einem solchen Falle der Rechnungslegungund dem weiterenGeschäfts-
gebahren eine rechtlicheGrundlage zu geben, glaubt die FacheummissionIhnen vorschlagenzu
dürfen, daß festgesetztwird, daß die genehmigtenEtats in Geltung bleiben bis zur Bernfung des
nenen Provinziallandtages,

Ich empfehle Ihnen daher Namens der Fachcommissiundie vier Anträge, die Ihnen
gedruckt hier mitgetheilt worden sind. Ich nehme an, meine verehrten Herren, daß Sie mich von
einer nochmaligenVerlesung dispensiren.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussioneiu. Das Wort ertheile ich zunächst dem Herrn AbgeordnetenFritzen.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Durch die anderweitige Bezeichnungdes Titels V
Nr. 3, wo es jetzt heißt: „zur Verfügung des Provinzialausschussesfür unvorhergesehene Ausgaben"
ist allerdings der Titel wesentlich verändert worden; der Titel, der früher reiner Dispositionsfonds
war, hat dadurch einen anderen Charakter erhalten. Es handelt sich nur um Ausgaben, welche
innerhalb des Rahmens der Provinzialaufgaben liegen müssen, aber nur nicht vorhcrgeschcn sind,
und aus diesem Grunde kann ich mich auch damit einverstanden erklären. Ebenso ist dnrch die
Hinzufügung der Bemerkung, „die über die Summe von 4 730 000 Mark hinausgehenden Mehr-
einnahmen bleiben zur Verfügung des Provinziallandtages", mein Bedenken behoben worden,
welches ich nach der Richtung hin abgestellt hatte, daß die Provinzialumlagcn jährlich mehr
Mittel ergeben würden, in dem Maße, als das Staatsstcuersoll sich erhöht. Meine Herren, es ist
diese Bemerkung nicht etwas selbstverständliches,sondern sie ist von wesentlicher Bedeutung. Sie
drückt aus, daß der Provinziallandtag eine Umlage beschließt mit dem Bewußtsein, daß diese 11°/»
voraussichtlicherhebliche Mehreinnahmen bringen werden; und daß das mit Bewußtsein geschieht
ist allerdings von großem Werth.

Nun kann ich mich mit den Ausführungen des Herrn Referenten bezüglich des Wachsthums
des Staatsstcnersolls nicht ganz einverstanden erklären. Der Herr Referent hat geglaubt, das
Staatsstcuersoll würde in den nächsten Jahren nicht so bedeutend wachsen, weil die Umstände,
welche dieses Wachsenin den vergangenen Jahren herbeigeführthätten, also die neue Veranlagung
der Gebäudesteuerund die Deklarationspflicht im Wesentlichenihre Wirkung gethan hätten.

Meine Herren! Ich muß beides in Abrede stellen. Auch nach dein Jahre, in welchem
zum ersten Male die neue Gebäudesteuer in die Erscheinung trat und im Staatsstcuersoll erschien,
hat sich ergeben, daß die Staatssteuern in der Provinz um weit über eine Million gewachsen
sind. Ich habe das hier im Plenum zahlenmäßig nachgewiesen. Ich habe die genauen Zahlen
augenblicklich nicht bei mir; aber es steht fest, daß auch für 1895/96 das Staatsstcuersoll um
weit über eine Million gewachsen ist, nachdemdie Neuveranlagung der Gebäudesteuer schon voran¬
gegangen war.

Dann zweitens, meine Herren, die Deklarationspflicht. Hier ist zu bemerken, daß jedes
Jahr deklarirt werden muh. Die Folge -der Einführung der Deklarationspflicht ist allerdings
zunächst ein einmaliges plötzlichesEmporschnellender Staatssteuern gewesen,und das ist ja auch
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dem Provinzialverband sehr zu gute gekommen. Aber diese Deklarationspflicht haben wir doch
schon seit mehreren Jahren, sie findet jedes Jahr auf's Neue statt, und in jedem Jahre hat sich
ergeben, daß das Steuersoll größer gewesen ist, als das bei der früheren Einschätzungder Fall
war; auch bin ich der Ansicht, daß das Plus an Staatssteuer nicht bloß 700 000 Mark betragen,
sondern bedeutend höher sein, daß es weit über eine Million hinausgehen wird.

Aber, meine Herren, wir wollen diese Rechnung nicht weiter verfolgen. Die Zukunft
wird es lehren und der Herr Referent und ich wollen uns nach zwei Jahren darüber unterhalten,
wer von uns Recht gehabt hat.

Meine Herren, im Uebrigen bitte ich Sie, die von der Commission beschlossenen Ab¬
änderungen anzunehmen.

Stellertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage, ob
noch Jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall. Dann schließeich die Diskussion
und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht.

Berichterstatter Abgeordneter Lindemann: Nur noch eine kurze Bemerkung!
Meine Herren! Die Zahlen, die ich nur erlaubte, Ihnen vorzutragen über die voraus¬

sichtlicheVermehrung der Steuern, sind nicht Zahlen von mir, das sind die Zahlen, die der Herr
Landesdirektor der Fachcommissiongeliefert hat. Ich bin nicht in der Lage zu prüfen, inwieweit
sie vollkommen zutreffendsind und vermag am wenigsten zu ermessen,was die Zukunft bringen wird.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir kommendann zur Abstimmung und ich glaube feststellen zu dürfen, daß der Antrag Ihrer
I. Fachcommisfion,wie er vom Herrn Referenten vorgetragen ist, hiermit angenommen ist.

Wir gehen demnachüber zum 8. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Vorbericht zu dem Hauptetat der
Provinzialverwaltung der Nheinprovinz sowie zu den zu demselben ge¬
hörenden Etats der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für die
Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Referent ist Herr Freiherr von Coels, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Der Vorbericht zu

dem Hauptetat hat der Fachcommissionzu irgend welchen Bemerkungen keinen Anlaß gegeben.
Es wird darum beantragt, denselbendurch Kenntnihnochme für erledigt zu erklären.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Wir gehen dem¬
nach über zum 9. Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses.
betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzialverbandes.

Referent ist Herr Abgeordneter von Groote. Demselben ertheile ich das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter von Groote: Meine Herren! Der Bericht des Prouinzial-

ansschusses, betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzialverbandes, hat ebenso der
I. Fachcommissionin keiner Weise zu Erörterungen Anlaß gegeben, und beantrage ich Namens
der Commission,auch diesen Bericht zur Kenntniß zu nehmen und ihn für erledigt zu erklären.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wir kommen
demnachzum 10. Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der 1. Fachcommisfion auf Einführung des Titels „Landeshaupt¬
mann" für den Landesdirektor.

Referent ist Seine Excellenz der Herr Freiherr von Solemacher, dem ich das Wort ertheile.
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BerichterstatterAbgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren!
Es handelt sich hier also um Nr, 107 der Drucksachen.

Ich glaube in aller Kürze Ihnen das Protokoll der I. Fachcommissionmittheilen zu
sollen, woraus Sie alles ersehen.

„Der Landesdirektor theilte mit, daß gelegentlich der letzten Landesdirektoren-Conferenz
zur Sprache gebracht worden sei, daß des Kaisers und Königs Majestät dem Wunsche
Ausdruck gegeben habe, die Landesdirektorender Monarchie möchten sämmtlich den
Titel „Landeshauptmann" annehmen. Gegenwärtig führen von den alten Provinzen
nur noch die Landesdirektoren von Brandenburg und der Rheinprovinz den Titel
Landesdirektor. Er stelle eine Beschlußfassungdes Landtags bezüglichder Aenderung
des Titels Landesdirektorin Landeshauptmann anheim."

Darauf hat die I. Fachcommission beschlossen, Ihnen folgenden Antrag zu unterbreiten:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,daß der Landesdirektor fortan den Titel
Landeshauptmann führe und daß hierzu die Allerhöchste Genehmigung erbeten
werden solle". (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum
Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmung feststellen,
daß das Haus dem Beschlusse der I, Fachcommissionbeigetreten ist.

Dann kommenwir zum 11. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission auf Entlastung von Rechnungen

und zwar zunächst:
Rechnungen der I. Fachcommission.

Es wird am Besten sein, wenn ich die einzelnen Herren Referenten aufrufe und bitte,
daß sie dann kurz ihre Ausführungen machen.

Zunächst Abgeordneter Freiherr von Coels.
BerichterstatterAbgeordneter Freiherr von Coels: Nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterFischer.
Berichterstatter Abgeordneter Fischer: Es findet sich nichts zu erinnern.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterQuack.
Berichterstatter Abgeordneter Quack: Ich darf wohl die einzelnen Rechnungen zusammen-

fassen, Nr. 38 bis 44.
Nur 3 Rechnungen haben Gelegenheit gegeben, zu erwähnen, daß Überschreitungen

vorgekommen sind. Es ist das die Rechnung der Provinzial-Feuer-Societät von 1893 gewesen,
welche Ucberschreitungenin den Ausgaben von 6728 Mark 7 Pfg. zeigt, dann die Rechnung von
1894 mit einer gleichenGtatsüberschreitungvon 5598 Mark 50 Pfg., und die Überschreitung bei
der Landesbank Nr. 41 im Betrage von 5255 Mark 57 Pfg.

Namens der 1. Fachcommissionbeantrage ich, diese Ueberschreitungenzu genehmigenund
die Rechnungenzu entlasten.

Vorsitzender Becker: Dann Herr Abgeordneter Iürissen.
BerichterstatterAbgeordneterIö rissen: Es ist Nichts zu erinnern.
Vorsitzender Becker: Dann wären wir mit den Rechnungen der I. Fachcommissionfertig.

— Zum Wort meldet sich Niemand. Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne
besondere Abstimmung feststellen, daß das Haus mit der Entlastung der Rechnungen einver¬
standen ist.
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Dann kommen wir zu den Rechnungender II. Fachcommission.
Berichterstatterist zunächst Herr AbgeordneterSimons.
BerichterstatterAbgeordneter Simons: Im Namen der II. Fachcommissionhabe ich nur

zu beantragen, daß der Provinziallandtag die bei der vorbezeichneten Rechnung vorgekommenen
Etatsüberschrcitungengenehmigenund die Entlastung jener Rechnungenbeschließen möge.

Vorsitzender Becker: Herr Abgeordnetervon Stedmcm.
Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Bei den Kosten der Zwangserziehung

verwahrlosterKinder für 1893/94 haben zwei kleine Etatsüberschreitungenstattgefunden: im Titel II:
34 Mark 6? Pf. und im Titel III: 320 Mark 9 Pf. Meine Henen! Im Nebligen sind die
Rechnungenin Ordnung und schlügt Ihnen die Fachcommissionvor, die Etatsüberschrcitungenzu
genehmigennnd der Rechnung Entlastung zu ertheilen.

In der gleichen Weise lautet der Beschlußder Fachcommission über die Rechnung1894/95.
Auch da haben kleine Ucberschreitungen stattgefunden:Titel II Nr. 5 um 65 Pf,, Titel II Nr. 6
um 92 Mark 27 Pf., Titel III um 11? Mark 98 Pf.

Die Commissionbittet also, die Etatsüberschrcitungenzu genehmigenund der Rechnung
Entlastung zu ertheilen.

VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler.
Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Scheibler: Nichts zu erinnern. Es wird

beantragt, Entlastung zu ertheilen.
Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterMoritz.
Berichterstatter Abgeordneter Moritz: In den Rechnungen hat sich nichts zu erinnern

gefunden. Die Ucberschreitungen ersucht die II. Fachcommission zu genehmigen und die Entlastung
auszusprechen.

VorsitzenderBecker: Dann kommt nochmals Herr Abgeordneter Freiherr von Schelbler.
Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Scheiblei: Es wird auch hier beantragt,

die Entlastung der Rechnungenzu ertheilen.
VorsitzenderBecker: Herr Abgeordneter Engelsmann.
BerichterstatterAbgeordneterEugelsmann: Ich beantrage, die Entlastung der Rechnung

zu ertheilen.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterRaub.
Berichterstatter AbgeordneterRaab: Zu den Nummern 119 bis 130 des Verzeichnisses

der Vorlagen habe ich Namens der II. Fachcommissionzu beantragen:
Der Provinziallandtag wolle die bei den vorbezeichneten Rechnungen vorgekommenen

Etatsüberschreitungengenehmigenund die Entlastung jener Rechnungenbeschließen".
VorsitzenderBecker: Das waren die Rechnungen der II. Fachcommission. - Es meldet

sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf auch hier ohne Abstimmung
feststellen, daß das Haus die vorgekommenenEtatsüberschrcitungengenehmigt und die Entlastung
der Rechnungen ausgesprochenhat.

Dann kämen wir zu den Rechnungen der III. Fachcommission.
Berichterstatter ist zunächst Herr AbgeordneterDr. Haniel.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Haniel: Bezüglich der Nr. 136 bis 138 ist nichts zu

erinnern, und ich beantrage Entlastung der Rechnungen.
VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterKunz.
BerichterstatterAbgeordneter Kunz: Auch hier wird beantragt, die Entlastung vorzunehmen.
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VorsitzenderBecker: Herr Abgeordneter Caspcrs.
Berichterstatter Abgeordneter Caspcrs: Ich beantrage die Entlastung. .
VorsitzenderBecker: Herr Abgeordnetervon Brcuning.
Berichterstatter Abgeordneter von Vreuning: Die Revision der Rechnungen Nr. 14?

bis 149 hat zu Ausstellungen keinen Anlaß gegeben und wird daher von Seiten der Commission
die Entlastung der betreffendenRechnungen beantragt.

Vorsitzender Becker: Das wären die Rechnungen der III. Fachcommission.— Es
meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondere
Abstimmung feststellen, daß die Etatsüberschreitungengenehmigt sind und die Entlastung der Rech¬
nungen von dem Provinziallandtage ausgesprochenist.

Meine Herren! Damit wären wir am Ende unserer Tagesordnung. Als Tagesordnuug
für die morgige Sitzung, deren Beginn ich auf 11 Uhr vorschlage, bringe ich in Vorschlag:

Etwaige Eingänge,
als erster Gegenstand: Vereitstellung weiterer Mittel zur Förderung landwirthschaft-

licher Zwecke und die Betheiligung des Prouinzialverbandes an den Kosten einer größeren Fluß-
regulirung, sowie Deichbauten;

zweiter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Bau eines Schifffahrtskanales vom Dortmund-Ems-Kanal bis zum Rhein;

dritter Gegenstand: Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Veräußerung des
Langenfelderhofes;

Vierter Gegenstand: Petition des Presbyteriums der evangelischenKirchengemeinde in
Friedrichsthal auf Herabsetzungdes Zinsfußes für ein aus der Landesbank entnommenesDarlehn;

endlich: Wahlprüfungen.
Gegen den Beginn der Sitzung und die Tagesordnung werden Bedenken nicht laut.

Dann stelle ich Ihr Einverständniß fest, meine Herren, und schließe die Sitzung.

(Schluß gegen 1'/, Uhr.)

Nennte Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf,am Donnerstag den 18. März 1897.

Beginn 11 Uhr 10 Minuten.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachcommissionzum Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Vereit¬

stellung weiterer Mittel zur Förderung landwirthschaftlicherZwecke und die Betheiligung des
Provinzialverbandes an den Kosten einiger größerer Fluhregulirungen sowie Deichbauten(Regu-
lirung der Sieg, des Kittelbachesund Bau des Deiches Itter-Himmelgeist).
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3. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und Antrage des Prouinzialausschusses,betreffend
den Bau eines Schifffahrtskanals vom Dortmund^Ems-Kanal bis zum Rhein.

4. Antrag der I. Fachcommissionzu der Petition der evangelischenKirchengemeindeFriedrichs¬
thal um Herabsetzung des Zinsfußes für ein bei der Landesbank der Nheinvrovinz ent¬
nommenes Darlehn.

5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Antrage des Provinzialausschusses, betreffenddie Ver¬
äußerung des Langenfelderhofes.

6. Antrag der Wahlprüfungscommissionzu den stattgefundenen Ersatzwahlenfür den Rheinischen
Provinziallandtag.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne unsere letzte Sitzung.
Meine Herren! Das Protokoll liegt auf dem Tische des Hauses offen. Als Schrift¬

führer werden für die heutige Sitzung wirken Herr Abgeordneter Freiherr von Coels für die
Nebnerliste und Herr AbgeordneterLinz für das Protokoll.

Geschäftliche Mittheilungen sind ebensowenig zu machen wie Gingänge vorliegen.
Wir können dann sofort in die Tagesordnung eintreten.
Vor derselben hat aber Herr CommerzienrathMichels um das Wort gebeten,
Abgeordneter Michels: Der gestrigen Sitzung konnte ich leider nicht beiwohnen, weil

mich unabweisliche Geschäftenach Köln geführt haben.
Bei Gelegenheit der Berathung über die Absperrungsmaßregeln gegen das Ausland hat

Herr Graf von Hoensbroech,dem ich dafür fehr dankbar bin, erklärt, daß ich meine gustimmung
zu dem Antrage ausgesprochen und gern dafür gestimmt hätte, wenn ich hier im hohen Hause
anwesend gewesen wäre. Diese Gelegenheit hat Herr Abgeordneter Dick benutzt, um einige
kritische Beleuchtungen meiner Ausführungen eintreten zu lassen. Ich mochte dabei zuförderst
bemerken,daß ich durchaus nicht als Vertreter der Kölner Handelskammer hier bin, sondern daß
ich als Mitglied des Hauses und als Vertreter der Stadt Köln abstimme und auch gesprochen
habe und wenn ich mir erlaubte auszuführen, daß die Mitglieder der Handelskammerin Köln
meine Meinung theilen, so habe ich das nur gethan, um meinem Votum dadurch ein größeres
Gewicht zu geben. Herr Dick glaubt nun nach dem Stenogramm in der Kölnischen Zeitung,
daß es ohne Zweifel fei, daß die Eingabe der Handelskammer zn Köln einen lokalpatriotifchen
Hintergrund habe. Demgegenüber möchte ich mir erlauben, einen Satz aus der Eingabe an den
Herrn Minister zu verlesen und dabei zu bemerken,daß von Lokalpatriotismus in dieser Eingabe
absolut gar keine Rede ist. Wir haben den Herrn Minister gebeten, „die Staffeltarife nicht
„wieber einzuführen; denn die unter der Wirkung der Aufhebung des Identitätsnachweises für
Getreide von dem Angebot des Ostens entlastete und kaum wieder erstarkte Landwnthschaft

"und Müllerei des Westdeutschen Bezirks würde durch die Wiedereinführung der Staffeltarife
Erneut geschädigtund dadurch der Kampf gleichartiger Erwerbszweigeverschiedener Erwerbskreise

unseres Staates auf's Neue entfacht werden".
Das ist die Motivirung, die wir unseren: Antrage zu Grunde gelegt haben.
Meine Herren! Meine kurzen Bemerkungen bezwecken lediglich darznthun, daß meine

Zustimmung zu dem Antrage hinsichtlichder Staffeltarife ohne Hintergedanken und vollständig
gegen das lokale Interesse der Stadt Köln hier erfolgt ist. Daß wir den Antrag im November
schon gestellt haben, ohne daß die landwirthschaftlichen Kreise uns dazu veranlaßt haben, vermindert

32
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meines Erachtens den Werth nicht; denn wir hatten damals schon den Wunsch und die Meinung,
daß in den Sachen und den Angelegenheiten,wo wir in der Lage sind, mit der Landwirthschaft
zusammenzu gehen, das aus vollem Herzen zu thun.

Der Hauptzweckmeiner Ausführungen geht dahin, daß ich nicht wünsche, daß die ein¬
stimmigeZustimmungserklärung,die wir nach der Richtung hin gemachthaben, daß wir gern Ihre
Wünsche unterstützen, nicht irgend eine Abschwächungdurch die Ausführungen des Abgeordneten
Dick, erleiden möchte. (Beifall,)

VorsitzenderBecker: Das Wort wird nicht weiter verlangt.
Dann treten wir in die Tagesordnung ein.
1. Gegenstand der Tagesordnung ist:

Antrag der II. Fachcommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Bereitstellung weiterer Mittel zur Förderung landwirth-
schaftlicher Zwecke und die Betheiligung des Provinzialverbandes an
den Kosten einiger größerer Flußregulirungen sowie Dcichbauten (Regn-
lirung der Sieg, des Kittelbaches und Bau des Deiches Itter-Himmelgeist),

mit den dazu eingegangenenPetitionen.
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetervon Stedman, dem ich hiermit das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Meine Herren! Was die Bewilligung

weiterer Mittel für landwirtschaftliche Zwecke angeht, so ist das gegenüber dem Nothstand der
Landwirthschaft ein sehr sympathischerTitel. Im Allgemeinen hat das hohe Haus durch die
Genehmigung des Etats für landwirthschaftlicheAusgaben bereits finanziell seine Zustimmung zur
Einstellung dieser Posten gegeben. Es soll aber, angeregt durch den Bericht des Provinzialausschusses
hier noch eine besondereMotivirung dafür erfolgen. Sie haben aus dem Etat ersehen, daß für
landwirthschaftlicheZwecke im Allgemeinen 60000 Mark mehr eingestelltsind wie in den Vor¬
jahren, so daß statt der 232 300 Mark nun 292 300 Mark für landwirthschaftlicheZwecke aufge¬
wendet werden. Im Einzelnen hat der Provinzialcmsschußbeschlossen, von diesen 60000 Mark
8—10000 Mark zur Hebung der Pferdezucht zu verwenden, so daß diese also künftig unter den
jährlich wiederkehrendenBeträgen auftreten werden, während der Rest — und zwar 50625 Mark
62 Pfg. bezw. 2000 Mark weniger — künftig für Meliorationszweckeaufgewendet werden soll.
Das hat folgenden Zusammenhang. Auf der einen Seite ist ja bekannt,daß der Nothstanbsfonds
100000 Mark, zu > und zwar rund 67000 Mark für die Eifel verwendet wird, während er
mit dem Nest für die ärmeren GebirgsgegendenHunsrücken, Hochwald, Westerwald, das bergischc
Land, nutzbar gemachtwurde. Es hat nun der Staat einen Fonds in den Etat eingestellt, welcher
sich auf 100000 Mark beläuft und der nach dem Flächenmaßstab vertheilt mit 35000 Mark auf
die Rheinprovinz entfällt. Diesem Betrage gegenüber verlangt der Staat natürlich, daß auch die
Provinz einen gleichen Betrag einstellensoll, der zum Nutzen jener wirthschaftlich zurückgebliebenen
ärmeren Gebirgsgegenden verwendet werden soll. Wenn ich vorhin angeführt habe, daß etwa
67 000 Mark auf die Eifel entfallen, so bleiben noch 33000 Mark von dem Nothstandsfondsübrig
und diese würden aus dem Betrage der allgemeinen Meliorationsgelder, also besonders aus den
mehr eingestellten60 000 Mark auch auf 67000 Mark erhöht werden und dann also den genannten
wirthschaftlich zurückgebliebenen Gebirgsgegenden zu Gute kommen. Es rechtfertigtsich daher die
Mehreinstellung in dcmkenswerthesterWeise, da sie ja außerdem der staatlichen Beihülfe von
35000 Mark sozusagen in der Provinz Eingang verschafft.
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Ich verlasse damit diesen Punkt des Etats und wende mich dem ersten der Seitens der
hohen Staatsbehörden aufs Neue vorgelegten Antrage zu, der die Regulirung der Sieg betrifft.
Die Sieg befindet sich zur Zeit im Zustande einer barbarischenVerwahrlosung. Wer den Unter¬
lauf der Sieg gesehen hat, wird Gelegenheit gehabt haben, zu beobachten,daß der Fluß in regel¬
losen: Laufe in zahlreichen8-förmigen Curven das Land durchziehtda, wo früher ausgezeichnete
Aeckcr in geordneten Uferverhältnissendas Wasser vorbeirollen sahen. In Folge der französischen
Revolution war eine verhängnihvolleBesitzverschiebung eingetreten Die Großgrundbesitzerwaren
hinweggefegt, der Domänenbesitzwar vernichtet und die geistlichen Körperschaften waren weg¬
gedrängt und das hatte zur Folge, daß später nur kleine Besitzer an den Fluß angrenzten, die
nicht in der Lage waren, wie ehedem die Ufer in Ordnung zu halten. Dadurch ist es gekommen,
daß bei den jährlich wiederkehrendenHochwässern der Fluß die Ufer angriff, immer neue Wen¬
dungen einfchlug, das Land unterwühlte und die kostbarenAeckcr zum Absturz brachte, Grund¬
stücke, die ehemals vom Ufer entfernt lagen, sind ergriffen worden und finden sich heute als
abgewaschene Kiesbänke auf dem anderen Ufer wieder. Schon lange ist es das Bemühen des
Herrn Ober-Präsidenten gewesen,hier Wandel zu schaffen. Es haben aber die Mittel dazu gefehlt
und waren auch die Kosten zu hoch, als daß die einzelnen Flußangrenzer sich hätten genossen¬
schaftlich zusammenthun können/ um da eine durchgreifendeVerbesserungherbeizuführen.

Es ist nun ein Projekt ausgearbeitet worden, welches die Regulirung zum Zweck hat
und zum Theil durch Streckung des Laufes, zum Theil durch Ausbau des Fluhbettes die noth¬
wendigstenVerbesserungenschaffen will. Das Ganze erfordert einen Aufwand von 252 000 Mark.
Das Ergebniß langer Verhandlungen ist, daß der Staat sich bereit erklärt hat, '/» zu zahlen,
wenn auch die Provinz '/» beisteuere, wobei dann den Interessenten das letzte Drittel auf¬
zubringen erübrigt.

Damit erscheintder Antrag für das hohe Haus völlig begründet, den ich Namens der
Fachcommissionauszusprechen habe, daß die Provinz zu diesem Projekt 85 000 Mark als Beihülfe
bewilligen möge unter der Voraussetzung, daß auch der Staat und die Interessenten jeder eine
gleiche Summe hergeben.

VorsitzenderNeck er: Ich hoffe, es wird dem Wunsche des Hauses entsprechen, wenn
wir hier zunächst nun in die Verhandlung und Abstimmung eintreten, ob also diesem Projekte
der Regulirung der Sieg in der von dem Herrn Berichterstatter empfohlenenWeife zugestimmt
werden soll. Ich nehme an, daß bei der Verhandlung, die ich gleich eröffnen werde, es natürlich
den einzelnen Herren unbenommen bleibt, auch über die Vorlage im Allgemeinen und über die
zu bewilligendenKosten im Allgemeinen zu sprechen, wie es ja auch der Herr Berichterstatter
ebenfalls seinerseits gethan hat.

Aber dann glaube ich, werden wir eine bessere und klarere Verhandlung haben, wenn
wir jetzt erst über diesen Punkt I», der Vorschlägeder II. Fachcommissionabstimmen, als wenn
der Herr Berichterstatter in seinem Referat fortfährt. Ist der erste Punkt erledigt, bann werden
wir übergehen zu Id, machen es bann ebenso mit I« und Ick und kommen dann zu II der Vor¬
schläge der Fachcommission. Dieser geschäftlicheVorschlag findet kein Bedenken. Dann werde
ich also darnach verfahren und eröffne zunächst die allgemeineVerhandlung in Verbindung mit
dem Antrage der Fachcommissionzu la, Regulirung der Sieg betreffend. — Es meldet sich
Niemand zum Wort, dann schließe ich die Verhandlung und wir tommen zur Abstimmung und
zwar finden Sie den Antrag Ihrer Fachcommission auf Drucksache 112, I2. WünschenSie
nochmals die Verlesung, (Zurufe: Nein!) das ist nicht der Fall, dann bitte ich diejenigenHerren,
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welche dem Antrage der II. Fachcommissiongemäß den Beschluß fassen wollen, wie es unter
Nr. I». vorgesehenist, sich zu erheben. (Geschieht,) Das ist die große Mehrheit.

Dann kommenwir zu Id. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter uon Stedman: Meine Herren! Es handelt sich hier um

die Eindeichungzweier Gemeinden, die auf dem rechten Nheinufer hier oberhalb Düsseldorf's am
Rhein liegen, Itter und Himmelgeist.Es ist ein beträchtlicherTheil der Flur, welcher unter dem
Hochwasserzu leiden hat und der durch Ausführung dieses Projektes der Fährlichkeit entzogen
werden soll. Es ist ein Deichprojektausgearbeitet, welches immerhin den erheblichen Betrag von
165 000 Mark erfordert. In der Commission haben ausgedehnte Erörterungen stattgefunden,
welche sich zum Theil an die Frage anlehnen, ob überhaupt diese Eindeichungin das Gebiet der
von der Provinz zu fördernden Meliorationen hineingehöre. Es ist dabei zurückgegangenworden
auf die Frage, wie weit überhaupt die Provinz zu dergleichenAufwendungen verpflichtet fei
gegenüber dem Dotationsgesetz.

Schließlich aber hat man alle diese Fragen unberücksichtigt gelassen,weil sie in der That
noch unbestimmbar erschienen,indem sie gesetzlicher Regelung bedürfen, wie das im Weiteren aus
dem letzten Punkte meines Referats, aus der dem Bericht des Provinzialausfchussesbeigegebencn
Denkschrifthervorgeht. Im Besonderen liegen die Verhältnisse in Itter-Himmelgeist fo, daß das
Dcichstalut bereits die AllerhöchsteGenehmigung erlangt hat. Es wäre also der Staat in der
Lage, die Ausführung der Bauten anzuordnen. Nachgerade aber haben sich in der Gemeinde
selbst eine Menge Stimmen erhoben, die im Hinblick auf die von ihnen zu leistenden Beitrage
sich von der Sache abgewandt haben. Auch liegen dem hohen Hause zwei Petitionen vor,
die sich geradezu gegen die Ausführung des Projektes wenden. Der Provinzialausschuß hatte mit
Rücksichtauf die ungeklärten Verhältnisse es unterlassen, Vewilligungsoorschlägezu machen. Es
ist weiter zum Ausdruckgekommen,daß, wenn auch heute hier eine Beihülfe nicht gewährt wird,
es dem Provinzialausschuß unter Umständen doch möglich sein wird, mit der Zeit aus disponiblen
Fonds Unterstützung zu gewähren. Für heute aber sind hier direkte Vorschlägenicht gemacht und
zwar deswegen, weil aus den Verhandlungen hervorging, daß der Staat es bis zu diesem Augenblick
abgelehnt hat, sich an der Aufbringung der Kosten zu betheiligen. Sollte sich dieses Verhältniß
ändern, so wird der Provinzialausschuß die Frage der Veihülfenbewilligung erneut in Erwägung
zu ziehen haben.

Es sind von der Provinz zu diesem Zwecke 30 000 Mark Beihülfe erbeten und hat
die II, Fachcommissiondem hohen Hause vorgeschlagen, diesen Betrag unter den geschilderten
Verhältnissen zunächst nicht zu bewilligen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — ich schließe die Verhandlung, da
sich Niemand zum Wort meldet, und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das
hohe Haus dem Beschluß der II. Fachcomnnssionbeigetretcn ist.

Wir kommenzum Punkt 1o, betreffend Negulirung des Kittelbaches.
Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Was das Dritte Projekt angeht, welches

von der KöniglichenStaatsregierung vorgelegt ist, so bezieht sich das auf die Negulirung des
.Mttelbachs. Es ist das ein Theil des Düssel-Deltas. Die Dussel tritt nämlich bei Glashütte
aus den, Hügellande hervor, spaltet sich dann in einen südlichenund einen nördlichen Arm, und
beide Theile spalten sich noch einmal. Die nunmehrige nördlichste Abzweigung von Zoppenbrückbis
zur Einmündung in den Rhein bei Kaiserswerth trägt den Namen Kittelbach.
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Bei der Verhandlung in der Commissionist zum Ausdruckgekommen,daß eigentlich die
Stadt Düsseldorf das gröhte Interesse an dieser Regulirung habe, weil sie, wenn die Dussel
Hochwasserführt, bei Scheidlingsmühle und bei Zoppenbrück die beiden der vier Düsselarme
sperrt, welche durch die Stadt führen, so daß die Wässer sich durch den Vrückerbach und wesentlich
durch den Kittelbach dem Nheine zuwenden müssen. Trotzdem ist schließlich im Hinblick auf die
Betheiligung ärmerer Interessenten ein Antrag, wenn auch nur mit geringer Stimmenmehrheit,
angenommenworden, wie er Ihnen gedruckt vorliegt.

Zu bemerken ist noch, daß der Kittelbachzum Theil im Stadtkreise, zum Theil, und
zwar in seinem unteren Laufe, im LandkreiseDüsseldorf liegt. Der Antrag, wie er hier gestellt
ist, bezweckt nun eine Beihülfe für die lcistungsunfähigenBeteiligten des LandkreisesDüsseldorf.
Im Ganzen erfordert das Projekt 250 000 Mark, und follen davon 100 000 Mark von der
Stadt Düsseldorf getragen, 36 000 Mark aus bereitstehendenMitteln entnommen, voraussichtlich
64 000 Mark von den Interessenten getragen, 30 000 Mark vom Staate zugeschossen, und dem
Antrage gemäß 30 000 Mark von der Provinz bewilligt werden. Letzteresist aber, wie gesagt,
in der Commissionabgelehnt worden. Dahingegen wurde der Antrag, wie er unter I o vorliegt,
angenommen, und hat also die Commissiondem hohen Hause vorgeschlagen:

„den zur Regulirung des Kittelbaches erbetenen Veitrag von 30 000 Mark nicht zu
gewähren, dagegen zu derselbenRegulirung 20 000 Mark zu Gunsten der leistungs¬
unfähigen Vetheiligten des Landkreises Düsseldorf zu bewilligen".

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — und fchließe dieselbe, da sich
Niemand zum Wort meldet. Ich darf auch wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß Sie
dem Antrage Ihrer II. Fachcommissionbeigetrcten sind.

Dann kommenwir zu Ick.: Beschaffungder Mittel.
Ich gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Nachdemdie beiden Punkte I«. und lo

dem Antrage entsprechend angenommen sind, handelt es sich darum, in welcher Weise die Betrage
aufgebracht werden sollen und es genügt, wenn ich den Antrag verlese wie er hier vorliegt:

„Das hohe Haus wolle beschließen,die unter I». und l e bewilligten Beträge von
zusammen 105 000 Mark aus etwa zur Verfügung stehendenMitteln zu entnehmen
beziehungsweiseden Provinzialausschuh beauftragen, dem nächstenProuinziallandtage
geeignete Vorschlagezur Deckungder ertheilten Credite zu machen".

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Auch hier meldet sich Niemand
zum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf ohne weitere Abstimmungwohl fest¬
stellen, daß das hohe Haus dem Beschlusse seiner Fachcommissionbeigetreten ist.

Dann kämen wir, meine Herren, zu dem zweiten Theile, zu der Denkschriftund was
damit weiter geschehen soll. Ich gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Meine Herren! Im Hinblick auf die
Mittel, die zu Meliorationszweckenverwandt werden, hat der Provinzialausschuß die Frage auf¬
geworfen und einer tiefgehenden Erörterung unterzogen, auf welchem Verwaltungswege überhaupt
Meliorationen angebahnt, ausgeführt, unterhalten und die Kosten im Ganzen aufgebracht werden.
In dieser Beziehung lag ein Beschluß des landwirthschaftlichenCentralvereins für Rhempreußen
vor, der also lautet:

, Es ist eine einheitliche Organisation des kulturtechnischen Dienstes m der Nhein-
provmz und eine damit verbundene, strengere Aufsicht über die Instandhaltung der
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ausgeführten Meliorationen anzustreben, zugleich mit einer gründlicheren Ausbildung
der Kulturtechniker, namentlich auch in praktischerBeziehung".

Meine Herren! Die Denkschrift ist in Ihrer Aller Händen und jedenfalls auch von
Ihnen Allen eingehend studirt und gewürdigt worden. Ich kann mich daher sehr kurz fassen,
indem ich auf das Urtheil des Provinzialausschusses hinweise, was Sie Seite 6 (Seite 4?!j
der Anlagen) verzeichnet finden und was in den Worten gipfelt: „Es können deshalb die
Klagen des landwirthschaftlichenVereins über die Zersplitterung des Meliorationswesens und
dessen Wünsche nach einer einheitlichen Organisation desselben im Interesse der Landeskultur
nicht als unberechtigt erachtet werden".

Es ist auch in der Commission dieser Ansicht in jeder Beziehung beigetreten worden,
so daß der Beschluß vollkommenbegründet erscheint,der dem hohen Hause vorgelegt ist:

„Im Hinblickauf das inhaltschwere,jedoch noch nicht erschöpfend klar gelegte Material
der in der DrucksacheNr. 29 enthaltenen Denkschrift den Provinzialausschuß zu
beauftragen, die Ziele dieser Denkschrift noch weiter zu verfolgen und dem nächsten
Provinziallandtage eine entsprechende Vorlage zu machen".

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe dem Herrn Vorsitzenden
des Provinzialausschussesdas Wort.

Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Dem Antrage des Herrn Referenten, den
Beschluß der Commissionin dieser Angelegenheitzu genehmigen, trete ich durchaus bei.

Ich möchte mir nur gestatten, in wenigen Worten einen derjenigen Punkte als besonders
bedeutsam hervorzuheben, mit welchemsich die von dem Landesdirektorium ausgearbeitete Denk¬
schrift befaßt. Ich bin nämlich der Meinung, daß die RheinischeProvinzialvertretung sich von
nun an mehr, als wie bisher geschehen ist, mit den auf die Waldwirtschaft bezüglichen
Fragen wird beschäftigenmüsseil. Es kann ja nicht bestritten werden, daß die von den« Staate
und der Provinz gewährten Unterstützungenzur Ausführung von Landesmeliorationen in unseren
Gebirgsgegendenim Allgemeinenleidlich gute Erfolge gehabt haben. Aber immerhin charakterisiren
sich diese Unterstützungen nach Lage der Dinge als mehr oder minder vorübergehend wirkende
Maßnahmen oder lassen Sie mich lieber sagen: als Maßnahmen, die der Sicherheit des dau¬
ernden Einflusses auf die Kulturzustände entbehren. Bei der jetzt nur mangelhaften Beauf¬
sichtigungder Unterhaltung der ausgeführten Meliorationen, bei sich minderndem Interesse der
Beteiligten muß der Werth und die Bedeutung auch der besten Bodenverbesserungendieser Art
mit der Zeit abnehmen. Aber auch solche Meliorationen würden nach meinem Dafürhalten einen
stärkeren Einfluß auf die Entwickelung der Landeskultur erlangen, wenn sie in Verbindung
gebracht würden mit einer durchgreifendenAufforstung der für die Waldkultur geeigneten Ter¬
rainstrecken.

Meine Herren! Ich brauche Ihnen ja nicht den großen Einfluß des Waldes auf unfer
Kulturleben zu schildern, seine Einwirkung auf Klima, Fruchtbarkeit und Sanität weiter Land¬
striche. Ich glaube, schon rein vom wirthschaftlichenStandpunkt aus betrachtet, kann sich die
Provinzialvertretung kaum eine lohnendere Aufgabe stellen, als die Vermehrung der Waldflächen,
verbunden mit einer Verbesserungder Waldwirthschaft. Tausende von Morgen liegen zur Zeit
ungenutzt oder werden in verkehrterWeise benutzt.

Jüngst noch ist die Gesammtfläche der Oedländereien in unserer Provinz auf 520 000
Morgen geschätzt worden. Nun wissen wir ja, daß der Staat allgemachHolzungen anlegt, wo
sich dazu in Anlehnung an staaliche Forstkulturen die Gelegenheit bietet, und wir glauben auch
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gern, daß dabei nicht überall nur das fiskalische Interesse, sondern hie und da auch das Interesse
der zu verbesserndenLandeskultur berücksichtigtwird. Aber das reicht nicht aus, sondern da
muh nach meiner Auffassung die Provinz mitthun.

Jüngst kam mir eine Nummer der gewiß einigen der Herren bekannten, amtlich heraus¬
gegebenenZeitschrift für Forst- und Jagdwesen in die Hand. Ich fand darin ein vortrefflich
gefchriebenes Referat über die Aufforstungsbestrebungender HannöverfchenProvinzialverwaltung.
Sie wollen mir gestatten, Ihnen daraus einige Zahlen mitzutheilen.

Im Jahre 1876, also vor 21 Jahren, beschloß der Hannöversche Provinziallandtag,
einen Theil der damals verfügbaren Mittel zur Gründung eines Aufforstungsfonds zum Nutzen
der Provinz festzulegen. Diefem Fonds sind seitdeni zugeflossen prastsr proprer 1600 000 Mark.
Gegenwärtig verfügt derselbe noch über 623 000 Mark. Es sind daher durch die Provinz für
Aufforstungen bereits verausgabt worden 928 000 Mark. Bei den Aufforstungsarbeiten kamen
vornehmlichin Betracht ein kleineres Grundstück, 250 Morgen groß, und ein größeres Terrain
mit rund 13 400 Morgen Fläche, das die Provinz mit einem Kostenaufwandvon 612 500 Mark,
also etwa 50 Mark pro Morgen, käuflich erwarb. Die Arbeiten auf diesen Terrains wurden
meist durch Korrigenden geleistet und erforderten eine Kostensummevon nahezu 175 000 Mark.
Zur Nutzbarmachungder Durchforstungserträge ist im Jahre 1892 mit der Anlegung einer Wald¬
bahn begonnen worden, die schon bis auf 15 Km gefördert ist und bis jetzt 47 000 Mark
gekostet hat. Zur Unterstützungvon Aufforstungen fcitens der Privatgrundbesitzerund Gemeinden
sind bei 2«/« Verzinsung und 2«/» Amortisation an 81 Stellen Darlehen gewährt worden. Im
Ganzen sind bis jetzt in der Provinz Hannover durch die Einwirkung der Provinzialverwaltung
18120 Morgen eigene Provinzialforst, also angekaufte Terrains, und 25 058 Morgen Privat¬
lind Gemeindewaldungen,zufammen also 43 178 Morgen aufgeforstetworden.

So oder ähnlich, meine ich, jedenfalls mit gleichem Eifer, mit gleicher Umsicht und auch
mit gleicher Ausdauer, mühte auch hier in unserer Provinz diese Sache augefaßt werden. Es Ware
ja noch verfrüht, sich fchon jetzt mit der Frage zu beschäftigen,wie hier vorgegangen werden
kann, um ähnliche Resultate, wie in der Provinz Hannover, zu erzielen. Aber ich meine,
es kann doch heute schon die Anregung zu einer eingehendenPrüfung der Aufforstungsfragege¬
geben werden, wie es in dem Kommissionsbeschluß geschieht. Wenn die Provinz mit ihren Mitteln
eintritt, und wenn durch die ihrerseits zu gebende andauernde und nachdrückliche Anregung auch
die Gemeinden und Privatbesitzer mehr und mehr für die Waldkultur interesfirt werden, dann
kommt ein ganz anderes Tempo in die darauf gerichteten Bestrebungen, als wenn der Staat sich
allein damit befaffenmuß.

Mit einer glücklichen Lösung der Aufforstungsfragensteht in gewissem Zusammenhange
auch die Frage des eventuellenErsatzes für Schälwaldungen, der Bildung von Waldgenoffenschaften
und der forstlichen Zusammenlegungen,und wie wichtig diese Fragen sind, wie dringend ihre Ent¬
scheidung werden kann, das wissen Sie ja zu beurtheilen meine Herren. Das kann ich beruhigend
für Sie hier bemerken, daß sonderlich vermehrte Aufwendungenfür den Provinzialverband durch
eine Verwirklichungder hier von mir fkizzirten Ideen schwerlich entstehen werden. Es sind nicht
etwa chimärischeZiele, deren Erreichung mir vorschwebt, sondern es sind ganz bestimmte,von vorne-
herein gesicherteErfolge, um die es sich handelt, Erfolge, deren Herbeiführungdas Dankenswertheste
ist, was wir auf materiellem Gebiete für die Provinz leisten können.

Ich empfehle Ihnen nochmals, meine Herren, den Beschluß der Commission zu dem
Ihrigen zu machen. (Beifall.)
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VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß der Landtag auch dein
zweiten Beschlusse Ihrer Commission, der jetzt zur Verhandlung steht, beigetreten ist.

Damit ist der Gegenstand mit den dazu eingegangenen Petitionen erledigt.
Wir kommenzum nächstenGegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachcommission, betreffend den Ban eines Schifffahrts-
kanals vom Dortmund-Ems-Kanal bis zum Rhein.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lindemann, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter Lindemann: Meine Herren! Der Gegenstand über den

wir jetzt verhandeln, hat den hohen Landtag bereits im Jahre 1894 beschäftigt. Damals ist die
Cache ausgiebig in Bezug auf die wirthschaftlicheBedeutung des Unternehmens und die dabei
in Betracht kommenden technischm Fragen beleuchtet worden. Ich glaube daher, heute davon
absehen zu dürfen, diese Frage nochmals eingehendzu erörtern.

Gestatten Sie mir nur, Ihnen kurz den bisherigen Gang der Sache in Ihre Erinnerung
zurück zu rufen.

Als vor 12 Jahren die Königliche Staatsregierung dem Landtage die Vorlage wegen
Herstellung ciues Schifffahrtskanals von Dortmund nach den Einshäfen unterbreitete, war schon
damals kein Zweifel darüber, daß dieser Kanal nur betrachtet werden könne als Anfang, als
Thcilstrecke einer längeren durchgehendenWasserstraße, und in der Begründung zum Gesetzentwurf
war damals schon hervorgehoben, daß als nächstes Ziel zu erstreben sei die Verlängerung dieses
Schifffahrtskanals nach dem Rhein.

Nachdem die Vorlage im Landtage die Genehmigung erhalten hatte, wurden sofort die
Projektirungsarbeiten aufgenommen über die Fortsetzung des Kauals nach dem Rhein. Es ergab
sich dann aber, daß Meinungsverschiedenheitenbestanden darüber, welche Linie für diese Fort¬
setzung zu wählen sei. In einer größeren Versammlung von Interessenten wurde mit überwiegen¬
der Mehrheit von den vorgeschlagenenvier Linien die Süd-Emscher-Linie als die beste anerkannt
und diesem Votum trat auch die KöniglicheStaatsregierung bei.

Zur Ausführung dieser Linie wurde den Landtagen der beiden Provinzen eine Vorlage
unterbreitet, wonach den Provinzen angesonnen wurde, eine gewisse Garantie zu übernehmen, die
damals auch von beiden Provinzen übernommen worden ist. Die damals von uns übernommene
Garantie war kurz folgende — ich muß das erwähnen, weil jetzt die von uns zu übernehmende
Garantie voraussichtlich eine andere werden wird. Es wurde damals den beiden Provinzen
angesonnen, dafür die Gewahr zu übernehmen, daß die Kanalabgaben decken würden, erstens die
Betriebskosten,die auf rund 290 000 Mark veranschlagt waren, und zweitens eine 3'/»"/«^^
Verzinsungdes auf den Grunderwerb zu verwendendenKapitals, veranschlagtzu rund 10 Millionen.
Die Summen dieser beiden Posten macht in der Gesammtziffer 640 000 Mark aus, und sollteil
die beiden Provinzen die Gewähr für diese Einnahme in der Weise unter sich theilen, daß die
Rheinprovinz 70°/» zu gawntiren hatte, und die Provinz Westfalen 30«/«, wobei es dann vor¬
behalten blieb, daß die Provinzialverbände den von ihnen eventuell zu deckendenFehlbetrag wieder
untervertheilten auf die zunächst betheiligten Kreise, so daß der Gesammtverband entweder gar
nichts, oder doch nur einen ganz kleinen Theil eventuell zu zahlen gehabt hätte.

Diese Garantie zu übernehmen, hat der im Jahre 1894 hier stattgehabte Landtag
genehmigt, und hat dann die KöniglicheStaatsregierung unter Acceptationdieses Anerbietens eine
bezügliche Vorlage im Landtage eingebracht.
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Die Genehmigung wurde aber im Landtage versagt. Nunmehr änderte die Provinz
Westfalen ihre Stellung in der Sache. Sie nahm ihre Zusage bezüglich ihrer Betheiligung an
der Garantie zurück, und verlangte, daß nicht die Süd-Gmscher-Linie, sondern die Lippe-Linie
ausgeführt würde. An der Ausführung der Lippe-Linie konnte die Nheinprovinz kein Interesse
haben, denn dadurch wäre der Verkehr von den Rheinischen Kreisen abgelenkt und die wirtl>
schaftliche Entwickelungderjenigen industriellen Kreise, welche der Nheinprovinz angehören, nuf's
höchste geschädigtworden.

Es hätte eine wirthschaftlicheVerschiebungdes bedenklichsten Umfanges stattgefunden.
So stockte die weitere Förderung der Sache. In den Kreisen der Interessenten und der Freunde
des Unternehmens mußte man sich aber bald überzeugen, daß, wenn der Widerstreit unter den
Interessenten darüber, welche Linie zu wählen sei, nicht in irgend einer Weise gelöst würde, eine
Förderung der Sache überhaupt nicht zu erhoffen sei.

So ist man denn zu dein Vorschlage gekommen, beide Linien auszubauen, sowohl die
Süd-Emscher-Linie, wie die Lippe-Linie, und würden dann die Provinzen an der zu über¬
nehmenden Garantie sich in der Weise zu betheiligen haben, daß der Prouinzialverband von
Rheinland zu garantiren hätte eine gewisse Summe von Einnabmen für die Süd-Emscher°Liniein
Verbindung mit den beteiligten Kreisen Westfalens, das sind die vier Kreise: Gelsenkirchen-Stadt,
Gelsenkirchen-Land, Bochum-Stadt und Vochum-Land, und daß der Prouinzialverband von
Westfalen zu garantiren hätte eine gewisse Summe von Einnahmen für die Lippe-Linie in
Verbindung mit dem dabei interessirten RheinischenKreise, das ist der Kreis Neeö.

Den Vorschlag,auf dieser Grundlage die weitere Entwickelungder Sache zn fördern, hat
der Provinziallandtag von Westfalen angenommen.

Es ist nun an uns der Antrag gestellt worden, auch unsererseits uns hiermit einver¬
standen zu erklären. In der Fachcommissionwar darüber keine Meinungsverschiedenheit,daß der
Provinziallandtag sehr wohl auf diesen Vorschlag eingehen könne, wenn es sich darum handele,
daß in der Höhe der Garantie eine wesentliche Aenderung nicht eintritt, denn es würde dann
nur die Veränderung sich für uns ergeben, daß eventuell die Frachten auf der Süd-Emscher-Linie
sich vielleichtetwas verändern könnten, indem ja auch die Lippe-Linie benutzt werden kann, um
aus dem Wasserwege Güter zu befördern. Diese Besorguiß dürfte aber eine sehr geringe sein,
weil die Süd-Emscher-Linie der kürzere Weg für die Hauptrichtnng des Verkehrs ist.

Der Umstand also, daß mit der Süd-Emscher-Liniegleichzeitignoch eine zweite Canal-
verbindung ausgeführt wird, braucht nach Ansicht der Commissionuns nicht bedenklich zu machen
bezüglich der Aufrechterhaltung der früher übernommenen Garantie. Es hat aber die Königliche
Staatsregiernng zugleich ihre Anforderungen in Bezug auf die zu übernehmenden Garantien
geändert und dieselben erhöht. In der Druckschrift ist Ihnen das des Näheren bereits dargelegt
worden. In Bezug auf die Süd-Emscher-Linie stellt sich die Sache wie folgt. Nach unserem
früheren Beschlusse sollte im Ganzen eine Gesammteinnahme von 640 000 Mark garantirt
werden, jetzt verlangt die KöniglicheStaatsregierung Garantie für die Betriebsausgaben, die ja
dieselbenbleiben würden wie früher, rund 290 000 Mark und Uebernahme von 3^°/° Zinsen
für ein Drittel, bezw. die Hälfte des ganzen Vaukapitals, welches auf 22, bezw. je nach der
Wahl der Linie auf 24 Millionen zu berechnen ist, und die zu garantirende Summe an Ein¬
nahmen würde also eventl. 1 070 000 Mark betragen, mithin eine nicht unerheblicheSteigerung
gegen die frühere Ziffer von 640 000 Mark.

33
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Dabei ist allerdings für den Garanten der Vortheil eoncedirt worden, daß event. '/2«/<,
der Zinsen, die im Ganzen zu 3'/?"/» angenommensind, zur Amortisation verwendet werden soll,
sodaß die Garantie sich im Laufe der Zeit vermindern wird.

Meine Herren! Der Commissionist die Vorlage, über die ich Ihnen zu rcfcriren habe,
erst gestern Mittag zugegangen. Sie war nicht in der Lage, prüfen zu können, in wie weit in
Bezug auf die Höhe der Garantie Bedenken ubwaltcn. Sie hat aber geglaubt, sich dieser Prüfung
entschlagcn zu dürfen, weil der Herr Landcsdircktor erklärte, daß nach der Absicht des Provinzial-
ausschusscsin dem Beschlusse,der Ihnen zur Annahme empfohlen wird, nicht die Ermächtigung
für den Provinzialausschuß enthalten sein soll, ohne vorherige besondereGenehmigung des Land-
tagcs weitergehendercchtsverbindlichc Verpflichtungenfür die Provinz zu übernehmen, als das nach
dem früheren Beschluß ihm gestattet ist.

Es wurde auch geltend gemacht,daß unter Umständen es ebenso richtig sei, die Erörterung,
ob irgend welche Bedenke» in Bezug auf die Höhe der Garantie zu erheben seien, zu unterlassen,
weil die Hoffnung nicht ausgeschlossen sei, daß die KöniglicheStaatsrcgicrnng in dieser Beziehung
ihre Forderung ermäßigen werde. Diese Hoffnnng würde aber vereitelt werden, wenn ein Beschluß
des Landtages vorläge, daß er geneigt sei, die Garantie in der vollen erforderlichen Höhe zu gebcu.

Es kommt auch hinzu, daß es bei den früheren Grundsätzen verbleiben wird, daß die
eventuell zu lcistcuden Zahlungen in der Hauptsache von den interessntcn Kreisen zu leiste» sein
werden, uud daß die Provinz eigentlich nur die Vermittlerin darstellt gegenüber der Stcmts-
rcgieruug, welche die Zahlungen, die von den intercssirtcnKreisen zu leisten sind, der Staats-
regicrung gegenüber gewährleistet. Hierbei ist ja uicht ausgeschlossen,daß der Gescnnmtvcrband
mich einen, aber nicht zu hoch bemessenen Prozentsatz nn dem Gcscnnmtznschussemit übernimmt,
um dadurch das Interesse zu doknmentire», das auch die Gesammtheit an dem Zustaudctummcn
der Sache hat.

Ich wiederhole also, daß der Antrag des Provinzialausschusses, dessen Annahme auch
die CommissionIhnen empfiehlt, nicht dahin zu verstehen ist, daß der hohe Landtag dem Pro¬
vinzialausschuß eine Ermächtigung giebt, rcchtsverbindlicheVerpflichtungen für die Provinz zu
übernehmen, über die Grenze dessen hinaus, was bereits früher beschlossen ist.

Mit diesem Vorbehalt glaubt die Commission Ihnen recht dringend die Annahme des
Vorschlages des Provinzialausschusses empfehlenzu dürfen, und es würde gewiß für die Förderung
der Sache, die wir doch alle wünschen, recht erwünscht sein, wenn dieser Antrag von Ihnen mög¬
lichst einstimmig angenommen würde, um dadurch zu dokumentiren, daß auch in diesem Pro-
vinziallandtage, wie das im Westfälischengeschehen ist, dem Unternehmen volle Sympathie ent¬
gegengebrachtwird, und daß die verschiedenenVerufszweige nicht kleinliche Abrechnungendarüber
anstellen wollen, ob dieses Unternehmen etwa dein einen oder dem andern Berufszweige mehr
Vortheil bringt.

Ich empfehleIhnen also den Antrag der Fachcommission, wie er Ihnen gedruckt vor¬
liegt. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandluug. (Abgeordneter Lohmann: Ich
bitte ums Wort!) Sie haben das Wort.

Abgeordneter Loh mann: Meine Herren! Ich wollte in dieser Sache keine Gegenrede
halten; aber ich möchte doch feststellen, daß es uns nicht so ganz leicht wird, in dieser Sache zu
einer möglichsten Einstimmigkeit zu gelangen. Die Frage, wie sich nachher die Belastung der
Provinz aus Anlaß dieser Uebernahme der Garantie gestalten wird, ist doch noch zu wenig geklärt,
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und so lange ich das nicht übersehe, so lange ich nicht die Gewißheit habe, daß im Wesentlichen
die Lasten auf die Interessenten abgewälzt werden, muß ich mir zu meinem Bedauern vorbehalten,
nicht für diese Sache zu stimmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. Dann darf ich die
Verhandlung schließen.

Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir zur Abstimmung, Der Antrag der I. Fachcommissiunliegt Ihnen

unter Nr, 113 der Drucksachen vor. Meine Herren! Eine Verlesung wird also wohl kaum «erlangt.
Ich ersuche diejenigen Herren, welche diesen Antrag annehmen wollen, sich zu erheben.

(Geschieht) Das ist die große Mehrheit. (Rufe: Gegenprobe!)
Ja, meine Herren, wenn Sie Gegenprobe wünschen, (Rufe: Ja!) dann bitte ich diejenigen,

welche gegen die Vorlage sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. Die Vor¬
lage ist mit erheblicher Mehrheit angenommen.

Meine Herren! Wir kommenzum vierten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I, Fachcommission zu der Petition der evangelischen Kirchen¬
gemeinde Fricdrichsthal um Herabsetzung des Zinsfußes für ein bei der
Laudesbant der Nheinprovinz entnommenes Darlchn.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr AbgeordneteLindemann, dem ich das Wort gebe
Berichterstatter AbgeordneterLindemann: Meine Herren! Die Kirchengemeinde Fried¬

richsthal hat bei der Lcmdcsbank der Nheinprovinzim vorigen Jahre ein Darlehen von 37000 Mark
aufgenommenzu dem damals ein für allemal festgesetztenZinssatz von 3,6°/». Sie glaubt nun,
daß dieser Zinssatz zu hoch sei und beantragt, daß der Zinsfuß der Provinzial-Landesbankallgemein
auf 3"/o herabgesetzt werde. Es kann indeß nicht zweifelhaft sein, daß wir den Zinssatz nicht
auf 3 °/o hcrabsctzeu köunen, wenn wir selbst zn 3"/» kein Geld haben können. Also dieser Antrag
ist unannehmbar.

Dann beantragt die Gemeinde weiter, eventuell ihr zn gestatten, das Darlehen zu kündigen,
weil sie es bei Privatkapitalisten billiger werde haben können.

Der Herr Landcsbankdirektorstellte die Zulassung dieser Kündigung in Aussicht. Die
Fachcommissionwar aber der Meinung, daß über die Zulassung der Kündigung in erster Linie
das Kuratorium der Lcmdcsbank zu befinden habe und daß es nicht Sache des Proviuziallandtages
sei darüber zu beschließen, ob eine solche Aenderung in einem einmal geschlossenenVertrage statt¬
finden soll.

Es wird Ihnen daher der Antrag unterbreitet, die Petition abzulehnenund es dem Kura¬
torium der Landesbank zu überlassen, über das erbeteneKündignngsrcchtEntschließungzu treffen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum
Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmung feststellen,
daß Sie dem Antrage Ihrer I. Fachcommissionbeigetreten sind.

Wir kommenzum 5. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission, betreffend die Veräußeruug des Langen-
felderhofes.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Engelsmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Engelsmann: Meine Herren! Durch die Beschlüsse des

jetzigenProvinziallcmdtages steht die Verwendung des Langenfelderhofes zu Anstaltszwecken nicht
mehr in Frage. Da nun dem Provinzialausschuß günstige Kaufofferten gemacht worden sind

33*
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halte ich es für opportun, nicht näher hier auf die Sache einzugehen,und ich schlage Ihnen des¬
wegen folgenden Antrag der II. Fachcommissionvor:

„Der Provinziallandtag wolle dem Antrage des Prooinzialausschusscs:
„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuh ermächtigen, eine günstige
Gelegenheit zum Verkaufe des Langenfelderhofeszu benutzen",

stattgeben". (Beifall.)
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich Niemand zum Wort

meldet, schließe ich die Verhandlung, und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, das;
Sie dem Antrage der II. Fachcommissionbeigetreten sind.

Dann kommenwir, meine Herren, zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der Wahlprüfungscommisfion zu den stattgefuudenen Ersatz¬
wahlen für den Rheinischen Provinziallandtag.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Spiritus. Ich gebe Herrn Abgeordneten Spiritus
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Es haben folgendeErsatzwahlen
stattgefunden. Für den Kreis Eleve ist gewählt worden der Königliche Landrath Herr Geheimer
Rcgiemugsrath Eich zn Eleve; für den LandkreisEoblenz der Königliche Landrath Herr von Vartun
genannt von Stedmcm zu Eoblenz; für den Kreis Erkelenz Herr I)r. Lueas in Erkelenz; für
den Stadtkreis Esfcn Herr Kaufmann und Stadtverordneter Waldthansen in Esfen. Für den
Landkreis Esfen sind gewählt worden die Herren Generaldirektor Schulz-Bricsen zu Nutthausen
und GutsbesitzerHeinrich Kirchmann zu Gerschede. Für den Stadtkreis Köln ist gewählt der Herr
Iustizrath und Beigeordnete Franz Ianscn zu Köln. Für den Kreis Ottweiler der Herr Bcrgrath
Lohmann in Neunkirchen. Für den Kreis Nheinbach ist gewählt der KöniglicheLandrath Herr
von Groote zu Nheinbach. Für den Kreis Nuhrort ist gewählt der Herr Generaldirektor Scrvacs
zu Ruhrort, Diese Wahl war bereits bei der vorigen Tagung des Landtages vollzogen. Es war
aber die 14tägige Einspruchsfristnoch nicht abgelaufen nnd konnte daher damals nicht Beschluß
gefaßt werden. Für den Landkreis Trier ist gewählt der Herr Rittergutsbesitzervi-. von Nell zu
Trier. Für den Kreis Waldbrocl ist gewählt der Arzt Herr Dr. Venn in Waldbrocl. Hier war
im vorigen Landtag ebenfalls die 14 teigige Frist noch nicht abgelaufen und es konnte daher anch
hier nicht beschlossen werden. Endlich für den Kreis Wipperfürth ist gewählt der Königliche
Landrath Herr Freiherr von Dalwigk zu Lindlar.

Meine Herren! Die 14 tägige Einspruchsfristist nunmehr hinsichtlich sämmtlicher Wahlen
abgelaufen. Einsprüche sind nicht erhoben worden und beantragt in Folge dessen die Wahl-
prüfungseoinmissiou,daß Sie die eben vorgetragenen Wahlen für gültig erklären wollen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum
Wort. Dann schließe ich die Verhandlung und darf ohne besondereAbstimmung feststellen, daß
der Provinziallandtag dem Antrage der Wahlprüsuugseommissionbeigetreten ist.

Damit sind wir am Ende unserer Arbeiten, und ich habe die Ehre, dem Herrn Landtags-
commissariusanzuzeigen,daß der Provinziallandtag seine Geschäfte beendet hat und bitte, denselben
zu schließen.

KöniglicherLandtagscomnnffarius, Ober-Präsident Nasse: (Die Mitglieder erheben sich)

Hochgeehrte Herren!

Sie stehen am Schlüsse einer Tagung, welche gleich bedeutsam an Umfang und Inhalt
Ihre Arbeitsfreudigkeitin besonderemMaße erheischte.
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Unter der bewahrten Leitung Ihres allverchrten Vorsitzendenhaben Sie in ernster und
sachgemäßer,nur von dem Gefühle der Verantwortlichkeitgetragener Arbeit die wichtigenIhrer
Entschließungunterbreiteten Vorlagen erledigt. Daß Sie dnrch Ihre Verathungen anfs Neue die
volle Uebereinstimmungmit Ihrer vortrefflichen,durch die sachkundige nnd sorgsameMitarbeit
Ihres Ausschusses unterstütztenVerwaltung bekundethaben, gereicht nur zur besonderenFreude.

Ich zweifle nicht, daß die von Ihnen gefaßten Beschlüsseunserer Provinz zum Scgeu
gereichen werde» uud daß insbesonderedurch Ihre freigebigen Bewilligungendie Weiterentwickclung
der Angelegenheitendes Proviuzialvcrbandcs auf gesunde Grundlagen gestellt ist.

Indem ich Ihueu, meine hochverehrten Herren, den Dank der Königlichen Staatsrcgicrung
für Ihre opferwilligeuud freudige Mühewaltung aussprcche, erkläre ich auf Grund des ß 26 der
Prouinzialordnung den 40. Provinziallandtag der Rhcinprovinz für geschlossen.

Vorsitzender Becker: Meine hochverehrtenHerren! Dann lassen Sie uns, ehe wir
uns jetzt trennen, uns noch einmal vereinigen in dem Ausdrucke der Liebe, der Treue und der
Ergebeuheit gegen uusereu erhabenen Kaiser. Stimmen Sie ein in den Nnf: Seine Majestät
unser theurer Kaiser und König Wilhelm II, er lebe hoch, und nochmals hoch, uud zum dritten¬
mal hoch! (Die Mitglieder stimmen begeistert in das dreimalige Hoch ein.)

(Abgeordneter Courth: Ich bitte noch ums Wort.)
Das Wort hat Herr AbgeordneterCourth.
Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich glaube in Ihrer aller Sinne zu handeln,

wenn ich unserem verehrten Vorsitzenden,Herrn Oberbürgermeister Becker, den Dank sage für die
umsichtige und liebenswürdigeArt des Präsidiums bei unseren Verhaudluugm. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzeuder Becker: Meine Herren! Ich danke Ihnen für diesen Ausdruck Ihres
Daukcs, und Sie werden mir gestatten, wenn ich denselbenübertrage zunächst auf meinen Herrn
Stellvertreter, der mich so freundlich immer unterstützt hat, und auf die Herren Schriftführer,
die ihres Amtes so vorzüglichgewaltet haben.

Wenn es mir gelungen ist, die Leitung der Geschäfte nach Ihren Wünschen zu führen,
dann ist es wesentlich, meine Herren, mir erleichtert durch die Einmüthigkcit, mit der Sie in
fast allen Sachen die Beschlüssegefaßt haben. So war eigentlich eine Leitung der Geschäfte
selbst kaum uothwendig. Ich wünsche, daß dieses cinmüthige Zusammenwirkenimmer so bleiben
möge. (Lebhafter Beifall.)

(Schluß der Sitzung gegen 12'/^ Uhr.)
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